
Propofitionen und Adressen





Allerhöchster Landtags-Abschied.
fnr die zum 17. Provinzinl-Landtage versammelt gewesenen Stände der Rheinprovinz.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen :c.
7uf^e"ll^" """""' Ständen der Nheinprovinz Unsern gnädigsten Gruß, und ertheilen hiermit

Landtages de^ ^"^ des im Jahre 1««2 versammelt gewesenen Provinzial-

I. Aus die gutachtliche Erklärung ülicr die Prolwlltianen.

einer all.^!^ ^«"!""?° ^ ^Einschätzung der ,m 8- « zu 4 des Gesetzes, betreffend die Einführung
st^^fü^^Ml l" '""7 ^ "' ^' '«" (Gesetz-Sammlung S, .17) gedachten Gebäude,
2 De mber ,«7^^?' 3l ""^ ^' ^"'"' "^ m dem Gutachten Unserer getreuen Stände vom
aesMck.n ^/ ^ ^ ? " ^brachten, für die übrigen Kreise dagegen nach sorgfältiger Erwägung der

" ^'' '" ^'^ kommenden thatsächlichen Verhältnisse andere geeignete

Sinn. .D^"ben Gutachten "cm"ß ist von der Aufstellung besonderer Einschätzungs-Merkmale im
nne oes^. « zu .. des gedachten Gesetzes für die Rhemvrovmz Abstand genommen worden

, ^ ^'^ gutachtlichen Aeußerungen Unserer getreuen Stände über die Entwürfe

lu^hrenbreit'tein^"^''^"^ ^ ^°""^" "^ 'W^elenwesens in. Bezirke des Justiz-Senats

d, eines Gesetzes, betreffend die Einführung der Eoneurs-Ordnung vom «, Mai 1855 (GeseK-Saunn-
b^s Z2l> und des Gesetzes über die Befuguiß der Gläubiger zur Anfechtung der Rechts-
yanolungen zahlungsunfähiger Schuldner außerhalb des Concurses vom 9. Mai ',«55 iGesetz-
^amml Seüe 42l.) iu den Bezirk des Justiz-Senats zu Ehrenbreitstem,

Iwb.."'^ ^ ^^"' Aufhebung der lex ^na.l^illna in den Landestheilen des gemeinen Rechts
18.?^'l. ^"°"" Berathung die entsprechendeBerücksichtigung und durch die Gesetze vom 2, Febr'
l««l '« 7^"'nml. Seite Z4) vom . Februar 1^04 (Gesetz-Samml. Seite 4«) und'vom 1. Febr
"t>4 .Gesetz-^-amml. S. 3.) ihre Erledigung gefunden,

bei den d, ^ ^"!"^" ^"'^"^""^" ^"'^ "^" ^ Abänderung der Kreio - Verfassung wird
fälti^./^ > - ^ l'^' "gebenden weiteren Erörterungen über diesen Gegenstand zur sorq-
'"liigen ^rwaguniz kommen.

Wurfs ,^^,7^""^'""'^^^^"'°^""ucn St^ „mit Beseitigung des ihnen vorgelegten Ent-
liuksrw nM...n H"'. !,''" n"" ^""" '" ^"' ^"bc von Waldnngen für die Rheinprovinz oder den
dem even ^ ^" ' "U'zuheben". hat leine Folge gegeben werden tonnen. Dagegen wird,
weiteren '!! antrage entsprechend, d.e Borlegnng eines Gesetzentwurfs an die Vandesvertretung zur
Neben unk Ä"? .""behalten bleiben, sobald einige nachträgl.ch zur Sprache gebrachte, jedoch nur auf

«venpuntte stch bez.ehendeBedenken ihre Erledigung . efunden haben werden.

1. Gebäude - Steuer.

-^, Kontratt- u, Hypo»
theken »Wesen , Con»
curs »Ordnung, >t',x,

H,!>N,5Ii,-!iiN!l>.

o, Kreis Ordnung.

4, Errichtung uou Ge»
däuden in der Mhe
der auf dem linken
Nheiuufcr der Rhein
Provinz geleg. Wal.

düngen.



II Auf dir Niindischln priitioneu.

1. Perleihunaen der
Ritternnts - QimNtät.

2. Fener-Soeiclnt.

3. Blinden Anstatt zn
Dnren.

4. BerssischerSchul'
Fonds,

Den Anträgen Unserer Irenen Stände der Ritterschaft in dcr Petition vom 2 Dezember
1^2 entsprechend haben Wir den Gütern ^ > ^ ^ < . ^ ^ ., ^ ^.«„

f^^laer l^estelen und l^eisberg des Grafen Hoensbroech, Hohenlind des Banquiers >-tein,

Sonsfeld des !>>'- !,,!'<> hupten, und Branderhof des Grafen Nellessen,

b. Reform dcr Hypo«
thetrüVcljassnnn im
Bezirke des Appella-
nonsnerichlshofcdM

Cüln.

6. Vcmdwcbr Pferde»
geldcr ° Fonds.

7. Rhein Wejcr.lMc,
CllNlll.

die Rittergut'Qualität beigelegt Eine gleiche Verleihung haben Wir bei dem Gute Haus Fürstenberg
< , ,, lassen nacbdem das von dem nn Iabre !^<) versammelten Provmzial-^ndtage in ^ezi.g auf

dm Re!n-Ertrag «hobene Bedenten durch Unfere Entscheidung im ^andtags-Abschiede von. ,.',. November,
18U2 n<l N. 2. inzwischenbeseitigt worden ist.

Der Antrag Unserer getreuen Stände in der Adresse vom 2, Dezember 1^ wegen Abände-
„ >,« ^ ,-> des rcvidirten Reglements für die Rheinische Provmzml-Feuer-Soeietät vom !. ^cpt.

t"^ hat durch' Unseren Erlast vo,n X). Januar >^ (Gesetz - Samn.l. Seite 0t,> seine Erlegung

Die von Unsern getreuen Ständen in der Petition von, .'..Dezember l«.'>2 nachgesuchte Geneh-
miauna ^Umwandlung der in Dürem bestehenden Blinden - Anstalt in ein provinzielles Institut haben
^ir aern ertbeill; ai.ch bat sich gegen die beschlosseneBewegung eine» jährlichen Zuschusses für i.ene
Anstalt von ^'<X> Thlr. vro ,^> und l^.l und einer Summe von .^».. Thlr. für verschiedene^ bau-
Ucke Einrichtungen und Beschaffungen der Anstalt au« dem zur Verfügung Unserer getreuen stände
stehenden Antheile des Zinsgewinns der Rheinischen Provinz.al-Hülfstafse nichts zu erinnern gefunden.

hinsichtlich des Belgischen Cchulfonds verweisen Wir Unsere getreuen Stände auf den ^and-
tags-Abfchi^d vom 7. November l^l, >iud -!<». Dezember 1,^^ wonach denselben bei der Verwaltung
dieses Fonds eine Mitwiiti»,g weder ziisteht, noch eingeräumt werden tann.

Uelrigens finden die von Unferen getreues Ständen bei diefem Anlast vorgetragenen Bedenten
aeaen die Gablung eines Zuschusses von ,<D Thlr. f'ir das Progymnasium in Siegburg aus dem Ber-
aischen Sckmlfonds ibre Erledigung darin, dast der Bcrgische Tchulfonds em zu UnterrichtsziueÄen nmer-
halb des früheren Herzoglich Bergischen Gebietes bestimmter Staatsfonds ist und Siegburg dre,em Be-
zirt geographisch angehört.

Auf die Petition Unferer getreuen Stände wegen einer Reform der Hvpolheten-VerfaMng nn
'Ne-irle des'Appellations-Gerichtshofes zu Eöln eroffnen Wir denselben, daß zur legislativen Regulirung
diese« Gegenstandes Einleitung getroffen ist, und dast vorbehalten bleibt, seiner Zeit den Ständen den be¬
treffende!: Gesetz-Entwurf zur Begutachtung vorzulegen.

Auf die Petition vom 2,'>. Nov. 1,^2 eröffnen Wir Unfern getreuen Ständen, dast gegen die
^ ' anderweit beantragte Ueberlafsung der eigenen Verwaltung des beim Staatsschätze verwalteten so-

„ vandwelnvserdegelder^onds zur Selbstverwaltung sich nichts zu erinnern findet, daß aber den
""7^ .« Einrichtung' der künftigen provinzialsiändlfchen Verwaltung gestellten besonderen Anträgen
^" I Renten entaegenstehen, Welche in einer Unferen getreuen Ständen durch unferen Konrmif-

wrn^t'^i^n Schrift näher ausgeführt sind. In diefe Denkschriftsind auch Andeutungen hin-
^/ ^ Wmes aufgenommen, auf welchem die verschiedenartigen und entgegengesetzten Interesien

iicytlM) ' ^ ^ ' ^^,„lich„, werden tonnen, und Unser Kommissarius ist ermächtigt, dem-

gem^bchufk dlMiver anderweiter Regelung der Angelegenhett mit Unfern getreuen Ständen m Ver¬

handlung 3" r^''^ ^^^ ^.^^ ^^^ ^^^^ ^^ ,, ^^ ,^ ,^^erten Projecte zur
>^ es den Rbeiu init der Weser und Elbe verbindenden Kanals ist Unser Interesse fort-

Ausfuhrung e'mv ^ HN^l,^yston Entschließungen nrüfsen jedoch bis nach erfolgtem Abfchluß der
'""" '" Z"t erst e.n The« hat beendet werden tonnen,

vorbehalten bleiben.



Dem Äntraqe unser« getreuen Stände entsprechend, sind die in der Petition vom :'. Dezbr. «,Äufnn!,mrim>,««r
.,.,, ^ ^ ^ Sirasicn in den Ne-

gicri,nl,sbczirkc»Cod°^'i'.' genannten Straßen, nämlich: ,) die Straße von Nissen, nn der Sieg durch das Wisscrthal nach ^,^''„'" p>"',^
^'nooergerhutte an der Der,chlag-Nothcnmnhler Bezirtsstrnße, mit ihren im Regierungsbezirk Coblenz icnz. Cüln »w D«s-
belesenen Theilen ^ >, die Straße von Ältentirchen iiber Bergenhausen nach der Nheinstmße bei Flam- '"d"' »mlr die Nc>
mersfcld ^ ^,) die im Regierungsbezirk Cöln belesene Strecke der Linz-Rottbitzer Straße ^ 1! die Trois- '"l^'«w'„.
d°rf-5^iondorfer Gemcinde-Chanssee^ .',j die Gemeinde-Chaussee von Werden an der Ruhr nach Kettwig
vor der Brücke und ü) die Gemeinde Chaussee von Rees nach der Cisenbnhn Station Empcl nach ihrer
bezirtsstraßennnißigen Vollendung unter die ostrhcinischen Bezirksstraßen, und zwar die Straßen nck 1
und ^ des Regierungsbezirks Coblenz, a<1 ^, und < des Regierungsbezirks Cöln, ad '. und ü des
Regierungsbezirk Düsseldorf übernommen iverden.
^ ,^"" Antrage in der Petition vom 5, Dezember 1,^^ wegen Aufnahme der Straße von ü, Geninndc-Mgvon
^onQdeck im kreise Geldern, iiber Winnetendonl nach .Nevelner unter die westrheinischenBezirksstraßen s°n^cc> nach jicve°
^ .)teg!eru»gsbezirks Düsseldorf haben Wir, unter gleichzeitiger Bewilligung einer Bau-Prämie von

>""" Thlr. pro M,il, stattgegeben

s s i^ '" Auftrage Unsere getreuen Stände in der Petition vom 5. Dezember 1^'i'» entsprechend, I<> ^emenidc
haben 'Hr den Bau einer Gemeinde-Chaussee von Fchendorf an der Cöln-Micher-Staats-Straße ^!," °°." >"'«''
über Heiwnersbach nach Moederoth an der Cüln-Dürener Bezirksstraße genehmigt und neben Per- dach 'üach Ud'mch,
U'hung des Crpropriations-Rechts der zu der Chaussee erforderlichen Grundstücke, der sonstigen fiüea-
lischen Vorrechte und des Rechts zur Crhebung des Chausseegeldes der Gemeinde »emmersbach eine
Neubau-Prämie nach den, Satze von ,.<><w Thlr. für die Meile bewilligt.

Die ^age des Bezirtsstraßen Fonds des Regierungsbezirks Aachen gestattet die Uebernahme I!. Dm-en Wollers.
»euer Verpflichtungen zur Zeit nicht l,nb hat deshalb dem in der Petition von, ',, Dez, !,^2 Yci'„cr Prämien-
^stellten Antrage Unserer getrene» Siände auf Uebernahme der Düren-Wollersheimer Prämie»
Straße nntc'r die Bezirksstraßen vorläufig nicht stallgegeben werden tonnen.

e in der Petition Unserer getreuen Stände vom !. Dez. !>0!c! beantragte Uebernahme 1^. lHchtei nacherbriiet'
?>

»«Gemeinde-Chaussee von Cchiernacherörück über Bollendorf „ach Wallendorf unter die Bezirke Wallendorfer-Ktmße.
Maßen des Regierungsbezirks Trier haben Wir nnter dem I. Februar d. F. Allerhöchst genehnngt.
d' tt"^ ^'^ ^"^'"' ""'" ^'' ^"'- '^"" eröffnen Wir Unferen getreuen Ständen, daß nachdem 1.'!. Seoelen'TüömK-

" detreffenden Geineinden sich zur bezirtsstmßenmäßigen Herstellung der 2traße oon Sevelen über bera^r Gemeinde-
^Yeurdt uud^ Schaephuiiscn nach Thönisberg bereit gefunden haben, und ihnen zu diesem Behufe die
wealychen Vorrechte unter Bewilligung einer Bauprämie verliehen sind, die Uebernahme der Straße
mie die weitrheinischen Bezirksstraßen des Regierungsbezirks Düsseldorf nach bezirksstraßenmäßigem

Ausbau oon Uns genehmigt worden ist.

Ant >, ^"^" getreuen Ständen haben Wir auf die Petition von, 6. Rov. ,^(!, in welche», der 1^. Nord Cannl
^ 'rag des !,, Rheinischen Prooinzial-Landtages voni 16. Februar 1^5 l wegen Rückerstattung

er für den Bau des Rorokana-ls zur Staatskasse erhobenen Beiträge der betreffenden -^andestheile
^n wegen Ueberweijnng eines Antheils an dem Rntzungs-Ertrage der Canalgrundstücke erneuert wor-

"' ist, m dem ^andtagü-Abfchiedc vom 15 Rouember 16«! <! die vorläufige Eröffnung zugehen lassen,
a„ Unsere Allerhöchste Entscheidung bis nach Abschluß der über die Petition noch schweöcndenVerhand¬

lungen vorbehalten bleiben müsse.
Wir eroffnen unfern getreuen Ständen nunmehr Folgendes!
Bezüglich des ersten Antrages auf Rückerstattung der angeblich zur Ungebühr zur Staatskasse

lrhooencn ^tenerzuschläge für den Rordkaual können nur die ^ahre 161« bis 161ü in Betracht
mnmen. weil durch die .«nbinets - Ordre vom l7. September 16Ü:> diese Zuschläge vom l. Januar

die ^i >U,taslerfonds überwiesen, also der Prcwinz selbst ^, Gute gekommen sind. Allein auch
,^n,c!,lage ans jenen fahren sind nicht, wie Unsere gcireuen Stände annehuien, zu allgemeinen

aaiszwecken erhoben worden, haben vielmehr ihre Verwendung im ausschließlichen Interesse Unserer
^Mnprouinz gefunden. Denn bereits von den, General-Gouoerneur des Rieder- und Mittel-Rheins

ne Zufamnieniverfung der Departements und ,«reis-Zuschlage unier der Ankündigung augeorduet



-worden, daß dir Geldsumme, welche neben den Hauptstcuern aufkäme, zu solchen gemeinnützigen Bedürf¬
nissen verwendet werden sollte, deren Befriedigung nach den Grundsätzen der ausgleichenden Gerechtigkeit
der Provinz zur Last gestellt werden müsse. In Folge dessen sind vom Jahre 1816 an die Zulage-
Centimen überhaupt nicht mehr ihrer besonderen Bestimmung nach, sondern als ein Gesammtfends zu
Prouinzial- und Kreisbedürfnissen in die Steuer - Etats übernommen, und gleiche Beträge auf die
andern rheinischen Landestheile ausgeschrieben worden, ohne Unterschied, ob sie bis dahin an einzelnen
Zusatz-Centimen mehr oder weniger gezahlt hatten. Sonach ist auch das für den Nordkanal ursprünglich
bestimmte, unter den firnten Zusatz - Centimen auf die Preußische Abgabe - Verwaltung übergegangene
und von dieser Itt"/^ abgesetzte Steuerquantum nicht mehr als ein besonderer Steuer-Zuschlag, sondern
als ein Bestandtheil des ganzen Huschlags-Fir,ums als eines für provinzielle Zwecke bestimmten Gesammt-
Aufkommens erhoben, und mit der Verausgabung des letzteren im ausschließlichen Interesse der Provinz
wiederum verwendet worden.

Der Boraussetzung Unserer getreuen Stände, daß die gedachten Steuer - Zuschläge der all¬
gemeinen Finanz - Verwaltung zugeflossen seien, und dem hierauf gestützten Antrage auf Rückerstattung
derselben an die betreffenden Landestheile fehlt es hiernach an der Begründung, und können Wir
diesem Antrage nicht Folge geben.

Bei dem weiteren Antrage Unserer getreuen Stände, diesen Landestheilen die bisher zur
Staatskasse geflossenen Nutzungs - Erträge des Nordkanals, nach Abzug der darauf verwendeten Aus¬
gaben, sowie den aus dem Verkaufe des Nordtanals zu erzielenden Erlös zu überweisen, ist zwar nicht
in Betracht gezogen, daß die Kanal - Anlage die Bestimmung hatte, Staats - Eigenthum zu sein, und
daß den beitragspflichtigen Landestheilen ein Anrecht weder an der Substanz noch an den Nutzungs-

>Erträgen vorbehalten war. Wir wollen jedoch nicht darüber hinwegsehen, daß die gedachten Landes¬
theile zur Betheiligung an den Kosten des Kanalbaues herangezogen worden sind, in der Absicht, ein
fertiges und der Provinz dauernden Nutzen bringendes Werk herzustellen, während diese Absicht in der
Folge unerfüllt geblieben ist, und die Anlage die Eigenschaft einer gemeinnützigen mehr und mehr
verloren hat. Wenn Wir deßhalb auch Rücksichtender Billigkeit walten zu lassen geneigt sind, so ist
doch ein Fundament, traft dessen Unsere getreuen Stände die gesammten bisherigen und künftigen
Nutzungen nebst dem Verkauf - Erlöse der Kanalgrundstücke in Anspruch nehmen zu dürfen glauben,
nicht vorhanden. Da vielmehr die Hälfte der Änla gekosten des Kanals vom Staate allein, und die
andere Hälfte zugleichvon Landestheilen, welche jetzt dem größeren Umfange nach unter fremder Landes¬
hoheit stehen, getragen worden sind, so ist lediglich auf dasjenige Verhältniß zurückzugehen, in welchem
die Beiträge der jetzt zur Nheinprouinz gehörigen Landestheile zu denen der übrigen Contribuentcn und
der Staatskasse selbst stehen. Dieses Verhältniß ist bereits durch den Landtags - Abschied vom 30.
October 1532 auf Grund des in dem Gesetze vom 20. Mai 180U adoutirten Vcrtheilungsfußes auf
0: 58 angenommen worden, und würde daher die Zahl "/,>, der Berechnung zu Grunde zu legen sein.
In Rücksicht darauf, daß die hier in Betracht kommenden Intraden des Nordtanals nach den von
Unserer Negierung zu Düsseldorf angestellten Ermittelungen bis Ende 1««3 auf etwa l.O/w«! Thlr.
anzuschlagen sind, und daß die zu erwartenden weiteren Nutzungen eine», Kapitalwerth von etwa
1N0,M»0 Thlr. entsprechen, haben Wir Unseren Finanz-Minister ermächtigt, einen nach dem Verhältniß
von "7,^ sowohl von jenen früheren Intraden, als von dem cauitalisirten Nutzungswerth, abgerundet
auf 15,UW Thaler festgestellten Gesnmmtbetrag -nl äc^ituüi der Pruvinzial - Hülfs - Kasse zu zahlen,
und überlassen Unseren getreuen Ständen, über die Verwendung desselben im Interesse der betreffenden
Landestheile zu beschließen.

Zur Urkund dieser Unserer gnädigsten Bescheidungen haben Wir den gegenwärtigen Landtags-
Abschied Hochsteigenhändig vollzogen und verbleiben Unsern getreuen Ständen in Gnaden gewogen.

Gegeben, Schloß Vabelsberg, den !?. September 18>',1.
gez. Wilhelm.

s,ez. u. Bodelschwingh. v, Roon. Itzenplitz. u. Mühler. Gr. z. «ippe.
v. Selchow. wr. z. Eulen bürg.

^andtags-Äbschied für die Provinzial Stände der Nheinpromnz.



Provi„.ial^tnn?^"7"^'7"' -5"'" "' '""' """' ^z"g"ahme auf Nr. U. zu .! dos dem .6 W«h. L°nd.ag«.
^s ^ °.? .^ ^ ' "^ ^'"' '"^' ""getheilten Allerhöchste» LandtagsAbschieds oom 17 v M ^schied Nr. ll.. 6

^- " ^"""' ^"'"'chrift iiber den Rheinische» Vandivehr^Pferdegelder- VVN«
T^.dm i,nd 7'. "'^""^ "'"" "' ^"'"ieder dos Probinzial Landtages ganz ergebe, st zu be5. """
uberstndenund zugleich zur näberen Erläuterung Nachstehendes zu bemerken: > > ä

Au dem gedachten Fonds sind betheiligt:

^' ^.,^' RegierungsbezirkAachen salso die II «reise: Stadt Aachen,^and Aachen,Düren,
2 ei, 3 V?"' ^"^entirchen, Heinsberg, Iülich, Ätalmedy, Montjoie, Schleiden),

' kirck.>n .»s ^ . ^^^'"^'^'"^ ^"u <"""lich dio 4 «reise Nergheim, Stadt Col», Eus-
^ mll)l,i, ithombach ganz, die 2 «reise Bonn uud ^and Cöln nnr znm Theil)

' N,>n.> ., " des RegierungsbezirksD.isseldorf »nämtichdie « «reise (Geldern', Cleve, Vtoers.
4 ' ""^f""p"'' ^adbach, Crefeld, Grevenvroich - nnd zwar sämmtlich ganz),

' ^„ v !, . Regierungsbezirks Coblenz (nämlich die 3 Kreise Adenau, Ahrweiler,Mayen
^ M'„ die Z «reye Cobleuz,Cochem, Zell nur zum Theil),
''' ^'!. ^^.>^' ^l!'"ungsbezirts Trier (uämlich die 4 Meise Bitburg, Prttm, Dann, Wittlich

ganz, dw 3 «reise Stadt Trier, ^and Trier, Bernkastelmir zum Theil).

von Kreift^ "'"'^ ''^ "'' ^"'""gM" ans dreißig ganze Kreise uud auf acht Theile

der ei.ne>„^'5 ^"'"""'"ss der Kriegsdarlehns-Kassezu Aachen sind im Jahre 1..20 die Antheile
^d 7^die ^n^"7'^ ""'?""'' '" '" '"" Darlehen geleiMen Beiträge festgestellt,"'" c- :,i dies Verhältniß auch bis ,etzt stets festgehalten worden.

Danach habe» uou se ,00 Thlr. des Fonds zu erhalten:

1. der RegierungsbezirkAachen 31,nn P^cent oder 31 Thlr. 2>! Sgr. - Pf
" " ^üln 23,N(»0 „ .. 23 — .' —

^ '' „ Düsseldorf 2tt,5l>1
Coblenz 1tt,012 „
Trier 7,!»5>!»

1.

IU0

26 „ Itl , 1l>
1« „ 1>^ „ 5
7 ,, 2» „ !»

ION ^I_

»°U2.3;r^^.7^^^»^2^''""'""'"°"«
<

den Regierungsbezirk Aachen 50,!M! Thlr. 2N Sgr. - Pf.
^- „ „ Cölu 3«,««,» „ — ^ —
^- " „ Düsseldorf 42,4!<7 „ 23 „ 4 ",
4- „ „ Coblcuz IN,ü82 „ !> „ >^ ^,
^- " « Trier 12,733 ., iu ., __ .

entfalle» würdeu. ' «"M. Thlr. - Sgr. - Pf.

Veqre>.ui>.5i«,"'"n''^"^'"'''^ ^'' ""^"""' ^'^' dezieheutlichKreistheile i» ihrer der.naligen
Cobleuz üud ^,'>^^ ?!^ """ ""'^'^'"'hon geleistet habe», steht nur für eiuige Bezirke (Aacheu,
Trier ermtte.?^''"^"^, "'^ ^' """ "'" "" " "ch für die anderen Bezirke (Cöln »nd
der Bert , "^"' "'^ ^^"' ^"' Moichmäßigkeit halber, »nd da anch für eine andere Art
vertheiluna d?- ^" "ue Verpflichtung, noch ei,i z,oingendes Interesse besteht, für die Unter

u»g o., iedem Bezirke, beziehentlich Bezirkstheile znfallende» Beträge auf die eiuzelueu



Kreise, beziehentlich«reistheile des Bezirks als der beste Maßstab, wie es in der Denkschrift angedeutet
worden, sich allgemein das Verhältniß der Seelenzahl nach der letzten Volkszählung empfehlen.

Was die in der Denkschrift über die dem Fonds, selbst künftig z,i gebende Bestimmung über
die nutzbare Anlegung des Fonds, über die Ansammlung eines disponiblen Bestandes zur angen-
blicklichen Verwendung, über die .Mpitalisirnng der weiter auflommeuden Zinsen n. ^. »'. angedeu¬
teten Vorschläge anbelangt, so „lochten dieselben einer weiteren Empfehlung nicht erst bedürfen,
jedenfalls aber würde meines Erachtens durch den Provinzial Vandlag eiu alle diese Puukte genau
festsetzendes Reglement zu entwerfe,, sei», welches demnächst der Allerhöchsten Genehmigung unter¬
breite! würde.

Einer besonders sorgfältigen ttrwägnng wird weiter die Art der künftigen Verwaltung des
Fonds zu unterziehen fein, zumal wenn derselbe nach deu in der Denkschrift gegebenen Audeutnngen
lüuftig eine andere, als die bisherige Verwendnng finde» wird. Diese veränderte Verwendungsweise
würde es auch, wie ich glaube, nicht ausschließen, wenn der ProvinzialVandtag, — gegenüber den prak¬
tische» Schwierigkeiten, die sich aus der Verwalt,mg des Fonds als eines uugetheilten ganzen
ergebe» möchte» , es etwa i»s A»ge fasse» würde, ans ei»e sofortige Vertheil,i»g des Fonds unter
die einzelnen betheiligten Meise, welche dann seder seinen Antheil selbstständig nach den zu erlafsenden
Bestimmungen des Reglements zn verwalten hätten, znrückzntonunen.

Indem ich hiernach das Weitere ganz ergebenst anheimstelle, darf ich schließlich bemerke», daß
ich, falls der Provinzial Vaudtag für die Beratlmngen des betreffenden Ausschusses die Theiluahme eines
von mir zn entsendenden Commissarins etwa wünschen möchte, eine solche eintreten zn lassen, gerne
bereit sein würde. Auch würde es mir zweckmäßigerscheine»,wenn der Provinzial Vandtag eine Eoim
Mission bestimmen und uiit der entsprechenden Vollmacht bekleide» wollte, damit mit dieser die etwa
nach dem Schlüsse des Provinzial Landtages weiter erforderliche» Verhandlungen und Vereinbarungen
meinerseits stattfinden könnten.

Düsseldorf, den ->. Oktober !,->',!.

Der Königliche Qindtligü-Commilsininü,Wer-Msldrut der Nhempromn;

gez. v. Pommer-Gsche.
An

den Provinzias-^andtags-MarschllU Königlichen
Schloschmiptmcmn und Kcunmerhcrrn :c.

Herrn Freiherr»
von Waldbott-Bassenheim-Borntieim

Hochwohlgeboien
hier.



Denkschrift.
N.

1^0 -,»>'<,, "^'^"" die ^"teus der Proviuzial Vandtage vo» Preußen und der Rhoiuprovinz in, Iah« Denkschrift,die «and.

P^doÄw "o„o"'^ ^'' ^'"'" ^aatsschatze venoalteten sogenannten Va»d,oehr. wehrpserdeznderfonbs
rheinische >nvis^'^" d>^ Regn-rnngs Haupt-«asse zu ttöuigoberg, resp, an die einzelnen betheiligle»
gelehnt worden s ^"! ^^dstoerwaltnng dnrä, die Landtags Abschiedevon, !.'>. R'oveuiber >xl;^ ab
gensiande ernenen^' '^'^ ^' ^"'lßi,chen und die ^lbeinischen Prooinzialstände diese ^ouds znni !^'e

- n Prouinzial "a,,dlaa der ^,-,'n",! ^"">>'"> >'" !,,!.,>,.>„?«.„>->',>„,..,. > ^,».....,..... ,^2

„> Allerh. wundlag«,
abschied des II. «,

Dezember

welwvf'^^'"^'^^'^'" Königsberg ,a„sschließlich des «reifes Me,uel> zustellenden Vand
Pror^ '^^^" "" "^"'" p''"''"''>alständiscl,en Benvaltuug nnd z,oar bei der Preußischen
iwer^s ^^ ''" üb"'""'"', sowie den, der Petition beigefügten Reglement
Ml>''l ^"""^ ^"^'"'dn„si und ^erwaltuug des ,>',ids die Allerhöchste <^„ebu,iguug zn

Antragqest^'t^ "'"""^"'"^ Proviuzial Landtage ,s> i„ der Adresse von, 2.',, Rove.nder ,x<^2 der

de,> Rheiniuben ^'andu'ehrpferdegelder ,>„>ds der Rbeinischeu Provinzial Hülfs «äffe nüt
/.la^ade zn ube»oei,en, daß derselbe abgesondert verwaltet nnd darüber dem ,edes-

^u Betreff >"' ^"'",zial Landtage Rechnnng gelegl ,verde.
" 'N^'r^ntinchnng der gedachten ^ondo ist folgendes vorauszuschicken^

UMlerie Pferde ,^^ ^"""'„niachnng in, ^ahr l,^!,'. I,i ,vnrde ein Theil der disponibel,, Landwehr,Va
N'stung ,„,d d. > ^'^ . ^"N'nden Vaudestheile zurückgegeben, sondern den, Staate für die Ans-
Durch »lilerl,öch t^> ^m.eu Kavallerie zu dein Prei,e von <>'. Thlr». für das 3tück überlasse»,
diese Pferde ai^oer^^'^"^ ^"'7" '""""' ^"""^'' "'"""""' Vergütnngsgelder, welche für
«übt an.ge.ahlt n ^,7^ '" '" """"""' "^ ''"'" ^'^ »" pachte» Allerhöchsten Ordre noch

überwiesen und l'esti.nn.t, daß diese Gelder nnansgese,. der
vi»M ,,»d -chahnun„ter.nn>. verbleiben, hierdnrch indessen den betreffenden Pro-
'"achnng nebst d, ..n "^" ".tzvgen, ,onder„ denselben bei einer lünftigen andenveiten Mobil

' lu^ 1 ^n g^oonnenen ^„„en pr<. vc.ta zu Oute l
-"' duiem ^o„ds, welcher in, N.anzen die

tuig. >oareu betheiligle

lonimeu sollte,,,
^umme von X3,2<»2 Thlr. 2^ Zgr. '! Pfg, be¬

ll der Regiern,, gsbezirt Coesliu mit
?/ " " ^ieguitz mit
''^ 7 " Königsberg

<m den, llmfauge, ,oelcheu er im
Jahre lxiti hatte, alfo ausschließ.
>'ch des leises Memel) ,uit

^) der zwischen dem Rhein, der Mosel
und der ^iiederländisch.Belgischen
Gränze belegene Theil der Rhein,
Provinz init .

i^ü» Thlr.
X45 Thlr.

>!7?«, Tlür.

! 8,45,7 Thlr. 22 Sgr. ^! Pfg,

2»mma x»,2»>2 Thlr. 2^ Zgr. ^l Pfg.

0 1^',^'I„^'''" ^'"'^^ der Regiernngöbezirle Coesli». rüegni^ und Königsberg haben sich ,eit dein
iapitalbmind. ". ununterbrochene Mapimlisirnng der Zinsen der in Ztaatsschnldscheinen angelegten

'«ne^ i^gclmamg oermehren tonnen. Aus den, ^pezial^onds der Rheinprovinz dagegen sind

Jahr
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nicht allein seit dem Jahre 1842 ans Antrag der Provmzialstände nnd mit Allerhöchster Genehmigung
jährliche Zuschüssevon 6«><w Thlrn. zn den Kosten der von den betreffenden Kreisen für die Landwehr-
Uebungen zu gestellenden Pferde eine Reihe von Jahren hindnrch gewährt, sondern es ist auch bei den
in den Jahren 1850 und 185!» stattgehabtenMobilmachungender ganze Kapital-Fonds flüffig gemacht
nnd dem Oberpräsidiumder Rheinprovinzüberwiese» worden. Als demnächst nach der Demobilmachung
von 185!) die Erlöse aus dein Verlaufe der ^audwehrpferdeau die Reudantnr des Staatsschatzeszurück¬
geliefertwurden und diese Rückeiunahuieuwieder zu lapitalisire» wäre», trug die Verwaltung des
Staatsschatzesmit Rücksichtauf die erheblichen Eoursverluste bei einer nach Erlaß der Mobilmachungs-
Ordre erfolgenden AusschüttungBedeuten, von Neuem Staatöschuldscheiueanzulaufen. Auf Ansuchen
der Staatsschatz-Verwaltunghat vielmehr die Königliche Seehandlnng die chemischen ^andwehrpferde-
geldcr gegen Verzinsungmit 2' ^ Prozent auf u"»s» d! N'in^u unter Vorbehalt einer sechsmonatlichen
Kündigungüberuommeu,die Verwaltuug des Staatsschatzesaber — um die rechtzeitige Realisation des
Fonds sicher zn stellen — im Falle der Mobilmachimgdie sofortige vorschußweise Auszahlung des Fonds
ans den Beständen des Staatsschatzes in Aussicht gestellt.

Die Bestände des Va»dwehrpferdegelber°Fo»dsnach dem Jahresabschluß pro l86Z betrage»:
1) für deu Regierungsbezirk Eocslin . . 1«Mi Thlr. ! Sgr. ü Pf., iucl. 1 <»5<» Thlr. Ztaatsschuldscheiue,
2) „ „ „ ^ieguitz . 7451 „ — „ !> „ „ 745N „ „
3) „ „ „ Köuigsberg 3^!,52«i „ - „ ^l ^ „ -!-!,525 „ „
4) für den bereits erwähnten Theil

der Rheinprouinz . . . . l57,258 „ 14 ,^ - ^,
Summa 1!»!',3,,1Thlr. 1!»Tgr.'3Pf.^ incl. 42,025 ThbVStaatöfchnldscheine.

Nach dieser'Darlegung des Sachverhältnissesunterliegt es zunächst keinem Zweifel, daß die
«andwehrpferdegelder-Fondsnicht fistalischer Ütatur siud, sondern daß das Eigenthum nnd die Nutzung
der Golder denjenigen oben gedachte» Vaudestheileugebührt, welchen die nach der Demobilmachuugin
deu Jahre» 1815—1«! für die Äuieu-Kavalleriezurüctbehalteueu Laudwehrvferde a»gehört habeu. Dieses
Nechtsverhältuiß ist übrigens auch bereits iu der Allerhöchsten Ordre vom ^ll». Mai 1820, welche den
au. Fonds gegründetuud desseu Venvaltuug dem Schatzmiuisteriuulübertragen hat, ausdrücklich durch
die oben erwähute Bestimmunganerkannt, daß die in Rede stehenden Gelder deu betreffeudeu Provinzen
und Kreisenkeineswegs entzogen, sonder» denselben bei einer tünftigeu Mobilmachuuguebst deu gewou-
ueueu Zinsen zu Gute tommeu sollte». Wen» »»» die verfass»ugsmäßige»Vertreter der berechtigten
^audestheile die Verwaltung des Fouds iu Anspruch uehmeu, so liegt lein durchgreifender Gruud oor,
aus welchem dieses Verlangen zurückzuweiseu iväre. Vo» diesem l^esichtspuutteaus siud auch die
früher» Anträge der Preußischennnd RheinischenProviuzialstäude auf die Ueberlassungder eigeueu
Venvaltuug der Landwehrpferdegcldcr durch die AllerhöchsteOrdre vom 15. Oct. I8l!2, resp, die ^aud^
tags-Ab^chiede vom 15. Novemberdess. I. nicht grundsätzlich zurückgewiesen,sondern nur die wegeu der
küuftigeu proviuzialstäudischeuVerwaltuug gemachten besvndereuVorschläge als ungeeignet erachtet worden.

Auch die iu den vorliegenden Adressen hiusichtlich der küuftigeu eigeueu Verwaltung der an.
Fonds Seitens der Provinzial Landtagegestellten Anträge sind ohne näheres Eingehen in die Lage der
Verhältnisseund iu die Modalitäten der Ausführung formirr worden und nnterliegeu deu erheblichsten
Bedenken. Es sollen nach diesen Anträgen die in Rede stehenden Fonds auch fernerhin zur Anschaffung
von Vaudwehrpferdeu verwendetwerden. Diefe Art der Verwendung macht es nothwendig, daß die
Fonds bei eintretender Mobilmachungfofort disponibel sein müssen. B.'i der projectirten Verbindung
der Fonds mit den Provinzial-Hülfslasfewird indessen diese sofortige Disponibelstellnngüberhaupt nicht
oder doch mir mit bedeutenden Eapitalsverlnsten zn erreichen sein.

D.-r Prooinzial^andtag der Nheinproviuz hat sich iu der Adresse vom 25. November
I8ll2 auf deu Autrag beschränkt, den Rheinischen ^andwehrpferdegelder - Fonds der Provinzial - Hüli>
Kasse zur abgesonderte»Verwaltimg zu überweisen. Ueber den Hauptpunkt, auf welche Weise die
Bestände des Fonds von der Provinzial - Hülfskasse nutzbar augelegt werde» solle», habe» sick die



Proviuzialstä'nde nickn ansgesprocke,, und sich dielen Pimkt angenfcheinlich nick,! klar gemacht. Die
ProuinzialHülfskasse ,oürde den Fonds znnächst direkt zu Darleben an Gemeinden ?c. :c. verwenden
oder ihn bei der Kölnischen Priualbanl belegen rönnen: biermit würde aber in keiner Weise irgend
welche Sickierheit für das rechtzeitige Eingehen der Bestände des ,>mds im Fall des Bedürfnisses
zumal mit Nücksichtans die bei Mobilmachungen stets eintretende Knappheit des »Geldmarktes -^ ge-
boten werden, Wollte die Provinzial-Hülfskasfe etwa den Fonds als einen fremden znr Verzim
sung annebmen, so,vnrde sie — ,oie die Direktion derselben erklärt bat ^ eine mindestens sechs
monatliche Kiludigungsfrist verlangen miissen, sich zu höchstens ^'/, Prozent Zinsen verstehen nnd
außerdem >^ Prozent der Einnalnne als Vergütung beansprncken. Diese Bedingnngen sind aber
entschieden ungünstiger, als die jetzige Belegnng bei der Teehandlung, iudem zwar «üudigungsfrist
mn. Zinsfuß dieselben sind, aber keine weitere Vergütung geleistet wird und ausserdem der wesentlicbe
^orthe,! besteht, daß jetzt die sofortige vorsclmßweise llitterweisnng des ganzen Betrages m Baar ans
den Mitteln des Staatsschatzes in Aussiebt gestellt ist, eine Unsicher»ug, welche bei dem lieber
Mig der Verwaltung des Fonds an die Provinzia! Hülfskasse keinenfalls aufreckn erdalieu werde»
.onme. Die ,nebrer,väbnle Klasse würde daber nnd da ibr selbst leine '.Niile! zu Gebote steben, den
^etrag des Fonds rorznichiesien. nur alsda,!,i in der Vage seiu, den ,>mds im MlwNmacbnngSfalle
^n,' '^er.mg s!ü,ii^ ^, „mcben nnd bereit zn stellen, wem, sie deiffewen d,ircb ^lnlanf von 2taats^

Pameren oder von ^onsligen depositalniäßige Sicherheii ge,väl,re,,deu Effekten nutwar machte, HVrmi,
wnidr aber nur ein früderer Weg ivieder betreten werden, welcher wegen ber niil einer V.-rsÜbeenng
der Papiere in MobilmackmngSzeite» nuvermeidlich verbnudenen empfiitdlicheu Eonrsverlnste ver
>"sse» nnd anck, Zeiiens der Nbeiniseben Proviuzialstäude in der Petition von, I <!. Noveniber !^,i<» als
verderblich bezeichnet worden ist.

Nach dem S'itens des Prensiischen Prooinzial Landtags vorgelegten Neglements-Entwnrfe
soll der dem Regierungsbezirk «öuigsberg znstebende Vandivebrpferdegelder Fonds der Provinzia!-
Hiilfskasse als Darleben zu -'," Prozent Zinsen übergeben nnd bei einer etwanigen Niobilmachnng
den einzelneu betbeiliglen Klre^en noch Verbältmß der Seelenzabi zn,n Ankauf von Mobilmacbnngs-
Pferden ansgetheilt werden. Die Absicht des Provinzia! Landtages ist hiernach, obwobl dies nickn
zweifellos sei,, dürfte, anscheinend dahin gegangen, daß die Anszablnng der gn. Gelder zur .^e>t
ca. ?N,s»<»<>Tblr. - sofort nach eingetretener Nlobilmachnng ohue alle «ü ud iguugsfrist er
st'lgen fo,!e, dergestalt, daß die nothwendige Bereitschaft des Fonds gesichert sein würde, In Erwä-
ssung der statntarischen Vorschriften über die Verwendung der Hülfskasfen ^ Fonds ist aber nicht abzn
sehen, wie die Klasse die vorgedachte Vervflichtuug überhaupt soll überuebmeu löiinen. Nach dem
mittelst Allerhöchster ^7rdre vom ??, Tepteniber lx.'»<! bestätigten Statnte bat nänilich die Provinzial
Hulfskasse ihre Fonds zu Darlebn, nach ibrer Wabl ans Ätuortisation oder gegen ümouatliche «ün
d'gung ansznleiben. Auch die ibr darletnisioeise zngewiesenen Vandivebrpferdegelder ivürde sie dem^
gemäß ansleihen müssen! es ist aber vollkommen „»erfindlich, wie die Hülfstasse alsdann sich soll
verpflichten können, jeder ^eit ohne Kündigungsfrist den bedeutenden Ktapitalbestand deranszuzalilen.
"'ich die Preußische Provinzial Hülfskasse würde vielmehr, wie die Rheinische, den au. Fonds nur
msdann im Bedarfsfälle sofork flüssig zn machen und bereit zn stelle» im Stande sein, wenn der
Fonds „ach wie vor in Staatspapieren angelegt bleibt. Für die berechtigteil ostpreußischen Landes
lheile würde aber schlechterdings !e',n Nntzen davon zn erwarten sein, wen» die 3taatsscknildsch'iu', in
welchen der Fonds des NegiernugsbezirkS Königsberg angelegt ist, statt bei der Nendantnr des Saats.
Gastes künfliihin von der Provinzial Hulfskasse z» Königsberg aufbewahrt nnd verwaltet werden. Eine
derartige Übertragung der Ver'valtiing ivürde im l^egeutheil »»r Nachtbeile im befolge habe», >oeil
nirch die Nendantnr des Staatsschatzes nicht mir die znr zinsbaren Anlegnng der Zinsen a»',»ka»fe,ide»
Staalc'fchnldscheiiie ans den Esfectenbeständen des 3laalsschai.'es ohne alle '.lieben to ften nacb dem
durchschniitlichenTagescuurse entnommen w'vden, sondern nanienilich anch die Versilberung des Effecten
Standes bei etwaiger Mobilmachung weir rascher und vortbeilbafter, als dies in der Provinz möglich
>st, be,oirkl ,oerde,i kann.
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Väßt sich ans diesen Gründen die Genebniiguug der i,i den uorliegeudeu Adressen gestellten
Anträge wegen der kü,lftigen provinzialständiscben Verwaltung der gn. Fonds nicht befürworten, so ist
mit Rücksichtcmf die im 3, ,'. des Preußische,! Reglements Entwurfs enthaltene Bestimmung, wonach
seitens der «reise nach der Demobilmachuug die empfangenen Beträge erstatte! werden sollen, noch
die Bemerluug hiuzuzufüge«, daß es nickt für zulässig erachte! iverden lann, die «reise, nachdem sie
schwereKriegslasten getragen baden, zur vollen Rüclzahluug der Hülfsgelder auzubalteu. Andererseits
lann aber auch die^bisberige Eiuricbtuug der Verwaltung der Fonds für die Folge nicht beibehalten
N'erden, weil die VtaatssclM Verivaltnng sich anßer 3tande sieb!, die fernere Verwaltung, wenigstens
des rbeinischen Fonds, zn führen. Deuu die Änlegnng dieses Fonds bei der ^iöuiglicbeu Zeehaudluug,
so ziveckuiäßig»nd oortbeilhaft diefelbe ist, lann nnr als eine vorübergebende Eiurichtuug angesehen
werden, ans deren dauerndes Vesieben nicht zu rechnen ist, indeui die Teebaudlnug nnr ans dringendes
Ansnchen der Ttaatsschatz Verwaltuug nnd ans besondererRücksicht sich bat bereit finden lassen, die Gelder
deren Zurückziehung nach eingetretener Mobilmachung nnd zur «riegszeit zu eriuarten steht, ans ,-„,!</>
s>i w„^>„ zn übernehmen. Roch weniger aber taun seitens der Verwaltung des Staatsschatzes fort¬
dauernd die Verpflichtung aufrecht erl,alteu werde,,, mit einen, so beträchtlichen Vorschnß ans den Ve-
ftäudeu des Staatsschatzes deu betheiligteu «reiseu der Rheiuproviuz auszuhelfeu.

Weuu aoer die gegenn'ärtige Dispofitiou iu Betreff des Rheinische,, Fonds nicht fort
bestehen lann, nnd andererseits die ziusbare Anlegung in 3taatspapieren, so lange die bisherige
Bestimmung des Fonds deidehalten wird, nicht thnnlich erscheint, so ist die Staatsschatz Verwaltung
in der That „ich! in der Vage, für die ziusbare Anlegung des Fouds in geeigneter Weise 3orge
zu tragen.

Für die hiernach unvermeidliche auderweite Regnlirnng der Angelegenheit liegt die Zchwierig.
keit hauptsächlich darin, daß der Fonds seiner gegenwärtigen Bestiminnng gemäß sofort nach Erlaß
des Befebls zur Htobilmachung, also zn einer Zeit flüssig g^iach, werden muß, zn welcher sich «c^
pitalien theils gar nicht, theils nnr mit großen Verlusten realisire» lassen. An dieser Zchwierigteit scheitern
tue Vorschläge der Preußischen und Rheinischen Provinzialsläude, und sie macht sich iu gleicher Weise
geltend, wenn der Fonds »ach dem früheren Antrage des Provinzial Landtags der Rheinprovin-, ans
die einzelnen bethciligten «reife vertheilt würde. Die schwebenden Verbandlnngen iverden daher' an¬
scheinend nnr dadurch zum Abschluß zu briugeu sein, daß eine Verständign»«,' über eine andere Art
der Verweuduug des Fonds herbeigeführt wird. Eine desfaüsige Aenderung ist übrigens anch mit
Rücksichtans die inzwischen iu's Veben getretene Reuformatiou der Armee geboten, indem der Reor¬
ganisationsplan, bei gleichzeitiger Reu Einricbtnng von acbtzebu «iuien Kavallerie Regimentern die bis¬
herigen Vandwehr-«avallerie-Regimenter anfgiebt. Diese Neu Organisation der Kavallerie'ist anch
bereits theilweise zur Ausführung gelangt, und „ameutlich siud die bisberigcu rheinische» Vandwehr^
«avallerie Regiinenter ans der zn mobilisirenden Ariuee ausgesondert. Wenn nun auch für die Zu.
lunft die Bildung einzelner, für die Festungsbesatznugeu bestimmter Landwehr-Escadrons in Aussicht
genommen ist nnd anch lnnftigbin für die Vand,vebr Infanterie Bataillone die erfvrderlichen Pferde
von den «reifen für ihre Rechnung werden gestellt werden müssen, so liegt es doch auf der Haut», daß
hierdurch die Zahl der seitens der «reise uueutgeltlich zu liefernden Pferde erheblich vermindert ist
und der an. Fonds bei der nächsten Mobilmachung des Rbeinischen Armee Eorps mir zum lleineren
Theil für die Ausrüstung der dortigen «andwehr wird verwendet werden tonnen. Bei dem Preuße
scheu Armee Corps bleiben allerdings vorläufig noch 2 «cmdwehr««avallerie Regnuenter bestehen fo
daß sich der Preußische Fonds für jetzt noch in der bisherigen Weise verwenden lassen würde: indessen
werden die anderweit hervorgebobenen Rücksichten aucb für diese,, Fonds die erwünschte Reaulirunci
vvlltomnien rechtfertige».

Die Allerhöchste Ordre vom .'!<>. Mai !,^0 enthält gar feine Bestimmung darüber, daß der
Fonds zur Anschaffung von Pferde» für die Vaiidwel,r-«avallcrie zn verwenden; sie gibt nur'die allqe-
meine Weisnng, daß derselbe bei der tnnftigen Movilmachnng den betheiligten Provinzen und «reisen

d



^»I,< Iliiil zu biutc tounnen solle.
^andwcl.r-Kavallcric^ r 'u'^^i > U! >' "" ^"'""'"u" '"' Anschaffungvon
entstanden und ,ene.l,> läff "' > ^ " ' "'"' ""'""'^' ">s dem Verkauf solcher Pferde
trachtet werden tonnte '3 "a ^, ^ ""7 """ l"' »" Kreise bei der Mobil.nachun be-

Provinzialstanden und'unt'^.^n r ^7' " "^""" ""' '"' ^u"erständniß n.it dm
Der ÄIIerl'öMen ^^ ""' ""^"' ^estinnnnng zu treffen,

dci Gründung de. ^ ^,.^5"""'' '" "^'"igen Königs ^riedr.ch Wilhelm ,11. Vtajestät
°dcr doch hauptsachlch zur ^ichterun 7" ,7^'' "'^"^"" '""" ^' ^"" tnnftig gan^
"""' ^7. z.brnar ^ . ä ,i« ^ ' « l'etl'etttgteu Kreye in der il.nen durch das besetz
'U'" Dienste einberuf u'^ 1ü "?""'" ,""' 1"'terstützuug der bedi.rftigen ^n.ilien ier
v«stchiedenenGurichtuua > u w m'''>" > ' ^'^'"^"^"' """'"'^" '""^"' """' ^en
mbch'e „ unter And« „ ' ^,,^" ""', welche lnerbei in Betracht gezogen lverden könnten,
wptta. m Staatspapier n ä ^ " che.nen den gegenwärtig vorhaudeuen ^onds alv Stamm-
Wenden Zinsen e ,cn d vonil , 's> 'd ""'^"'" ''" ^^''"^ "'^ ''"'"' ''«»"ck'st an. den ein-
7^. in Betracht fe r "mäs ^^!! """ "wawProeent des Etannukapitals ansammeln,
^'dmgnng sofonigrr^n. ieb r ^ ''m' ?^" fch.o.er.gkeit zu geringen Zinsen unter de
u"" dn betbeiligten ^ ',7^ '^''"'"^''" unterzubrmgeu nnd eintretenden ^alls
"'Mttende ,^i,,l^ zu " H^"^"' '" ^"'"'zabl als eine freie und nichl „rnck-
dlepoulbel ;u ballende B an. ^nlmachung ^u vertbeilen fein nmrde. Sobald dieser
^nnehrnng des Swunw ^,"'^'?''''''" "'"^ '""""' '" 'weiter eingehenden ^infen
"b"' wäre., so lang "u^ " .2 w!7'l^""^" !""'"' ^^ ^ der Mo^lnmchnn
""N"buug, die lausendrn >in d., ^>, 7""'" """' """' "'üge Q.lartale nach ihrer Wieder-

^' dürft ni,'!'t . '"' '"'" '"" ''" "berlveiseu.
'"' ^a> l..<. hierdurch voUstä^^'-m^'"?^ '" ^estinnnuug der AllerböchsteuOrdre vom
"'d ein Tentmal der land^tt ien ^i ^""'' "' ""' '"""'^e segensreiche Stiftung
do" ^udes.hcite» erbalre bU d^ " 7^"^'"och,e.igeu Königs Friedrich Wilbelm llt
Sch'merigMten m derVerweudu^ "e ^""igen, oben gedachten
Sc-teus der kreise nach der T ^ ' a , !' ' ^'^ ^"'" "'" "'"''" ^' ''Mckerstattungeu
Kr«,en eine .nit deu, ^wachs^.dn 3 ' ^ ""^"' '""^"', während a.lf diese Weise deu
gewährt werden tonnte In 3^ 7""'?""^"' N"' erhöhende nicht unbeträchtl ebe B ihül
'dlglich da. Verbältniß ^ 3e en 7. 7^'' ^"s" <'wcck,nähigals unbedenklich erscheine,

W das wirklich vorhab« ^ W^^erl'^ ^"" Voltszählnng als den richtigsten Maßstab
.^unde ^u legen. Die Besugni^ "'f die einzelnen Kreise um
«ler Hinsicht so wie über mnM i ,wff ^^^ "" "' ""'""'lchm Provinzialstände in

^rbchalt Allerhöchst«O,^^ "nd Berwendnng der qu. ^onds mit
" fass^ „„.. cbenso>veuig z u aft ^n ab- b"hetlrgten ^andestheile verbindlichen Beschloß
tandrschc Verwaltung des ^ond"be e v,^ ^' . " ^"c" "' Anspruchgenonnnene provinzial-

darbieten ,vird. " "' "" ^" vorgeschlagenenEinrichtung besondere Schwierigkeiten

Berlin, im September l^!4.



Vropositious-Decreto.

llnterucrchciluuss
der

Grundsteuer,

Ntzirlsconiunjsiouc»
für die tlllssifizirle
Einlümnicnsteucr,

Ncutcnbant Cuntrote.

Ausschuß wegen der
Kriegslcistuussen und

deren Vergntunss,

Wllhlmodu« im
Stande der Land

sscuieinden.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c.
entbieten llnseren zli,n Provinzial Vandtage ei,iberufenen getreuen ständen der Meinprovin,, llnsern
gnädigsten Grnß und lassen ibnen folgende Propofitionen zur Berathung ,ind Erledigung zugehen.

I) Nach der Bestimm,mg iin 5, !'. dos (Gesetzes vvm U Mai l,»U «Gesetzsammlung 2,'j5>^!)
betreffend die audenveiteNegelnug der Grundsteuer, soll die Uutervertheiluug der neu festgestellte!! t^rund^
steiierhanptsumnieu auf die einzelnen steuerpflichtigen Liegenschaften !u den beideu westlicheu Provinzen
iiacl, deii llitterlageii des besteheiide,!t^r!i,idstenerlalasters u,it den durch königliche Berordnuug nach
Anhörung der Provinziatlandtage zu bestimnieuden Maßgaben erfvlgeu.

Uusereu getreuen ständen lassen wir demgemäß deu Entwurf eiuer den vorgedachteu nicgen«
stand betreffeudeu .königlichen Verordnung nebst der dazu gehörigen Dentschrift niit Vor Aufforderung
zngehen, deufelbeu in Enväguug zu ziehen und sich darüber gutachtlich z» äußern,

^s ^',1, deu der Provinz angebörigen Vezirts .^onnuissionen für du- tlassificirle Einlommeu-
Steuer bade» Unsere getreueu Stände ueue Mitglieder nud Ztellvertreter in ^»emäßbeit des 5, ^4 des
Geetzes vom l. Mai I^',l l^'esetzsammlung Teile 1!^!, zu mahlen Hiusichtlich der ,'',cchl der für d,e
einzelnen Bezirts Kommissionen zu ivählenden Mitglieder und Stellvertreter, sowie hinsichtlichder übrigen
bei den Wahlen zu beobachtenden Momente bewendet es bei den Vorschriften, nacb welche» die früheren
bei deu Wahlen zu beobachtende» Momente bewendet es bei den Borschriften, nach welchen die früheren
diesfälligeu Wahlen stattgefunden haben uud werden Unscreu get eueu Ztäudeu die Nachweisuugeu d,'r
einlomineusteuerpflichtigen Einwohner der eiuzelue» Bezirte durch Unsern.^ommissarins initgetheilt tverden.

^>j Mit Rücksichtauf die Unseren getreuen Ständen durch die ^ 5> nud 47 des Gesetzes vom
2. März !«'><» it^esetzsammlung Zeile !!'.' in deu Ängelegeuheiteu der Nentmbanl zugewiesene Mit«
wirtnng und Evntrole haben Utlsere getreuen Stände nach den näheren Mittheilungen, welche Unser
itonluiissarins machen wird, di> Wahl von Abgeordneten uud Ztelluertretern vorzunehmen,

! - llu,ere getreuen Stände werden ferner, soweit es nöthig, die Wahl des Ausschusses in Ge^
mäscheit des Z, '» Nr. .^ des Gesetzes wegen der .^riegsleistungen nnd deren Vergütung vom I I, Mai
I«5>l ,GesetzsanlNl!ungZeite ^<i^) nuterangeniesseiler Betheiligung der einzelnen Stände zn bewirten haben.

'>1 Ans die Erlläruug lluserer getreuen Stände in der Adresse vom 12, Nov. !«!!«> habe»
Wir zivar dem Antrage, von Erlaß der Berorduuug-

betreffend die Ausführung oer in deu Arlitetu IX, uud XIII, der Berorduung uom!^!.Inli
ll-l,^ «Gesetzsaiumluug Seite l«».-i< hinsichtlich der Prouinzial Landtags Wahlen ini Stande der
Landgemeinden der Nheinprovinz gemachten Borbehalte,

bis auf Weiteres abzustehen, stattgegeben. Nachdem aber, worüber Unser .«ommissarius die weiteren
Mittheilungen Unseren getreuen 3täudeu machen wird, bei Gelegenheit der leizteu Ergäuzuugswahlen
für deu Provinzial Landtag sich thatsächlich herausgestellt hat, daß die fernere Anwendung des bisherigen
Wahlverfcchreus in eiuzelueu Bürgermeistereieu nnmögtich getvorden uud die Aeuderuug desselben daher
geboten ist, lassen Wir linsern getrenen Stände» deu ümen im Jahre l^'<<» zur Berathung vorgelegte»
Berorduungs Eutivtirf auderwei! zur Begutachtung zngehen.



13

»!) Wir lassen Unfern getrenen Ständen: Neform der Gesetz.
.->. den Entwurf eines Gesetzes, betreffend das («üterreckt der Ehegatten im Bezirke des Justiz-Senats ^ Zs^Sm"s '

zu Ehreubreitstein, , zu EKreübreitstein.
>». den Emwnrf eines «Gesetzes,belresfeud eiilige Bestimmungen über Rechtsgeschäfte im Bezirle des

Justiz Sencn 5 z» Ehreubreitsteiu,
nebst Motiven zur gntachtlicben Aeußerung vorlegen.

?) Wir loolleu endlich das Gutachten Unserer getreue,i Stände über eine als Bedürfniß Anfasse"
erachtete Reform der gese!;lk'>en,die Äichnng der Weinfässer betreffenden Aestimmnngen für die Rhein- ""^" ^
prooinz hören, ,z,i die eüi ^>,,uect wird llmenm getreuen Stauden der Entwurf eines bezü glichen Gesetzes
neust Motiven durch l'.uiereu «ommissarins vorgelegt werde».

^u Betreff der laufende» ständischen Verwaltung wird Unser ,^ommissarius die nöthigen
MMHeiluuge» an Unsere getreuen Stände macheu.

Die Dauer des Proviuzial Landtages haben Wir ans drei Wochen bestimmt.
Wir bleiben Unseren getreuen Ständen in (Gnaden gewogen.

Gegeben, schloß Babelsberg, den l?. September ti-il.4.

gez. Wilhelm.
(gez.) o. Blldelschwingh. u. Roon. Gmf v. Itzenplitz. u. Mühler.

Graf zur Lippe, v. Selchow. Graf zu Eulenburg.

An
die zum ProuinzialVandtage der Rheinprovinz

versammeltenStände.
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Auszug
aus dem Ocschc, deticffend die andmveite 6tcgelunq dcr Grulldstcuer

vom 21. Mm l86.ß.

sGesetzsaminlimss<l.> 1«61, Säte s,'3.)

All Allerhöchste t>. !,. Die Uuteruertheilung der festgestellten Gruudsteuer - Hauptsummen auf dir einzelnen steuer-
PropositwüNr. 1, Pflichtigen Liegeuschafteu erfolgt in deu beiden lvestlichcn Provinzen »ach den tlnierlagen

des bestehenden Grnndsteuertataslers niit den durch Königliche Verordnung nach Anhörung
der Prouinzial Landtage zu bestimmenden Maßgaben.

Königliche Verordnung,
betreffend

Entwurf der Verord die Feststellnil^ und Untervertheiliing der Grundsteuer in den beiden westlichen Provinzen,

uertheilungdcrGrmid' gemäß den Vorschriften in den i>i<. 3. ilnd !». dei< Grnitdstencr^esetzes vom '^1. Mai l^ttl.
stener.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c.,
verordnen auf Grnnd der 55- ». u. I!, des Gesetzes vom ,^I. Mai 18l!l>, betreffend die ander¬
weite Regelung der Grnndstener, und im Verfolg des Gesetzes vom 2<>, September 1^ll2, betreffend
die Aufhebung der Verordnung über die periodifcheu Revifiouen des Grnndsteuerkatasters in den
Provinzen Rheiulaud uud Westfaleu vom ^<>. Oktober 1844, in Abänderung der bezüglichen Vor¬
schriften des Oriludsteuergesetzes vom .^l, Januar 1,<lü, „ach Auhöruug tluserer getreue» Staude
dieser Provinzen, was folgt:

'Nach den Ergebnisse» der stattgefundenen Ermittelung des Reinertrags der Liegenschaften
wird die Gr»ndstenerha»Vtsumme gemäs, tz. 3 des Gesetzes vom 21. Mai l8l!1 , betreffend die ander-
weite Regelung der Grundsteuer, festgestellt:

n) für die Provinz Westphalen auf..........
!>) für die Nhrinprovinz auf .............

Jede der beiden Provinzen hat die ihr hiernach zufallende ««rnudsteuerhauptsumme nach
den Vvrschrifteu dieser Verordnung aufzubringen uud dem Staate gegenüber mit den durch das Gesetz
festgestellten Einschränkungen zu uertreteu.

5- ^-
Die Verwaltung der den technischen Betrieb des rheinisch - westfälischen Grundsteuer-

Katasters betreffenden Angelegenheiten bleibt auch in Zukuuft für beide Provinzen eine gemeinschaft¬
liche uud wird unter der oberen Leitung und nach den Anordnungen des Finanzmiuisters fortgeführt,

Zu dem Grundstenerdectungsfouds jedes Regierungsbezirks (tz. ^i, zn l>. des Gruudsteuer-
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nm^Prm^^ '^' "' """ ' ^"'"«r "'" "b statt der seitber gezahlten >' Prozent
um ern ^rozcnt der Grundsteuer als Zuschlag zu erHeden,

Erhaltung ^?^ '"^^".' ^' ^"ndstenerpflichtigc» beider Provinzen zu den Kosten der
m!d MMer I>, ""^"""^'^ insbesondere der Ernenernng der Katastertarten, Flurbücher
leisten s"". "'''""« der Verichtignng nnd Vervollständignnq der Parzellarvermessnngen zu

l" al ' n'^'" " ^ ^undsteuergesetzes von: 2l. Januar >«)„), wird von. 1. Iannar
wclcker >/,,'"" ^'r Grundsteuer festgestellt und stießt dem allgemeinen Katasterfonds zu,

«am, >m, mtber, ,o auch nmfttg, für bewe Provinzen gemeinschaftlichverwaltet wird.

qrundstenerv^l^"^«"^""^ ^" festgestellten Gruudsteuerhauptsununen (8. l,) auf die ei.lzelnen
Ne.3 ? "'' "^"schafteu innerhalb der einzelnen Genleinden jeder Provinz erfolgt nach
luna d .Ä !c. " ^Wführuug des Gesetzesvo.n 21. Mai 18U1, betreffe.id die anderweite Rege-
der^>>, ^l" . "'"''"'^ ^zugehörigen Anweisungfürdas Verfahren bei Ermittelung des Neinertrags

Liegenschaften ernnttelten n.rd in den Karten und Einschätzungsregisternverzeichneten Neinertrags.

G .. ^ ^'
M Erhebung von NeNan^ """ "" Grundeigenthü.neru das Necht

-') wegen unrichtigen Ansatzes einzelner Grundstücke;
") wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts derselben:
«) wegen unrichtiger Einschätzungin die Klassen des Tarifs;
') "egen vorgekommener Fehler bei den arifgestelltenBerechnungen.

8- <^.
Erstere» '^""^^"udeigenthü,>ler ist ein Auszug aus dein Einschätznngsregister,welcher die dem
großen ^ Grundstückenrit Einschluß der grnndsteuerfreie» und der unter einem Morgen
weist d2^n" 'Mnsgärten (8- l. zu >, und 8. 4. des Gesetzes vom 21. Mai 1861, nach-

'i, durch den Bnrgermerster (Amtmann) mit den, Eroffnen zuzustellen, daß
l/> ?^ n ?"^' Nctlamation binnen vier Wochen prätlusivischcr Frist anzubringen sei;

) ore kosten unbegrüudeter Netlamatioueu de,n Neklanranten zur Last fallen und von dem-
iclben nn Verwaltungswege eingezogenwerden würden;
°^ ^ulerauszüge, gleichviel ob eiue Neklamation erhoben sei oder nicht, nach Ablauf der

dieses« ^"/"'""ronsfryt dem Gemeindevorstandc unversehrt zurückzugebenseien, widrigenfalls
Mven arif Kosten des Grundeigcnthümers ne>i angefertigt werden würden.

^. ',.
fters nebst^d"^,'"^'! '"^ ^" ^"ogabe der Güterauszüge ist eine Abschrift des Einschätzungsregi-
Einsichtall "/^chtmdm Karte» während eines Zeitraums von mindestens vierzehn Tagen zur
chem da/t? "''"^gte» auf demjenigen Bürgermeisterei- (Amts-) Vureau offeuzlllegen, in wel-
der!„'s. '' ^kmelndetatajter.irchiv aufbewahrt wird und, daß dies geschehen, in jeder Gemeinde wie¬
derholt m ortsnblnher Weise bekannt zu machen.



I , Einwendungenwegen nnricktigenN n sa tz es einzelnerl^irundstückesind insbesonderezulässig:
u) wenn in dem Güterauszuge steuerfreie Gruudstücke als steuerpflichtig eingetragen sind

und inngekehrt;
1,i wen» (Grundstücke, welche »vegen ihrer Neinltzung ,zn öffentliche»Zwecken ertraglos sind

G. 2-v. der Hauvtcmweifung von, ^l, Mai l^lit',, eingefchätzt nnd als ertragsfähig in
dcn Auszug überivommenworden nnd;

^) wmn .hausgärten von der (^cbäudesteuerbetroffen werden, desgleichenHofräume uicker
den grundsteuerpflichtigenGrundstückenverzeichnetsind;

<I) wenn in den Güterauszügcu Grundstückeanfgeführt sind, welche den, auf den- Titelblatt
verzeichnetenEigenthümer nickt gehören.

II, Ausstelluuge» N'egeu unrichtiger Angabe des Flächeninhalte der in dem Müteranszuge
aufgeführten Grundstückesind zulässig:

-,) wegen nnrichtiger Uebcrunbnie der in den Katastermnttrrrolle» angegebenen Flächenin¬
halte in die Einschätzungsregister;

1, wegen unrichtiger Feststellungdes Flächeninhalts der gegen dieKatasterkarten und Mut-
terrolleu eingetretenen Veränderungen in dein Bestände, beziehungsweiseder Nmgrän-
zung der von der Grundsteuer kttuftig befreit bleibende»Liegenschaften<ß, 1, zu ,>, >»w
^, 4. des Grundstcuergefetzesvon, '.'!, Mai i^'> ^

<) »vegen unrickriger Ernnttelnng des Flächeninhalts der «Grundstückein den Katastermut¬
terrollen selbst.

Bei Beurtheilung der Nichtigkeitdev zu i., und <>, gedachten Feststellungdes Flächeninhalts
sind diejenigen Pestimmungen maßgebend, welche für die Ausführung der diesfälligen Arbeiten
erlassen worden sind,

III. Einwendungen wegen unrichtiger Einschätzungsind zulässig;
-.) wegcu nnrichtiger Anfnabme der Knlturart einzelner Grundstücke, soiern eine Knltur-

veräuderung ilicbt erst nacb bewirkter Einschätzllng stattgefunden hat;
I)) wegen nnrichtiger Einschätzungin die Klassen des Tariss, falls Neklamaut für einzelne

Gruudstückeeine abweichendegeringere Bonität von der betreffenden Klassisikationsmasse
oder aber behaupten sollte, das, für dieselben die von letzterer abweichendehöhere Vo-
uitätsklasse nicht begründet sei;

c-1 wegen nugleickmäsiigerEinschätzungeinzelner Klassisitationsinasscngegen andere speziell
zn bezeichnende der nämliche» Gemeinde;

,l) wenn zwischen den inden^üterauszug übergegangenenAngaben der Einschätzuugsregister
uud der Katasterkarteein Widerspruch stattfinden und als solcher nachzuweisenseiu sollte.

IV. Einwendungen wegeil vorgekommenerBerechunugsfcbler find zulässig, wenn
!».) bei der Berechnung der Parzellarreinerträge Fehler untergelaufen, oder
ii) einzelne Parzellen in eine unrichtigeSpalte der Klasseuzusammeustcllungübertragen, oder
«) die sänuntlicbe» Parzelle» eines Grnndeigeuthümers i» der Klassenzusannnenstellungun¬

richtig aufsnmmirt sind.
5. II.

Tie Untersilchilug der eingeheudeu Netlamatio>len und die Entscheidung darüber gebührt
der für jeden Kreis zu bildenden Ncklanmtionstommifsion. Diefelbe besteht unter dem Vorsitze
eines hierzu von der Regierung zn ernennenden Kommissars aus sechs Mitgliedern, von welchen
drei von der kreisständischenVertretung gewählt, drei aber ans den Borschlag des Kommissars
von der Negierung berufen werden.

^ür die Mb einer da, ernden Behinderung einzelnergewählter Vertreter der Reklamativns-
tommission sind von der kreisständische» Vertretung zugleich mindestenszwei Ersatzmännerzu wählen.
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Die Beschlüsseder Kommission werden nach Stimmenmehrheitssefaßt; bei Stimmengleichheit
giebt die Stimme des Vorsitzenden den Auöschlag.

Der Vorsitzende der Kommissiondcruft deren Mitglieder und bestimmt den Gang der zu
erledigenden Geschäfte.

Die Kommission selbst ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlußfähig.

K. >2.
Sobald sämmtlicheReklamationenvorliegen,sind alle diejenigen, welche sich auf den unrichtigen

Ansatz einzelnerGrundstücke (5. 10. zu 1.), auf die unrichtige Angabe der FlächeninhalteAI«.zu II.)
und auf vorgekommene Bcrcchnungsfehler (tz. 10. zu lV.) beziehen,übersichtlichzusammenzustellen und
mit den erforderlichen Unterlagen der Katasterinspektion vorzulegen, um sie einer näheren Prüfung zu
unterwerfen und, soweit sie als begründetanzuerkennen,deren Erledigung herbeizuführen:soweit sie
aber unbegründet erscheinen,die zur Beurtheilung derselbenerforderlichenUnterlagen zu beschaffen,
beziehungsweisedie nähere Auskunft darüber zu ertheilen.

5. 13.
Behufs Untersuchungder gegen die Einschätzung erhobenen Reklamationen stz. 10. zu IN.)

werden in jedem Kreise durch die Reklamationskommission selbst besondere Reklamationsbezirke gebildet,
mnerhalb deren je zwei Mitglieder der Kommissionals zRctlamationsdeputatioudie Untersuchung der
Reklamationenzu bewirken nnd über den Befund ein GntackUeuabzugeben haben.

Auf Grund der einzuziehenden Gutachtender Kataster-Inspektion(8- 12.) uud der Reklame
twnsdeputatiouen, eventuell der von den letzteren weiter anzustellenden Untersuchunguud Erörterung
entscheidetdie Kommission über die eingegangenen Reklamationen.

Gegen die getroffene Entscheidung ist ein weiteresRechtsmittelnicht zulässig; jedoch steht dem
Ketlamantcnbinnen einer präklnsivischenFrist von zehn Tagen nach Empfang der Entscheidung frei,
offenbare Unrichtigleitenoder Irrthümer in derselben der Kommissionnachzuweisen,in welchen, Falle
me letztere eme nochmalige Prüfung der Reklamation vorzunehmenund anderweitig darüber zu ent¬
scheiden hat.

In der Entscheidung ist zugleich festzusetzen, ob und in wir weit der Reklamcmt die Kosten der
mellamationzu tragen hat.

8- 14.
W K ^ auswärtige Geschäftesind den Kommissionsmitgliedern Reisekostenund Tagegeldernach
-Maßgabe des Kostenregulativsvom 25. April 183« (Gesetzscnnml.S. 181.) zu gewähren.

8. 15.
^ Die künftighin als Flurbücher dienenden Abschriften der Einschä'tznngsrcgisterund die Güter-

au^zuge ltz- 8.) sind nach den Entscheidungen der Reklamationskommission, beziehungsweise den Ergebnissen
oer durch die Katasterinspettionangestellten Untersuchung l8- 12.) zu berichtigen und durch die Nach
tragung aller seit Anfertigungder Einschätznngsrcgister stattgehabten Fortschreibungen zu vervollständigen.
>n c,- ^"^ Grund der solchergestalt berichtigtenEmschätzungsregister uud Gütcrauszügesind die neuen
Flurbücherund Mutterrollen der einzelnen Gemeinden jedes Greises nach und nach in der zu bestimmen-
°en Reihenfolge aufzustellen und von der Regierungzu bestätigen.

^u dem ersten Tage desjenigenMonats ab. welcher auf den Monat folgt, in welchem die
neue Mutterrolle einer Gemeinde von der Regierung bestätigtworden ist, sind die in derselben für die
einzelnen grundstcucrpflichtigenLiegenschaften nachgewiesenen Reinerträgeder Untcrvertheilung der Gemeinde-
grundsteuerhauptsummeuzu Grunde zu legen, uud es ist daruachdie Erhebung der Gruudstcuer zu

8. 1U.
«, „ . ^ ^ Beendigung des Retlamationsverfahrens gegen die Parzellareinschätzungund der
Vollendung der neuen Mutterrollen (8. 15.) erfolgt die Untervertheilnngder Gcmcindegrimdsteuer-
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hauptsummcauf die einzelnensteuerpflichtigen Liegenschaften vom I. Januar l«N5 ab nach den Unter¬
lagen des bestehendenGrundstcnertatasters der beiden westlichen Provinzen mit der Maßgabe, daß die
bisherigen Mittlerrollen, beziehungsweise Grnndsteuerheberollen,durch Ausscheidung der Katastmlerträge

von den nach den Vorschriftendes Grundstcucrgrsetzes vom 21. Mai 1861 der Grundsteuerkünftighin
nicht unterliegendenGrundstückenberichtigtwerden. Für diejenigen Gemeinden, in welchen in Folge
erheblicherKulturvcränderungen oder sonstiger Verhältnisse die Beibehaltung der Katasterunterlagcn
für die Untcrvcrlhcilung zu erheblichenMißverhaltnissen führen würde, ist die Anlegung der neuen
Mutterrollen auf Grund der Abschriftender Einschätznngsrcg'stcrschon im Laufe des Jahres 18L4
vorzunehmen, die Berechnung der Reinerträge in denselbennach den von,der Ccntrallommissionzur
Regelung der Grnndsteuer definitiv festzustellendenKlassifitationstarifenauszuführen und die Erhebung
der Grundsteuer darnach so lange zu bewirke,,, bis das Ncilamationsverfahrcn gegen tie Parzcllar-
einfchätzung beendet, die Berichtigung der Mutterrollen nach dessen Ergebnissenerfolgt und darnach
eine neue Heberolle aufgestellt sein wird.

In welchen Gemeinden hiernach zu verfahren ist, hat der Generaldirektor des Katasters zu
bestimmen.

8- 17.
Mit der Fertigstellung der neuen Multerrollen ist die im §. 26. des Grundsteuergcsetzes

für die beiden westlichen Provinzen vom 21. Januar 18^9 vurbehalteue Revision der Katastralab-
schätzung der tultivirteu Grundstückeals ausgeführt und beendigt anzusehen. Dagegen ist die bereits
begonnenegeometrischeRevision durch Ausführung der für nothwendigerachtetenund ferner für noth¬
wendig zu erachtendenNeumessungsarbcitenfortzusetzen und zu beenden.

Die zur Eintragung der Einschätzungsresultategebrauchten,in den Archiven der Gemeinden
aufbewahrten Kopien der Katasterlarten sind als Abschätzungsdolnmente zu den Archivender Katastcr-
inlpcttionen nach nnd nach einzuziehenund durch neue Kopieeu der bei letzteren beruhenden Original«
karten, nachdem dieselbenauf die Gegenwart berichtigtworden, zu ersetzen.

s. 18.
Die Kosten der durch die vorstehendenBestimmungen^tz. 6—lü) angeordnetenParzellar-

einschätzung, einschließlich der zur UntervertheiliM der Gemeindegrundstencrhanptsummcneiforderlichen
Arbeiten, ungleichen der Erneuerung der Kartcnkopien für die Gemeindcarchive,der Berichtigung
der Originallcntcn ans die Gegenwart und der Reumessnngsarbcilcusind, soweit sie nicht nach tz. 8.
zu d. den Netlamantcn zur Last fallen, auf den in, 8- 4. dieser Verordnung bezeichneten,nöthigen-
falls durch zeitweilige Erhöhung des festgestellten Zuschlags zu verstärlcndenFonds zur Erhaltung
des Katasters zu übernehmen.

8- 1>'.
In welchenFällen steuerfreieGrundstückein die Kategorieder steuerpflichtige,,übergehe,,

und umgekehrtuud die festgestellte» GruudslcucrhauplMnmcndadurchZu- oder Abgang erleiden, ist
im 8- 10- des Gesetzes vom 21. Mai l8Ul. betreffend die anderwcitcRegelung der Grundsteuer,
bestimmt. Veränderungen in den zum Zwecke der Grundsteuerueranlagung nach ß. t>. a. a. O.
ermittelten Reinerträgen der Liegenschaften,welche nach dem l. Januar 18L5 durch Urbarmachung,
Knlturverbesscrung:c. oder durch Verödung, Knlturvcrschlcchtcrung ,c. herbeigeführt werden, ziehen
bei den, den Provinzen Rheinland uud Wcstphalcu, beziehungsweise innerhalb derselbenden einzelnen
Kreisen und Gememden nach tz. 3. a. a. O. auferlegten Gruudsteuerhauptfummentciue Veränderung
nach sich.

tz. 20.

Infofern jedoch nach Veendignngdes Retlamationsverfcchrensgegen die Parzellareinschätzung
(8. ?. nnd folgende)in den aufgestelltenneuen Mutterrollen Irrthümer

l>) bei der Ermittelung und Feststellungdes Flächeninhalts einzelner Grundstücke,
d) bei Berechnungdes Neinertrags,
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<:) bei Angabe der Kulturan.

bm > '^m's"?^° doppelten Ansatzes oder der Auslassung eines Grundstücks (materielle Irrthümer)
von oen Achorden eindeckt oder von den Vctheiligten nachgewiesen werden sollten, bleibt deren Be-

v°rbc?a^ " ^ "° Instruktion des Finanzministers von, 28 März 1844 geordneten Wege

Nn^ t ^^ "!, ^°^^ "°" Berichtigungen solcher Art von der Iahressteuer der betreffenden Grund»
«,,v s Ä^v ! ^"^^ werden auf den Grnndsteuerdecknngsfonds ^, 3,) übernommen, welchem
d , ^ // die,emgen Beträge zustießen, welche in Folge der Berichtigung materieller Irrthümer
den betreffenden Grundeigenthümern neu oder mehr auferlegt werden,
im» Wanderungen, welche nach dem 1. Januar 1865 durch andere Ursachen als durch Berich'

gung materieller Irrthümer in dem durch die Parzcllareinschätzung (ß. 6.) ermittelten Reinerträge
r einzelnen steuerpflichtigenLiegenschaften eintreten, bleiben bei der Unterverthcilung der Gemeinde-

gnindsteuerhailptsummen unberücksichtigt.

>,»,7 ». . F'nanzminister ist mit der Ausführung dieser Verordnung beauftrag' und hat behufs

Urtuudlich :c.

Denkschrift

zum Entwurf einer KöniglichenVerordnung,
betreffend

" Fchstelllma, und Untervcrthcilnng der Grundsteuer in den beiden westlichen Provinzen, gemäß

den Vorschriften in den W. 3. nnd !). des Grimdstcuera.csctzcs vom 21. Mai 1861.

DmNchrifl zum Vci.
ordimiiiismtwurf,

betr. dic'Fcslstcll>,ng
»nd UüterUcrchcüuiig

der Orundslnicf,

danr« ^^ ^^^ """ ^^ M" ^861, betreffend die anderweite Regelung der Grundsteuer, geht
.'°°n aus (§. 3.), daß die Pr'ovinzen Rheinland nnd Wcslphalcn in Betreff der Festnellung der

^ Provinzen, Regierungsbezirke, itr-cise nnd Gemeinden mit den sechs
M ganz gleich zu behandeln seien, daß also durch die Ncincrtragsermittelnng der

ung von, 21. M,
zelnen Provinzen

Liea,' ss c " «""« u^n^ zu oenanoeui ^eien, oan alw ourcy o,r ulclucll^^«»-^»^^^!»^, ^>^«,

vc'l "<!'-". ""^ ^" Ausführiingsanweisung vom 21. Mai 1861 zugleich die Unterlagen für die
Gnm^n "?'^ Vertheilung der den einzelnen Provinzen nach §. 4. des Gesetzes aufzuerlegenden
den ! , '"'^""unen und innerhalb der letzteren bis auf die Gemeinden herab gewonnen wer»

zel D>'l! Untervcrtheiluug der solchergestalt festgestellten Grundsteuerhauptsummeü ans die ein-
des ö' ^M'lichtigcn Liegenschaften soll dagegen in den beiden westlichen Provinzen, in Gemäßhcit
mit d V allcgirten Gesetzes, nach den Unterlagen des bestehenden Griindstcnertatasters und zwar

cn durch Königliche Verordnung nach Anhörung der ProuinMlandtage zu bestimmenden
-"angaben erfolgen.

die U l^"'^ ^^^ Vestimmunss sind die Grenzen der Königlichen Verordnung dahin gezogen, daß
solle: "6"' des Katasters beibehalten, nnd an dieselben diejenigen Anordnungen gereiht werden

', welche erforderlich sind, um im Sinne des neuen Grundsteuergesetzes die künftigen Steuer«
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beirägc für die einzelnen Liegenschaften zn ermitteln und festzustellen,cmch der gesetzlich festgestellten
Aussonderungder Gebäudcsteuer >wn der Grundsteuer Nechuung zn tragen. Im Wesentlichen soll
die Königliche Verordnung den Charakter einer Ausführungsverordnung haben, ohne daß derselben
eine Aufhebuugoder Abänderuug der materielle»Bestimmungendes Grundsteucrgesetzcs für die beiden
westlichen Provinzen vom 2t. Januar 18-l!> auheimgegcbeuwäre.

Mit dieser Auffassung steht auch die Abficht der Königlichen Staatsregierung bei Vorlegung
des Entwurfs zu dem neuen Grundstcnergesetze und die Absicht der Finauzkommissioudes Abgeordnetem
Hauses im Einklänge.

In der Denkschrift der Staatsrcgicrung (Seite II? der Nr. 9 der Regierungsvorlagen au
das ssaus der Abgeordnetenfür die Session von 1«6I) wird der Königlichen Verordnung kein aus¬
gedehnter Inhalt zugedacht, vielmehr unter V. Nr. l. nur darauf hingewiesen,

^,daß in den beiden westlichenProvinzen die Untervertheilungder neu zu bestimmenden Grund¬
steuerhauptsummen nach den Unterlagendes Grundsteuerkatasterssich ganz von selbst mache."

Dariu ist die Ansicht ausgedrückt,daß es nur formellerAnweisungenbedürfe, um die Unter¬
vertheilung bewirkenund darnachdie Hebung der anderweitig regulirteu Steuerbeträge eintreten lassen
zu können.

Dieser Ansicht ist auch das Abgeordnetenhaus gefolgt. Dasselbe hat dem Berichte seiner
Kommissionnicht widersprochen, in welchem Seite 15 zu dem damaligen §. 8. »jetzt §. 9.) des
Grundsteuergesctzes dargestelltwird, wie die Kommission damit einverstandensei,

„daß die Uuterverthcilungder Grundsteuer auf die einzelnen stcuerpflichtigeu Liegenschaften
der beiden westlichen Provinzen sich dnrch das vorhandeneKataster und die in Kraft blei¬
benden Vorschriftendes Gesetzes vom 21. Januar 18!'>9 in der Hauptsachevon selbst regn-
liren würde und die nothwendigenModifikationen nach Anhöruug der Provinzicillandtage
durch Königliche Verordnung bestimmt werden könnten."

Von diesem Standpunkte aus ist der vorgelegte Entwurf zu der Königlichen Verordnung aufgestellt
worden. Derselbe gründet sich im Wesentlichen lediglich auf die Vorschrift des tz.!)., beziehungsweise des
H. 11. des Grundsteuergesetzesvom 21. Mai 18U> uud beschränkt sich daher auf die Regelung der
Üntervertheilung der Grün!, steuerhauptsummeuauf die einzelnen steuerpflichtigen Liege» schaften nach
den Unterlagen des bestehenden Katasters mit den durch die neue Gesetzgebung gebotenen Maßnahmen.

Zur Erläuterung der darin in Aussicht genommenen einzelnen Ncstimmungen wird
folgendes bemerkt-.

Im K l. ist die Aufhebung der hinsichtlich der Auchriugung des Grundsteuertvntingents
bisher zwischen den beiden westlichenProvinzen bestandenenVerbinduug ausdrücklich erwähnt,
und mit Rücksichtauf die entsprechende, nach tz. 3 des Grundsteuergcsetzcsvom ^1. Mai 1861
außer Kraft tretende Bestimmung im §. 1 des Gesetzes für die beiden westlichen Provinzen vom
^».Januar 1839 die Aufbringung der neuen, den beiden Provinzen im Einzelnen zufallendenGrund-
steuerhmlptsummcnjeder der ersteren besonders zur Last gelegt worden.

^tu tz. 3. Die Centralisation der Katasterverwaltung für die beiden westlichen Provinzen
in der seit dein Jahre 1855 errichteten Generaldirektion des Katasters hat sich in allen Beziehungen
als durchaus zweckmäßig bewährt. Um auch in Zukunft die einheitlicheLeitung aller den tech¬
nischen Netrieb des rheinisch - westfälischen Grundsteuerkatasters betreffenden Angelegenheiten zu
sichern, ist die Bestimmung aufgenommen worden, daß die .«atasterverwaltung für beide Provinzen
eine gemeinschaftlichebleibe, was auch schon mit Rücksicht auf die in allen Regierungsbezirke,,noch
auszuführenden Neumessungsarbeiten. auf das nach A 7—14. des Entwurfs noch durchzuführende
Reklamationsverfahren gegen die Parzellareinschätzungund auf die Anfertigung der neuen Grund-
steuerkatasterbücherund Kartenkopieen für die Gemeindearchivenothwendig erscheint.

^u tz. 3. l'.nd 4. In den ß§. 2. und 4. des Grundstcuergcsetzesfür die beiden westlichen
Provinzen vom 2t. Januar 1839 ist die Vestimmnng getroffen, daß (ß. 2. zu !). und «.> die
Grundsteuerpflichtigeu außer der Grundsteuerbcmptsummeaufzubringen babew
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1. einen 5onds zur Uebcrtragllng der Ausfälle, imqlcichenzur Gablung der nothwendigen
? ?V"^ ^'""l""'nngen sGrundsteuerdeckungsfonds);
b« Kosten, welche aufgewendet werden müssen, um die Kaiasterfarten, Flurbücher und
Mutterrollen durch Umarbeitung und Periodische Revisionen mit der Gegenwart in Ueber-
emstunmung zu erhalten,

? ^"^ ^' ^' "' "' ^^ ^' ^^ Zwecke überall glcichniäßig zwei Prozent der
^rnndsteuerhauptsummc auszuschlageu seien, wovon, unter Vorbehalt künftiger zulässiger
Ermäßigung, t >/. Prozent dem Grundsteuerdeckungsfondsjedes Regierungsbezirksüber-
wicfen mtttelst des Mehrbetrags von > - Prozent aber ein für alle Regierungsbezirke
der beiden Provinzen gemeinschaftlicher Fonds gebildet, der zuuächst nach der An¬
weisung des Fmanzministers auf die Erhaltung des Katasters verwendet werden, nötbigen-
falls aber auch zur Verstärkung des Gruudsteuerdcckungsfondsdiene» solle, wenn' die
dem letzteren überwiescnent >,, Prozent der Grnndstenerhauptsummeniii eiuzelneu Iahreu
mcht hinreiche» mochten, um die vorkommenden Ausfälle und die nach den besteheudeu

Forschriften zu gewährenden Erlasse zu decken,
woi^ "? ^' ^' "'^ ^' ^^ ^^achteu Griindstcncrgcfctzessnid die Ausgaben näher svecificirt,
'eickmet"' " "'^^"^^^^^ '" '"^"lmd und als solche im tz. 45. zunächst be-

1. die Iahressteucr von den etwa durch ein Verschen zur Steuer veranlagten steuerfreien
Grundstücken; .'s,,

2- die Steuer von den bei der Steuerveranlaguug besteuerungsfähigeu,nach derselbe» aber
untergehenden oder ertragsnnfähig oder steuerfrei werdenden Grundstücken für den Zeitraum
von dem Eintreten diefer Veränderung bis zum Ablaufe des Jahres;

3, die unbeibringlichenStenerqnotcn.
s« is, ^ ^l! '""'" ""^ Bestreitung dieser Zahlungen in den, Deckungsfonds ein Uebcrschusi bleibt,
>o yt derselbe zn benutzen:

^, zur Zahlung dn- Stener von den »ach dem Miethswerthe besteuertenGebäuden, welche
cm ganzes Jahr unbenutzt geblieben sind;

2. zu Nachlässenwegen solcher Unglücksfälleund Ereignisse,welche, wie z. V. Beschädigung
der nach dem Miethöwerthe besteuerte« Gebäude durch Vrand, Sturmwind ie. oder Be¬
schädigung der Feldfrüchte durch Hagelfchlag, Ueberfchwemmung:c., ohne die Gruud-
stucke selbst z» zerstöre» oder ertragsunfähig zu machen, doch dcn gänzlichenoder theil-
wcycn Verlnst dcs Ertrags für ein oder mehrere Jahre zur Folge haben;

3. zu außcrordcntlichcn Unterstützuugcnbei dc» vorgcdachte», auf den Ertrag der Grund¬
stücke unmittelbar einwirkende» oder bei andere», i» dem Verluste der eingebrachten Feld¬
früchte und Wirthschaftsvorräthe, der Wirthschaft oder dcs Iuvcutariums bcstchcnden
Uuglücksfällen,insofern solche Unterstützungennothwendig sind, um die Steuerpflichtigen
m zahlungsfähigem Zustande zu erhalte»;'

4- zu den bei der Ermittelung des Schadens in Nachlaßfälleu etwa vorkommendenunver¬
meidlichenKosten;

5. zur Deckung der bei erfolgloser Anwendung von Zwangsmahregeln entstehendenbaaren
Auslagen und zu besouderen Vergütungen an solche Stenerboten, die sich durch ihre
Dienstführung auszeichnen.
In der Anlage sind die Ausgaben zusammengestellt,welche aus den Grundsteuerdeckungs-

sonds der acht Regierungsbezirkeder beiden westlichen Provinzen innerhalb des zehnjährigen Zeit¬
raums von 1853—1862 geleistetworden sind, nebst den Beständen, welche nach den, Finalabschlusse
om 31. Dezember 186s in dem Decknngsfonds jedes einzelnen Regierungsbezirks vorhanden

waren. Es ergiebt sich daraus, daß, ungeachtet sämmtliche in den A 45 und 4« des Grund-
neuergesehcs vorgesehenen Nusgabesälle Berücksichtigunggefunden haben, ungeachtet zu außer-



2i^

ordentlichen Unterstützungendie bedeutende Summe von im Ganzen 3««,1!^ Thlr. 2H Sgr. 5 Pf.
zur Verwendung gekommen ist, dennoch ein Bestand von 155,519 Thlr. 2 Sgr. 7 Pf. in den
verschiedenenRegierungsbezirken sich vorfindet, welcher sich, wenn nicht im Jahre 1845 im Regie¬
rungsbezirke Düsseldorf die Summe von .........21,150 Thlr. — Sgr. — Pf.
und im NegieruugsbezirkeKöln die Summe von ......25,154 „ 12 „ 10 „
den Grundstcuerpflichtigen auf die Grundsteuer gut geschriebenworden wäre, auf 201,823 Thlr.
15 Sgr. 5 Pf. belaufen würde, ein Bestand, welcher mehr als die vierfache jährliche Einnahme
der Dcckungsfonds aller acht Regierungsbezirke aus dem 1 >/, vrozcntigen Zuschlage zur Grund¬
steuer mit 48,23« Thlr. W Sgr. 3 Pf. aufwiegen würde.

Aus der Anlage geht ferner hervor, daß die im H. 45 des Grundsteuergesetzesunter 1,
2, 3 und im 8- 4« zu I, 2 und 4 bezeichnetenAusgabe» innerhalb des gedachten zehnjährigen
Zeitraums durchschuittlichjährlich nur 14,703 Thlr. 20 Sgr. 5 Pf., mithin 30,. Prozent der
Einnahme betragen haben, wogegen an Remunerationen für Stcuerdicner sß. 4«zu5) die Summe
von durchschnittlichjährlich 2,0«3 Thlr. 7 Sgr. 10 Pf. verausgabt worden ist, und die außcr-
ordcntlichen Unterstützungen ltz. 4« zu 3) durchschnittlich jährlich 38,8 l!1 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf. be¬
tragen haben.

Demnach sind für solche Ausgaben, welche aus dem Grunde, weil das Grundsteuer-
tontingent der beiden westlichen Provinzen der Staatskasse unverkürzt zufließenmuhte, gemacht
worden sind (§. 45 a. a. O.), nur 30,, Prozent zur Verwendung gekommen,und es würden
immerhin zu den im tz. 4(; a. a. O. bezeichnetenZwecken noch die bedeutende Summe von
>7,454 Thlr. 7 Sgr. 1 Pf. jährlich übrig geblieben sein, wenn die Einnahme des Grundsteuer-
dcckungsfondsanstatt I ',, Procent nur ei» Procent der Principalgrundsteuer betragen hätte, wo¬
durch 'dieselbe sich auf jährlich 32,157 Thlr. 27 Sgr. « Pf. reducirt habe» würde. Auch wird
nicht in Abrede gestellt werden tonnen, daß Steuernachlässc, außerordentliche Unterstützungenund
Remunerationen für Steucrdiener zu höheren Beträgen nnd mit größerer Leichtigkeitbewilligt
worden sind, weil dazu so reichliche Fonds vorhanden waren, so wie es nicht zweifelhaft fein
kann, daß Ausgaben dieser Art streng genommen keine Folgen der Grimdstcuerwittingentirung
sind und außerhalb der Verpflichtungen der Grundsteuerzahler liegen, deshalb auch auf die äußerste
Nothdurft beschränktwerden müssen.

In Uebereinstimmung mit dieser Ansicht hat sich bereits der westphälischeProvinzial-
Landtng bei seiner Begutachtung des Entwurfs zu dem Grnndsteuergcsetzcfür die beiden westlichen
Provinzen vom 21. Januar 1839 (Seite 53 der gedruckte» Verhandlungen des Landtags von
183?) dahin ausgesprochen,

„daß, wenn auch für die Zeit, wo Iemaud von einem Grundstückekeinen Ertrag bezicht,
dieser zu einer Steuerzahlung rechtlich nicht verpflichtet sei» kann, sich doch kein recht¬
licher Grund denken ließe, aus welche,»die übrige» Steuerpflichtigen ihn zu unterstützen
verpflichtet sein sollten. Der Grunosteucrrcmissionsfonds dürfe lediglich zur Deckung
der Ausfälle verwendet werden, welche gesetzlich wieder umgelegt werden müssen, daher
jedenfalls den übrigen Grundbesitzernwieder zur Last falle» würden; jede andere Ver¬
wendung würde gegen den Zweck seiner Bestimmung sein, und eine Verbindlichkeit zu
Unterstützungenund Gratifikationen ließe sich nicht wohl zwangsweise auferlegen."
Der westphälifcheProvinziallandtag beantragte deshalb Löschung des Wortes „Unter¬

stützung" und des Satzes unter Nr. 5 des tz. 4« a. a. O.
Die bei geringerer Einnahme des Grundstcucrdectungsfonds nothwendig folgende Ermä¬

ßigung der fraglichen Ausgaben dürfte deshalb principiell einer Reduktion desselben auf ein
Procent der Principalgrundsteucr nicht entgegensahen. Allerdings werden sich dessen Einnahmen
anch dadurch vermindern, daß die Gebäude und die auf diese gelegten Grundsteuern aus dem
bisherigen Katastervcrbande ausscheiden, uud deshalb vom 1. Iauuar 18L5 ab von denselben
keine Beiträge zum Orundsteuerdectungsfonds mehr erhoben werden, indessen nehmen auch die
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m. Gebäudesteuergesetzebesondere Bestimmungenge-
Theil, °us dem Grundsteuerdeckuugsfondskünftig nicht mehr
vom 21 Januar «3.1 .s?^ d« Besteuerung der Gebäude bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes
stenerdeckn^sfonds Mnftia di7'm'!?.'" Frachten sind. Außerdem fallen anch dem Grund-
d«> bei "" ^" zu 2. a.a. O. specisicirtenAusgaben für Steuern von
crtraqsunMia od !.?. ?""'^ besteuerungsfähigen, nach derselben aber untergehenden, oder
Vermind . ? b s ,.m?/'". "" c!"'" Grundstücken für den Zeitraum vom Eintreten dieser
stcuerung n ch 10 dc ^s^ ^ "'' "'^' """' "" ^st, weil in solchen Fällen die Be-
Eiutntcn bleibender ^.//?^7^^^s ^'" ^- Mai 1861 mit dem Untergange oder dem
'"'s den Mo a f.,.. ^ "?r ^'^'"' beziehentlichvom ersten Tage des Monats ab, welcher
überhaupt a.iflMt "' '"" "' ^ Steuerfreiheit begründende Verändernng erfolgt ist,

°en noch v^rba^,?^ berührten Verhältnisse kann es, auch abgesehenvon
Beständen, nicht zweifelhaft fein, daß der Zuschlag von eine»,

GrnndsteuerdM 5 37 ^ beiden westlichen Provinzen zur Bestreitung aller den.
M n« ? I verbleibenden nothwendigen Ausgaben vollkommenausreichen wird.

ccnt der PMcwa^rm d? ^ ^" ^"'.' ^'"dsteuerdcÄungsfonds künftig zu ersparende halbe Pro-
z''gcwi^en md^'^^^^^^^^ "" /' ^ bes Entwurfs den. Fonds zur Erhaltuug des Katasters
°Iches rc die au d" '!? "' ^7"' "^"'^n Einnahmen verstärkt worden ist, so erscheint

Wurfs beste 'n..7 l""" "' bestreitendenAnsgaben dringend geboten. Inhalts des Ent-
sv veneh.n letztere m den Kosten, welche den Grnndsteuerpflichtigenerwachsen:

' Att,ettm^'^ ^^ ausgeführte Parzcllareinschätzung(M. 6 bis 13) nothwendig gewesenen

s^-!""^/" ^^beitcn, welche zum Zwecke der Untcrvertheilung der Gemeindegrund-
,"/, " V """"^ "l.szufiihven sind, wohin insbesondere die neuen Grundsteucrkataster-
buchcr gehören <M. 15,, U!);

^ ^,^""'erung der Kartenlopieen für die Gemeindearchiveund für die Berichtigung
der Ong.nallartcn auf die Gegenwart (8- 1?);

^ ftir die noch auszuführenden Neumessungsarbciteu;
5- für die Gcneraldirettion des Katasters (^. 2).

Zu diesen Hauptausga ^Positionen wird Folgendes bemerkt:

detraa d, s">,^^' ^ ^^ ^ ^^ ^ ^"^ ""^ nicht einmal annähernd bestimmen,welcher ^kosten¬
des KataN ° ^" Gelegenheit der Masscncinschätzung ausgeführte, die Sielte der Spezialreviston
Tersclb ' "" ""^tende Parzellarcinschätzung(vcrgl. unten zu §. 6 des Entwurfs) entstanden ist.
dei-.i.!, . l ^^ ""^ Zusammenstellungder auf die Massen- und Parzcllar-Einschätzung erfor¬
derlich gewesenenGesammtkostenzu ermessen sein.
die KM ^" ^^' ^ ^"^lts der beim Abschluß des Katasters gelegten Rechnungen haben sich
Druck >, ^ ^"^"'6""g der Katasterbücher in den beiden westlichenProvinzen exklusive der

""l M0M2 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf. belaufen. Indessen sind die dcs-
Erfabru "" gegenwärtig nicht mehr so billig zu beschaffen und erfordern nach den bisherigen
38s <^"<5?! """' Prcisaufschlag von mindestens 30 Procent, so daß jene Kosten sich auf etwa

""" ")lr. erhöhen werden.

1864 ,«ic. ^' ^' ^^ beiden westlichen Provinzen enthalten nach den. Grundstcucretat für
wie b 6s ^ Morgen in 10,331,791Parzellen. Da die Kartenkopieen für die Gemcindcarchivr
bei B n ^^ durchgängig in dem Maßstabe von 1:1250 angefertigt werden müssen, so kann

"emcssung der dafür erforderlichenKosten der für jenen Maßstab gegenwärtig bestellende
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Tarifsatz von 1,, Pf. für den Morgen und l Pf. für die Parzelle zum Grunde gelegt werden
und es ergeben sich demnach

für 18,193,521 Morgen . . . 75,806 Thlr. l0 Sgr. 1 Pf.
„ 16,331,7!», Parzellen . . 45,306 „ 2 „ 7 „

zufammen 121,172 Thlr. 12 Sgr. 8 Pf.
Werden hierzu die Kosten für die Berichtigung der Originalkartcn auf die Gegenwart

mit mindestens 30,000 Thlr. gerechnet,so crgiebt sich für die Arbeiten zu Nr. 3 eine Kostensumme
von etwa 150,000 Thlr.

Zu Nr. 4. Nach den von den betheiligten KöniglichenRegierungen im Jahre 1853
aufgestellten Nachweisungen ist die Neumessung von überhaupt 3,956,641 Morgen in 4,512,811
Parzellen für nothwendig erachtet worden, wenn theils die bei der Katasteraufnahme ans älteren
Karten und Deklarationen übernommenen, mit der Wirklichkeitin keiner Weise mehr übereinstim¬
menden, theils die in der ersten Zeit der Katasterarbcitcn sehr mangelhaft ausgeführten Vermes¬
sungen erneuert, und diejenigen Ansprüche erfüllt werden sollen, welche die betreffendenGrund-
eigenthümer, weil sie beständig zu den Katastcrtostenbeigetragenhaben, auf eine richtige Vermessung
zu machen berechtigt sind. Der hierzu erforderlicheKostcnanfwcmdist in jenen Zusammenstellungen
auf 1,106,800 Thlr. ausschließlichder Kosten von 44,589 Thlr. für die damals nahezu beendete
Neumesfung des Katasterverbandes Hermeskcil, im Regierungsbezirke Trier, dessen Flache von
145,084 Morgen in jenen 3,956,641 Morgen mit enthalten ist, berechnetworden, und bezieht sich
demnach auf eine Fläche von 3,811,557 Morgen, welche 4,322,604 Parzellen enthält. Seit jener
Zeit sind neu vermessenworden:

mit einem Kosteu-
in den Regie wande von
rungsbezirken: Mrg. Parz. Thlr. Sgr. Pf

a) Trier..... .'.54,21 <» 487,931 188,596 28 5
d) Koblenz. . . . 47,847 46,74<» 14,543 19 3
c> Köln ..... 27,624 44,157 14,987 9 2
<I) Düsseldorf . . 62,820 32,220 13,458 11
«) Aachen .... 95,233 l 60,359 25,239 2 3

zusammen 787,764 711,70? 256,825 — —"
wovon noch zu zahlen sind 34,037 Thlr. 13 Sgr.

Es bleiben demnach noch neu zu vermessen: 3,023,793 Morgen, 3,610,897 Parzellen.
Von deni im Jahre 1853 nach den damals bestehendenGcbührcntarifen zur Neumessungder vor¬
gedachten Fläche von 3,811,557 Morgen in Aussicht genommenenKostenbetrage von 1106 800
Thlrn. würde auf die bereits ausgeführten Neumrssungen von 787,764 Morgen ein ratirlicher
Antheil von 228,750 Thlrn. und für die Neumesfung der noch übrigen 3,023,793 Morgen ein
Antheil von 878,050 Thlrn. gefallen sein. Die Neumessung jener 787,764 Morgen hat aber in
der That 256,925 Thlr., mithin mehr: 28,175 Thlr. gekostet, weil die als unzulänglich anerkannten
früheren Tarife im Jahre 1856 um 30 Procent erhöht werden mußten nnd hiernach ein Theil
der Neumessungsarbeiten vergütet worden ist. Aber auch diese Erhöhung reicht erfahrungsmätzig
noch nicht aus, um den Arbeitern einen zur Bestreitung ihrer nothwendigenLebensbedürfnisseaus¬
reichenden Verdienst zu gewähren, weshalb auf eine weitere Verbesserungder Vermes unastarife
wird Bedacht genommen werden müssen, welche, wenn die Mitglieder der Geometerpersonale zu

täglich gingen sollen, nicht
unter 50 Procent des be, der Katasteraufnahme bestandeuenTarifs wird betraaen dürfen Mit
Rücksicht hierauf wird sich der im Jahre 1853 auf 878M) Thlr. berechnet os m th fiir^
Neumesfungvon 3,023,793 Morgen erböben auf 1,317.075 Thlr. «"'tenanthcü fnr on
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N.s... >> ?^'"^^'! ""^' ""' bcstchcndcnVestimmungcn dic Grmldcigcnthümcr für die in vor-
!« e der Kostenberechnnngnnt enthaltenen Kosten für die geometrische Leitung der Aussteinungs-
baben'n.,7'?s "'"" ""' '" ^l- für den Morgen und'10 Pf. für die Parzelle zu entrichten
Yabm und dieser sur I!/^?m Morgen nnd 3,.i10,8N7Parzellen 184,N(! Thlr. 28 Sgr. 4 Pf,
I 1?778^ss""!"^" '"^ ^'^ ^"stensununc für die noch anszufübrcnden Ncu'nessungcnans
w^'/,». ^ ^ ^. '^ ^^ wovon, wenn die Dauer der Ausführung auf 20 Jahre bemessen
wird, dem Fonds .zur Erhaltung de. Katasters jährlich 5<!M8^ Thlr. zur Last fallen.
18«4 mit ^ c^ss' ' ^ ^" ^"^ f'" die Unterhaltung der Generaldircktion des Katasters für
lnn.,.^'.,. . r,' ''r"^ '"^" '^"l' fi'r die Zukunft noch einige hundert Thaler für Reisekosten
- m. ' . ^r ""M"b der Daner der Grnnstcuerveranlagung weggefallen und deshalb nicht
zum Ansatz gebracht sind.

scki.Kw.!s^ °^"'^ "^" vorstehend genannten Ausgaben, von dencu dic unter I. und 2. vor-
ur ssr,.^ '"V7< "^^"^ berichtigt sind, beziehuugsweise berichtigt werden, hat der Fonds

zur Erhaltung des Katasters gegenwärtig
») an Kapitalbestand nach dem Fincüabschlussefür 1803:

1. an zinstragenden Papieren . . . H)8,3ö0 Thlr. — Sgr. — Pf.,
" baar ,............... H 4H ^ n ^ 5 '

zufamincn . . . .'U!»,7U1Thlr. 11 Sgr. 5 Pf.,
d. an jährlichen Einnahmen:

1. Zinsen des Kapitalbestandcs . . 1l,0W Thlr. 22 Sgr. 0 Pf.,
2. Veitrag der Grundeigentümer

(',2 Prozent der Prinzipalsteuer) 1<>,234 „ 18 „ 11 „

zusanuuen . . . 27,294 Thlr. 11 Sgr. 5 Pf.'
neuen ^3.?^ .^p^albestand wird uicht ci.nnal ausreichen, um dic Kosten für Anfertigung der

?""/" '" <'u decken; mit dessen Ausschüttung schwindet aber auch dic
welch r^ " "'"'leibt "w alleiuige Eiuuah.ue nnr der Veitrag der Grundeigentbün.cr,
^8?^?!>.^ '" !>'!" ^" ""f die Steuer von Gebäuden darin enthaltenen Antheil von
^85 Thlr. 24 Sgr. ü Pf. vcriuindcrt.

""^ klar hervor, daß die gegenwärtigen Einnahmen des Fonds zur
^ab^ ^ ^"'"" ^'' ^"asters weit hinter den Ausgaben der nächsten'20
menen "! "^ "? ^"b cs deshalb geboten erscheint,denselben durch die in Aussicht'genom-
stäck ^"""wa'"'^'^ der Beiträge der Grundeigenthnmer zum Gruudsteuerdeckungsfondszu ver-
r,s" .'>> .' , .dmck. die den Letzteren anzusinncildcn außerordentlichen Beiträge zu verringern,
dem n..is- '3 ^ welcher Weise diese nn Laufe der Zeit zu erhöhen sein werden, muß sich'nach
oem jeweiligen Bedürfniß richten , , , / /

Zu 8. «. §8. 15-17.
Durch dic Aufnllhnie der Bestimmung im 8- " des Grnndstcncrgesetzesvom 2t. Mai l8«z,:
..daß dle Untcrverthcilnng der festgestellten Oruudstcuerhauptsummen auf dic cinzclnen
steuerpflichtigenLiegenschaftenin den beiden westlichenProvinzen nach den Unterlagen
des bestehenden Gnindsteucrkatastcrs mit den durch Königliche Verordnung
"ach Anhörung der Provinziallandtage zu bestimmenden Maßgaben
erfolgen soll"

in ^begründete Anerkenntniß ausgesprochen, daß das rheinisch-westfälische Grundsteuerkataster
a^'I . s.^wwärtigm Gestaltung als Unterlage für die Untervertbeilung uicht vollkonnnen
sH. I? ^ ^"'^^ ^" Allerhöchste Verordnung vom 14. Oktober 1844 angeordneten periodi-
erst "?"""' '"aren beim Erlaß des Grundsteuergcsetzcserst für wenige Verbände beendet und
il m diesen der Kulturzlistaud der Liegenschaften auf die Gegenwart zurückgeführt,wogegen in
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allen nicht revidirten Verbänden das Kataster nur den bei dessen Aufnahme, mithin den vor l!0
bis 50 Jahren vorgefundenen Kulturzustand und Reinertrag nachwies, welcher sich seitdem in
Folge der mächtig veränderten Verkehrs-, Kommunikation^, Industrie- und Ncvölkcrungsvcrhält-
nisse, verbesserter und neu geschaffener Kulturen vielfach so sehr umgestaltet hatte, daß es bedenklich
erscheinen mußte, die Untcrverthciluug der eiucr jeden Gemeinde nach §. ^ a, a, O. nach Maßgabe
des gegenwärtig ermittelten Reinertrags der Licgcnschastcnzufallenden Grnndstencrsummen,nach
den Unterlagen des bestehendenKataster,, d. h. nach den znr Zeit dessen Aufnahme bestandenen
Ertragsvcrhältnissen ans die einzelnen Liegenschaftenvorzunehmen. Man würde durch das stritte
festhalten an den Katasternntcrlagcn, iirsbesondcre in denjenigenGemeinden, in welchen umfassende
Knltnrveränderungcn uud Verbesserungen zn einer erheblichen Erhöhung des Reinertrags und
demzufolge zur Uebernahme einer verbältnißmäßig größeren Grundstcuersumme Veranlassung
gegeben haben, zu den, Ergebniß gelangt sein, daß diese erhöhte Grundstenersnmme vornehmlich
den schon bei der Katasteraufnahme in gutem Knltnrzustandc befindlich gewesenen und deshalb zu
einem höheren Reinerträge angesprochenen Grundstücken zur Last gefallen und das schon jetzt in
vielen Gemeinden bestehende Mißverhältnis; in der Gruudbcsteuerung der altknltivirtcn und der
neutultivirtcn Grundstücke bis zur ausgeführten periodischen Spezialrevision hervorgetretensein würde.

Diese schon in der Gruudbesteuerung unausbleiblichen Prägravationcn würden sich nicht
minder bei der Vcrtheilnng der Kommunal- uud sonstigen Sozietätslastcn wiederholt und vielfach
in verstärktem Maße geltend gemacht haben.

Es kam indessenzur Erwägung, daß es für die Provinziallandtage sehr schwierigsein
würde, bezüglich der Nnwendung der Unterlagen des bestehenden Grundsteuerkatasters auf die
Untcrverthcilung der GemeindegrundstcuerfummenMaßgaben vorzufchlage»,welche die oben ange¬
deuteten Härteu zn beseitigen im Stande wären, weil es zunächst einer sorgfältigen Prüfung der
Katastcrabfchätzungsvcrhältnissejeder Gemeinde bedurft hätte, um irgend welche Modifikationen
vorschlagen zn können und bei der Einrichtung des Parzellartatasters die Ausführung einer jede»
Modifikation eine Berichtigung der Grundsteuermntterrolleu erforderte, welcher die Eintlassirunss
der seit der Katasteraufnahme in der Kultur veränderten Gruudstücke in das KatasterflassensysteM
hätte vorgehen müssen, eine Arbeit, welche, abgesehen von den damit verbundeneu bedeutende»
Kosten in der dazu offenen Frist bis zum 1. Januar t«<l'> kaum ausführbar gewesen, und zudcw
nur eiucn unbefriedigendenprovisorischenZnstand geschaffen haben würde, dem eine vollständige
Spezialrevision des Katasters hätte folgen müssen.

Es kam ferner zur Erwägung, daß die nach der Allerhöchsten Verordnung vom 1«. Oktober
1K44 vorgeschriebeneSpezialrevision des rheinisch-westfälischen Grundstenertatasters in Verbindung
mit der Geueralrevisiou den uämlicheu Zweck verfolgte, welcher durch das Grundstcucrgcsctzvoi»
21. Mai 18M nnd die zn demselben erlassene Anssührnngsanweisnng vom nämlichen Tage für
die ganze Monarchie schließlich erreicht werden soll,

„nämlich die gleichmäßigeVcrtheilung eines bestimmten Grundsteuerkontingents auf die
eiuzclucn zu demselben beitragspflichtigen Liegenschaften nach Verhältniß des zn er¬
mittelnden Reinertrags derselben",

daß dieser schließlichcZircck für die beiden westlichen Provinzen schon bei Ausführung der
allegirten Hauptcmwcisung zum Gruudstcuergesetzc— welche zunächst nur die Ab- nnd Einschätzung
der Liegenschaftennach Kultur- nud Vonitätsmassen, ohne Rücksichtauf die Eigenthumsgrenze»
der Grundstücke,und d,e Vertheilnng des Grundsteuerkoutiugeuts von M,ll<>0,00NThlrn. auf die
einzelnen Provinzen, Regierungsbezirke, Kreise uud Gemeinden zum Kegeustaude hat — durch
eiue größere Spezialisirung der Einschätzung erreicht, nnd dadurch zugleich eiue vollständige
Spezialrevision des Katasters mit einem Schlage ausgeführt werden könne.

Daß es aber möglichund mit dem System der Katasterrevisiou vereinbar sei, mit der
Massencinschätzungzugleich eiue Parzellareinschätzuug, d. h. eiue Einschätzung jedes einzelnen, n"
Grund stcucrkatasternachgewieseneuGrundstücks,nach seiner, auch von jdcr betreffenden Bonität
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oder Kulturmafse abweichenden Bonität oder,^ulturart vorzuncbmen, konnte um so weniger einem
Bedeuten unterliegen, als die Katasterabschätzimgselbst ans einer Massen- und Parzellarklnssirung
beruht, durch welche letztere diejenige» einzelnen'Grnndstücke ermittelt wurden, welche durch ibre
geringere oder bessere Bonität von der Bonität der Masse so weit unterschiedenwaren, daß sie
sich zu einer andern Vonitätst'lasse eigneten.

Auch der Umstand, daß »ach dem bei der Katasterabschätzuuguud der Nevisiousorduuug
vom 14. Oetober 1844 beobachteten Verfahren, die Massen- und die Parzcllarllafsirung in die
Hände verschiedenerKommissionengelegt war, nach der Ausfübruugsanwcisung zum Grundsteuer.
Gesetze vom 21. Mai 1^1 aber nur eine Veraulaguugskommissionfür den ganzen Kreis besteht,
welcher beide Geschäfte zu übertrageu Ware», tounte lein Bedenken erregen, weil schon die be¬
gonnene Spczialrevision des Katasters ans das Uunöthige und Unzweckmäßigesolcher getrennten
Kommissionenaufmertsam gemacht hatte und bereits in der nach §. 8. der allegirten Revisions-
^rdnuug vom 14. Oetober 1844 im Juli l«00 zu Godesberg stattgehabte,: Kouferenz der ständi¬
schen Katastercommission(z. Z. a. a. O.) für zulässig uud in aller Weise ersprießlich bezeichuet
worden war, die Massen- und Parzcllarklassirung in die Hände der nämlichen Schätznngskommission
Zu legen, indem man davon ausging, daß ein ökonomischer Sachverständiger, welchemdie Fähig¬
keit beiwohne, die Ausdehnung ciucr Bouitätsmassc richtig zu bestimmeu,auch die Fähigkeit besitzen
Masse, die iu dieser Masse befindlichenVonitätsabweichnngen richtig zu treffen. Es war sonnt
schon für die Spezialrcvision des Katasters das nämliche Verfahren in Aussicht genommen, durch
dessen Ausführung bei Gclegcuheit der Gruudsteucrabschätzuugeiue deu Zwecken der Unterverthci-
luug entsprechendeParzcllarcinschätzung erreicht werden konnte.

Ferner kam die Frage zur Erörterung, ob die in der Ausführuugsanwcisung zum Grund-
steuergesetze vom 21. Mai ,«<>1 vorgeschrieben Annahme von nur siebeu Kulturartcu mit je
höchstens acht Bonitätsklassen für deu gauzeu Kreis ausreichend fei, um einer möglichstgleich¬
mäßigen Vertheilung der deu Gemeinden zufallenden Grnndsteuerhauptsummen anf die einzelnen
steuerpflichtige»Liegenschaftenvollständig zn genügen. Faßt man die große Menge von >lultur-
vcueuuuugen und die noch größere Menge der Tarifsätze, wie sie gegenwärtig im Kataster bestehen,
nur oberflächlichins Auge, fo kau» mau allerdiugs' zu der Nusicht verleitet werde,,, daß das
Krelstlaffisikationsfystemzur Regelung der Grundsteuer die i» den Gcmcindeklafsifikatiousfystcmcn
des Katasters anscheinendhervortretenden feineren Unterschiedein der Bonität nicht erfassen und
<mr Geltung briugeu würde. Prüft mau aber die Katasterabfchätzungeilnäher, so ergiebt sich
evident, daß die Resultate derselben durch die große Menge von ^ulturbenennungen uud Tarif¬
satze nicht verbessert, sondern verschlechtertworden sind, sowie es eine nnbestrittene Thatsache ist,
dntz zu viele Klassen die Boniteure nnr verwirren nnd die Schätzung unsichermachen.

Beispielsweise sei lner angefübrt, daß in dein Katasterverbande Siegen 1^, in dein
«a asterverbande Netphen 14 verschiedeneKlassifikationssystemeallein für die Hanbcrge bei der
«atafteraufnahme in den einzelnen Gemeinden zur Anwendung gebracht worden sind, obgleichder
yochstcTarifsatz für den Morgen nnr 14 Sgr.'betrug; daß außerdem für die Laubholzhochwal-
oungen noch 5, für die Nadclholzwalduuqm noch 3/und für fogenannte Strauchholzung noch 4
aöMeuheudeKlassifitationssystemeaufgestellt wareu, fo daß es bei deu Tarifdiffercuzeu vou 1 Tgr.
)wt,chen den einzelnen Klasse,! der verschiedenenGemeinden auch dem geübtesten Schätzer nn-
uoglich >ucrdenmußte, eine zutreffende Einschätzung auszuführen und bei der Revision jener
-^erbande für nothwendig erachtet wurde, das biöbcrigeKlassifikationösystemgänzlich zu beseitige,:,
und emc neue Abschätzung beider Verbände vorzunehmen.
M ?^c^ ^rdings ist vielfach darauf hingeiuiefen worden, daß die für einen ganzen Kreis oder
«MMlatwnsdistritt berechnetenBonitätsklasscn, in welche die Einschätzungbchnfs der Bestimmung
«er Gruudsteuerhanptsuunnen erfolgt, nicht ausreichend fein möchten, um die Werthsabstufuugrn
"er ^regenschaften inncrhalb der einzelnen Gemeindebczirkeuntereinander genügend zu erfassen,
und zwar um so weniger, als in sehr vielen Gemeinden nicht alle Bouitätsklassen vertreten sind.
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Es ist hieran zugleich dcr Vorschlag geknüpft worden, in denjenigen Gemeinden, in welchen be¬
deutende Wcrthsuuterschiedc zwischenden Liegenschaften der nämlichen Vonitätsklasse stattfinden,
zum Zwecke der Unterverthcilung der Steuer die Einschiebung von Zwischenklasse,:zn gestatten,
mit der Beschränkung, daß die Zahl der Klassen jeder Knlturart in keiner Gemeinde über acht
hinausgehen dürfe. Allein dieser Vorschlag führt in feiner Eonscquenz zu neuen .Ulassifikations-
tarifcn für die einzelnen Gemeinden und zu vollständig neuen Einschätzungennach diesen Tarifen;
er hat ferner zur Folge, daß der den Stenerbetrag darstellende Prozentsatz des Reinertrags der
einzelnen Gemeinden unter einander sowohl, als dem Staate gegenüber ein grundsätzlichver¬
schiedener wird. Abgesehenhiervon fehlt es aber in der That an einem durchgreifendenGrunde,
zur Herbeiführung solcher gewiß nicht wünschcnswerthen Zustände den Weg zn öffnen. Da es
an sich nicht möglich ist, alle Wcrthsabstufungcn der Liegenschaften eines Gcmcindebezirksbei der
Stcuerverthcilung zu bcrücksichtigeu, sondern durch die Einschiebungvon Zwischenklassen wiederum
Durchschnittsklasscngebildet werden mühten, innerhalb deren wiederumWcrthsuntcrschiedczwischen
den in dieselben zn schätzenden Grundstückenverbleiben, so ist auch kein Grund abzusehen, aus
welchem die für die generelle Grundstcucrausgleichung als zulässig erachteten Wcrthsuntcrschiede
bei der Untervcrtheilung der Steuer nicht ebenfalls für ausreichend zu erachten sein möchten.

In Uebereinstimmungmit dieser Ansicht war denn auch schon bei den im Wege der
Spezialrcvision ausgeführten neuen Abschätzungender Katasterverbände Lebach, Heuswciler, Illin-
gcn, Ottweilcr, St. Wendel, Vmmcholder und Grumbach im Ncgicrnngsbezirkc Trier dahin ge¬
strebt worden, das Klassensystemdes Katasters möglichst zu vereinfachen und einzuschränkenund
es sind für den ganzen Verband Lebach überhaupt mir siebe,! Acker- uud sieben Wiescnklassen ^md
für keinen Klassifikationsdistriktder übrigen Verbände über acht, für einzelne fogar nur fünf und
sechs Ackertlassen zur Anwendung gekommen, die darnach hcrvorgctretenen Rcvisionsresultate aber
so zufriedenstellendausgefallen, daß die Gemeindedcputirten gegen das Klassensystem überhaupt
keine, die Grundeigenthümcr gegen die Parzcllartlassirnng in einzelnen Verbänden ebenfalls
keine, in anderen aber mir sehr vereinzelte Reklamationen erhoben haben.

Es ergeben ferner die Separationsverhandluugen der 15,15!) Morgen haltenden Stadt¬
gemeinde Padcrborn, worin alle acht .Ulasscn des Kreisklassisikationstarifsnach Inhalt der Grund-
steucrcinschätzungsregistcrim Ackcrlandevertreten sind, daß selbst für den Austausch des Grund-
eigcnthums die Anlegung von 8 Ackertlassen als zureichenderkannt, hiernach die Vonitirung bewirkt
und die Separation ausgeführt ist.

Es konnte demnach nicht zweifelhaft erscheinen,daß die in der Anweisung zum Grund-
steuergcsetze vom 21. Mai 1861 vorgesehenen Krcisklassifikationssystemeausreichen, um auch eine
verhältnißmäßig richtige und allen Anforderungen entsprechende Verthcilung der Gcmcindegrund-
steuersummenauf die einzelnenLiegenschaftenzu bewirten, und die Staatsrcgierung gelangte nach
allen diesen Erwägungen zu dem Resultate, daß die Frage:

ob die Spczialrevision des rheinisch-westfälischen Grundsteucrkatastcrsmit den Einschätzungen
zur anderwciten Regelung der Grundsteuer in Verbindung gesetzt werden nnd erstere als
ein besonderes Geschäft demnächstwegfallen könne,

um so mehr zu bejahen sei, als bei vollsiändigerErreichung des nämlichen Zwecks die bedeutenden
Kosten einer besonderen, später auszuführenden Spczialrevision des Katasters erspart, die Kosten
der Masscncinschätzungaber nicht nnverhältnißmäßig vermehrt wurden.

Dieses Resultat führte zu dem Entschlüsse der Etaatsregierung, anstatt der anfänglich
beabsichtigten bloßen Sistirnng der Katasterrcvisionen eine gänzliche Aufhebung der Kataster¬
revisionsordnung vom l4. Oktober 1844 den beiden Häusern des Landtags vorzuschlagen, welche
denn auch durch das Gesetz vom 2tt. September 18(52 ausgesprochen worden ist, in dessen ß.4 del
Finanzmimstcr zugleich mit Anordnung derjenigenArbeiten beauftragt wird, welche noch erforderlich
sind, um im Anschlüssean die nach Maßgabe des tz. 3 des Grundsteucrgesetzcs vom 21. Mai
1861 nebst Anweisung vorzunehmenden Nbschätzungsarbeitenvollständige Unterlagen für die dem-
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nnch,tige Untervertheilung der nach diesem Gesetze festzustellenden Grundstenerhauptsunimen ans die
"n^nen Liegen^ckastendcr beiden westlichenProvinzen zu gewinnen.

Demgemäß ist in der vün dem Finanzministcr unterm 31. März 1861 erlassenen
^nwcyung für das formelle Verfahren bei der Einschätzung dcr Liegenschaftenin den
Provmzeu Rheinland und Westfalen"

nn 5. 13 die Bestimmung getroffen, daß:
1. mit der EinsclMniug dcr Liegenschaften nach Knlturmasscn und Bouitätsklassen <tj. ?,9

ocr vauptanwcisuug zum Gnindstcucrgesctzevom 2l. Mai 1861) eine Parzcl'lar-
cu,,chatznngdergestalt zn verbinden, daß von den Einschätzungsdcpntirtenbei Erniittelnng
uno Feststellungdcr in die einzelnen Vonitätsklasscn zu verweisendenGrundstücksmassen
rnncuialb der letzteren cmch diejenigen Katastcrparzellcn oder Theile derselben, nach ihrer
vorgesundencn abwcichmdenKnlturart und Bonität besonders einzuschätzen seien, welche
wegm rhrer geringeren Größe als ein, beziehungsweisedrei Morgen in Gemäßheit des
^. " a. a. O. zu der angrenzenden oder umschließendenNonitätsmasse hätten gezogen
werden müssen;

^' l^^"s ""schied eines Theils der betreffenden Katasterparzclle nnr dann nicht zu
vcruck,ichtigcn sei, wenn deren Neinertrag bei einer solchen besonderen Einschätzungnicht
um mehr als 10 Proecnt vermehrt oder vermindert wird;
°"b m den Einschätznngsregistecn,in welche gemeinde- und flnrweise sämmtliche
Parzelle:, des Katasters in ihrer Reihenfolge nach dcr Karte nnd in ihren Flächen nach
dem ^Inrbnchc nnd dessen Supplementen aufzunehmen, die nnter Beobachtung der Bor-
^3!"^^ ^' ^' ^" Hauptanwcisuug vom 21. Mai 1861 sich ergebende,! Resultate
der Masseneinschätzungmit schwarzer,die davon abweichendenResultate dcr Parzellar-
"n,chatzung aber mit blauer Dintc eingetragen, in den Karten dagegen die Klassisilations-
ma»en mit römischen nnd die davon in dcr Bonität abweichendenParzellen mit arabi¬
schen Ziffern bezeichnet werden sollten.

Weisung c^"3 ^''"' ^"'"^ ^" Ausführung in den §§. 10. 14. 17. nnd 18 der allcgirtcn An-
land ?>^ ^ Ük /"'"^' Verfahren bei Einschätzuug dcr Liegenschaftenin den Provinzcn Nhein-
steu.r„?s^^^ "' """ ^' ^"'' ^^" ""bcr fpczialisirte.i Bestimmungen ist bei den Grnnd-
^ '"'"'chatznngsarbeiten in den bciden westtichcn Provinzen Verfahren worden, nnd es lassen
abw^>,^ ^'."'^ du'W'arbeiten die Karten nnd Einschätznngsregisterdie von der Masseneinschätznng
'weimende Parzcllareinschätzuugcrlennbar hervortreten.

Die letzteren enthalten demnach,
sobald das in 88-45.—47. der Ansführnngsanweisung vom '<i1. Mai 1861 vorgeschriebene
^ctlamationsvcrfahren bezüglichdcr Masseneinschätznngerledigt, auch das bezüglich der
Mrzcllarem,chätzu!!gnach tz. 7. des vorliegenden Entwurfs der KöniglichenVerordnung
""") ""gleitende Rcklamationsverfahren durchgeführt und die schließlicheFeststellung der

das vollst' ""^"'^ ^eh die Eentralkommissionerfolgt sein wird,
zelnen « ^ Material, um einmal nach der eingetragenen Masscncinschätzungdie auf die ein-

^"'^ ""d Gemeinden der beiden westlichen Provinzen nach i>- .!. des
die Gene ,^ '^-""" ^' ^" ^" ^^"^'" ^rnndstenerhanptsnmmen fest',nstcllen und sodann
wärtia.» '7^"?^"'"l''""pts"""ncn auf die cinzelnen Liegenschaftennach Verhältniß ihrcs gegen-

"lugen Reiiiertrags zu vertheilen. / .' ,'

stcücrmi,^'" n^^ ^""'" ""'^bcn zu lönnen, bedarf es zuvörderst der Äufstellnng neuer Grnnd-
lunq der W '"' '"^^' "" ^^^'' ^" gegeniuärtig bestehenden »die Grundlage znr Nnterverthei-
Wcnn ...) '"""bci'nindstcunsuminen auf die einzelnen Grnndstenerpflichtigen abgeben müssen,
des <>al,r ^ "' ^"""»^tiglll'iZ gezogen wird, daß alle disponiblen Kräfte noch einen großen Theil
Petzes v ? das Aeußerstc angespannt iocrde» müssen, um den Hauptzweckdes Grnndsteuer-

vvm ^.I.Mai 1861 — die Feststellungder Grundsteucrhauptsummenbis auf die Gemeinden



30

herab — zu erreichen, daß ferner die definitive Beschlußfassung ^cr Eentralkommissionüber die
Klafsificationstarife, wonach die Reinerträge in den Mutterrullcn berechnet werden mttsscil, vor¬
aussichtlicherst gegen Ende des laufenden Jahres 1«64 stattfinden wird; das; endlich das Nekla-
mationsverfahrcn gegen die Parzcllareinschätzung nicht vor Anfang des Jahres l,^"' wird cingc--
lcitet, vor Beendigung aller dieser Arbeiten aber die neuen Mutterrollen nicht vollständig
fertig gestellt werden tonnen, so ist von selbst klar, daß die Untcrvertheilung der Gcmeinde-
gruudstcuerhauvtsummcn auf die einzelnen Liegenschaften in den beiden westlicheil Provinzen
nach den Ergebnissen der neuen Grundsteuereinschätzung nicht schon vom l. Januar 1,^65
ab allgemein ausführbar ist. Dennoch aber ist es nach Maßgabe der diescrhalb unter sorgfältiger
Abwägung der vorhandenen Arbeitskräfte von den KawsteriusvectioueuaufgestelltenGeschäftsvläue
möglich, die neuen Muttcrrollcn derjenigen Gemeinden, in denen nach den Eiuschätzuugsresultatcu
der ermittelte Neinertrag den bisherigen Katastralcrtrag erheblich übersteigt, in allen acht Regie¬
rungsbezirken im Laufe des Jahres 1«<!4 soweit vorzubereiten, daß dieselben,vorbehaltlich der in

Folge der Durchführung des Rcklamatiousvcrfahreus gegen die Parzellareiuschätzuug sich etwa
noch ergebenden, im Ganzen gewiß unwesentlichenAbänderungen, nach den von der Ecntral-Eom-
Mission festzustellenden definitiven Tarifen der Reinerträge berechnetund der Untervertheilung für
das Jahr k,^5 zum Grnnde gehegt werden können, wclchcmnächstsodann deren vollständige Be¬
richtigung nach den Ergebnissen des Reklamationsverfahrcns im Laufe des Jahres 1««>5 zu er¬
folgen hat.

Für alle übrigen vorläufig zurückzustellendenGemeinden wird voraussichtlich das Jahr
1,^>5 zur vollständigen Fertigstellung der neuen Grnndsteuermutterrollen und übrigen Grundsteuer-
katastcrbücher ausreichen, so daß die Untcrvertheilung der Grundsteuersummcnans die einzelneu
Liegenschaftenvom «.Januar 1«<>s> ab in fämmtlichcnGemeinden der beiden westlichenProvinzen
nach Maßgabe der nenen Parzcllareinschätzung wird erfolgen tonnen.

In welcher Reihenfolge der Gemeinden die Grundstcuermutterrollen in Angriff zu uehmeu,
ist iu dem Entwurf der Bestimmung des Generaldireetors des Katasters überlassen worden, welcher
sich dabei der Mitwirkung des ihm beigegebenenGeneralinspektors bedienen kann, dem in Folge
feiner langjährigen Leitung der Katastcrrevisioncu und seiner Stellung als Generalkommissarbei
den eme genaue Kenntniß von dem Znstandeder Katasterabschätzungen
in den verschiedenenTheilen der beiden westlichenProvinzen beiwohnt.

Dabei wird der Gesichtspunktfestzuhaltenfein, daß mit Airfertigung der ueueu Grund-
steucrmutterrolleu in denjeuigen Gemeinden im Jahr 1«>>5 zunächstzu begiunen ist, in denen im
Anschlüsse an die bereits 18<ii bearbeiteten Gemeinden, die baldigste Beseitigung der Uutcrvcr-
thcilung nach deu Unterlagen des Katasters zur Beseitigung der oben angedeutetenÄcistvcrhältnisse
und Härten am wüuschmswertbesten erscheint, daß sodann mit den übrigen Gemeinden fortzu-
fahreu, deren gegenwärtig ermittelter Reinertrag den Katastralreinertrag nnr unbedeutend oder
gar nicht übersteigt, oder aber denselben nicht einmal erreicht, beziehentlich deren Kulturzustand
nach den Angaben des Katasters von der Gegenwart am wenigsten abweicht, wie dies insbesondere
bei den in neuerer ^eit revidirten Gemeinden der Fall, in denen die Knlturart und der Kultur¬
zustand der Grundstückebereits auf die Gegrmvart berichtigt worden ist.

In alle» vorgcdachten Gemeinden ist inzwischenbis zum 1. Januar l«l>7) die Unter¬
vertheilung der Gemeindegrundstcuerhauptsummenuach deu Unterlagen des bestehendenKatasters
auzulegcu, nachdem die Katastralerträge der Gebäude und der nach den Borschriften des Grnnd-
steurrgesetzesvom Äl. Mai 1«l>1 d<n- Grundsteuer künftighin uicht unterliegenden Hausplätze, Hof¬
räume und uuter einen: Morgen großen Hausgärtcn aus den Muttcrrollcn ausgeschiedennnd die
Grundsteuerhcbcrollcn demgemäß berichtigt worden, und es sind in allen Negicrungsbczirkcn der
beiden westlichenProvinzen die nöthigen Anordnungen getroffen, daß die desfälligen Vorarbeite»
zeitig vor dem l. Januar ll-^5 vollendet werden.
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Um aber den Grnndstcncrpflichtigcn dcn Genuß der Vortheile einer Untcrvcrthciluug nach
den Unterlagen der nenen Einschätzung möglichst bald zu sichern, ist im ß. 15. des Entwurfs die Be¬
stimmung getroffen, daß von dein ersten Tage desjenigen Monats ab, welcher anf den Monat folgt,
m welchem die neuen Grnndstcucrmntterrollcn einer Gemeinde von der Negicrnng bestätigt worden,
die in denselben für die einzelnen gruudsteuerpflichtigeu Liegenschaften nachgewiesenen Reinerträge der
Untcrvcrthciluug der Gcmeindcgrundstcuersummen zu Grunde zu legen uud darnach die Erhebung der
Grundsteuer zu bewirken ist.

^ ^ Nach Vorstehendem wird für die Unterverthcilung der Gemeiudegrnnostcucrsnmmcn eiu pro-
visorischer Znstand geschaffen, welcher die bei einer länger'dauerndenUntervertheilung nach den Unter¬
lagen des bestehenden Katasters unvermeidlichen Prägravatiouen der einzelnen Grnndstcucrpflichtigcn
m möglichst kurzer Zeit beseitigt. Einen früheren Termin der gänzlichen Beseitigung als dcn 1.
^anuar 186« in Aussicht zu nehmen, erschien nach Maßgabe der zu beschaffcudcu Arbeitskräfte nicht
thnnlich.

Sobald die neuen Grundsteucrmuttcrrollen fertig gestellt und nach den Resultaten dcS gegen
°« Parzcllareinschätzung ciuzulcitcudeu 3lctlamationsverf'ahrcns berichtigt sein werden, ist der durch
etztcre ^ beabsichtigte Zweck einer dem gegenwärtigen Kulturznstande der Grundstücke nnd aller ans

deren Reinertrag Einfluß übenden Verhältnisse entsprechende» gleichmäßigen Vcrthcilung der Grund-
ueiler auf die ciuzelucu gruudsteuerpflichtigeu Liegenschaften, nnd damit dasjenige Ziel erreicht, wel-
chcs nach 5. ^;. des Grnndstcucrgesctzes für die beiden westlichen Prouinzcn vom 21. Januar 1^!9
und nach der Verordnung vom 14. Oktober 1«44 durch die eingeleitete periodische Revision des Ka>
wsters in ökonomischer Beziehung angestrebt wurde, weshalb denn diese Revision mit dem Eintritt
obigen Zeitpunkts als ausgeführt zu betrachte» ist (8- 17. des Entwurfs). Das eiugcschlagenc Ver¬
fahren gewährt den Gruudsteuerpflichtigeu noch die unverkennbaren Vortheile, welche damit verbunden
stnd, daß die Einschätzung sämmtlicher Liegenschaften in möglichst kurzer Zeit nach den nämliche»
Grundsätzen und unter Leitung derselben Behörde bewirkt ist uud alle deu Reinertrag des Grundeigeu-
tymns bedingenden Verhältnisse in den verschiedenen Theilen der beiden westlichen Provinzen gleich¬
mäßig erfaßt sind, was bei der in der Verordnung vom 14. Oktober 1844 vorgesehenen längeren
"auer der Rcvisiousarbcitcn nicht zu erreichen gewesen sein würde.

Was dagegen die geometrische Revision des Katasters betrifft, fu liegen hierzu noch die
»amllchen Gründe vor, welche beim Erlaß des Grundstcncrgesetzes vom ^1. Iauuar I8Ü9 und der
^cvisionsordnung vom 14. Oktober 1844 obwalteten, weil die schon damals für nothwendig erachteten

ceumessungsarbcitcn erst zum genüge» Theile ausgeführt worde» sind und deshalb fortgesetzt werden
müssen, wie bereits oben des Näheren angedeutet worden.

Es ist nicht wohl zn umgehe», die bei der Eiuschätzuug gebrauchten Kartcntopieeu der Gc^
memdearchioe durch neue Kopiccn der Originalkarten zn crfetzen,' einmal, weil in ersteren die Eiu-
'chatzungsrchiltatc firirt sind, nnd es in hohem Grade wünschenswert!) ist, daß diese erhalten bleiben,
mn später etwa in Anregung kommende materielle Irrthümer bezüglich der Uebcrtragnng der Ein-
'chatzungsrcsnltate in die Register tonstatircn zn tonnen, und foda nn auch deshalb, weil jcuc Kopicen
^urch den mehr als Ä'jcihrigcn Gebrauch iu den Gcmciudcn, sowie durch die Benutzung auf dem
^clde und vielfache Nachtragungen vonFormvcrändcrungcn größtenthcils so start verbraucht sind, daß
sortschreibnngen darauf kaum uoch ausgeführt werden töuucu. Von der Erneuerung der Karten-
opiecn werden diejenigen Geniciudcn auszuschließen sein, in denen in den nächsten Jahre» cinwcder

euie Neuincssung oder eine Spczialscparation in Aussicht steht.
...., Edeusu ist es nothwendig, die in dcn Katastcrarchivcn beruhenden Originalkarten dinch sorg-
>a igcs Nachtragen der durch die Fortschreibuugsvcrmcssungen herbeigeführten sehr zahlreichen Ver¬
änderungen in der Form der Grundstücke ans den Snpplementhandrissen zu vervollständige!!, indem
^ icnst nachgerade, wenn nicht unmöglich, doch uugcmcin schwierig wcrdcn würde, vollständige Aus¬
luge aus den Origiuallartc» herzustellen, weil hierzu ein beständiges Zurückgehen auf die Supple-

nthandrisse "'forderlich ist, welche seit dein Abschlüssedes Katasters cutstauden sind.



Alle diese Puulte sind deshalb im «;- 17, des Entwurfs ins Auge gefaßt worden.
Zu H, 7—14. Die in den Entwurf aufgenommeneBestimmung wegen Erhebung von Re¬

klamationen gegen die Parzcllarcinschätzuugseitens der einzelnen Grundeigeuthümer schließt sich im
Wesentlichen den Vorschriftenan, welche in der

„Anweisungvom 25. Juli 1863 für das Verfahren bei Behandlung der Reklamationen
„gegen die Einschätzung der Liegenschaften behnss anderweiterRegelung d.'r Grundsteuer in
„den Provinzen Rheinland und Westfalen zur Ausführung des 5. 45, und ff. der Ilinvei
„sung für das Verfahren bei Ermittelung des Reinertrags der Liegenschaftenvom N,
„Mai 1«61"

gegebenworden sind. Bei Feststellungder einzelucu Fälle, in denen eine Nctlamatiou zulässig zu
erachten, ist die Ansicht maßgebend gewesen, daß bei dem bestehenden Reklamationsuerfahrcn dem
Gruudcigeuthümer Gelegenheit gegeben werden müsse, jeden auf seine Spezialbestcnernng innerhalb
der Gemeinde Einfluß übenden Fehler zu rügen, mag derselbe iu vcrhältuißmäßig unrichtiger Ein«
schätzung seiner Grundstücke,oder in unrichtiger Angabe der Grundstücksflächcnoder des Besitzstandes
bestehen, oder endlich in unrichtiger Uebcrtraguug der Eiuschätzungsrcsnltatcans den Karte» in die
Register (Ansatz) beziehungsweisein unrichtiger Berechnungseinen Grund haben.

Hiermit dürften aber auch die Reklamationengegen die definitiveFeststellungder Unteruer-
theilung im Interesse der Grundsteuerpftichtigcnerschöpft sein.

Was insbesonderedie Einwendungengegen die Einschätzungselbst betrifft, so sind dieselben
im 8- W. z» HI- I^'t- (^'. des Entwurfs auch wegen ungleichmäßigerEinschätzung einzelner iNassifi-
klltionsmasscngegen andere speziellzn bezeichnende der nämlichenGemeinde für zulässig erklärt wor-
den. Es erschien dies erforderlich, weil dergleichen ungleichmäßige Einschätzuugeu bei dem Nckla-
matiousverfahrcn nach §. >l5. der Anweisung vom 21. Mai ItttU nicht nothwendigBerücksichtigung
finden mußten.

Der ausdrücklichen Vorschrift im tz. 3. des ««rundstenergesetzesvom 2!. Mai I«l!1 und im
ß. 1. der allegirtcu AuSMrnngsanweisuug vom nämlichen Tage zufolge sollen mit dem Verfahren zur
Ermittelung des Reinertrags des steuerpflichtigen Grnudeigenthums die Unterlagen gewonnenwerden,
um danach die Oruudstcuerhauptsummenfür die Provinzen und innerhalb der letzteren die von den
eiuzeluen Kreisen im Ganzen sowohl, als die von den eiuzelueu Gcmeiudeuzu übernehmeudeu Grnnd
steucrbcträge iu verhältuißmäßigerGleichheit bestimme,! zn können. Vor Allem kommt es hiernach darauf
an, durch die Eiuschätzuug ein richtiges Verhältniß zunächst zwischenden eiuzelueu Gemeindeninnerhalb
desselben Kreises im Ganzen und demnächstzwischen den verschiedenen Kreisen u. s. w. herzustellcu.
während die Beseitigungetwaiger Ungleichheiten zwischeneinzelnen Grundstücken, beziehungsweiseGrnnd
stücksmassru innerhalb derselben Gcmeindefeldmarkdem späteren Verfahren wegen Nutcrvertheilnngder
Grundsteuer auf die einzelnenLiegenschaftenvorzubehalten war. Dieser allgemeine, durch das Gesetz bedingte
Standpunkt erfordert insbesondere, daß bei der Prüfung solcher Reklamationen,welche gegen die Einschätzung
einzelner Grundstückeaugebracht worden, die Gesa mm teinschätzung derjenige» Gemeiudefeldmark, welcher
die ersterenangehörten,und das Verhältniß derselben zu den übrige« Feldmarkendes Kreises sorgfältig
in's Auge gefaßt wurde. Die thatsächlich zu hoch befundene Einschätzung eines einzelnen Grundstücks oder
einer einzelnen Gruudstücksmassc dürfte keineswegs jedesmal die Berücksichtigungder einzelnenReklamationen
durch entsprechende Ermäßigung der ersteren :c. nach sich ziehen, vielmehr mußte die Reklamationungeachtet
des bezeichnetenBefundes als unbegründetzurückgewiesenwerden,wenn sich ergab, daß die zu hohe Ein^
schätzung des einzelnen Grundstücks oder der Gruudstücksmasse durch entgegengesetztezu niedrige Ein^
schätzunganderer Grundstücke oder Grundstücksmassen iu derselben Feldmark so weit ausgeglichen wurde,
daß die Einschätzung der ganzen Feldmark sich als angemessenund im richtigen Verhältnisse zu dcu Ein¬
schätzungender übrigen Feldmarken desselben Kreises beziehungsweiseKlassifikatiousdistrikts stchcud darstellte.

Die stattgefuudeneu Revisionen der Einschätzungenhaben ergeben, daß in sehr vielen Gemeinde-
feldmarken einzelne Grundstücke schärfer, andere dagegen milder behandeltworden sind, ohne daß dieser
verschiedenen, vielfach sogar durch die obwaltendenVerhältnisse uud nach der Natur des ganzen Ein-
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chatznugsverfahrens bed>ugten Behandlung ivege», das (^esa,u,»lei»schätz„»gsresultat der Feldmark als
mnnytig hatte bezeichnet,oerden tonnen. Es liegen Fälle vor, in welchen innerhalb derselbenGemeinde
stu niari zwei größere Grnndstücksmassen vvu ganz gleiche/Beschaffenheit, hinsichtlichderen jedoch die

'MMnng n, die höhere oder niedrigere Taristasse z'veifelhaft erschien, absichtlichin zwei verschiedene
^anmasst'n e,nge,chatzt worden sind, ,„n dadurch die ganze Feldniart in ein richtiges Verhältniß zn den

l.ugen Feldmarken desselben «reifes zn schm, ,oas nickt möglich gewesen wäre, wenn beide Massen,
n cye zwischen den beiden «lassen lagen, ganz zn der einen oder anderen der letzteren herangezogen

für v" '""?'' ""'" ^' ^lnscbätznngsdepntirlen von der ganz richtigen Annahme ausgingen, daß das
"o enize nen Grundstücke innerhald der Gemeinde sich ergebende Mißverhältnis! seiner Zeit bei der

"mnverllMnng der Grnndstener zur Ansgleichnng gebracht werden würde.

welch > ., ^,""^"',^' '^ b"in auch den l^emeiudevvrständeu derjenige Standpunkt näher erörtert worden,
Befim 'si "' ""''"'"^ ""f ^u' '<"'", nach i^, 45. der Hauptaniveisuug vom 21, Mai 1801 zustehende
d"is- "'!''^"^'"'"'uug von Reklamationen einzunehmen hätten, nnd es ist ihnen die Znsichening ertheilt,

,' e, ,en: ,pateren Verfahren ivegen Unlerverthcilung der Grnndstener die Gleichinäßigteit der Ein,

werdn ,"!!'" '"^' ^"' "emeindefeldmark nvch znm Gegenstände einer vesonderen Priifnng genmcht

Oleill "'^'' ^'"' Gründen ist es für zulässig erachtet worden, daß einzelue Grundeigenthümer die
verf'il ""'' " ^" -Uc'asseneinschätznng innerhald der Gemeinde in dem zn eröffnenden Netlamations
ec- v>^,V^"^ ^' Parzellareinschätzung noch znm Gegenstände ihrer Einwendungen machen tonnen nnd
Mi, ^ ''"' """ ^^' ^"l' s"lch? Einwendungen jedem nnd nicht blos der Gesammtheit der Eigen
Erförd "v? """ ^^'ssiNkationsmasse gehörigen Grundstücke gestattet werden müssen, weil durch das
Ment! ck , ' ^ Tritts sämmtlicher Eigeuthünier zn der Netlamalion, das bleckt des Einzelnen, na
werde ^t" "'sgodehnten, voil vielen kleinen Parzellen gebildete,! Massen leicht illusorisch gemacht

.>!„,-^ » ^^ Instrnttion der eingehenden ^ietlamationen und zn deren Entscheidung ist ein möglichst
'»chichev m,d knrzes Verfahren in den, Entwürfe angeordnet.

ae„' ^" Uebereinstinimnng mit dem in dieser Beziehnng für die östlichen Provinzen in Aussicht
erheb'"^"'^.^"^^"' '^ "'^ ^'''" I"^">' ""^ ^»tschndnng der gegen die Parzellareinschätznng zn
„„. ^"'Einwendungen nm so mehr für ausreichend erachtet, als die .^ahl und Bedeutung der letztereu
«mausMlich teiue fehr erhedliche sein ,vird.

tom v ^"^. ^'^ ^^ertragung der Befugniß znr Ernennung des Vorsitzenden der Nellaniations
Per?" r >'! "" ^' ^^irtsrcgierung ,vird die Möglichkeit gewonnen, die vorzngsweise dazu geeigneten
p juniichteiten ans der ^ihl der ^andräthe nnd erforderlichen Falls der bisherigen Veranlagnugs
wnuu,„ar>eu zu dem fragliche» Z.oecke herauznziehen.
lv>r l i,.^"'' ^"''^m der llntersnchung unbegründeter Einwendungen dem Nellamaute» znr^ast fallen
all^", ' "'^ ^chll'ü), >st dem Verfahren bei den bisherigen «atasterrevisioncn conform, wogegen
h^ udngen daraus erwachsenden «osten von dem nach tz. '.2. zu <>. des Grnndstenergesetzes für 'die

"„westlichen Provinzen vom 21. Januar 18^<! destehendeu Fonds zur Erhaltung des Katasters zu
übernehmen sind, wie dies bereits in der

„Iüstrnction von, ^. August 18'.!' znr Ansführnng der Verordnnng von, 14. Oktober 18 l l
»wegen perivdischer Revisionen des Grundslenerkatasters in den beiden westliche» Provinzen"

stimmt wvrde» ist.
<> ,,. ^r, iiu ^. 2». des Entwurfs gemachte Vorbehalt wegen nachträglicher Berichtigung materieller
>5 «humer dedarf keiner weiteren Begründnng nnd ist schon im tz. 25. des Grnudstencrgesetzes für die

iolck ^'"^'"' Provinzen vom 21. Januar 18ü!> enthalten. Daß die in Folge von Berichtigungen
! eyer Art von der Icihressteuer der betreffenden Grundstücke abzusetzendenBeträge auf den Grund
! uierdecknngsfouds übernommen werden, dagegen aber auch diesem andererseits diejenigen Beträge zn

ll;en, welche in Folge jener Berichtigungen den detreffenden Grnudeigenthümern neu oder mehr auf
Megt werden, erscheint nm so unbedenklicher, als sich die im Vanfe der -zeit etwa z» entdeckenden



materiellen Irrthümer innerhalb eines größeren Bezirks »ach beiden Seiten hin nahezu ausgleichen, drm
Orundstenerdecknugsfonds durch die getroffene Bestimmnng deshalb uenncnswertbc Ausgaben nicht er¬
wachsen werden, wogegen eiiwr einzelnen biemeinde die Uebernahme der ausfallenden Steuerheträge,
möglicher Weise empfindlich werden tonnte.

Die in dem allegirten 8^ W- des Entwurfs getroffene iveitere Bestimmung,
„daß alle Verändcrnngeu, welche nach dem I, Januar 18l!5> durch audere Ursachen, als dnrck
Berichtigung materieller Irrthümer in dem dnrch die Parzellareinsä'ähung ermittelten Nein>
ertrage der einzelnen steuerpflichtigen Liegenschaften eintreten, bei der Untervertheilung der
l^emeindegrimdstenerhauptsummen unberücksichtigtbleiben sollen",

erschien angeniesten, um jeden Zweifel darüber zu beseitigen, daß die in, t<. ^!». des Oirnndslenergesehes
für die beiden westlichen Provinzen uom ^1. Januar !8!!'> enväluilen, auf die Besteuerung Einfluß
übeudcn Berändernugen im Neinerlrage der (Grundstücke,

„wenn nämlich an die stelle der Weinerbannng eine andere Benubnngsart des Bodens, oder
an die Ttelle des Ackerbaues Holzzucht getreten ist",

fernerhin unberücksichtigtbleiben müssen.
Es ist anch lein durchgreifender bwmd oorhanden, diese Art der «ulturveränderungen abweichend

von anderen bezüglich der Bestenernng zu behandeln, indem die bei Erlaß jener Bestimmung bestandene
Befürchtung, daß dieselben in der Negel einen erheblich geringeren Neinertrag für den «^rnudeigenthümer
zur Folge hätten, den gemachten Erfahrungen zufolge nicht als zntrefsend anzuerlennen, vielmehr eben
so oft das «Gegentheileingelreten ist.
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Anlasse zur Denkschrift.

?t a ch w e i s u n g

über die Allsgaben bei dem Grnndstruerdecknngsfonds der westlichen Provinzen
in den Jahren 185.", bis lttl,ö.

^t a m e n

der

Neqi.'nniqö

Bezirte.

1.

^ B c l v >i a d r v '.'l n l' >-,a d r » in d e » ,> a !,, v c ü 1 >^5 .'! l' i s 1 ^ <!^.

Aussälle und
Nachlässe

M5>.No.I.2.3
. und

dco(^r»i!dslr»cr

Tl,lr^ S<,r, Pf
2.

Münster. .

Minden. .

Arnsdera, .

Koblenz . .

Düsseldorf,
ltöl,,, . . .

Trier

Aachen, ,

-,l,,,-..,.,^„.,<;<, !>!lr!NU!iev,U^'!!ru Hoüstinr drs
°" > Ä"«qadm' als ' Or.mdstemv.

^ ,.">»". !^ Slnirvdicuer ! Dnickmchc,,, Wcsnmmt !! Dccku,isssfmids
^ v" ^ (5-". N°. 5>. !l ^Kosten dtv a,n Schluß

>!
^

23330 20 0 550^0 40 » , ^!^,»!> « <!5>7 ^ 1 0 ,^!520i 8 « 30008^20

20355 «! 4 34123^2«! ^ 4028 »! ° 4>0 2? li 5^!>5l^2il^' ' 17210

24377! 0 » 5003^15 «^ ,^<n „' „ ^5!» 4», ° ^lolli I

5224^ 4 ^ 50020 25! „

30744

20202 1?

575324

l0 70202, 5 >,

5< 30M8 28 !>

,2048 >>

1500 » , °

351 » ! »

23050

^!»^ !20, 7 0l.2l840>0, 450024 2

154 ,^'1 3 IN 000 ^«, 1 300244 0

0 405^! 15. 0! II «l0 l«! 1

1?7 21 1 <>,»2,!3 / ü 10075^ <;

,11 12 <! I> 15, ,Ül» II» II074 7

>1»>43 5! -> '!^42 15 », I NU 17 3, 0, 4143«^-!l >>! 153704 0^ 3

^Zusammen
Mithin dlNch

schnittl. icihrl.
l 47030 24' 3 388105 22 5> 2003,2

! !
14703 20. 5. 3,^10 17^ »,j 2003

18 1! 2189 ,28^ 2!5574l^5 211

7 10, 218 20 10! 55>745> 15 4

1555IN 2
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Entwurf der Verordnung,
betreffend

P«P°VN,.. die Ausführung der in den Artikeln IX. und Xlli. der Verordnung
vom 43. Juli 4827 (Gejctz-SammlungSeite 103) enthaltenen Bestim¬
mungen über die Provinzial-Landtags-Wahlen im Stande der Land¬

gemeinden der Nheinprovinz.

^lachdem gegeuwärtig das ländliche (5ommunal,uesen in der Nheinprovinz regulirt ist, be¬
stimme Ich in Gcmäßheit des in den Artikeln IX. und XIII. der Verordnung vom l."> Juli t8'?7
(Gesetz-Sammlung -eite !0^,j gen.achten Vorbehaltes für die Nheinprovinz. was folgte

Behufs der Wahl der Provinzial-Vandtags Abgeordneten der Landgeme.nden und deren Stell¬
vertreter nnrd jeder der flinf Neg:eruugsbezirte nach Maßgabe des anliegenden Verzeichnisses in so viele
Wahlbezirke eingetheilt, als derselbe nach Artikel IX. der Verordnung vom !,'!. Juli l.^7 Abgeordnete
zu n'ählen hat,

In ,edem d,eser Wahlbez.tte >vird künftighin je ein Abgeordneter und ein Stellvertreter für
denselben gewählt.

Die Vezntswähler Zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden werden von den Vürqer-
melsterei-Versammlungcn aus ihrer Mitte gewählt. Die aus solchen Städten, welche auf dem Prouiinial-
Landtage im Stande der Städte vertreten sind, gewählten Mitglieder der Vürgerineistcrei-Versam.n-
lungen, sowie d,e zu letzteren gehörenden Rittergutsbesitzer dürfen weder an dieser Wahl Theil" nebmen
noch sind sie wählbar. '

Die Vürgernieisterei Versannnlung wählt in Bürgermeistereien von weniger als l',« ^«er-
stellen einen, in Bürgermeistereien größeren Umfang«, aber auf jede ,'.<>/.euerstelle» einen Wähler'
die Wähler auü dein eanzen Wehlbezirte treten zur Wahl des Abgeordneten und des Stellvertreters
Zusammen.

Die ans (wind dieser Verordnung l> t.» gebildeten Wahlbezirte jedes ^iegierungsbezirts ge¬
langen in der Reihcnfelge ',nr Abhaltung dcr nächsten Erneuernngs- oder Ergänznngswahlen. in welcher
sie in dem dieser Verordnung beiliegenden Verzeichnis; ltz. <-) aufgefüh>t sind.

5- >'>.

Dieser Erlaß ist dnrch die Amtsblatlcr der Rheinischen Negierungen zur öffentlichen Kenntniß
zu bringen.
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Verzeichniß
der Wahlve^irKe für dir Prol>inMl.LandtagöWahlcn im

der Nhcinprouin;.

^N^.WaWezirk

Stande der itandgemeindell

bezirk

^ Coblcnz

«. Coln.

^iw

II.
IN.

IV.

V.

VI.

Ädenan.
Ähr»veiler.
Zoll.
Nenwied.
Crenzuach.
SiniNINII.
Coblenz.
St. (^ocr.
Cochein.
Äl'ayen.
Ältentirchen.
Wetzlar.

Landtreis «öln.
Bergheim.
Bon».
C'nstirchen.
iüheindach.
Äiülheim.
«^nmmersdach.
Wipperfürtli.
Siegdnrg.
Walddroel.

Dnisdnrg.
Essen.
Diisseldorf.
Solingen.
MettMM,N.
Lennep.
iltees.
Cleue.
Geldern.
5!en,Pen.

Ti'isscldoif. V.

VI.

Moers.
! Crefeld.

«^laddach.
l Nensi.
^ b'revenbroich.

l». Trier. I. ^ Landkreis Trier.
! Stadtkreis Trier.

<Bororte und Land-
gemeinden.)

II. i Saardnrg.
! 'Vierzig. '

Saarlonis.
NI. ! Saarvriicken.

^ttweiler.
St. Wendel.

IV. , Berntastel.
Wittlich.

V. j Dann.
Prnni.
Bitbnrg.

li. Aachen. I. ! LandkreisAachen.
! «^eilenrirchen.

^. , Iiilich.
Diircn.

III. i Heinsberg.
Erkelenz,

IV. ! Eupen.
Äcalmedv.
Sch leiden.
Äiontsoie.

^
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Motive,
welche dem durch Nro. 4 des Allerhöchsten Propositious-DecrctS vom l^>. Oetober 1«00

dem 14. Prowuzial-Landtage ;ur Berathung iiberwieseneu (mit dem jetzt zur Berathung

gestellte!, Entwürfe durchaus gleichlautenden) Entwürfe beigefügt waren.

Die Artikel 12 und I^l der Verordnung, ivegcn der nach dem Gesene von! .'7. März I^l
uorbehaltencn Vestiminungen für die Rheinpwvinz, vom !!. Fuli 1^7 ordnen an, daß die Provinzial-
Landtaqswahlcn in de,n Stande der Städte und in dcni Stande der Landgemeinden der Rheinprovinz
nach Einführung der Städte Ordnung resp, Regulirnng dec, ländlichen Communalwesen^ nicht mehr uon
der Gesannntheit der städtischen resp, ländlichen wahlfähigen Grundbesitzer, sondern von den Stadt¬
verordneten resp, den Gemeinde-Verordneten jeder Eammtgemeinde vollzogen werden sollen.

Nachdem die Rheinische Gemeinde Gesetzgebung im Jahre r>7,li zum Abschluß gelangt ist,
tonnte mit der Ausführung jener Vorschrift rücksichtlich der städtischenWahlen ohne Weiteres vorgegangen
werden während bezüglichder Wahlen in dem Stande der Landgemeinden sich noch der Erlaß derjenigen
vorbereitenden Anordnungen als nothwendig herausstellte, welche in den Artikeln IX, und XIII. der
Verordnung von! ^',. ^uli k5.'-!7 ausdrücklich bk> nach Publieation der Communal-Trdnung vorbehalten
sinv. Eine zu diese»! Zwecke entworfene Verordnung wurde dem k^>. Nheiniscben Provinzial-Lnndtage
'ur Vegutachtnng vorgelegt, von diesem wurde deren Erlast jedoch nicht befürwortet, sondern daraus an¬
getragen das; von derselben bis auf Weiteres Abstand genommen werden möge.

Diesem Antrage hat nicht entsprochen werden tonnen, da es sich nicht rechtfertigen lassen würde,
wenn der Vollzug der geselUichenBestimmung dr5 Anitels Xlll. der Verordnung vom t">. Juli !^
nacb ersolgter ^iegulirung de^ ländlichen Gemcinvewesens in der Rheinprouinz noch länger ausgesetzt
iverden sollte i es ist daher jener Verordnung^ Enüvurf einer nochmaligen Prüfung unteriuorfen worden,
un! demnächst mit denjenigen Modifiealionen, welche sich hierbei als angemessen ergeben haben, von
Reuen! den Prouinzialsländen zur gutachtlichen Aeußerung vorgelegt zu iverden.

Hur Erläuternng der Aenderungen, welche der Entwurf bei seiner Umarbeitung erfahren hat,
wird folgendes bemerk,'

:ul i>. t. nnd 2, Ter frühere Entiuurf ging von der Annahme aw,, daß bei dem beständigen

Wechsel der für die Wahlbezirks - Einlheilung maßgebenden Verhältnisse eine dauernde mit der Verordn
nung zn verbindende Feststellung der Wahlbezirke nicht thunlich erscheine, nnd daß die jedesmalige Be¬
grenzung derselben dem Minister des Innern überlassen werden müsse. Dieser Annahme teilt indeß die
Erwägung gegenüber, daß die Wahlbezirke eine wesentliche Grundlage für die Bildung des Provinzial-
"andtages selbst sind, daß daher eine öftere Aenderung derselben nur nachtheilig würde wirken tonnen,
und daß es um so weniger Bedenken finden kann, die Wahlbezirke für die Provinzial-Vandtag^wahle»
in der Rheinprouinz dauernd zu begrenzen, als inzwischen auch die Wahlbezirke für die Wahlen zu>n
Abgeordneten-Hause gesetzlich festgestelltworden sind und eine gleiche Festsetzung hinsichtlichder ländliche"
Provinzial-Landtagswahl-Bezirke in der Provinz Westfalen bereits seit mehr als l!0 Jahren besteht
(Verordnung vom ". '^uli I^i für die Provinz Westfalen Artikel II. 5ud <>.,, ohne daß dieselbe wo¬
her zu Nnzuträglichkciten geführt hat.

Es ist daher dem §. '. des neuen Entwurfs ein Verzeichnis; der fttr die Zukunft festzustellen'
den Wahlbezirke beigefügt, das als integrircndcr Bestandtheil der Verordnung selbst angesehen werde"
soll. Das; bei der Aufstellung desselben ans die Seelenzahl und den Staats-Stcuerbetrag der zu eine'"
Wahlbezirke vereinigten Kreise möglichst Rücksicht genommen ist, ergiebt die anliegende Nachweisung.



Ä<I tz :;. Der 5 ,'! des neuen Entwurfs umfaßt die §l< ,'l und 1 des ältern und ergänzt die-
!etben nur dadurch, daß cr auch die den Bürgermeister - Verfammlungen angehörenden ^iittergutsbesitzer
von der activen und passiven Thcilnahnie an den Wablen der Bürgermeisterei-Versammlungen ausschließt
da dieselben ihre Vertretung in dem zweiten Stande finden,

a<1 5 !. Der t> ,z des neuen Entwurfs erhält zwar den Grundsatz, daß den größern Bürger-
Malereien eine ih.cr Bedeutung und ihrem Umfange entsprechende größere 'Betheiligung an der Wahl
r.' -lbgcordneten eingeräumt werde» müsse, aufrecht; cr weicbt indeß in der Durchführung dieses Grund-

'ntzes von den Bestimmungen in den U 5 nnd C, des frühern Entwurfs wesentlich ab.

w>ü" ^"'"^ nämlich schien es mit dem Artikel XI II. der Verordnung vom 1,1, Juli >,"!27, nach
vre^m die Bezirlswähler von den Gemeinde-Verordnelen jeder Sammtgemcinde zu wählen sind, nicht

>m ntlange >'" >'^"'' U'enn der frühere Entwurf den Minister des Innern zur Vereiuigung dcr Bürger-
n>e>,ieie!^Veilan!mlungen.lleiner Vürgermeisiereien init denen benachbarter Bürgerineistereien Behufs der
^a)l von Bezirtswählern ermächtigte, und es ist daher vc» einer solchen Ausnahme'Bestinimung', Zu der
'veie.es ein Bedürfniß nicht vorwaltet, in dem neuen Entwurf ganz abgesehen worden,
. ..„"^"'" "^'"' ^>',i es nothwendig, die Entscheidung darüber, wieviel Bezirlswähler jeder ein

«c nen Biirgermeislerei -.uzutheilcn seien, nicht lediglich in das ministerielle Ermessen zu stellen, sonder» in
^>c ^croidnung selbst eine bestimmte Vor-» zur Feststellung der den größeren Vürgerineistereien zu über-

",enden großen» Zahl von Beziitswähler» anfzunehmc». Es ist zu diesem Bewife der in dem ÄniKl XI I,
t" ^"', ^'""'^ "°"' ^'^ ^ili >t<27 für die Wahl der Wähler in den z,u einer (<ollectivstimmevereinig-

Städten festgestellte Grundsatz ai,f die Landgemeinden übertragen und deingemäß die Bestimmung auf-
^"""^'" woideu, ^"ß ^u' Vürgeimcislerei.Vcrfammluugen in den Vürgernicistereien von weniger als
zu w?l""^"' """'' '" ^" größeren Bürgermeistereien aber mif jede 1,'>c» ^euerstelleu einen Wähler
^Wahlen haben. Es wird jedoch noch der befonder» Erwäguug zu unterbreiten sein, ob nicht der M,l

^ «ne andere zu substituiren nnd zngleich ein Maximum festzusetzen sein möchte, damit die .''..chl der
.,/"."',"''«^''"' ^'"!l"'neistercie>> abzuordnenden Bezirlswähler auch überall iu eineni angemessenen
^».iMltni,; z» der ^ahl der N'ahlfähigen Mitglieder der Bürgermeister-Versammlungen gehalten und die
'"lammlung der Beziilswähler in einzelnen Wahlbezirien nicht zn zahlreich wird,

- , ^ '"^ ^ '''- ^urch die Vestimmnng, daß die Wahlbezirke jedes Vegierungsbezules in der Neihen-
^'ssc zur Abhaltung der nächsten Wahlen gelangen, in welcher sie in dem Verzeichnis! aufgeführt sind,
>" die m d„„ fru^m, Entwnrse beabsichtigte'Feststellung dieser ^tcihcnfolge durch'das Voos nicht aus-
ge,c!)i,',,eu ivcrdcn sollen, vielmeyr ist, u,n die Verordnung demnächst sofort in Wirtsainteit setze» zu tonnen,

>c Ubstcht mir dahin gegangen, daß das ^oos'zu diesem Ende schon i»i Voraus auf dem nächsten Pro-
'U'zia! Endlage durcb den Herrn Landtags-Marsehall gezogen, und daß die WalMzirle demnächstin
cm der Veiordnung beizufügenden Verzeichnissegleicb in der Reihenfolge aufgeführt werde» solle», wcül'c

°>uch das ^oos bestiniml lvorden ist.
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Nachweisung I.
1. 2. 3.

Rcaicrungs- WnlMzirt> ^.,: s.
Bezirk. ^ ^rcl,c.

4.

Bevölkern!!,;

5.
Staats-

stcuerlictrali
Hl.

^. Cobleuz. I.

II.
III.

IV.

V.

VI.

Zldenan ....
Ahnuoilev ....
Zoll ......

2109,!
20244
2380?
71717
51302
40421
32108
72589
32174
25080
57200
31013
41081
72094
39098
3101!
70109

22558
35255
38052
90402

Nemmed .... 05777
(5ren,',nach....
Snnmevn ....

Codlenz ....
St. (V>oav. . . .

Cochem ....
Mllve,!.....

Alteiilivchen - - -
Wevlar ....

59190
53857

113053
51419
31058
80077
40103.
74809

120972
40204
55535

101739

ll. Cöln. I.

11.

III.

IV.

Landkreis (5ölu . .
Bevqheini ....

Bonn.....
Eustivchen. . . .
Nheindcich ....

49537
39053
,^59,,
37935.
28855
28450
95219
34222
24015
219^9
80220
74030
20909
94939

102230
80283

185513
59021
04529
51347

175497
Milllieiül ....
^mmmersdach . .
Wipperfiirth . . .

Sieq.....
Wal'ddvoel . . .

47974
31449
2972!

!09174
957 90
20891

110081

<!. Düsscldorf. I.

II.

Duic4'nrq ....
ch>».....

Düsseldorf . . .
Solingen ....
Mottmann . . .
^emiep .....

Rees . . ."". .
Cleve .....

^ ,^9079
89079
27884
19206
18902
20081
80133
27002
30007
03009

125153

125153
50789
24904
23369
2577,7

130819
III. 62818

98854
101072
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1. ^ 3. 4. 5.

3tea.iermia.s-Wahlbezirk Kreise.
„, ... Staats-
devolkerunss stcilcllictlan.

! Nl.

Düsseldorf.
!

IV. Geldern .... 42305 75,', 11
Kempen .... 54021 ! 79893

"96380 155524
V, Moers. . . . . 45930 "97024

Crefeld ..... 2295«! 38275
"' 088!)2

25783
I 35299

V!. Gladbach .... 32.^14 ""
Ncnß ..... 28508 575,18

i Greucnbroich. . . 32243 57835
80534" 14«2I7

l> Trier. I. LandkreisTrier. . 59520 95487
Stadtkreis Trier . 9053 1 4803

(Vororte imd ^cmd.
gemeinden.)

08579 I 10350
II. Saarburq .... 27718 48270

Nterziq .'.... 29059 45222
> Saartonis. . . . 47378

I04755
72944

160430
III. Saarbrücken . . . 40005 46664

Ottweiler .... 32501 39413
St. Wendel . . . 350,19 47203

IV.
108235 ,3334,»

Nerntastel. . . . 40207 61404
Wittlich .... 32395 5-1056

V. Dann .....
72002 110000
25013 30311

Priiin..... 30599 40405
Vitbnrg .... 41331

90943'
63813

134529

li. Aachen. I. «andtreis Aachen . 49445 73603

II.

(heilentirchen. . . 20157 40874
75002
39059

"114477

Iiilich ..... 71112"
Diire,i ..... 47420

,^0485 ^
89952

161004
III. Heinsberg .... 32005 42320

Ertelenz .... 3,2704 54976

VI.
05309 97296
10245 20705

Malnicdy .... 23506 24848
Echleiden.... 35407 44277
Montjoie .... 17421

86579 "
17120

"1"06'950"'
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Schreiben des Hm. Unter Bezugnahme auf Nr. 5 des dem Provinziell-Landtage heute von mir mitgetheilten
^Wr°°d7e°All3"' Allerh. Propositions-Decrets vom 17. v. Mts., beehre ich mich Euer Hochwohlgeborcn beifolgend ß«
ProposilionNr. 5. Exemplare des Entwurfs der Verordnung, betreffend die Provinzial - Landtagswahlcn im Stande der

Landgemeinden, nebst dem Verzeichnis;der Wahlbezirke, sowie den, dem früher berathenen gleichlautenden
Verordn» »gsentwurfc beigefügt gewesenen Motiven mit dein ganz ergebensten Ersuchen zu übersenden,
dieselben unter die Mitglieder des Provinzial-Landtags gefälligst vertheilen zu »vollen. Die thatsächlichen
Gründe, welche, nachdem zufolge Nr. 1 des Allerhöchsten Landtagsabschieds vom 15. November 1862 ^
dem Antrage des 1-1. Proviuzial-Landtages vom 12. November 1860 gemäß genehmigt worden war,

„daß von dem Erlasse der fraglichen Verordnung bis auf Weiteres Abstand genommen werde,"
nunmehr zu einer Wiederaufnahme des Entwurfs geführt haben, bestehen, wie ich Euer Hochwohlgeborcn
auf Veranlassung des Herrn Ministers des Innern ganz crgcbenst mittheile, darin, daß bei der Vornahme
der letzten Ergänzungswahlen im Stande der Landgemeinden die fernere Beibehaltung des bisherigen
durch das Gesetz von: 13. Mai 1821, beziehentlichdie in den Ncgierungsamlsblättern für 1826 publi-
cirleu Allerhöchsten Vorschriften vom 14. November 1825 festgestellten Wahlvcrfahrcns, insofern als
geradezu thatsächlich unmöglich sich herausgestellt hat, als tz, >,» zu 2 unter I, der gedachten Vor¬
schriften sür die Eigenschaft eines Wählers und eines Vezirtswählers die Entrichtuug eines Grundstcuer-
betrages von zehn Thlrn. vorschreibt, im Kreise Ncuwicd aber, wie sich ergeben hat, ein derartiger
Grundbesitz mit 10 Thlrn. Grundsteuer in einer Bürgermeisterei gar nicht mehr besteht, in einer
andern Bürgermeisterei der einzige noch vorhandene bald zur Verkeilung kommen wird, in mehreren
Weilern Bürgermeistereien ein solcher Grundbesitz nur noch in wenigen Gemeinden sich findet, fo daß
mithin in einzelnen Bürgermeistereien, (innerhalb deren nach §. 11 der Vorschriften die Abtheilungen für '
die Wahl der Wähler zu bilden sind) eine Wahl von Wählern nicht mehr stattfinden lann.

Eine Sanctionirung der in der Adresse des 11. Provinzial-Landtages vom 12. N"vbr. 1860
zu M. :; uud 4 gemachten eventuellen Abänderungsvorschlägen aber würde, wie ich im Auftrage des
Herrn Ministers des Innern ganz ergcbcnst weiter bemerke, nicht allein mit der ausdrücklich und !
dispositiv gegebenen Vorschrift im Art. Xlll. der Verordnung vom l.'i. Juli 1827 im Widersprüche
stehen, sondern auch die jetzt, wie oben erwähnt, hcruorgctrelencn Uuzuträglichleitcn nick't einmal 'u be¬
seitigen geeignet seien.

Es ist daher der Verordnungsentwurf unverändert so, wie er im Jahre 1860 dem 14. Pro-
Vinzial-Landtagc vorgelegt war, belassen worden, und es haben auch die damals beigefügten Motive,
auf welche ich im Ucbrigcn mich beziehe, eine weitere Abänderung nicht erfahren.

Düsseldorfs October 1864.

Der König!. t'andjligs-Comiüissarillö,MrrpriWcllt der lllicinprouiiy:
gez. von Pommer. Esche.

An
den Provinzial-Landtags-Marschall, Kgl. Schlohhauptmann

und Kammerherrn «.
Herrn Freihrn. v. Waldbott-Bassenheim-Vurnheim

Hochwohlgeborcn
Nr. 7494. Hierselbst.
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^"f den Bericht vom ÜI. Juli 1864 will Ich das Staats - Ministerium ermächtigen, den aä. Merh. Prop°.
hierbei nebst Motiven zurückerfolgendenEntwurf eines Gesetzes, , betreffend das Güterrccht der Ehegatten sit>°" Nr. 6, a.
im Bezirk dcü Iustiz.Senate. zu Ehrenbrcitstein, dem nächsten Provinzial-Landtage der Nheinprovinz zur
gutachtlichen Aeußerung vorzulegen.

Bad Gastein, den l«. August 13U4.

gez. Wilhell«.
(gcgengcz.) von Bismarck. v. Bodelschwingh. v. Noon. u. Mühler.

Graf zur Lippe, v. Selchow. Gmf zu Eulenburg.
An

das Staats-Ministerium.

Entwurf eines Gesetzes,
betreffend

das Güterrcchtder Chegattcn im Bezirk des Justiz-Senats
zu Ghrcnbreitstein.

Gesetz-Entwurf,
betr. da« eheliche

Güterrccht, ml Aller!,.
Proposition 6, K.

Titel l.

Von der gesetzlichen Gütergemeinschaft.

Abschnitt l.
Allgemeiuc Bestimmungen.

§- I.

^ Unter den Ehegatten, welche ihren ersten Wohnsitz nach Eingehung der Ehe im Bezirke des
^M,z-Senats nehmen, findet eine Gemeinschaft der Mobilicn und der Immobile Errungenschaft statt.

Dieselbe beginnt mit der in gesetzlicher Weise erfolgten Eingehuug der Ehe.
Die Gütergemeinschaft ist ausgeschlosscubei Ehen, in welchen der Ehemann einer der vormals

unmittelbaren Deutschen NeichsständischcnFamilien angehört.

2.

so w' >> ^"" Ehegatten während der Ehe ihren Wohnsitz in den Bezirk des Justiz-Senats verlegen,
wird dadurch in dem nach den Gesetzen ihres frühern Wohnsitzes unter ihnen geltenden ehelichen

"Uterrecht nichts geändert.

als >,' ' ^ ""^ ^" Gesetzenihres frühern Wohnsitzes keine oder eine beschränktereGütergemeinschaft,
2 mc in tn^nr Gesetzebestimmte, so werden die von ihnen nach der Verlegung des Wohnsitzes in den
ezi« des Justiz-Senats geschlossenen Rechtsgeschäftein Bezug auf Dritte nach den Bestimmungen dieses
Petzes beurtheilt, wenn dieselben nicht nach den Borschriften der W. «« und 87 mit rechtlicher Wirkung

Legen Dritte ausgeschlossensind.
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Abschnitt ll.
Von dem Aktiv-Bestände der Gütergemeinschaft,

§. 3.

In die Gütergemeinschaft fallen:
1 alle beweglichen Sachen, welche die Ehegatten zur Zeit der Eingehung der Ehe besitzen, un°

welche von ihnen oder von einem von ihnen Während der Ehe erworben werden, ohne Unter¬
schieb,ob der Erwerb durch einen lästigen Titel oder durch Erbschaft, Vermächtnis;,Schenkung
oder Glücksfall gemacht wird;

2 alle in die Zeit der Ehe fallenden Früchte und Nutzungen, sie mögen von dem Gutergemein-
schafts-Vermögen oder von dem Sondergut eines Ehegatten herrühren;

3 alle unbeweglichen Sachen, welche von den Ehegatten oder von einem derselben während der

Ehe durch einen lästigen Nechtstitel oder durch einen Glücksfall erworben werden.
tz. 4.

'^u dem besondern Vermögen (Sondergut) jedes Ehegatten gehören -
1 die unbeweglichen Sachen, welche derselbe bei Eingehung der Ehe besitzt;
2. die unbeweglichen Sachen, welche derselbe während der Ehe durch Erbschaft, «ermächtmß ow

Schenkung erwirbt. < .. ^ ^. >- ».

Auch die von einen, Ebegatten durch lästigen Nechtstitel erworbenen unbeweglichen Sachen ge-
boren Mm Sondergut, wenn der Erwerb derselben zwar erst während der Ehe vollendet wird, der Nechts-
gründ des Erwerbes aber in die Zeit vor der Eingehung der Ehe sallt.

tz. ü.

Wenn eine Erbschaft aus unbeweglichen und beweglichen Sachen besteht, und der Ehegatte nich»
Alleinerbe ist so gehören die bei der Auseinandersetzung dem Ehegatten auf sein «oos zugetbeilten un-
bewealickcn Sacken zum Sondergut, die demselben auf sein Loos zugetheilten beweglichen Sacken Z«l
Gütergemeinschaft. Zur letztern gehören auch die «cldabfindungen, welche der Ehegatte von Miterbe»
für die von den letzteren übernommenen unbeweglichen Erbschafts-Sachen zu fordern hat.

Wenn ein Ehegatte während der Ehe durch Ansteigerung oder auf andere Weise eine unbeweg¬
liche Sache woran er als Mitcrbe oder Miteigcnthümer betheiligt war, erwirbt, so fällt der Erwerb '"
sein Sondergut, Wenn auch der andere Ehegatte als Mitlontrahcnt an dem Vertrage Theil genommen h"t'

Wenn der Ehemann allein und auf feinen Namen eine unbewegliche Sache, woran die Ehefra"
als Miterbin oder Miteigcnthümerin betheiligt war, ganz oder zum Theil angesteigcrt oder auf ander«
Weise erworben hat so hat die Ehefrau bei Auflösung der Gütergemeinschaft die Wahl, die Eachc del
Gütergemeinfchaft zu überlassen, oder für sich zu übernehmen.

§. e.

Unbewegliche Sachen, welche einen: der Ehegatten mit Rücksichtauf sein künftiges Erbrecht v"
Ascendenteu desselben durch einen Uebertrags- oder Aushalts-Vertrag bei Lebzeiten übertragen werde",
fallen in das Sondergut des betreffenden Ehegatten.

8. ?-

Wenn eine zum Sondcrgut gehörige Sache wahrend der Ehe veräußert wird, so gehört d^
A valcnt sei es eine durch Tausch statt der veräußerten erworbene Sache, oder ausstehendes Kaufgel»'
ode^eine aus dem Erlöse neu acquirirtc Sache, zur Gütergemeinschaft.

§. 8.

Die Bestimmungen L§. 3 bis 7 kommen nicht zur Anwendung, sofern ein Dritter, welcher d«

Ehegatten oder einem derselben Vermögen zuwendet, bei der Zuwendung eme abweichendeBestimm',"«
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rechtsvcrbindlich getroffen hat, sowie sofern durch übereinstimmende Erklärung beider Ehegatten bei der
Erwerbung, und zwar wenn eine Urkunde darüber errichtet worden, in der Erwerbungs - Urkunde rechts¬
verbindlich etwas Anderes festgesetzt ist.

Diejenigen beweglichenoder unbeweglichenSachen, welche der freien Verfügung des betreffenden
Ehegatten entzogen sind, fallen der Substanz nach nicht in die Gütergemeinschaft.

Wenn nach den vorstehenden Bestimmungen eine Sache für die Gütergemeinschaft erworben,
und zu diesem Zweckeaus dem Sondergut eine Aufwendung gemacht wird, so ist die letztere bei Auf.
lösung der Gemeinschaft aus dein gemeinschaftlichenVermögen zu ersetzen. In gleicher Weise ist der zur
Gütergemeinschaft geflosseneoder in dieselbe verwendete Erlös oder Werth eines veräußerten Sonderguts
zu ersetzen.

Wenn eine Sache dem Condcrgut erworben und zu diesem Zwecke aus dem gemeinschaftlichen
Vermögen eine Aufwendung gemacht wird, so ist die letztere bei Auflösung der Gemeinschaft aus dem
Sondergut zu ersetzen.

§- 10.

Welche Vermögcnsstücte zu den unbeweglichen Sachen (Immobilien,, welche zu den beweglichen
Mobilien) gehören, wird durch die Grundsätze des gemeinen Nechts bestimmt.

Ausstehende persönliche Forderungen werden zu den beweglichen Sachen gerechnet, auch wenn
sie verzinslich oder durch Hypothek oder Eigenthums-Vorbehalt gesichert sind oder in Immobilien'-Kauf-
geldern bestehen.

Hausthicre, Ackergcräthschaftcn,Vorräthc an Früchten, Dünger und Stroh Werden, auch Wenn
sie sich auf einem zur Landwirthschaft bestimmten Gute befinden, zu den Mobilien gerechnet. Ebenso
werden die zum Betriebe eines Gewerbes dienenden Möbeln nud «cräthschaften zu den Mobilien gerech¬
net, sofern sie nicht in einem Gebäude dergestalt befestigt sind, daß daraus auf die Absicht geschlossen
werden kann, daß sie beständig bei demselben bleiben sollen.

Alles Vermögen, welches die Ehclcute bei Auflösung der Gütergemeinschaft besitzen, wird so
lange für ehelicheErrungenschaft gehalten, bis das Gegentheil erwiesen ist.

ÄlMM M.

Von dem Passiv-Bestände der Gütergemeinschaft.

1. Allgemeine N est i mmu n g en.

Für Gemeinschafts-Schulden haftet derjenige Ehegatte, in Bezug auf Welchen nicht zugleich aus
allgemeinen Nechtsgründcn eine persönlicheVerpflichtung vorliegt, während der Ehe dem Gläubiger weder
mit feiner Person, noch mit seinem Sondergut. Er ist verpflichtet, die Berichtigung der Gemeinschafts-
Schulden aus dem gemeinschaftlichenVermögen zu erleiden.

§. 12.
Zu den Mobiliar-Schulden werden alle persönlichen Verpflichtn«-en gerechnet, dieselben mögen

«me beweglicheoder eine unbewegliche Sache oder eine Handlung oder Leistung zum Gegenstände haben.
Die Mobiliar - Qualität einer Schuld wird dadurch nicht geändert, daß die Forderung durch

Hypothek oder Eigenthums-Vorbehalt gesichert ist, oder aus der Erwerbung Von Immobilien herrührt.
Zu den Immobiliar-Schulden werden die .«lagen, wodurch das Eigenthum eines Immobile in

Anspruch genommen wird, und die auf einem Immobile hastenden dinglichen Lasten (Vließbrauch, Real-
Eervituten, Rcallasten, sowie die für die persönlicheSchuld eines Dritten bestellten Pfandrechte) gerechnet.
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2, Von vorehelichen Schulde n.

Die vorehelichen Immobiliar-Schulde» jedes Ehegatten belasten nur dessen Sondcrgut.
Wenn dieselben während der Ehe aus dem Gcmeinschafts-Vermögen abgetragen oder abgelöst

werden, so muß bei Auflösung der Gemeinschaft aus dem Sondcrgut Ersatz geleistet werden.

Die vorehelichen Mobiliar-Schulden beider Ehegatten werden durch die Eingehung der Ehe
Gcmeinschafts-Schulden. Die Gläubiger sind berechtigt, sich an die Person und das Sondergut ihres
ursprünglichen Schuldners, sowie auch an das gemeinschaftlicheVermögen zu halten.

Wenn während der Ehe eine voreheliche Mobiliar - Schuld aus dem Sondergut berichtigt oder
ein Sondergut dafür zur Hypothek gestellt wird, so muß in der Regel bei Auflösung der Gemeinschaft
aus dem Gemlinschafts. Vermögen Ersatz, beziehungsweise Liberation erfolgen.

§. 15.
Wenn eine vorehelicheMobiliar-Schuld.

1. in der persönlichen Verpflichtung zur eigenthümlichen Herausgabc eines zum Sondergut des
einen Ehegatten gehörenden Immobile oder zur Einräumung cincs dinglichen NecktS an dem-
selben, oder

2. in dem rückständigen Erwerbsprcise eines zum Sondergut des einen Ehegatten gehörenden
Immobile (Immobiliar-Kaufpreis, Herausgabe- und Gleichstellnngs- Geld, Erbgeld von Immo-

besteht, so ist dieselbe bezüglich des Verhältnisses der Ehegatten gegen einander als Sonderschuld -n l,..
handeln ^ '

Wenn dieselbe aus dem Gcmeinschafts-Vermögen berichtigt wird, so ist bc- Auflösuna dcr <«.
meinschaft ans dem Sondergut Ersatz zu lcistcn. Ncnn sie unberichtigt bleibt, so muß der bctrcsf,',^
Ehegatte dieselbe bei der Auseinandersetzung auf sein Sondergut ohne Anspruch auf Ersatzleistung ttb"r-

Die Bestimmungen des §. l5 findcn auch auf voreheliche Mobiliar-Schulden ,«,- w ^ .
Eingehung der Ehe ein zum Sondergut gchörcndcs Immobile zur Hypothek gestellt wordcn i^ / ?I
über den Betrag des Werths oder Erlöses des verpfändeten Iu'moblle hina«^An'veM.ng ' ^ "^

.'<. Von ehelichen Schulden.

Alle Schulden, welche während der Ehe von dein Ehemanne allein tontrabirt v',,,d,„. n, >. .«
meinschasts-Schulden; ingleichen diejenigen Schulden, welche während der Ehe von " Eb ^n ^
ihrem häuslichen Wirkungskreise tontmhirt werden, sowie auch d ejenigen Schulde welch ?".'"
Ehe von der Ehefrau im Interesse der Gemeinschaft oder in/Sonder-^^s
trage oder nur Genehmigung des Ehemannes tontmhirt werden. "/"nannes >m Auf-

Die Gläubiger köuncn sich wegen dieser Schulden an das GememschaftsVermö^,», f ^ ^

8. 17.

Für Schulden, welche die Ehefrau während der Ehe in ibrem veriönlick,.« <^ ^ ,>

oder im Interesse ihres Sonderguts mit Genehnuguna des Ehen an n r l^ < ?7 "^ ?"''^
das Gemeinschafts-Vermögen und die Person 'und das Sonderg E ""' ^ ch d 7/ ""'^
das Sondergut des Ehemannes haftct dafür, sofcrn sich dicser > 6>t b,< ^, .7/ v ^. ^"'^ ""^
ausdrücklich gegen d.e Selbsthaslung verwahrt hat ' ^" ^"'""'^ ^r Genehmigung
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8- 16.

G,,...s„«' ^^"den welche d,e Ehefrau außerhalb ihres häusliche» Wirkungskreises ohne Auftrag oder
AM ?"'^ ^'f ?c»'annes kontrahirt, sind für beide Ehegatten unverbindlich und begründen auch nach
Neck37^ ^'"'"' ""f Erfüllung .der Schadenersatz gegen die Ehefrau oder deren
s°w t .7 ."' r 7 ""^°" """ l'doch sein Anspruch auf Zurückgabe oder Ersatz des Gegebenen
ioweit es noch vorhanden oder nützlich verwendet ist,

qesekbnck'z 3 ^^!" "^ die Schulden der Handelsfrauen behält es bei den Bestimmungen des Handels-
de E^' ^wenden- 3«r die von der Ehefrau als Handelsfrau tontrahirteu Schulden haftet auch
"er Ei»wW , "7'' ^"°" "" "" ^'""" ^°'""""' '"""" " s") nicht bei der Ertheilnng sei

°i zut « ?,'" '"" Handelsbetriebe der Ehefrau durch eine ausdrückliche, in das Handels-Register
'»zutragende Erklärung gegen die Seldsthaftung verwahrt hat,

de» lüftet 3^ ^^"^"' welche während der Ehe von beide» Eheleuten gemeinschaftlichkontrahirt wer.
<,"'j?eE^ ? Gemeinschasts-Vermögen, sow.e für die Hälfte die Person und das Son

^""""" ^" '"'' '"""' P^°" und seinem Sondergut auch für den An.

drücklich verwahrt l at " "' "^ ""^ ^'" ^"^^'"'^ d" Sch.lld gegen die Selbsthaftung dafür aus- !

selben mit 3. "?°c""" ""sdrücklichen solidarischen Verpflichtung beider Ehegatten baftet jeder der-
mit snner Person und seinem Sondergut dem Gläubiger für das Ganze.

gesMft »n^>"""' ^""en. in welchen beide Eheleutc gemeinschaftlich unter lästigen, Titel ein Nechts-
ü'ber die '>,.!? ."' "^''^"' tann die ^rau sich dem Gläubiger gegenüber auf die Vorschriften
st'»>muna s^,^ ü"7 7 "'"uenspersonen nnd der Ehefrauen insbesondere, nicht berufen. Diese Be-
Geineinicka , /. c ^'^ ^"'"schaften, welche eine Ehefrau »ut Zus.im.nung ihres Ehemannes oder in

"'"niü'aft mit demselben übernimmt, keine Anwendung.

§. 21.

Als Gcmeinschafts-Schulden sind anzusehen-
I. die Zinsen und Renten, welche von den Sonderschulden beider Ebegatten sowol'l, als von
^ den Gemcmschafts-Schulden, für die Dauer der Gemeinsckmftzu entrichte» sind;
"' d ^ "' '""^° ^" NuWrcn'cher obliegen, sowohl in Aezug auf die zum Sondergut bei-

oer Ehegatten, als in Vezug auf die zur Genicinschaft gehörendenSache», für die Dauer der
Gemeinschaft;

Ebeaatl«.' ^? Vermögens-Verbindlichkeiten, welche vermöge des Gesetzes von dem einen oder beiden
matten wahrend der Dauer der Genreinschaft zu erfüllen sind.

begannen >^ 'l"spn>che aus unerlaubten Handlungen, welche von einem Ehegatten wäbrenb der Ehe
haftet do„, ^ "^" ^"' ^'""^ ^"' Ansprüche auf Schadensersatz, als für Geldstrafen und Kosten,

des schuldigen Eb^ "^ ^ ge'neinschaftlicheVermögen, als auch die Person und das Sondergut

begründ t ?°"" "'" ^"""»schafts-Schuld wahrend der Ehe im Sonderinleressc des einen Ehegatten
Liberati -f ^ '""^ ^" Auflösung der Geineinschaft aus dessen Srmdergut Ersatz, beziehungsweise

oder w ^ ^"" ""° ^emeinschafts-Schuld während der Ehe im gemeinsamen Interesse beider Ehegatten
3« Zwecken der Ehe begründet, jedoch aus dem Sondergut eines Ehegatten berichtigt, oder ein zum
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Sondergut des einen Ehegatten gehörendes Immobile dafür verpfändet ist, so muß bei Auflösung der
Gemeinschaft aus dem Gcmeinschafts-Vermögen Ersatz, beziehungsweise Liberation erfolgen.

Wenn der Ehemann während der Ehe einseitig eine Bürgschaft übernommen hat, so muß bei
Auflösung der Gemeinschaft aus dessen Sondergut Ersatz, beziehungsweise Liberation erfolgen.

Wegen der Ansprüche aus einer von einem Ehegatten während der Ehe begangenen unerlaubten
Handlung (8. 22.) muß bei Auflösung der Gemeinschaft aus dem Sondergut des schuldigen !Ehegatten
Ersatz beziehungsweise Liberation erfolgen.

4. Von anerfallenen Schulden.

8- 24.

Wenn ein Ehegatte während der Ehe eine Erbschaft erwirbt, so lommen, sofern nicht die
Ncchtswohlthat des Inventars stattfindet, bezüglich der Erbschafts-Schulden die nachfolgendenBestimmungen
zur Anwendung.

ß. 25.

Wenn die Erbschaft nur aus Mobilicn besteht, so werden sämmtliche Erbschafts - Schulden Ge¬
meinschaft-Schulden. Die Gläubiger können sich sowohl an die Person und das Sondergut des erben¬
den Ehegatten, als an das Gemeinschafts-Vermögen halten. Im Falle der Berichtigung aus dem Son-
dcrgut muß bei Auflösung der Gemeinschaft Ersatz aus dem Gemeinschafts-Vermögen geleistet werden

Diese Bestimmung findet auch Anwendung, wenn die Erbschaft zwar aus Immobilien und
Mobilicn besteht, der Ehegatte aber nur Miterbe ist und bei der Auseinandersetzung nur Immobilien
auf sein Loos zugetheilt erhält.

8. 2C.

Wenn die Erbschaft nur aus Immobilien besteht, so bleiben sämmtliche Erbscbafts-Schulden
dem Sondergut des erbenden Ehegatten zur Last. Die Erbschafts-Gläubiger lönnen ihre Befriediauna
aus dem Sondergut des erbenden Ehegatten, sowie für Mobiliar-Schulden auch aus den: Gem inschafts>
Vermögen fordern. Im Falle der Berichtigung aus dem Gemeinschafts-Vermögen muß bei Au l ung
der Gemeinschaft Ersatz aus dem Sondergut geleistet werden. ^>!w,u"!!

'w .'l' l?r5?'"',"7'^ ^? "«eh Anwendung, wenn die Erbschaft zwar aus Immobilien und
Mob.l.en besteht, der Ehegatte aber nur Miterbe ist und bei der Auseinandersetzung nur Immobilien
auf sciu Loos zugetheilt erhält. ^ '' ^mmoomcn

5- 27.

Wenn die Erbschaft aus Immobilien und Mobilien besteht, und der Ehegatte wenn er nur
M.terbe ist, be. der Auseinandersetzung sowohl Immobilien, als Mobilen auf sein Loos zugetheilt erhält
so bleiben die Immobiliar-Schulden dem Sondergut des erbenden Ehegatten zur Last woaeaen die
Mobiliar-Schulden Gemeinschafts-Tchulden werden. Die Gläubiger können sich wegen de letzteren sowohl

mögen Mm ""^ "" ^ ^°"^" ^ """^" ^"""'"' "s auch an das Gemeinschafts-3

.mllbl W^h^^ ^tt-^r ^

Wenn eine der Ehefrau angefallene Erbschaft von denelbc» „„'. m.„.> - ^. ^ «

erworben ist, so ist der Ehemann, sofern er sich nicht ei der Ei' s 7^7^ ^"7'
Selbsthaflung ausdrücklich verwahrt hat, den Erbs haf/^ ^''."

Person und mit seinem Sondcrgut verhaftet, «jedocl unte? Hchält?^^
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schafts - Vermögen, beziehungsweise dem Sonderautc der Ehefrau nach Maßgabe der Bestimmungen
»m §. 25 bis 27. . / , / , ,,

8- 29,

Die Bestimmungen im §. 25 bis 28 finden auch auf diejenigen Schulden, welche auf einem
durch Vermächtnis;, Schenkung oder durch Ucbcrtrags- oder Aushalts - Vertrag erworbenen Vermögen

Aten, insoweit Anwendung, als nach den bestehenden Gesetzen die Ehegatten oder einer derselben den
Gläubigern gegenüber überhaupt zur Berichtigung der gedachten Schulden verbunden sind.

Abschnitt IV.
-^'N der Verwaltung der Gütergemeinschaft und den Dispositionen der Ehegatten unter Lebenden.

§. 30.
Dem Ehemanne allein gebührt die Verwaltung des gemeinschaftlichen Vermögens und des

<5°noerguls beider Ehegatten.
Er ist berechtigt, ohne Einwilligung der Ehefrau über alle zu dem gemeinschaftlichen Vermögen

hurenden Gegenstände durch lästige Verträge zu verfügen; insbesondere auch Immobilien zu veräußern,
zu verpfänden und dinglich zu belasten, sowie Kapitalien zu ccdiren, zu verpfänden und einzuziehen, auch
uenn dieselben auf den Namen der Ehefrau, ihres Erblassers oder Geschenkgebcrsoder auf den Namen
"«der Ehcleute geschriebenfind.

Dagegen ist der Ehemann nicht berechtigt, ohne Einwilligung der Ehefrau über die zum
Ncmcinschafllichcn Vermögen gehörenden Immobilien oder über das gcscnnmtc bewegliche Vermögen oder
""cn aliquoten Theil desselbenunentgeltlich zu verfügen. Dasselbe gilt von dem Verschenken einzelner

«vcglichcr Sachen, fofern der Ehemann sich den Nießbrauch daran vorbehalte« will.
Verträge, durch welche das gemeinschaftlicheVermögen ganz oder thcilwcise schon bei Lebzeiten

er Ehcleute in Nüäsicht auf eine künftige Erbfolge abgetreten wird (Uebertrags- oder Anshalts-Vcrlräge),
°nncn nur von beiden Ehegatten gemeinschaftlichgeschlossen worden.

ß. .".1.

t«. f., ^^ Ehemann kann über alle zu seinem Sondergut gehörendenVerinögensstttckeunter Lebenden
Nugen, ohne einer Zustimmung der Ehefrau Zu bedürfen.

"ie zum Sondcrgut der Ehefrau gehörenden Immobilien kann der Ehemann nur mit Zustim-
'«2 der Ehefrau veräußern, verpfänden oder dinglich belasten.

s . H!cnn zum Sondcrgut der Ehefrau ausstehende Forderungen oder beweglicheSachen gehören,
nun der Ehemann dieselben, ohne der Zustimmung der Ehefrau Zu bedürfen, einziehen, cediren, bezie-

^ ngLweiseveräußern und verpfänden: er kann jedoch nicht ohne Zustimmung der Ehefrau unentgeltlich
darüber verfügen.

ß. «2,
Der Ehemann kann einen von ihm geschlossenen,wegen mangelnder Genehmigung der Ehefrau

ngultigcn Vertrag nicht anfechten: die Ehefrau ist dazu schon während der Ehe, ohne der Zustimmung
°es Ehemannes zu bedürfen, berechtigt.
. Im Falle der Anfechtung durch die Ehefrau kann der andere Kontrahent, nach Maßgabe der

er die Erfüllung der Verträge und die Gewährleistung geltenden Bestimmungen, Entschädigung von
em Ehemanne, sowie vorbehaltlich des bei Auflösung der Gemeinschaft aus dem Sondergut des Ehe¬
annes zu leistenden Ersatzes aus dem gemeinschaftlichenVermögen fordern.

§. 33.
Die Ehefrau kann ohne Zustimmung des Ehemannes nur innerhalb ihres häuslichen Wirkungs¬

loses über beweglicheSachen disponiren.
?
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Jede andere ohne Genehmigung des Ehemannes von der Ehefrau getroffene Disposition ist für
beide Ehegatten unverbindlich, und es finden die Bestimmungen des ß. 18 Anwendung.

Rücksichtlichder Dispositions-Befugnisse der Handelsfrauen behalt es bei den Bestimmungen des
Handelsgesetzbuchs sein Bewenden.

§ 34.

Eine der Ehefrau angefallene Erbschaft kann weder von dem Ehemanne ohne Zustimmung der
Ehefrau, noch von der Ehefrau ohne Genehmigung des Ehemannes ausgcschlagen werden.

Dasselbe gilt von Vermächtnissen.
Eine der Ehefrau angebotene Schenkung kann sowohl von der Ehefrau, als für sie Von dem

Ehemanne rechtsgültig angenommen werden.

In Processen ist der Ehemann der alleinige Vertreter des gemeinschaftlichenVermögens. Die
gegen ihn allein ohne Zuziehung der Ehefrau crgangenen Urtheile können in das Aktiv-Vermögen der
Gütergemeinschaft sowohl, wie in sein Sondergut vollstrecktwerden.

In Bezug auf das Sondcrgut der Ehefrau kann der Ehemann alle auf ausstehende Forderun¬
gen und bewegliche Sachen, sowie blos auf den Besitz sich beziehenden Processe allein führen. In andern,
das Sondergut der Ehefrau betreffenden Processen kann er dieselbe nur als Bevollmächtigter vertreten.

Die Ehefrau kann Processe über ihr Sondcrgut nur mit Genehmigung des Ehemannes führen.
Im Falle des ß. 32, sowie zu einem Processe gegen den Ehemann bedarf die Ehefrau der Genehmigung
des Ehemannes nicht. Eine Handelsfrau bedarf zu den von ihr in dieser Eigenschaft geführten Processen
her Genehmigung des Ehemannes nicht.

Ein nur gegen die Ehefrau ergangenes Urtheil kann nur gegen ihre Person und gegen ihr
Sondcrgut vollstrecktwerden, wenn sie auch den Proceß mit Genehmigung und im Beistände des Ehe¬
mannes geführt hat.

H. .".6.

Wenn der Ehemann wegen Krankheit oder Abwesenheit die Angelegenheiten seines Hauses und
seines Gewerbes nicht besorgen kann, so ist die Ehefrau, soweit nicht vorher vom Ehemanne Anordnungen
getroffen sind, berechtigt, alle diejenigen Verfügungen vorzunehmen, welche ohne Nachtheil nicht unter¬
bleiben, noch bis zur Wiederherstellung oder Rückkehrdes Ehemannes aufgeschobenwerden können.

Ist der Ehemann zur Untersuchung gezogen, und befindet sich schon seit drei Monaten in Haft,
so ist die Ehefrau von dicsein Zeitpunkte ab berechtigt, Alles zu thun, was zu einer ordentlichen und
gewöhnlichen Vermögens-Verwaltung erforderlich ist.

Dieselbe Berechtigung der Ehefrau tritt ein, wenn der Ehemann zu einer längern als dreimonat¬
lichen Strafe verurtheilt ist, und Zwar von dem Zeitpunkte an, wo die Strafhaft beginnt.

Zur Veräußerung, Verpfändung und dinglichen Belastung von Immobilien ist jedoch in diese»
Fällen stets die Genehmigung des Ehemannes, beziehungsweise wenn eine Erklärung des Ehemannes
wegen Krankheit oder Abwesenheit desselben nicht zu erlangen ist, die Genehmigung des vormundschaft¬
lichen Gerichts erforderlich.

§. 37.

Das Vcrwaltungs- und Vcrfügungs - Recht des Ehemannes ruht und wird von der Frau
ausgeübt:

1. wenn der Ehemann wegen Verschwendung, Geisteskrankheit oder Vcrurthcilung zu einer Zucht¬
hausstrafe unter Vormundschaft zu setzen ist. Die Vefugniß der Ehefrau beginnt alsdann
mit der Rechtskraft des Erkenntnisses; doch kann ihr dieselbe auch schon im Laufe des Ver¬
fahrens von dem Vormundschaftsgcrichte übertragen werden;

2. wenn wegen Abwesenheit des Ehemannes eine Vormundschaft über ihn einzuleiten ist. I«
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diesem Falle beginnt dic Ncfugniß der Ehefrau erst, sobald ihr auf ihren Antrag dieselbe von
dein Vormundschaftsgcricht ertheilt ist.

Zur Veräußerung, Verpfändung und dinglichen Belastung der zum Sondergut des Ehemannes
gehörenden Immobilien ist dic Ehefrau in diesen Füllen nur mit Zustimmung dco Vormundes des Ehe¬
mannes und mit Genehmigung des vormundschaftlichen Gerichts befugt.

Dasselbe gut von Dispositionen über das gemeinschaftliche Vermögen, welche der Ehemann nur
""t Zustimmung der Ehefrau vornehmen kann (ß, 7.0).

Zu Dispositionen über ihr Sondcrgut bedarf die Ehefrau keine Genehmigung.

8. 36.

bin^'lf,^'" ^ in den Fällen der §ß. 3N und 3? von der Ehefrau rechtsgültig eingegangenen Ver°
d°« "" ^ h"f>t dem Gläubiger, wenn dieselben im Interesse des gemeinschaftlichenVermögens oder
de<° A"^"'2Uts des Ehemannes eingegangen sind, d«5 Gemeinschaft - Vermögen und das Sondergut

u Ehemannes, nicht aber die Person und das Sondcrgut der Ehefrau i wenn dieselben dagegen im
da/«> ^ Sondcrguts der Ehefrau oder im persönlichen Sondcrinteresse derselben eingegangen sind,

^ """""schafts-Vermögen und die Person und das Eondergut der Ehefrau, nicht aber das Sonder-
"'2 Ehemannes i in beiden Fällen vorbehaltlich der Ersatzleistung nach den Grundsätzen des §. 23.

'u ' <3" "^" fallen, in welchen der Ehemann zu einer Disposition der Ehefrau, oder die Ehefrau
ta»n"d"f"^°^'°" ^ Ehemannes die gesetzlich erforderliche Genehmigung ohne Grund verweigert,
dieselb,' , ""'h"«6U"g durch ein gerichtlichesUrtheil ergänzt werden, welches in allen Beziehungen
mioun'V ?/"^" ^ '"^ ^^ Genehmigung des weigernden Ehegatten s.lbst. Die ergänzte Gcneh-
cwn«^ °cs Ehemannes verpflichtet den letzteren aber nicht persönlich für die von dcr Ehefrau einge¬
gangenen Verbindlichkeiten.

8- "'-

auch w ^v ^^""'"""^n dieses Gesetzes, namentlich des dritten und vierten Abschnitts, kommen,
M Anw"d freute oder einer derselben das Alter der Großjährigkcit noch nicht erreicht haben,

lun^» <, ^ Verheiralhung hat sowohl in Vezug auf den Ehemann, als auf die Ehefrau alle Wir-
wngen ^Erreichung der Großjäh'rigkeit.
über di ^"s^"^ ^ Minderjährigkeit des Ehemannes bedürfen jedoch die Dispositionen desselben
Sonde/ ^! ^""' °°" Immobilien, ohne Unterschied, ob dicsc Zum Gcmcinschafts-Vermögcn «der zum

gut des Ehemannes oder der Ehefrau gehören, der Genehmigung des vormundschaftlichenGerichts,
dieselbe ? Bestimmung findet auch im Falle dcr Minderjährigkeit der Ehcfrau Anwendung, wenn

nach §. 3? des Vcrwaltungs- und Verfügungs-Nccht des Ehemannes ausübt.

nicht an d ^^"" steht ein gesetzlicher Titel zum Pfandrecht an den Zum Sondcrgut dcö Ehemannes,
zustelle, d "^!" Gütergemeinschaft gehörenden Immobilien wegen aller ihr Namens ihres Sonderguts
aeaen °"' ^'«tz-Ansprüche, nicht aber wegen der ihr als Thcilhaberin des gemeinschaftlichenVermögens
^ " " °'N Ehemann zustehenden Ansprüche zu.

Abschnitt V.
Von der Auflösung der Gütergemeinschaft während der Ehe.

5- 42.

wenn w ^, ^s"" kann während der Dauer dcr Gemeinschaft die Vermögcns-Absonderung verlangen,
Mn der Unordnung, in welcher sich die Angelegenheiten des Ehemannes befinden, ihr in die



Gemeinschaft eingebrachtes Vermögen oder ihre sonstigen vermügensrechtlichenAnsprüche, namentlich ihr
Antheil am Erwerbe der Ehe oder ihr Lebensunterhalt gefährdet sind.

§, 43.

Die Vermögens - Absonderung kann nur durch gerichtlichesUrtheil erfolgen. Die freiwillige
Absonderung ist nichtig.

Die Abänderung kann nicht auf Grund eines Geständnisses des Ehemannes allein oder auf
Grund eines Contumacial-Verfahrens gegen denselben erkannt werden. Ob und inwieweit Zugeständ¬
nisse des Ehemannes zum Beweise geeignet sind, hängt vom richterlichen Ermessen ab.

Die Gläubiger des Ehemannes sowohl, als der Ehefrau tonnen als Intervenicnten an dem
Verfahren Theil nehmen.

Das die Bermögens-Absondcrung aussvrecheude Urtheil muh nach erlangter Rechtskraft nach
dem Ermessen des Gerichts durch eine oder mehrere Anzeigen in einem oder mehreren öffentlichen Vlät-
tern sowie durch öffentlichen Anschlag an der Gerichtsstelle bekannt gemacht, auch wenn dcr Ehemann
ein Kaufmann oder die Ehefrau eine Handelsfrau ist, in das Handcls-Ncgistcr eingetragen werden.

8- ".
Die Ehefrau erhält ihr Sondergut und ihre Hälfte non dem gemeinschaftlichenVermögen zur

eignen Verwaltung zurück. ^. l ^ ^ ^ - ^s ,
Sie kann über ihr bewegliches Vermögen verfugen, auch ohne Zustimmung des Ehemanns

rechtsgültig Schulden lonlrahircn und Erbschaften antreten oder ausschlagen. Zur Gültigkeit einer Ver¬
äußerung. Verpfändung eder dinglichen Vclastung von Immobilien ist jedoch die Zustimmung des Ehe'
mannes erforderlich, welche im Falle unbegründeter Weigerung richlcrlich ergänzt werden kann.

Die Ehefrau muß zu den Lasten des Ehestandes einen unter Berücksichtigungdes beiderseitigen
Vermögens richterlich zu arbitrirendcn Beitrag leisten und im Falle des Unvermögens des Ehemannes
dieselben allein bestreitcn.

Die Vermögens - Absonderung erfolgt, was das Verhältniß der Eheleute zu einander betrifft,
nach dem Zustande des Vermögens zur Zeit der Zustellung der Absonderungs-Klage.

In Ansehung Dritter hören die Folgen dcr Gütergemeinschaft erst mit dem Ablaufe des
siebenten Tages nach dem Tage dcr Ausgabe des öffentlichen Blattes, welches die erste Bekanntmachung
des die Bermögens-Absondcrung aussvrechcnden Urtheils enthält, auf.

Auf Antrag der Ehefrau kann schon im Laufe des Verfahrens eine öffentliche Bekanntmachung
mit der Wirkung erlassen werden, daß auch Dritte, welche nach Ablauf der vorbestimmten Frist, von
der ersten Bekanntmachung an, ein Rechtsgeschäft mit dem Ehemanne abschließen, sich zum Nachtheile der
Ehefrau auf die Bestiu.mungen der gesetzlichenGütergemeinschaft nicht berufen können.

Die Vermögens - Absonderung kann durch gerichtlichen oder notariellen Vertrag der Eheleute
wieder aufgehoben werden.

In diesem Falle wird die wiederhergestellteGütergemeinschaft auf den Tag dcr Heirath zurück-
bc-oqen, und Alles kommt wieder in denselben Zustand, als wenn niemals eine Vermögens - Absonderung
stattgefunden hätte, unbefchadet dcr Vollziehung der von der Ehefrau in der Zwischenzeit rechtsgültig
abgeschlossenenRechtsgeschäfte.

Jede Uebereintunft, wodurch die Ehegatten ihre Gütcrgemeinfchaft unter andern, als den vor¬
stehenden Bedingungen wieder herstellen, ist nichtig.

5, 47.

Wenn über das Vermögen des Ehemannes der Konkurs eröffnet, oder auf zeitige Trennung
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der Ehegatten von Tisch und Bett erkannt ist, so kann die Ehefrau die Vermögens-Absonderung für die
Zukunft fordern, ohne daß es eines Nachweises der Voraussetzungen des §. 42 bedarf.

Im Fall« der Konkurs-Eröffnung kann die Ehefrau ihr Sondergut, jedoch nach Maßgabe der
Bestimmungen der Konkurs-Ordnung, zurückforvern.

Abschnitt Vl.
Von dem Erbrecht der Ehegatten und der Blutsverwandten derselben.

l. Allgemeine Bestimmungen.

Wenn die Ehe durch den Tod eines Ehegatten aufgelöst wird, so bildet sein Sondergut und
d»e Halste des Gütergcmeinschafts-Vcrmögcns seinen Nachlaß, welcher sich nach den folgenden Bestimmungen
auf den überlebenden Ehegatten, beziehungsweise auf die Blutsverwandten des erstvcrstorbencn vererbt.

8. ".

Wenn durch rechtskräftiges Urtheil die Ehe für nichtig erklärt, oder die Scheidung der Ehe¬
gatten oder die beständige Trennung derselben von Tisch nnd Bett ausgesprochen worden, so findet ein
gesetzliches Erbrecht des überlebenden Ehegatten nicht statt, und alle von dem einen Ehegatten zu Gun-
stcn des andern getroffenen letztwilligen Verordnungen verlieren ihre Kraft.

Dagegen wird durch die zeitige Trennung von Tisch und Bett, sowie durch die Vermögens
Absonderung das gesetzliche oder durch letzten Willen bestimmte Erbrecht des überlebenden Ehegatten an
dem Nachlasse des erstverstorbcnen nicht ausgeschlossen.

Im Falle der Vermögens - Absonderung tritt das gesetzliche Erbrecht nach §. 90 ein.

II. Von dem gesetzlichen Erbrecht bei b ee r bter E h e.

§. 50.
Wenn der verstorbene Ehegatte Kinder aus der durch seinen Tod aufgelösten Ehe hinterläßt,

s° vererbt sich sein Nachlaß in der Art, daß
t. sein Antheil an dem Gütergemeinschaft - Vermögen den Kindern allein,
2. sein Eondcrgut zu einein Viertheil, beim Vorhandensein von vier oder mehr Kindern zu

einem Kindcstheil, dem überlebenden Ehegatten, im Uebrigen den Kindern zufällt.
Der überlebende Ehegatte, sei es der Vater oder die Mutter, setzt jedoch mit den Kindern die

Gütergemeinschaft fort, fofcrn nicht von dem verstorbenen die sofortige Auseinandersetzung letztwillig an¬
geordnet worden ist.

In die fortgesetzte Gütergemeinschaft fällte
l. das gesammlc, bei Trennung der Ehe vorhandene, zur Gütergemeinschaft gehörende Aktiv-

und Passiv - Vermögen ;

^. jeder Erwerb des überlebenden Ehegatten, welcher, wenn er während der Ehe erfolgt wäre,
in die Gütergemeinschaft gefallen wäre;

3. von dem Erwerbe der Kinder nur der Ertrag ihrer Beihülfe in dem elterlichen Gewerbe
oder Haushalte;

4. die in die Zeit der fortgesetzten Gütergemeinschaft fallenden Früchte und Nutzungen, sie
mögen von dem Gütergemeinschaft-Vermögen oder von dem Sondergute des verstorbenen
oder des überlebenden Ehegatten herrühren.
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§. 52,

Von dem dem erstucrstorbenen Ehegatten bereits eigenthümlich angefallenen, jedoch zur Zeit
seines Todes noch in dem Besitze und der Benutzung des überlebenden seiner Eltern befindlichen Ver¬
mögen fallen die Früchte und Nutzungen von dem Zeitpunk.e der Beendigung dieses Nutzungsrechts an
in die fortgesetzte Gütergemeinschaft.

Bezüglich dc,r Substanz dieses Vermögens kommen die Bestimmungen z. 3 Nr. I, §. 4 Nr. 2
und 5 zur Anwendung.

Die Früchte und Nutzungen von dem besondern Vermögen, welches den Kindern schon bei
Lebzeiten des verstorbenen Ehegatten eigenthümlich zustand, sowie uon demjenigen Vermögen, welches den
Kindern wahrend der fortgesetzten Gütergemeinschaft durch Erbschaft, Vermächtniß oder Schenkung eigen¬
thümlich anfällt, fallen nur diü zur Großjäh,igkcit, Verhcirathung oder eignen Nirthschoftseinrichtung
der Kinder in die fortgesetzte Gütergemeinschaft, uon dem angegebenen Zeitpunkte an dagegen den Kin¬
dern selbst zu.

Zur Vorlegung cineo Inventars ist der überlebende Ehegatte während der Dauer der fort¬
gesetzten Gütergemeinschaft nicht verbunden.

Er muß die Kinder nicht nur ernähren und erziehen, sondern auch, wenn sie sich ucrheirathen,
eine eigne Hauswirthschaft errichten, oter das Aller der Großjährigkeit erreichen, in Ermangelung eignen
zureichenden Vermögens ausstatten. Der Vctrag der Ausstattung ist im Streitfälle, unter Berücksichtigung
der Vermögens - Verhältnisse, richterlich zu arbitriren.

8. 55.

Während der fortgesetzten Gütergemeinschaft stehen dem überlebenden Ehegatten rttcksichtlich
des gemeinschaftlichenVermögens, beziehungsweise des auf die Kinder vererbten Sondcrguts des ver¬
storbenen Ehegatten alle diejenigen Disposition-Befugnisse unter Lebenden zu, welche während stehender
Ehe dem Ehemanne rücksichtlich des gemeinschaftlichenVermögens, beziehungsweise des Sonderguts der
Ehefrau zustehen.

In allen denjenigen Fällen, in welchen während stehender Ehe der Ehemann zu Dispositionen
über das gemeinschaftlicheVermögen, beziehungsweise über das Sundcrgut der Ehefrau der Genehmigung
der Ehefrau bedarf, ist der überlebende Ehegatte während der fortgesetzten Gütergemeinschaft zu Dis¬
positionen über das gemeinschaftlicheVermögen, beziehungsweise über das auf die Kinder vererbte Con-
dergut des verstorbenen Ehegattcn die Einwilligung der Kinder, beziehungsweise des Vormundes und
erforderlichen Falls des vormundschaftlichen Gerichts einzuholen verbunden.

An dem im 8- 53 bezeichneten Vermögen der Kinder stehen dem überlebenden Ehegatten bis
zur Großjährigkeit, Verheirathung oder eignen Wirlhschasts-Einrichtung der Kinder alle einem Nieß¬
braucher nach gemeinemRechte zustehenden Vcrwaltungs - und Vcrfügungsrechte zu, unbeschadet der dem
Vater vermöge der väterlichen Gewalt zustehenden größeren Befugnisse.

8. 57.

Alle von dem überlebenden Ehegatten während der fortgesetzten Gütergemeinschaft gemachten
Schulden sind für das gemeinschaftlicheVermögen, bczichungmueise d^ Person und das Sondcrgut des
überlebenden Ehegatten in derselben Weise verpflichtend, wie die während der Ehe vom Ehemanne ge¬
machten Schulden für das gemeinschaftlicheVermögen, beziehungsweise die Person und das Sondcrgut
des Ehemannes.

Die Bestimmungen der 88. 21 und 22 kommen auch bei der fortgesetzten Gütergemeinschaft
zur Anwendung, die Bestimmung §. 21 Nr. 3 jedoch nur rücksichllich der gesetzlichen Verpflichtungen des
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überlebenden Ehegatten, ingleichen die Bestimmung des z. 22 rücksichtlichder unerlaubten Handlungen
des überlebenden Ehegatten.

Bezüglich der dem überlebenden Ehegatten mährend der fortgesetzten Gütergemeinschaft an¬
fallenden Schulden finden, soweit nicht die Nechtswohlthat des Inventars Platz greift, die Bestimmungen
88- 25, 26, 2? und 2N Anwendung.

ß. 58.
Während der fortgesetzten Gütergemeinschaft haften die Kinder für die Schulden des verstor¬

benen Parens nur wie Beneficial-Erben mit dem Nachlasse desselben.
In den Processen, welche während der Dauer der fortgesetzten Gütergemeinschaft wegen elter-

«M Schulden, einschließlichder während der fortgesetzten Gemeinschaft entstandenen, zu führen sind, ist
°er überlebende Ehegatte, sofern nicht collidircnde Interessen obwalten, der gesetzlicheVertreter der
«lndcr. Die gegen den überlebenden Ehegatten in dieser Eigenschaft crgangcnen Urtheile find jedoch nur
'« das gütergemeinschllftlicheVermögen, nicht aber in das besondere Vermögen der Kinder vollstreckbar,

8- 59.
Bezüglich der Ersatz-Ansprüche des Gemeinschafts - Vermögens an das Sondergut des einen

°der andern Ehegalten, und umgekeh'.t, sind dieselben Grundsätze, wie in stehender Ehe, maßgebend.

z. U0.
Die fortgesetzte Gütergemeinschaft wird beendigt, wenn der überlebende Ehegatte jstirbt oder

zur zweiten Ehe schreitet.
Dem überlebenden Ehegatten steht zu jeder Zeit frei, die vollständige Auseinandersetzung mit

den Kindern zu verlangen.

Der überlebende Ehegatte ist zur Auseinandersetzung verpflichtet
1. wenn er wegen Verschwendung, Geisteskrankheit, Vcrurthcilung zu einer Zuchthausstrafe oder

wegen Abwesenheit unter Vormundschaft gestellt wird:
2. wenn gegen ihn, es sei der Vater oder die Mutter, solche Gründe vorliegen, welche nach ge-

meinem Rechte den Verlust der väterlichen Gewalt zur Folge haben:
>>. wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter welchen die Ehefrau wahrend stehender Ehe die

Vermögens-Absonderung fordern kann (S 42. ^7),
In den Fällen Zu 2 und 5! kommt bezüglich des Zeitvunlts der Beendigung der Gemein-

Myt die Bestimmung des 8- 45 zur Anwendung.

ß. 02.
Wenn die fortgesetzte Gütergemeinschaft sich endigt, so wird das gemeinschaftlicheVermögen

nach dem Zustande, in welchem sich dasselbe alsdann befindet, getheilt.
^ Der überlebende Ehegatte ist zum Zwecke der Theilung ein auf Verlangen eidlich zu mani-

sestirende« Inventar zu legen verbunden.
x^'des der Kinder muß sich sowohl dein überlebenden Ehegatten, beziehungsweisedessen Erben,

-' den Geschwistern, beziehungsweise deren Nachkommengegenüber Alles anrechnen lassen, was es nach
den Gesetzen zu confcrircn schuldig ist.

§. 63.

Bei der Auseinandersetzung sind die Kinder berechtigt, die zum Sondergut ihres erstncrstorbc
u Parens gehörenden Immobilien zum Taxwerthc zu übernehmen.

«> „ ^" überlebende Ehegatte ist berechtigt, das gemeinschaftliche bewegliche und unbewegliche
rmögen °°er einzelne Theile desselben zum Taxwerthc zu übernehmen.
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Dicsts Recht des überlebenden Ehegatten geht auf die Kinder über, wenn die Auseinander¬
setzung auf Grund des 8- <»1 erfolgt.

Das Vormundschafts - Gericht ist ermächtigt, für seine Pflegebefohlenen eine zwischendem Vor¬
munde und dem überlebenden Ehegatten oder dessen Rechtsnachfolgern zu Stande gekommene Vereinigung
über den Werth der zu übernehmenden Gegenstände auch ohne förmliche Taxe zu genehmigen,

8. 6<l.

Nach Beendigung der fortgesetzten Gütergemeinschaft muß den Kindern ihr Vermögen zur
eignen Benutzung und Verwaltung herausgegeben werden.

Wenn jedoch die Auseinandersetzung wegen Eingehung einer wcitcrn Ehe oder auf den An¬
trag des überlebenden Ehegatten, oder auf Vrund einer letztwilligcn Verordnung des erstuerstorbcncn
Ehegatten erfolgt, so steht dem überlebenden Ehegatten die Vefugniß zu, den Nießbrauch des Ver¬
mögens der minderjährigen Kinder, einschließlichdes im §- ,')!! bezeichnetenVermögens, bis zur Groß-
jährigkeit, Verheirathung oder eignen Wirthschafts - Einrichtung der Kinder zu verlangen, jedoch nur
gegen Uebernahme der Verpflichtung, die Kinder ohne Anrechnung auf die Substanz des Vermögens
zu ernähren und zu erziehen.

Diese Vefugniß tritt jedoch nicht ein und hört beziehungsweise auf, wenn einer der im h. 6l
vorgesehenen Fälle eintritt.

H. «17,.

Den Kindern steht wegen aller Ersatz-Ansprüche, welche ihnen wegen ihres nicht zur Güterge¬
meinschaft gehörenden Vermögens gegen den überlebenden Parens, die Mutter sowohl wie den Vater
zustehen, ein gesetzlicher Titel znm Pfandrecht an den Zum Sondcrgut des überlebenden Parens gehören¬
den Immobilien zu.

Das Vormundschafts-Gcricht ist ermächtigt, von der Eintragung dieses Pfandrechts für die be-
theiligtcn Minderjährigen, soweit und so lange es die Rücksicht auf diese gestattet, entweder ganz Abstand
zu nehmen, oder es bei der Eintragung auf einzelne Immobilien, sowie bei der Eintragung einer be¬
stimmten Kautions-Summc bewenden zu lassen.

III. Von dem gesetzlichen Erbrecht bei dem Vorhandensein von
Kindern aus einer früheren Ehe.

ß. 66.

Wenn der verstorbene Ehegatte nur Kinder aus einer früheren Ehe hinterläßt, so wird sein
Nachlaß unter den überlebenden Ehegatten und die Vorlinder nach Maaßgabe des H. 50 vertheilt

Dem überlebenden Ehegatten steht ein Nießbrauchsrccht an den Erbtheilcn der Vorkinder nicht
zu; vielmehr muß den letzteren ihr Erbtheil sofort ausgcantwortet werden.

§. 67.

Wenn der verstorbene Ehegatte sowohl Kinder aus der durch ftincn Tod aufgelösten Ehe als
aus einer oder mehreren früheren Ehen hinterläßt, so wird sein Nachlaß nach Maßgabe des 3. 50 unter
den überlebenden Ehegatten und die sämmtlichen Kinder des erstvcrstorbenen Ehegalten getheilt.

Der überlebende Ehegatte setzt mit den Kindern aus der letzten Ehe die Gütergemeinschaft fort
muß dagegen den Stiefkindern den ihnen gebührenden Erbthcil sofort ausantworten.

s- 63.

In den Fällen der §§. 66 und 67 kommen bei der Auseinandersetzung die Vestimmunaen 3 62
Absatz 2 und 3 und §. 63 Absatz 1, 2, 4 zur Anwendung. ^ ^'
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§. 69.

Wenn die Ehe durch den Tod der Ehefrau aufgelöst, wird, und diese außerehelicheKinder hin¬
terläßt, so finden die im ß. 6« bis 68 bezüglich der ehelichen Stiefkinder getroffenen Bestimmungen
Anwendung,

lV. Von dem gesetzlichen Erbrechte bei unbeerbter Ehe.'

8- 70.
Wenn der verstorbene Ehegatte keine Kinder hinterläßt, so erhält der überlebende Ehegatte die

M seinem persönlichen Gebrauche dienenden Kleidungsstücke,Betten und Leibwäsche,sowie auch das Bett-
und Tischzeug, welches die Eheleute im gewöhnlichen Gebrauche gehabt haben, und die zur Einrichtung
lhrer Wohnung dienenden Möbeln und Hausgeräthschaften, soweit diese nicht in einem Gebäude dergestalt
festigt sind, daß daraus auf die Absicht, daß sie beständig bei demselben bleiben sollen, geschlossen wer¬

den kann, vor der Theilung zum Voraus.
§.71.

Wenn der verstorbene Ehegatte nur Verwandte in aufsteigender Linie, vollbürtige oder halb-
Urtige Gesch'i'ister oder Geschwisterkinderersten Grades hinterläßt, so erbt der überlebende Ehegatte ein

"ttttel, die Blutsverwandten des verstorbenen zwei Drittel seines Nachlasses.
5 Wenn der verstorbene Ehegatte nur Verwandte entfernterer Grade bis zum sechsten Grade ein«
schließlich hinterläßt, so erbt der überlebende Ehegatte die eine Hälfte, die Blutsverwandten des verstor¬
benen die andere Hälfte seines Nachlasses.

Wenn der verstorbene Ehegatte keine Blutsverwandte bis zum sechsten Grade einschließlichhin¬
terläßt, so wird der überlebende Ehegatte Alleinerbc des verstorbenen.

§. 72.
Wenn der überlebende Ehegatte nicht Alleinerbe des verstorbenen wird, so behält er den lebens¬

länglichen Nießbrauch der Erbtheile seiner Miterben.
Er ist verpflichtet, binnen drei Monaten, von, Tode des verstorbenen Ehegatten an gerechnet,

er Beiladung der Substanz-Erben ein auf deren Verlangen eidlich zu manifcstirendes Inventar zu er¬
sten und dem Gericht zu übergeben oder gerichtlich errichten zu lassen.

8- 73.

Bei der Auseinandersetzung zwischendem überlebenden Ehegatten und den Blutsverwandten des
etstorbenen finden die Bestimmungen §. 63 Absatz 1, 2, 4 mit der Modifikation Anwendung, daß die

m Hbsatz i den Kindern eingeräumte Befugniß den Blutsverwandten zusteht.

V. Von letztwilligen Verordnungen der Ehegatten.

§. ".
Während der Ehe lann jeder Ehegatte ohne Zuziehung des andern Ehegatten über sein Sonder¬

gut und seinen Antheil am Gütergcmeinschafts-Vermögcn lctztwillig disvoniren.

8- ?5.

Die Hälfte des gesetzlichenErbthcils uon der Substanz des Nachlasses des crstuerstorbenen
Matten, sowie bei unbecrbtcr Ehe der gesetzliche Nießbrauch ist als Pflichtthcil des überlebenden Ehegatten

""zusehm.

d n,.. ^' beerbter Ehe kann jeder Ehegatte durch einseitige letztwillige Verordnung die Fortsetzung
er Gütergemeinschaft untersagen und die sofortige Auseinandersetzung anordnen, jedoch unbeschadet des
°M überlebenden Ehegatten nach § 64 zustehenden Nießbrauchs, welcher als Pstichttheil anzusehen ist.

8
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Der Pflichttheil kann durch einseitige letztwillige Verordnung nur aus solchen im letzten Willen
anzugebenden erweislichen Gründen, welche eine Ehescheidung oder eine beständige Trennung von Tisch
und Bett gerechtfertigt haben würden, entzogen oder geschmälert werden

.. r. l ^'ü ^? ^7 Umgehung oder ungerechtfertigten Entziehung oder Schmälerung des Pflicht¬
teils lau» der überlebende Ehegatte nur Zucrtennung oder Ergänzung des Pflichtteils fordern

Die Klage verjährt in fünf Jahren, von den. Zeitpunkte an, in welchem der überlebende Ge¬

tan t w '"' crstverstorbenen von der Inhalte dem letztwilligen Disposition Kenntniß er-

Hbschuiii Vll.

Von der Vermögens - Auseinandersetzung.

§. 77.

, Nach der Beendigung der Gütergemeinschaft erfolgt die Auseinandersetzung des Vermöaens
soweit mcht in diesem Gesetz abweichende Bestimmungen getroffen sind, nach Maßgabe der Vorschriften
des gemeinen Rechts über Erbtheilungen. ^' ^oi,chrlften

Aus dem gemeinschaftlichenVermögen, beziehungsweise aus dem Sonderaute de. einen oder
andern Ehegatten muß bei Auflosung der Gemeinschaft Ersatz geleistet werden, wenn während der Ge-
memfchaft das Sondergut eines Ehegatten auf Kosten des gemeinschaftlichenVermögens oder des Son-
derguts des andern Ehegatten, oder wenn da° gemeinschaftlicheVermögen auf Kosten des Sonderauts
des einen oder andern Ehegatten unmittelbar oder mittelbar bereichert worden ist

§. 7«.

Für eine zum Sondergut eines Ehegatten gehörende, während der <M,........
im Wertbe verringerte Sache kann ein Ersatz nur, wenn der Unter a^
grobes Verschulden des andern Ehegatten herbeigeführt ist, von '"^

Wenn ausstehende Forderungen zum Sondergut eines Ehegatten gehören, so muf> falls sie

märend der Ehe eingezogen oder veräußert sind, der Erlös aus dem Gemeinschaftsfilm ersetzt

Wenn zum Sondcrgut eines Ehegatten baares Geld oder verurauM,^ ^^>». ^ r
muß, wenn nicht Rückgabe in Natur erfolgen kann, Ersatz

werden, sofern nicht der betreffende Ehegatte durch'eigne Schuld d^^st h^^7^" ""

§. 79.

l'.-. Aus dem gemeinschaftlichenVermögen werden zunächst die. Ersatzansprüche der Ehefrau be.

Uebersckuse ^""l"^ ^ Ehemannes nur aus dem nach Befriedigung der Ehefrau verbleibenden

n- l < < i3'° ?!^^ kann den aus dem gemeinschaftlichenVermögen an ihr Sondergut zu leistenden
Erfatz ubsid.ar.sch auch aus dem Sondergut des Ehemannes fordern. Der Ehemann kann sich d gea n

letztes haltem"" '" ""' '"" '^"nschastlichen Vermögen zu leistenden Ersatzes nur an das

. . «< . ^ '" s-^ bestimmte Begünstigung der Ehefrau fällt weg, wenn sie auf Grund des 8 '17
das Verfugungs- und Verwaltungs-Necht des Ehemannes ausgeübt hat. ^

Die bürgerlichen Früchte gehören nach Verhältniß der Zeit zu dem Gütergemeinschafts-B«.
mögen, bez.ehungswe.se demjenigen, welchem nach Beendigung der Gemeinschaft das Nutzung^



Die natürlich«.« Flüchte gehören, soweit sie vor Beendigung der Gemeinschaft percivirt sind
zum Gutergemeinschafts-Vermögen, soweit sie nach Beendigung der Gemeinschaft vereivirt sind, demjenigen^

clchem seitdem das Nutzungsrecht zusteht, Letztem Falls sind die schon vor der Beendigung der Gemein-

^>«st aufgewendeten Vestellungskosten und «asten, jedoch nicht über den Betrag der Ernte hinaus der
Gemeinschaft zu erstatten,

Elie ^°^ ^"^" Grundsätzen erfolgt auch nach Beendigung des Nießbrauchs des überlebenden
Subst ^ Auseinandersetzung zwischen diesem, beziehungsweise seinen Rechtsnachfolgern und den

«der ^ ,?" ^^ Gemeinschafts-Schulden als solche <z. l I) haftet nach Beendigung der Gemeinschaft
beziel '^°""^ «sp. dessen Rechtsnachfolger sowohl den Gläubigern, al« dem andern Ehegatten,
sH«f/i^'!, ° ^'^"' Rechtsnachfolgern gegenüber zu demjenigen Antheile, zu welchem ihm das gemein.
'"Mliche Vermögen zu Theil wird.

Nicht f> ^ Veizichtleistung eines Ehegatten auf die Gemeinschaft Onoliciu'» ^!><1,«u,iu,.i^ findet

^ 10N f?^ Ehefrau, beziehungsweise deren ReÄ)tsnachf°lger sind jedoch, wenn sie innerhalb der im
das «.„ 'l"'»nw'' u°n der Beendigung der Gemeinschaft an zu rechnenden Fristen ein Inventar über
sowoll d """"^^^'^""^^ ^i Gericht niederlegen oder die gerichtliche Inventarisatill» beantragen,
Vas/ ." ^lä"l>igern, als dem Ehemanne, beziehungsweise dessen Rechtsnachfolgern gegenüber, nach
Vetr ^ gemeinrechtlichen Bestimmungen über die Nechtswohlthat des Inventars,' nicht über den
«»«>? , ,^""2en, was ihnen bei der Theilung des Gemeinschafts-Vermögens von diesem zugefallen ist,
Maus f„, ^ Gemeinschafts-Schulden als solche verhaftet.

zuerst « ^ ^" Aufhebung der fortgesetzten Gütergemeinschaft können die Kinder der Erbschaft des
' verstorbenen Parens noch entsagen, so lange sie sich nicht in dieselbe eingemischt haben.

Latten l l " ^ f°"gesctzte Gütergemeinschaft durch Auseinandersetzung mit dem überlebenden Ehe-
wie Neu?' r^"r ""^' ^ ^^°" ^' '^'"^' "^ wenn sie weder entsagen, noch ein Inventar legen,
elterliche ^1?'" "'" '"" ^"" '^"°" ^' ^^ Auseinandersetzung zugetheilten Verniögen für die

Titel ll.

Von der vertragsmäßigen Abänderung der gesetzlichen
Gütergenieinschaft.

Mschnitt l.
Allgemeine Nestimmungen,

5- 64.

wede ^ ^"^^ "'"" Heiraths-Vertrag taun das gesetzliche Gütcrrecht der Ehegalten in jeder beliebigen,
N^» ^. ""^ ^^' 6"^" Sitten, noch mit dem Wesen der Ebe, noch mit einem Verbotsgesetze im Widerspruch
'senden Art abgeändert werden. '

den d K ^ ^""'! ^'^^ "'^ durch eine allgemeine Bestimmung des Heiraths - Vertrages festgesetzt wer-
' aß das ehelicheGüterrecht nach einem der Partikular-Rechte, welche bisher in den verschiedenen

ye,len des Bezirks deS Justiz-Senats gelten, beurtheilt werden solle.
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§. «5.
Ein Heiraths-Vcrtrag, wodurch das gesetzliche Güterrecht der Eheleute abgeändert wird, kann

mit rechtlicherWirkung gegen Dritte nur vor Eingehung der Ehe abgeschlossenwerden.
Dagegen ist ein während der Ehe geschlossenerVertrag, wodurch die Ehegatten ihre vermögens-

rechtlichenVerhältnisse, sowie auch die Erbfolge in ihren Nachlaß abweichend von den Vorschriften dieses
Gesetzes bestimmen, für die Ehegatten selbst und ihre Erben rechtsverbindlich.

Wenn durch einen vor Eingehung der Ehe abgeschlossenen Vertrag das gesetzliche Güterrecht ab¬
geändert ist, so können die Ehegatten durch einen während der Ehe geschlossenen Vertrag das gesetzliche
Güterrecht, auch mit rechtlicher Wirkung gegen Dritte wiederherstellen.

Wenn Ehegatten während der Ehe ihren Wohnsitz in den Bezirk des Iustiz-Senals verlegen,
so können sie sich durch Vertrag dem gesetzlichen Güterrechte nach dem ersten Titel dieses Gesetzes, auch
mit rechtlicher Wirkung gegen Dritte unterwerfen.

8 «6.
Heiraths-Verträge und Erbverträge unter Ehegatten müssen bei Strafe der Nichtigkeit vor Ge¬

richt oder Notar aufgenommen, oder ihrem Inhalte nach anerkannt werden.
Heiraths-Verträge, wodurch die Gütergemeinschaft ganz ausgeschlossen oder eine beschränktere,

als die in diesem Gesetzebestimmte Gütergemeinschaft eingeführt wird, erlangen gegen Dritte nur durch
öffentlicheBekanntmachung rechtlicheWirkung.

Wenn Ehegatten, welche ihr eheliches Güterrecht durch einen Heiraths - Vertrag bestimmt haben,
während der Ehe ihren Wohnsitz in den Bezirk des Justiz-Senats verlegen, so muß der Vertrag, um ge¬
gen Dritte, welche nach der Verlegung des Wohnsitzes mit den Ehegatten oder mit einem derselben ein
Rechtsgeschäft schließen, rechtlicheWirkung zu erlangen, in dem neuen Wohnsitze öffentlich bekannt gemacht
werden.

3. 8?.

Die öffentliche Bekanntmachung (§. 86) erfolgt nach dem Ermessen des Gerichts durch eine oder
mehrere Anzeigen in einem oder mehreren öffentlichen Blättern, so wie durch öffentlichen Aushang an der
Gerichtsstelle, bei Kaufleuten nach Artikel 20 des Einführungs-Gesetzcs zum Handelsgesetzbuch.

Nach Ablauf von sieben Tagen, nach dem Tage der Ausgabe des öffentlichenBlattes, welches
die erste Bekanntmachung enthält, kann sich kein Dritter auf Untenntniß des Vertrages berufen.

Abschnitt «!.

Von der allgemeinen Gütergemeinschaft.

Wenn durch den Heiraths - Vertrag bestimmt wird, daß eine allgemeine Gütergemeinschaft be¬
stelln solle, so kommen in Ermangelung anderweiter vertragsmäßiger Bestimmungen die Vorschriften des
ersten Titels dieses Gesetzes ebenfalls, jedoch mit folgenden Abänderungen und Ausnahmen, zur Anwendung:

4. Statt tzz. » bis 7: In die allgemeine Gütergemeinschaft fällt, jedoch unbeschadet der Bestim¬
mung des z. 8, alles Vermögen, welches die Ehegatten zur Zeit der Eingehung der Ehe be¬
sitzen, und welches von ihnen oder einem von ihnen während der Ehe erworben wird ohne
Unterschied, ob es beweglich oder unbeweglich ist, und ob der Erwerb durch einen lästigen Titel
oder durch Erbschaft, Vermächtnis;, Schenkung oder Glücksfall gemacht wird.

2. Statt tz§. I» und 15 und 25 bis 2!): Alle vorehelichen Schulden beider Ehegatten sowie
diejenigen Schulden, welche auf einer während der Ehe erworbenen Erbschaft oder einem wäh¬
rend der Ehe durch Vcrmächtniß, Schenkung oder Uebertrag«- oder Aushalte - Vertrag erwor¬
benen Vermögen haften, werden Gemeinschafts-Schulden.
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3. Alle das Sondergut des einen oder andern Ehegatten, sowie die Ersatzleistungen aus einem
Sondergut an das gemeinschaftlicheVermögen oder an das Sondergut des andern Ehegatten
und umgekehrt, betreffenden Bestimmungen bleiben außer Anwendung. Im Falle des tz. 22
muß sich jedoch der schuldige Ehegatte die Schuld, beziehungsweise das darauf Gezahlte bei
Auflösung der Gemeinschaft auf seinen Antheil anrechnen lassen.

4- Zu 8ß. 55 und 71 : Bei beerbter Ehe tonnen Verfügungen von Todcswegen über das gemein¬
schaftlicheVermögen nur von beiden Eheleutrn gemeinschaftlichgetroffen werden.

Während der fortgesetztenGütergemeinschaft ist der überlebende Ehegatte für sich allein
berechtigt, durch Uebertrags - Verträge oder letztwilligc Verfügungen unter dm Kindern die
Succession in das gemeinschaftlicheVermögen zu regeln: es muß jedoch jedem Kinde der
Werth des ihm nach 8. 62 zustehenden Antheils, im Falle einer letztwilligen Disposition
außerdem aber seines Pflichttheils zugewendet werden.

Fu Gunsten anderer Personen kann der überlebende Ehegatte nur über seinen Antheil
an der Gemeinschaft mit Vorbehalt der Pfiichttheile der Kinder letztwillig verfügen.

b- Zu 88- 62 bis 64: An die Stelle eines während der fortgesetzten Gütergemeinschaft gestor¬
benen Kindes treten bei der Auseinandersetzung (ß. 62) ausschließlichdessen Abkömmlinge und
sein hinterlassener Ehegatte, soweit diesem letztern ein Antheil an dem Nachlasse des Kindes gebührt.

Vor Aufhebung der fortgesetzten Gütergemeinschaft dürfen die Kinder über ihren An¬
theil an der Gemeinschaft unter Lebendigen und von Todeswegen nur zu Gunsten ihrer Ab¬
kömmlinge, Ehegatten oder der übrigen Mitbetheiligten der Gütergemeinschaft verfügen.

In Ermangelung einer solchen Verfügung wächst der Antheil eines verstorbenen Kindes,
sofern derselbe nicht auf dessen Abkömmlinge oder hinterlassenen Ehegatten übergeht, den An¬
theilen der übrigen Kinder zu.

Abschnitt lll.
Von der Gemeinschaft der Errungenschaft.

§- »9.
Wenn durch den Heiraths-Vertrag bestimmt wird, daß nur eine Gemeinschaft der Errungenschaft

«stehen solle, fo kommen in Ermangelung anderweiter vertragsmäßiger Bestimmungen die Vorschriften
es ersten Titels dieses Gesetzes, jedoch mit nachfolgenden Abänderungen, zur Anwendung:

1- Zu 8H. 3 bis 7.- In die Gütergemeinschaft fallen, jedoch unbeschadetder Bestimmung des 8-«:
H. alle beweglichen und unbeweglichen Sachen, welche von den Ehegatten oder von einem

derselben während der Ehe durch einen lästigen Nechtstitel oder durch einen Glücksfall
erworben werden;

d. alle in die Zeit der Ehe fallenden2Früchte und Nutzungen, sie mögen von dem Güter-
gemcinschafts-Vermügen oder von dem Sondergut eines Ehegatten herrühren.

Dagegen gehören zu dem Sondergut jedes Ehegatten:
2. die beweglichen und unbeweglichen Sachen, welche derselbe bei Eingehung der Ehe besitzt;
b. die beweglichen und unbeweglichen Sachen, welche derselbe während der Ehe durch Erb¬

schaft, Vermächtnih oder Schenkung erwirbt.
Die Bestimmungen 8. 4 Absatz 2, 8. 5 Absatz 2, 3, 8§- « und 7 finden auf bewegliche und
unbewegliche Sachen Anwendung. Die Bestimmung 8. 5 Absatz 1 bleibt außer Anwendung.

2. Statt 88- 13 bis 15 und ^5 bis 2? und 29: Alle vorehelichen Schulden beider Ehegatte»,
sowie diejenigen Schulden, welche auf einer während der Ehe dem Sondergut erworbenen Erb¬
schaft, oder auf einem während der Ehe durch Schenkung, Uebeitrags- oder Äushalts - Vertrag
erworbenen Sonderguts-Vermügen haften, bleiben dem Eondrrgut dcc betreffenden Ehegatten
allein zur Last,
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Die Gläubiger können sich wegen der Mobiliar - Schulden auch an das Gütergemein-
fchasts^ermögen halten, jedoch vorbehaltlich des bei Auflösung der Gemeinschaft aus dem
Sondergut zu leistenden Ersatzes.

Abschnitt VI.

Von der Ausschließung der Gütergemeinschaft.

8- «<'.

Wenn durch den Heiraths-Vertrag bestimmt wird, daß keine Gemeinschaft der Güter bestehen
solle so kommen m Ermangelung anderweiter vertragsmäßiger Bestinimungen die Vorschriften dr <js9l bis 9t. zur Anwendung. ^ ^ ^'

8. !^.

Der Ehefrau verbleibt das Eigenthum alles desjenigen Vermögens, welches il>r «ur ?leit der

Emgehung der Ehe gehört, und welchem ihr während der Ehe »us irgend'en:nn 3 ,3l'nM s

he?de7Ver!us?^' "^ ^^^^' ^""'"""" '^'" °'"" '"'" "'"ehen ^^ Ehem,nn'e! entste-

Ehefrau zu.^"" ^^'""""' """ "' ^"waltung und der Nießbrauch an dem gesammten Vermögen der

. ^. -s ?/)'' ?^?°" ^"'^ ihre Beihülfe im Hause und Gewerbe'des Ehemanne«, sowie überhaupt
durch ihren Fle.ß und ihre Thätigkeit erwirbt, gehört dem Ehemanne, sofern sie nichts Ge.echn.^5
des Ehemannes ein Gewerbe für eigene Rechnung betreibt. ^eneymlgung

Der Ehemann hat alle Lasten der Ehe allein zu tragen.

in 6« .1 ?2?? ^,?.?°/""7: ^ ?'"7"" "" °"' ^"«"^" der Ehefrau kommen die
m A 3t,^ ,54, 3. ,9, 40 bezüglich der Dispositionen des Ehemannes über das Sonderaut der
Ehefrau getroffenen Bestimmungen zur Anwendung. ""uoergui oer

«;. W.

D.e Ehefrau kann nur innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises ohne Genehmigung des Ehe-
mannes über bewegliche Sachen disvon.ren, und Schulden eontrahiren, wofür das Ve^n d^Eb
mannes, nicht dasjenige der Ehefrau verhaftet wird. ^mogen dl.s Ehe-

Für die von der Ehefrau mit Genehmigung des Ehemannes oder in den i». 6 ".' .,^-s-
henen Fällen gemachtenSchulden haftet der Ehemann, wenn dieselben "?
esse des Ehemannes gemacht sind. Wenn sie in Angelegenheiten oder .m In s/'d E e^n!''^ ^t
fino, so haftet d.e Ehefrau, sowie auch im Falle seiner Genehmigung d"^^/ ^^ "'""?
bei Ertheilung derselben gegen die Selbsthaftung ausdrücklich verwahrt ^"""'"' '"""' " ^ch nicht

Die Bestimmungen des §§. 19, ZZ, 34, ,!9, 40 finden auf die betreffen^., «r.!^ ^^

Bezüglich der von dem Ehemanne und der Ehefrau gemeinschaftlich geschlosienen V.^>„ ^

8- "<

In den in 8§. 37, 42, 47 vorgesehenen Fällen kann die Ehefrau ihr Vermögen zur eignen
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Verwaltung und Benutzung zurückfordern. Es finden alsdann die Bestimmungen des § 44, im Falle
«onturs-Eroffnung jedoch zunächst die Bestimmungen der Konkurs-Ordnung Anwendung.

§. 95.

ihr N -^ Beendigung des Nießbrauchs und der Verwaltung des Ehemannes erhalt die Ehefrau
schuld ?"«^" ^ "°^ "fanden, «n Natur zurück; sie erhält Ersatz für die durch grobes Vcr-
uno fü >/ > "°"'"° untergegangenen «der verschlechtertenSachen, für d.w eingebrachte baare Geld

>«r die eingebrachtenuerbrauchbaren Sachen, soweit diese nicht in Natur zurückgegebenwerden können.

dev>„. ? °°" Ehemanne erhobene Erlös veräußerter Sachen und eingezogener und veräußerter For¬
mungen wird ihr ersetzt.

In Bezug auf die Früchte kommt die Bestimmung des §. 80 zur Anwendung.

Immobil I^^. """' Ersatzansprüche steht der Ehefrau ein gesetzlicher Titel zum Pfandrecht an den
>"">uen des Vhemanncs zu.

aalt.« ^^"' überlebenden Ehegatten steht ein Erbrecht an dem Nachlasse des erstverstorbenen Ehe¬
rnen nach folgenden Bestimmungen zu,-

1- Wenn der verstorbene Ehegatte Kinder hinterläßt, so erbt der überlebende Ehegatte ein Vier¬
theil, beim Vorhandensein von vier oder mehr Kindern ein Kindcstheil vom Nachlasse.

An den Erbthcilen der eignen Kinder hat er den Nießbrauch bis zur Großjährig-
«>t, Vcrheirathung oder eignen WirthschaflsEinrichtung, jedoch nur gegen Nebernahme der
Verpflichtung, die Kinder ohne Anrechnung auf die Substanz ihres Vermögens zu ernähren
und zu erziehen. Er ist verpflichtet, binnen drei Monaten, vom Erbanfall an gerechnet, ein auf
verlangen eidlich zu manifcstirendes Inventar dem Gerichte zu übergeben oder gerichtlicherrich¬
ten zu lassen. Er wird in den Fällen des §. <!l des Nießbrauchürechts verlustig. Den Kin¬
dern steht wegen aller Ersatzanfprüche ein gesetzlicherTitel zum Pfandrecht nach 8. '" zu,

Stiefkindern und unehelichen mindern muß der überlebende Ehegatte ihre Erb¬
theile sofort ausantworten.

^ei der Auseinandersetzung kommen die Bestimmungen § U2. Absatz I und 4 zur
Anwendung.

- Wenn der verstorbene Ehegatte leine Kinder hinterläßt, fo steht dem überlebendem ein Erb¬
recht und Nicßbrauchsrecht nach §ß. 70^-73 zu.

Bei der Auseinandersetzung kommen die Bestimmnngen z. «3 Absatz l, 4 mit der
Modisication zur Anwendung, daß die im Absatz l den Kindern eingeräumte Vefugniß den
Blutsverwandten zusteht,

' Die Hälfte des gesetzlichen Erbtheils von der Substanz sowie das gesetzlicheNicßbrauchsrecht
'st als Pflichttheil des überlebenden Ehegatten anzusehen, worauf die Bestimmungen 8- ?6 An.
Wendung finden.

4- Die Bestimmungen §§. 4s und 80 kommen gleichfalls zur Anwendung.

Mschnitt V
Von der EinkindSchaft,

8- 97.

Einkindschafts-Verträge finden nicht ferner Statt.
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Titel lll.

Uebergllngs« und Schlußbestimmungen.

§. 98.

^^ ^ >>,".. bi.l>eriaen Rechte bestimmten Nachtheile der zweiten Ehe (,,«°n^ "'"""^"7,

z. 99.
- „« «,°^^ über den Erbschafts-Erwerb der Kinder in väterlicher

Die Bestimmungen de° «°7"cht^ ub.r de ^ ^^
Gewalt («ni de.eüe.) ^°" ^mMg au alle Er^ ,^ ^^ ^.^^ ^^, ^^^^ «^

Zur ^Haltung d« Rech swohlthat des ^n°n a^^ ^ ^„^^irendes Inventar
d.n er von dem ^anfall Ken^ ^^ ^ ^^ .„^.h^ ^r drei-
bei Gericht niederlegen oder d.e g"'chrüche^n°e tanm .^^^^iche Frist, von der Kenntniß des
monatlichen Frist stirbt, so haben '«me Erben ine nochmalig ^^^ ^ ^^^ ^^ ^ ^^^ ^

Erb°nf..lls gerechnet. Die '«a^ „^,„t werden,
stellenden Antrag von dem Gerichte aus erheblichen ^

^t ..»« „n^rlicaen keinen anderen Beschränkungen, wie Schenkungen

Schenkungen ^r ^^ ^^^^ „ch „„ ^er ^ltenden Be-unter Fremden, unbeschadet des Rechts °er ^^ ^

stimmungen. ^ 1^1.
^ « ».«, ^bemann beziehungsweise dem überlebenden Ehegatten

In denjenigenFällen m welchen de, ^«. z^ 3 ^ ^^^ ^ ^^
nach diesem Gesetze ein Nießbrauch zusteht <A 5>, 04. ^ i. ^. ,
brauchs-Caution nicht verbunden , aeaenüber alle diejenigen persönlichen Verpflichtungen,

Derselbe hat jedoch den ^,'f^ ""^^'"^steter Nieibrauchs^Caution obliegen,
welche nach gemeinem Rechte Zotten können, wenn die Substanz ihrer Erb<

Die Seitenverwandten ^ «st^^ ^,^^ ^^ig°
theile durch die Handlungen des meßbrauchoberechtigten
neten Sicherheits-Mllhregcln verlangen.

tz, U,2.
in Kraft. Mit diesem Zeitpunkte treten alle

Dieses Gesetz sowie die Intestat-Erbfolge der Blutsverwandten,
das eheliche Güterrccht und d"° ^""^ ' ' 5 Collation unter Miterben betreffenden Partikular-
die Erwerbung des Erbrechts und die Theilung u

rechts Normen außer Kraft .^.„ Materien kommt, soweit nicht das gegenwärtige Gesetz abän-
In Bezug auf d.e °"^8eben.n ^ate^^^ ^^^ ^^ Anwendung.

dernde Bestimmungen getroffen hat. nu " ^^ geltenden Partikularrechts - Normen wird sedoch
An den in Bezug auf die Kchns ^uci,e,, u

durch dieses Gesetz nichts geändert

^^ .... Nben welche vor der Gesetzeskraft des gegenwärtigen Gesetzes geschlossen sind, bereits
- . nd noch '-, t h nde,, uermögensrechMchenVerhältnisse s.nd nach dem früheren zur Ze"

^'^n^er^e M^ gewesenen Rechte zu beurtheilen.
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Motive.

aus «^ , ^°" ^'^ länger Zeit ist das Bedürfniß ein« Reform des ehelichen Güterrechts in dem
^cn Kreisen Wehlar. Altcnlirchen und Nenivied und dcni ostrheinischen Theile deß Kreisel Coblcnz,

ae« .7"' ^"' H^^"^ Wildenburg, bestehenden Bezirke des Justiz-Senats zu Ghrcnbreitstein geltend
,'»ch. worden. Nachdem in den 1830er Jahren die zahlreichen verschiedenen, dort noch bestehenden
einl ," "'"^' «esammelt waren, ist unter Mitwirkung von ständischen Depntirten ein Entn'urf eines
van, l s Gi-terrcchts für den ganzen Bezirk ee« Justiz-Senats ausgearbeitet, die Angelegenheit aber
wend'^f'" ^"" ^Mch° gebracht worden und seitdem beruhen geblieben. Neuerdings ist die Noth-
nnch ^".^""" ^''^ ^'^'^"' Güterrechts nicht nur wiederholt von den Justizbehörden, sondern
züae ""'" ^"""^'"l-Landtage angeregt worden. In Folge dessen bat eine Berathung über die Grund-
welck""^ «'""' ^'"errechts-Gesetzes in einer im Juli l863 abgehaltenen Confcrenz stattgefunden, an
«reise" ^s' "'"^""' ^"' ^""^' ""b Stadtgemeinden aus allen zum ostrheinischcnBezirke gehörenden
le» 1/'^ '"^' "" Vertreter der Königlichen ^Itegierung zu Eoblenz und die Dircctorcn der betheilig-
die ^6^""'^ ^^" !1"n'Nü,ien haben. Auch der Justiz Senat zu Ehrenbrcitstein, die Preisgerichte und
ratbun ' ""alte ^'s ^ezirts sind über die Angelegenheit gehört. Das Resultat der stattgehabten Be-

> '"gen und Erwägungen ist der vorliegende Entwurf,

den B-i-^ legislatorische Bedürfniß ist von alle» beteiligten Behörde» und Beamten, sowie auch von
anerla^f""" ^^ ^"'^ "'^ ^adtgemeinden in der im Juli l «^abgehaltenen Konferenz einstimmig
Ueinen"B"^'?^"^ ""^^^^ ^ zunächst in der großen Fahl von verschiedenenPartilularrechten in dem
Krone V^'^" '"" ^^7,8Ntt Seelen seinen Grund. Der Bezirt ist bei dem Ucbergauge an die
'hre besond'""^'"-' '^'" ^^" ""^ zahlreichen kleinen Gebietsteilen zusaimnengcsetU, welche bis dahin
sehen von l ^ , "'''"'^'""^ «^"bt hatten. Daher konunt es, daß noch setzt in dcm kleinen Bezirke, abge-
erfolgte, ^^ "' """^"hcitsrechtlich.n Besonderheiten und von manchen durch Speciell-Verordnungen
s'"d msuw t"^""""'' """ verschiedeneStatute über eheliches Gütcrrecht gelten. Alle diese Statute
l"l sich in" '"" """'^"' verlvandt, als sie eine partikuläre Gütergemeinschaft statuiren. Dieselben thei-
°'"e G«ne^ s!"f ^'"'^"', '"b"" sie zum Theil eine bloße Gemeinschaft der Errungenschaft, znm Theil
b"> Gruvv V ^" ^'vilien «nd der Immobiliar-Errungenschafl entbaltcn. Die einzelnen zu den bei-
D'e sich bi ^^^"'^"' Statute weichen aber unter sich wieder in Betreff der erheblichstenFragen ab.
l"t der V^b"? "'^ende bunte Mannigfaltigkeit des geltenden Gülerrechls tritt dcm Verkehr, welcher
h", sehr"l" "'^ ^ liommunitationsmittel in nenester ,^eit erheblichereDimensionen angenommen
"essen c^""""'b entgegen. Der Umfang der einzelnen Nechtsgcbietc läßt sich nach wenigen Stunden
schieoene ^" "">'"""', an den Gränzen verschiedenerRechtsgebicte gelegenen Dörfern gelten Ä, ja 3 ver-

uterrechtc, deren Gränzen nicht einmal überall mit Gewißheit feststehen,
^e «wein ^ ^^"^"' ^"^)iedenheiten sind auch einer gesunden Ncchlscntwickelung wenig günstig;
^'ssenschaft" . '"^b'ete sind zu klein, als daß eine Entwickelung der einzelnenStatutarrechte durch die
b" Prattiscl "", ^" Entscheidungen der Gerichtshöfe thunlich wäre. Daher rührt es auch, daß sich ü,'cr
^"felhaft - ^"' "^^^" ""^ ^^ ^^'s der Gerichtshöfe nicht gebildet hat. vielmehr zahlreiche
welche ,wch ^?"' entweder noch völlig ungelöst geblieben, oder der ^Gegenstand von Kontroversen sind,
wesentlich. ^ ä"m endlichen Austrage haben gebracht werden tonnen. Hierzu trägt auch der Umstand
"dnungen j''.s! ^'" Oiiterrecht theils auf bloßen, Gewohnheitsrecht beruht, theils auf alten Lcmdcs-
l'gsten EiM ss l 3>ößtentheils sehr mangelhaft, dunkel und lückenhaft abgefaßt sind. Von dem nachthei-
^eschäfte d f ^^'^'^ ""'^1"e Nechtszustand, der Mangel fester Principien ans die Behandlung der
Island m " /leiw.lligen Gerichtsbarkeit. Die nachfolgende kurze Ueberficht wird den bestehenden Rechts.

"" -.'lllgememenanschaulich machen.



I, Eine Gemeinschaft der Mobilicn und der Immobiliar-Errungcnschaft ailt:
1. in den früher zu Kurtöln gehörenden Lcmdesthcilen, nämlich den Bezirken der vormaligen

Iustizämler Linz (oxclusivl' des Dorfs Henningen), Asbnch und Waldbreitbach im Kreise
Neuwicd und des Iustizamteo Schönstem und der Herrschaft Lahr im Kreise Altenkirchen
(28,101 Seelen) — nach den Bestimmungen der Kurtülnischen Rechtsordnung;

2. in den früher zu Kurtrier gehörenden Landestheilen, nämlich den Bezirken der vormaligen
Iustizämtcr Ehrenbreitstcin, Hammerstein, Vcndorf (uxelu»ive der Stadt Vendorf) und dem
Dorf Irlich im Kreisgerichtsbezirl Neuwied und dem SchöffengerichtsbczirfHorhausen im Kreise
Nltenkirchen (27,469 Seelen) - nach den Bestimmungen des Kurtrierschen Landrechts;

3. in der vormaligen Grafschaft Sayn-Altentirchcn, nämlich dem ganzen Kreise Altenkirchcn mit
Ausschluß der Herrschaft Wildenburg, der zur Grafschaft Cavn-Hachcnburg gehörenden Kirch¬
spiele und der kleinen Bezirke, in welchem Kölnisches und Trierisches Recht gilt (25,251 See
len) nach einem im Wesentlichen in dem sogenannten Lamprecht'schenStatute aufgezeichne-
ten Gewohnheitsrechte.
I I. Eine bloße Gemeinschaft der Errungenschaft gilt:

l in der Stadt Wetzlar (5315 Seelen) — nach dem Mainzer Landrecht;
2. in dem ganzen übrigen Kreise Wetzlar (38,200 Seelen) und zwar:

g. in den vormaligen Grafschaften Solms-Braunfels und Solms-Hohenfolms-Lich nach dem
Solmscr Landrecht,

li. in dem Bezirke des vormals Nasfau-Weilburg'schen Amts Atzbach nach einem besondern,
jedoch in den Hauptpunkten dem Solmser Landrecht conformen Gewohnheitsrechte;

3. in den zur vormaligen Grafschaft Sayn-Hachenburg gehörenden Kirchspielen im Kreise Alten-
lirchen (9113 Seelen) — nach dem Hachcnburger Statut und Gewohnheitsrechte;

4. in den vormaligen Grafschaften Wied-Neuwied und Wied-Nunlel, nämlich den Bezirken der
vormaligen Aemter Neuwied, Heddesdorf und Dierdorf im'.Iusiv, des Condominats Maifcheid,
im Kreise Neuwied (30,913 Seelen) - nach der durch Gewohnheit recipirten Nassau - Katzen-
ellenbogcnschenLandesordnung;

5. in dem Stadtbezirk Bendorf im Kreise Neuwicd (2618 Seelen) — nach einem besonderen Ge¬
wohnheitsrecht.
Daß das Fortbestehen aller dieser Verschiedenheitenkeine innere Berechtigung hat, bedarf leiner

Ausführung; es fragt sich vielmehr nur, nach welchen Hauptgrundfätzen ein neues einheitliches Güter¬
recht für den ostrheinischcnBezirk emanirt werden soll.

Es kommen hierbei vier verschiedeneGüterrechtssysteme in Betracht, nämlich:
1. das landrechtliche Dotalrecht nebst dem damit in Verbindung stehenden gesetzlichen Eibfolgerecht,
2. das System der allgemeinen Gütergemeinschaft, wie solche in der benachbarten Provinz West¬

falen nach dem Gesetze vom 16. April 1860 und subsidiarisch den landrechtlichen Bestimmun¬
gen gilt,

3. das System der Gemeinschaft der Mobilien und der Immobiliar - Errungenschaft, wie solche
nicht bloß in einem Theile des ostrheinischcnBezirks, sondern auch in dem größten Theile der
Nheinprovinz, dem Bezirke des Appcllationsgerichtshofes zu Cöln, nach den Bestimmungen des
Ouä? gilt,

4. das System der bloßen Errungenschafts-Gemeinfchaft, wie solche nicht bloß in einem Theile des
ostrheinischenBezirks, sondern auch in mehreren benachbarten Ländern, namentlich dem Herzog¬
tum Nassau und dem Großherzogthum und Kurfürstenthum Hessen gilt.

Für das zuerst erwähnte Dotal-System hat sich nicht eine einzige Stimme aus dem Bezirke aus¬
gesprochen. Auch für die allgemeine Gütergemeinschaft haben sich nur wenige vereinzelte Stimmen erklärt.
Sämmtliche betheiligte Gerichte, mit Ausnahme eines der Provinz Westphalen zunächst benachbarten Kreis¬
gerichts, sowie auch sämmtliche Nechtsanwalte haben sich dagegen erklärt. Bei den Berathungen in den
1830 er Jahren ist die Einführung einer allgemeinen Gütergemeinschaft gar nicht zur Sprache ge-
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kommr». Bei der »» ^"ll l863 abgehaltenen Konferenz haben sich sämmtliche Vertreter der Land- und
Sllldtgemeinden, mit Ausnahme eines einzigen der Gränze der Provinz Westphalcn zunächst wohnenden,
sowie auch der Eommissar der Regierung zu Coblenz, dagegen erklärt, und es kann hiernach als festge¬
stellt angenommen werden, daß die Eingesessenendes ostrheinischenBezirks sowohl, als die dortigen Be¬
hörden in ganz überwiegender Majorität der allgemeinen Gütergemeinschaft abgeneigt sind. In der Eon-
ferenz vom Juli 1863 haben die Vertreter der Land- und Stadtgemeinden sogar übereinstimmend er¬
klärt, daß sie der Einführung einer allgemeinen Gütergemeinschaft entschiedendie Beibehaltung des jetzigen
verworrenen Nechtszustandes vorzögen. Es muß Bedenken getragen werden, in dem Bezirke ein Güter-
rechts-Svstem, gegen welches sich eine so entschiedeneAbneigung manifestirt hat, einzuführen. Allerdings
lassen sich die großen Vorzüge der allgemeinen Gütergemeinschaft nicht verkennen; die Verhältnisse sowohl
der Ehegatten unter sich, als Dritten gegenüber gestalten sich nach derselben am einfachsten; sie giebt zu
den wenigsten Prozessen Veranlassung, auch die Geschäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit wickeln sich nach
derselben am einfachsten ab. Es würde auch im Interesse der Herbeiführung einer möglichsten Nechts-
emheit benachbarter Provinzen nicht unzweckmäßigsein, wenn der ostrheinischcBezirk ein gleiches Güter¬
recht mit der Provinz Westphalen erhielte, mit welcher derselbe, sowohl was die Organisation der Gerichte
und das Verfahren betrifft, als bezüglich des materiellen Rechts bereits manches Ucbereinstimmende hat.
"Uf der andern Zeite verdient die Vorliebe der Eingesessenen des Bezirks für eine partikuläre Güter¬
gemeinschaftbeachtet und mit einer bezüglich des ehelichen Güterrcchts von der Staatsrcgierung auch in
früheren Fällen bewiesenen Pietät geschont zu werden. .> dem Bezirke hat seit Jahrhunderten eine par¬
tikuläre Gütergemeinschaft gegolten, und eine vertragsmäßige Abänderung derselben durch Ehepakten hat
zu den seltensten Ausnahmen gehört In allen umliegenden Ländern, mit welchen die Eingesessenendes
Bezirks den lebhaftesten Verkehr unterhalten, gilt ebenfalls eine partikuläre Gütergemeinschaft, namentlich
w dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Eöln, welcher den Bezirk an der ganzen westlichen und
nördlichen Seite, und in dem Herzogthum Nassau, welches den Bezirk an der südlichen und östlichen Seite
begränzt und nebst den beiden Hessen den ganzen Kreis Wetzlar umschließt. Auch in dem kreise Siegen,
bem einzigen Theile der Provinz Westvhalen, welcher den Kreis Altentirchen auf einer kurzen Strecke von
wenigen Stunden begränzt, hat bis zur Erlassung des Westfälischen Gütergemeinschafts-Gesctzesvom 16.
-ilpnl 1860 eine bloße Errungenschafts-Gemeinschaft gegolten. Die Bevölkerung hat sich an das System
er Partikulären Gütergemeinschaft so gewöhnt, daß ein Verlassen desselben den Anschauungen und Ge^

wohnheiten derselben entschiedenwiderstreben würde. Es ist daher für angemessen erachtet worden, den
-uiünschender Eingesessenen gemäß eine partikuläre Gütergemeinschaft beizubehalten; der Entwurf setzt
demnach an die Stelle des bisherigen Rechts nicht etwas völlig Neues, sondern beschränkt sich darauf, an
das Bestehende die bessernde Hand zu legen, die Verschiedenheiten zwischenden verschiedenenStatuten
auszugleichen, und Dunkelheiten uud Eontroversen unter Berücksichtigung der Fortschritte der Wissenschaft
seit der Erlassung der bisherigen Statuten, sowie unter Berücksichtigung der Gerichtspraxis der höchsten
Geuchtshöfe, insbesondere des Obertribunals, sowie der allgemeinen preußischenGesetzgebungZu beseitigen.

Was die beiden Systeme der partikularen Gütergemeinschaft betrifft, welche bisher im Justiz-
Senats-Bezirte gegolten haben, so hat der Entwurf von 1837 unter Zustimmung der damals zugezogenen
Deputirten die bloße Errungenschafts-Gemeinschaft angenommen. Bei den in neuester Zeit staltgehabten
Berathungen haben sich aber nicht nur der Justiz-Senat und die Mehrzahl der Gerichte erster Instanz,
sowie sämmtliche Nechtsnnwalte des Bezirks, sondern auch die Vertreter der Land- und Stadtgemeinden
'«st einstimmig für die Gemeinschaft der Mobilien und der Immobiliar-Errungenschaft ausgesprochen, und
°>ese letztere ist auch in dem vorliegenden Entwürfe angenommen worden. Für dieselbe spricht zunächst,
daß in dem überwiegend größten Theile der Rheinprouinz bereits nach dem Oude eine Gemeinschaft der
Mobilien und der Errungenschaft gilt, und nach deren Einführung im ostrheinischen Bezirke eine größere
^echtseinheit in einer sehr erheblichen Materie in derselben Provinz herbeigeführt werden wird. Sodann
'st auch die Mobiliar-Gemeinschaft einfacher nnd führt bei der Vermögens-Auseinandersetzung sowohl als
bei Vertehr mit Tritten zu weniger Verwickelungen als die bloße Errungenschafts-Gemeinschaft. Bei der
letzten werden die eingebrachten und wahrend der Ehe ererbten Mobilien nicht gemeinschaftlich ^ bei Ehen



von einiger Dauer ist aber, da Inventarien beim Beginne der Ehe au« naheliegenden Gründen nicht er.
richtet zu werden pflegen, am Ende kaum noch zu ermitteln, welche einzelnen Mobilien uon Seiten der
Ehegattin eingebracht, re8>>ec'.liv<3 ererbt oder aber errungen sind. Die hierdurch herbeigeführten Ver-
Wickelungen,fallen bei der Mobiliar-Gemeinschaft von selbst weg. Ein Hauptgrund aus welchem die Bcuül
terung an der particulären Gütergemeinschaft hängt, besteht auch darin, daß man die ererbten Immobi
lien der Familie des betreffenden Ehegatten erhalten zu sehen wünscht. Die Familien sind in dein über¬
wiegend ländlichen Bezirke von untergeordneter Bedeutung, und in den wenigen Städten läßt die Rück¬
sicht auf den Verkehr eben die Gemeinschaft der Güter als angemessener erscheinen.

In den Einzelbestiminungen muhte der Entwurf sich an das im ostrhcinischen Bezirke als subsidia-
rifches Recht geltende gemeine Recht anlehnen! soweit es jedoch thunlich war, hat derjelbe sich an dieBestim-
muugen der bereits in den benachbarten Provinzen geltenden Gesetzbücherangeschlossen. Bezüglich der Vcr
hällnisse während stehender Ehe sind die Bestimmungen des <^!uele «ivil, dein von den Vertretern der Land-
und Stadtgemeindcn einstimmig ausgesprochenen Wunsche gemäß, vorzugsweise berücksichtigtworden. Da«
Allgemeine Landrccht kennt die Mobiliar-Gemeinschaft gar nicht und enthält über die Errungenschafts-Gemein-
schuft nur wenige Bestimmungen (§H. 3W bis tll und ßtz. U!>2 bis 004 II. 1). Die Bestimmungen des <Üc><Ie
zeichnen sich dagegen, wie von hervorragenden Lehrern des deutschenPrivntrechts (z. B. Walter Priuatrecht
paz. 243 Note 2 und p^. 248 Note l, Bluntschli Priuatrecht II., p^. 279, 283) anerkannt wird, gerade
in der Materie des ehelichen Güterrechts durch Vollständigkeit und Folgerichtigkeitaus, und es tonnte um so
weniger Bedenken unterliegen, die Hauptgrundsätze des (üacle anzunehmen, als die ostrheinischen Güter¬
rechte auch ihrer historischen Entwickelung nach zu derselben Familie der ehelichen Güterrechte wie der
(üucl«, zu den fränkischen Güterrechten nämlich, gehören. Was dagegen die Rechtsverhältnisse nach Auf¬
lösung der Ehe, namentlich das Erbrecht betrifft, so weicht der Locke, indem er dem überlebenden Ehe¬
gatten der Regel nach nur in Ermangelung uon Blutsverwandten ein Erbrecht und nur ein höchst be¬
schränktes Nutzungsrecht einräumt, wesentlich uon allen bisherigen ostrheinischen Partikularrechten ab,
und die Eiuführung der Bestimmungen des Lud« würde den Anschauungen der ostrheinischen Beuülke
rung entschieden wiederstreben, auch mit fast allen deutschen Partilularrechten sowohl, als mit der preu¬
ßischen Gesetzgebung in den größten Widerspruch treten.

Bezüglich des Erbrechts schließt sich daher der Entwurf, in Uebereinstimmung mit den Anträgen
der Vertreter der Land- und Stadtgemeinden, fast ohne Abänderung den in der Provinz Westfalen
geltenden Rechtsnormen an.

Der Entwurf ist nicht blos in seineu Hauvtgrundsätzen, sondern auch in den wesentlichen
Einzelbestimmuugen uon den Vertretern der Land- und Stadtgemeinden gutgeheißen worden: wo derselbe
Abweichungen von den Anträgen derselben enthalt, wird dies speciell hervorgehoben werden.

Dies vorausgeschickt, wird zur Motivirung des Entwurfs im Einzelnen Folgendes bemerkt.

Zu §. l.
Die Gütergemeinschaft unter Ehcleutcn nimmt grundsätzlich sowohl nach dem Lnäe oivil

Artikel l309., als nach dem Allgemeinen Landrecht §. 362 Theil II. Titel l. mit dem Zeitpunkte der
gültig geschlossenenEhe ihren Anfang und richtet sich da, wo, wie in dem Preußischen Staate, in den
verschiedenen Landestheilen verschiedenes Recht gilt, nach den Gesetzen des Ortes, an welchem die Ehe
leute ihren ersten Wohnsitz nach geschlossenerEhe nehmen, ß. 350 Theil II. Titel I. des Allgemeinen
^andrechts. — Minderjährigkeit oder Standesuerhältnisse der Ehegatten schließen die Gütergemeinschaft
nicht aus: nur wenn der Ehemann einer vormals reichsunmittelbaren leichsständischenFamilie angehört,
tritt in Gemäßheit ces Artikels XIV. der Bundesakte und z, AI der Instruktion vom 20. Mai 1820
die in lrlinea 2 des Z. 1 bestimmte Ausnahme ein.

Zu §. H.

Die Verlegung des Wohnsitzes in stehender,Ehe bringt in dem durch die Eingehung der Et/
begründeten Giitenechle unter den Ehegatten selbst keine Aenderung herrwr.



Jeder Dritte ist aber berechtigt, anzunehmen, daß die Ehclente dem Güterrechte ihres gegen-
anigen Wohnsitzes unterworfen sind. Selbst wenn der Dritte weiß, daß die Eheleute früher einen

anderen Wohnsitz gehabt haben, ist ihm nicht zuzumuthen, daß er das dort geltende Güter-
^ )t kenne, und es kann deshalb den Ehelcuten nicht gestattet werden, Rechtsgeschäfte, die sie mit

" " ""gehen, aus einem aus dem Güierrechte ihres ersten Wohnsitzen hergenommenen Grunde cm-
i'fechten Der in jedem einzelnen Streitfälle zu führende Beweis, daß der dritte Miteontrahent das

dem früheren Wohnorte geltende Recht getannt habe, winde eine Menge Unzutraglichteilcn für den

Muh? "'^ """"^ ^'""^° veranlassen. Nullen die Eheleule auf das frühere Recht sich berufen, fo
ß die Gütergemeinschaft in einer bestimmten zur allgemeinen Kenntniß zu bringenden Form nusge-

«,' ^' '""^"^ ^"s""' ^"" ^ ''^ ^l»"l !>. Titel I. des Allgemeinen Landrechts entsprechenden
"lundsatzc gemäß ist der tj, 2 uünS« 2 redigirl.

Zu M. ^ bis ,0.

1. Für die Frage, was aeliv in die Gütergemeinschaft, beziehungsweise in das Sondergut der
Ehegatten fallt, ist der Begriff der Mobilicn und Immobilien von vrajndicieller Bedeutung.
Es tonnte keinen! Bedenken unterliegen,, in dieser Beziehung die Grundsätze des gemeinen
Rechts ale, Grundlage festzuhalten <8. l(! «I. l des Entwurfs) und es fragt sich nur, ob und
inwiefern für das eheliche Güterrecht Abweichungen «um gemeinen Recht zu statuiren seien.
Während das gemeine Recht nur die Grundstücke und Gebäude, sowie auch dasjenige, was
wegen ftines Zusammenhanges mit dem Grund und Boden (wie Bäume, Pflanzen, Früchte
auf dem Halme ?c.) oder wegen seiner Pcrtinenz - Qualität die Rechte der Grundstücke und
Gebäude theilt, ferner das Bergwerks-Eigenthum und selbstständige dingliche Rechte, welche
em Immobile zum Gegenstande haben, zu den Immobilien zählt, rechnen die meisten ostrhei¬
nischen Partikularrechte noch andere erheblichere Vermögensstücke, welche das gemeine Recht als
Mobilicn ansieht, im ehelichen Güterrecht zu den Immobilien. Dahin gehören namentlich un
ter gewissen Voraussetzungen, welche in den verschiedenen Statuten verschieden bestimmt sind,
ausstehende Forderungen, so nach einem Partieularrechte alle verzinslichen Forderungen,
nach anderen Statuten die hypothekarisch versicherten Forderungen, sowie die ausstehen
den Immobiliar - Kaufgeldcr, nach einigen Statuten die aus Handel und Gewerbe
herrührenden Forderungen, nach einem Statute die Forderungen, welche verbrieft sind,
nach einem anderen Statute die Forderungen, welche eine gewisse Summe übersteigen. So¬
dann rechnen mehrere Partikularrechte Waaren, Geräthschaften lind andere Mobilicn, welche
mit dem Handel oder Gewerbe der Ehegatten in gewisser Beziehung stehen, drei ^andcsordnun-
gen rechnen sogar baarcs Geld unter gewissen Voraussetzungen zu den Immobilien. Es kann
un Allgemeinem keinem Bedenken unterliegen, in Uebereinstimmung mit dem (^ocls diese Ab¬
weichungen vom gemeinen Rechte zu beseitigen, und damit haben sich auch sowohl die Vertreter
der Land- und Stadtgemeinden, als die betheiligten Gerichie einverstanden erklärt. Nur be¬
züglich der durch Hypothek gesicherten ausstehenden Forderungen hat eine Meinungsuerschieden-
heit obgcwaltei. Bon den 13 Vertretern der Land- und Stadtgemcindcn, haben sich 9 dafür
ausgesprochen, daß Hypothekarforderungeu zu den Immobilien zu rechnen seien, l Vertreter
der Gemeinden, sowie der Vertreter der Regierung zu Koblenz und fast fämmtliche betheiligte
Gerichte haben sich dafür ausgesprochen, daß auch diese Ausnahme vom gemeinen Recht be¬
seitigt wird. Der letzteren Ansicht hat der Entwurf sich angeschlossen. Auch nach dem l'uäe
"vit gehören Aktiva, wenn sie auch durch Hypothek gesichert sind/ zu den beweglichen Sachen
(Art, 529). Der Grund, aus welchem die Partikularrechte Hypothekar-Forderungen für Im¬
mobilien erllären, liegt nur darin, daß die Vermögensstücke, welche man als besonders erheblich
ansah, uonider Gütergemeinschaft ausgenommen werden sollten. Dafür ist aber die Versicherung
durch Hypothek kein zutreffendes Kriterium mehr. In Staatspapieren, Aktien und dergleichen
sind heutzutage mindestens ebenso bedeutendeKapitalien angelegt, als durch Hypothekversichert
sind. Man würde daher, wenn man Hypothetarforderungen für Immobilien erklären wollte,
l'vnsequent auch alle anderen Aktiva der gedachten Art für Immobilien erklären müssen. Das
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geht aber offenbar zu weit und dagegen haben sich auch die Vertreter der Gemeinden erklärt.
Es würde auch schwer fallen, ein zutreffendes Kriterium dafür aufzustellen, welche Forderun¬
gen als Immobilien und welche als Mobilien zu behandeln seien. Im ß 10 lrl. 2 des Ent¬
wurfs sind daher alle ausstehenden persönlichen Forderungen zu den beweglichen Sachen ge¬
zählt. Auch die durch Eigcnthums-Vorbehalt gesicherten sind nicht ausgeschlossen, weil dieser
Vorbehalt zwar dem Gläubiger ein eventuelles Vindicationsrecht gewährt, dieses Recht aber
nur ein accessorischesist und die Mobiliar-Qualität durch die persönliche Hauptforderung be-
Itimmt wird.

Die im § 10 al. 3 aufgeführten beweglichen Sachen, welche theils nach gemeinem
Rechte, theils nach dem Landrecht und Oiä« als Pertinenzien von Landgütern oder Gebäu¬
den den Immobilien beigezählt weiden, sind nach einer als festgestellt anzunehmenden Ge»
wohnheit im ostrheinischm Bezirke weder bei Auseinandersetzungen, noch bei Verkäufen als Per-
tinenzstückeangesehen, vielmehr als selbststiindige bewegliche Sachen behandelt. Schon in den
Entwurf von 183? <tz§. 3 bis 5) ist eine dieser Gewohnheit entsprechende Bestimmung aufge¬
nommen, und auch die jetzt gehörten Vertreter der Land- und Stadtgemeinden haben die Auf»
rechthaltung dieser Gewohnheit beantragt.

Die §§. 3, 4 des Entwurfs stimmen sowohl mit den Grundsätzen des gemeinen Rechts
(Walter Priualrecht §§. 217, 223» und den meisten der bisherigen Partikulnrrechte. als mit
dem <^ult<5 (Art. 1401 uc,^. Zachariac französisches Civilrecht. Fünfte Ausgabe von Anschütz.
1853, W. 505, 50?) überein.

Der Begriff der Errungenschaft ist, abweichend von einem Theile der bisherigen Par
titulairechte, in der weitern Bedeutung genommen, in welcher sie nicht blos die sogenannte
Collaboration, d. i. dasjenige, was von den Eheleuten durch gemeinsamen Fleiß in der Ehe
erworben und erspart ist, sondern überhaupt jeden Erwerb während der Ehe mit Ausnahme
der durch Erbschaft, Vermiichtniß oder Schenkung gemachten, also auch den Erwerb durch
Glücksfälle, z.B. Lotterie-Gewinne und dergleichen umfaßt— <0c,6« Art. 14021 Allgemeines
Landrecht!!. I. W. 402—404: Motive zu dem gedrucktenEntwurf von 1837, pa^. 54—57;
Mittermaicr Privatrecht Band II. p»x. 441, 442).

Der Ausdruck „Früchte und Nutzungen" ist im weitesten Sinne zu verstehen, so daß
nicht blos die natürlichen Früchte, sondern auch die Eiuilfrüchtc, Zinsen, fällige Renten, Mieth¬
und Pachtgelder, Besoldungen und Pensionen darunter begriffen sind. Ob die Ausbeute von
Bergwerken zu den Früchten zu zählen ist oder nicht, ist nach allgemeinen Grundsätzen zu
entscheiden. Welche Früchte als in die Zeit der Ehe fallend anzusehen sind, ergiebt der §. 80
des Entwurfs. Daß auch die Früchte von demjenigen Vermögen Nritter, an welchem dem
einen Ehegatten der Nießbrauch zusteht, in die Gemeinschaft fallen, versteht sich von selbst.

Unter Sondergut ist im Entwurf alles Vermögen verstanden, welches nicht in die Ge¬
meinschaft fällt; dasselbe ist demnach von Parnphernalgut zu unterscheiden. Daß Immobilien,
welche durch Erbschaft oder Vermächtnis; erworben sind, zum Sondergut gehören, ist selbstver¬
ständlich und stimmt mit allen bisherigen Partilularrechtcn überein. Schentungen werden auch
nach den meisten der bisherigen Partitularrechte zum Sondergui gerechnet. Das Mainzer
Landrecht rechnet nur die Schenkungen von Todeswegen, das Trier'schc Landrecht nur
Schentungen von Eltern oder Großeltern, der ^<><t? dagegen alle Schentungen zum Sondcrgut.

Zur Vermeidung einer zu weit gehenden Casuistit ist die Frage, ob und in wie weil
die ohnehin nicht häufigen remuneratorischen Schenkungen, über deren Bedeutung auch im ge¬
meinen Rechte noch gestritten wird (vergl. Gruchot Beiträge Band ?, pa^. 157 «ic;. l
Zachariae !. c. «z. 507 Note W>, und die beiden Ehegatten gemeinschaftlich gemachten Schen¬
tungen in die Gütergemeinschaft oder zum Sondergut gehören, im EntWurfe Übergängen. Auch
der (',,<!« bestimmt darüber nimts.
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Nach gemeinem Recht ist es bestlitten, ob ein Erwerb zur Gemeinschaft oder zum Son-
dcrgut gehört, wenn der Nechtstitcl des Erwerbs vor der Ehe begründet, der Erwerb selbst
aber erst während der Ehe vollendet wird, z. V. wenn eine Sache vor der Ehe getauft, aber
erst während der Ehe tradirt und bezahlt ist (Runde eheliches Güterrecht 3. 78 Nr. 3, Walter
Privlltrecht 8- 223 Nute 9, Mittermaier Privatrecht Band I'., pnx. ^)- " Der Entwurf
(8, 1 ->I. 2) entscheidet die Frage in Uebereinstimmung mit einzelnen der diüheri >en Partitu-
larrechte, z, N, der Nassauischen Landesoidnung Theil I. Cup. III. 8§. 21, 22, und mit den,
linksrheinischen Recht <«l>. Zachariae Civilrecht Band III. 8- 507, l>»3- 185. und Note 20,
23) zu Gunsten des Sonderguts.

In 5§. 400, 401 Allgem. ^anbrecht II. 1, und im (uäe Art. 1402 ist eine gesetz¬
liche Präsumtion für die Errungenschaft statuirt. Eine solche Bestimmung ist zwar mehrfach
von den neuern Germanisten getadelt, sie ist aber sowohl im Interesse der Eheleutc, als auch
der Ereditoren zweckmäßig und hat sich in der Praxis bewährt. Sie ist deshalb im H. 10
aufgenommen wurden.

->. 8- 5 "I. > stimmt mit dem gemeinen Recht und dem Oclr übereiu (Waller Priuatrecht §.
220, Zachariae Civilrecht III., §§. 507, 513) Von den am Schlüsse d(s ->!. I erwähnten
Gcldabfindungcn wird unten «üb 5 noch die Rede sein.

8. 5 »I, 2, >j entsprechen dem Art. 1408 des Oncle, (Zachariae III. ii-r^, 188, 189);
«s werden dadurch Streitfragen, welche häusig vorgckommen sind, in einem der präsumtiven
Intention der Ehegatten entsprechenden Sinne entschieden. Aus diesen» Zweckmähigkeitsgrunde
ist die Bestimmung in den Entwurf aufgenommen, wenngleich der Grundsatz des Art 883 des
^cx!l>, wovon der Art. 1408 eine Consequenz bildet, dem gemeinen Recht fremd ist.

Daß in den betreffenden Fällen das aus dem Gcmcinschafts-Vermögen zum Zwecke des
dem Sundcrgute zufallenden Erwerbes Aufgewendete ersetzt werden muß, ergiebt sich aus §. 9
des Entwurfs,

l. Die Frage, ob in den Fällen der sogenannten anticipirten Erbfolge, wmn Eltern schon bei
Lebzeiten ihr Vermögen ganz oder theilweisc ihren künftigen Erben übertragen, ein solcher Er¬
werb in die Gütergemeinschaft oder in das Sondergut des betreffenden Ehegatten fällt, ist
controvers und dem Vorgange des Art. 1406 <üacl« uivil gemäß für die erstere Alternative
entschieden. Auf Verträge zwischen Seitenverwandten kann diese Ausnahme nicht ausgedehnt
werden.

6- Im gemeinen Rechte ist die Frage bestrittcn, ob, wenn ein zum Sondergut des Ehegatten
gehörendesVcrmögensstück veräußert, und dafür ein anderes angeschafft wird, die neu erworbene
Sache als Surrogat der veräußerten dem Sondergut zufällt oder aber zur Gütergemeinschaft
gehört (Runde Güterrecht §. 78 Nr. 4, von der Nahmer Entscheidungen Band I. pnß. 341,
Schmitthenner Gütcrrecht § 43, Kraut Vormundschaft Band I I. pu^. 341, Mittermaier
Privatrecht Band II. ,^. 444, Eichhorn Einleitung §. 3l3 II. 1, Gründler Polemik III.
P!>^. 240). Der Grundsatz der Surrogation wird bald in der ausgedehntesten Weise verthei¬
digt, bald gänzlich verworfen, bald auf Tauschuerträge beschränkt, bald wird die Absicht des
Erwerbers für entscheidend erachtet. Von den bisherigen ostrheinischenStatutarrechten ent¬
scheidendas Mainzer, Solmser, Hachenburger und Vendorfer Recht die Streitfrage nicht. Das
Tricr'sche Landrccht und die Nassau-Katzencllcnbogen'scheLandesordnung haben den Grundsatz
der Surrogation im weitesten Umfange angenommen; nach denselben tritt die Surrogation
nicht blos bei Tauschverträgen, sondern auch dann ein, wenn eine zum Sondergut gehörende
Cache verkauft oder ein zum Sondergut gehörendes Capital eingezogen und ein neues Gut
nut dem erlösten, re8f>«uti ve eingezogenenGelde angeschafft oder ein neues Capital damit an¬
gelegt wird; es wird dann nicht blos das eingegangeneGeld, sondern auch das neu angeschaffte
Gut, respeotive das neu angelegte Kapital zum Sondergut gerechnet. Nach dem Savn-
Altenkirchener Recht wird die Surrogation nur beim Tausch, nicht aber in den andern er-
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wähnten Fällen angenommen. Nach dein Kölnischen Recht wird das eingezogeneGeld von
verkauften Gütern oder abgelegten Capitalien als Surrogat behandelt, dagegen ein damit neu
angekauftes Gut oder neu angelegtes Capital zur Gütergemeinschaft gerechnet; bei Tausch-
vertragen ist die Frage bcstritten. Der ('<,<!<>. Art, l'l<»7 siatuirt den Grundsatz der Surro¬
gation nur bei Tauschvcrtreigen; bei gemischtenGeschäften, wenn nämlich von einem der Con¬
trahenten eine Gcldzulagc zu geben ist, wird aber die eingetauschte Sache nur zum ralirlichen
Antheile zum Sundergut gerechnet (Zachariae Civilrecht Band Ül. p?>^ 1«? Note :!2). Die
aussteheuden ieanfgelder und Erbausgleichungsgelder werden ebenfalls als Surrogat einer ver¬
äußerten zum Sondergut gehörenden Sache behandelt, nicht aber die mit dein eingegangenen
Kausgelde neu angekauften Sachen (Zachariae !, >;, ,>:>^, >8Ü und Note 15). Schon in dem
Entwürfe von 1«!!? K, l!l> ist der Grundsatz der Surrogation, auch bei Tauschverträgen,
gänzlich verworfen; auch jetzt h,iben die Gemeinde-Berlrrter sich für die Verwerfung desselben
ausgesprochen. Bei reinen Tauschverträgen mag die Surr ogation praktische Rücksichtenfür sich
haben, indem dadurch der dem Sondcrgut in jedem Falle zu leistende Ersatz am einfachsten
erfolgt; reine Taufchverträge kommen aber erfahrungsnräßig nur seltener vor; in der über¬
wiegend größeren Zahl von Fällen werden Geldanlagen stipulirt, und es wird dann in jedem
einzelnen Falle mit Rücksichtauf den größeren oder geringeren Betrag der G ldzulage im Ver¬
hältniß zu dem vertauschten Immobile zweifelhast, ob das Geschäft übenri.'gend Kanf od r
Tausch ist. Bei Bertäufen ist aber der Grundsatz der Surrogation ein durchaus unpraktischer,
zu vielen verwickeltenStreitsragen Veranlassung gebender, indem es irr den meisten Fällen
schwer zu ermitteln ist, ob gerade der Erlös des verkauften Guts, dieselben Geldstücke, zrir
Anschaffung eines neuen verwendet worden. Am einfachsten ist es, den allgemeinen Grund¬
sätzen des ^. Z Nr. :> gemäß, jeden durch lästigen Titel erfolgenden Erwerb während der Ehe
als Errungenschaft zu behandeln; eine Benachtheilignng dcs Sonderguls liegt darin »den
Fall einer Insnfficienz ansgenomnun nicht, da nach §. !» dem Eondergnt in allen Fällen der
Werth uoer Erlös des veräußerten Sondergnls erstattet werden nrnß; außerdem steht es den
Interessenten frei, wenn die Surrogation ihrer Intention enljpricht, dies dem F."'desEntwurfs
gemäß vertragsmäßig festzusetzen.

Aus gleichen Gründen sind auch die im §. 5» :>!. ! g<dacbün Grleabfindungen, welche
ei» Ehegatte vo>- Miterben für die vor, diesen übernommenen erbschafrlich^nFmmobilien zu
fordern hat, zur Gemeinfchaft zu rechnen.

!',. Der 5- 8 des Entwurfs stellt es den Interessenten frei, Abweichungen von den Bestimmungen
der tztz. 5! bis 7, jedoch nur bei der Erwerbung von Bermögensstücken, festzusetzen. Dies läßt
auch der (^<!c zu (Art. l4(»1 Nr. I, Art. l!.'N, ,!.'!.">-. Zachariae Civilrecht Hl. tz. 51, und
Note ^ ?' vergl. Allgem. Landrecht II. ! H. ^!7^i Einer besondern Bekanntmachung bedarf
eine solche vorn Gesetze abweichendeBestimmung nicht, um gegeu Dritte Wirksamkeit zu erlan¬
gen, wie solches in Betreff der Heirathsverlräge im §. 8»;, 87 vorgeschrieben ist. Bei Immo¬
bilien, um welche es sich hier hauptsächlich handelt, ist die Wirksamkeit der Beräußerungsver-
träge gegen Dritte nach dem in der Berathung begriffenen Gesetz-Entwrnfe über das Hppothe
tarwesen von der gerichtlichenAnmeldung abhängig, und Jeder, welcher sich mit den Ehegatten
in ein Rechtsgeschäft über ein solches Fmmobile einlassen will, lan» durch rin Attest der Be¬
hörden der freiwilligen Gerrchtsbarteit Gewißheit darüber erlange», ob die Immobilien zur
Gütergemeinschaft oder zum Sondergut gehören. Collusionen drr Ehegatten zu Benachthei igung
Dritter können daher nicht leicht vorkommen.

Die Bestimmung im u!. 2 des H. 8 stimmt mit i?, :',<;^ Allg. Landrccht l>. I überein
c-l'i'. Gründler Polemik III. §, 547; Maurenbrecher Privatrecht !1. l; 5W).

7. Die im ^. !> des Entwurfs statuirte Ersatzpflicht ist im W esen der partikulär,.,, (^ütergemein-
sckaft begründet und wird bei ^. 77 nock» specieller erörtert werden.
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Zu 53. I'. '^.

>. Die schwierige Frage über die S ch u l d e n - Verhältnisse der Ehegatten ist in den bis«
hcrigen Partikularrcchten am dürftigsten nnd mangelhaftesten behandelt und hat daher in der
Praxis auch zu den größten Schwierigkeitenund Eontrouersen geführt: namentlichherrscht darin
eine große Unklarheit über den Begriff und die Bedeutung der Gemeinschafts-und Sonder-
Schulden und der Mobiliar-und Immobiliar-Schulden: es ist ferner die Frage, inwieweit die
Ehegatten oder jeder einzelne derselben dem Gläubiger gegenüber haftet, und die davon
wesentlich verschiedeneFrage, in welchem Verhältnisse die Ehegatte n, respektivederen Erben
gegen einander zur Berichtigung der Schulden verbunden sind, und wie demnach die
schließliche Berechnung und Auseinandersetzung unter ihnen erfolgen muß, nicht mit genügender
Schärfe auscinandergchalten. Diese Materie kann demnach als die der Reform am meisten
bedürfende bezeichnetwerden: die neuen Bestimmungen des Entwurfs lehnen sich überall an
die gemeinrechtlichenGrundsähe, wie solche sich in der Wissenschaft und in der Praxis der Ge¬
richtshöfe festgestellt haben, unter steter Berücksichtigungder corrcsvondircnden Grundsätze des
(üoclc, und des Allgemeinen Landrcchts an.

2. Der Begriff der G cm ein s ch a fts -Schulden ist vielfach dahin verstanden worden,
daß man jeden der Ehegatten dafür zur Hälfte mit scincr Person und seinem Sondergut ver¬
haftet angesehen hat. Die irrige Auffassungder ehelichen Gemeinschaft als einer Art von Socie¬
tät gab dazu die Veranlassung: aus den Grundsätzen der Societät wurde abgeleitet, daß die
Ehegatten, welche an dem gemeinschaftlichenErwerbe zur Hälfte participirten, auch für jede
Schuld der Gemeinschaft zur Hälfte haften müßten. Diese irrige Auffassung, wobei wieder
das Verhältniß der Ehegatten zu einander und zu den Gläubigern nicht auscinandergehalten
>st, hat in manche der ostrheinischen Partitularrechtc Eingang gefunden, und wo sie nicht ge¬
setzlich gebilligt ist, hat die Praxis eines Theils der betreffenden Gerichte bis in die neueste
Zeit daran festgehalten. Dem gemeinen Recht ist diese Auffassung fremd («lr. Gruchot Bei¬
träge I, ^UA 27 5L(>.). Ob und inwieweit ein Ehegatte dem Gläubiger persönlich und mit
seinem Vermögen verhaftet ist, bestimmt sich nur nach den allgemeinen Grundsätzen des Obli¬
gationenrechts : in dieser persönlichen Verpflichtung des Schuldners wird an sich nichts dadurch
geändert, daß der Schuldner als Ehegatte in einer Gütergemeinschaft lebt: die einzige hier¬
durch eintretende Veränderung besteht darin, daß der Gläubiger andere Befriedigungs-Objckte
gewinnt. Der Gläubiger darf dadurch, daß sein Schuldner in eine eheliche HUitcrgcmeinschaft
eintritt, niemals etwas verlieren: er kann aber gewinnen, indem ihm nicht blos der ideelle
Antheil seines Schuldners an dem Gütergemeinschaft«- Vermögen, sondern das ganze
Gcmeinschafts-Vcrmögen verhaftet wird. In welchen Fällen dies geschieht, wird bei den ein¬
zelnen Gattungen von Schulden näher erörtert werden. Hier ist nur das entscheidende Critcrium
der Gcmcinschaftsschuldcn dahin festzustellen, daß der Gläubiger berechtigt ist, das Ge°
meinschafts-Vermügcn als Ex c kutions-Obje kt anzugreifen. In der persönlichen
Verpflichtung der Ehegatten wird dadurch nichts geändert: der persönliche Schuldner haftet
also nach wie vor dem Gläubiger für das ^anze mit seiner Person und mit seinem Sonder-
gut: der andere Ehegatte wird, sowie er ursprünglich nicht persönlich verpflichtet war, auch
dadurch, daß die Schuld eine Gemeinschaftbschulowird, weder mit seiner Person noch mit sei»
nem Sondergut dafür verhafteter. Zachariae Eiuilrccht III. 8 508 pag, 190, 193). Durch
die Eigenschaft einer Schuld, als einer Oemcinschastsschuld wird auch eine Ersatzpflicht des
einen Ehegalten an den andern im Falle der Berichtigung aus dem Gemeinschaftsvermögen
nicht ausgeschlossen : diese Ersatzpflicht bestimmt sich nach ganz anderen, weiter unten zu eröi.
terndcn Grundsätzen.

Der Ooeie weicht von den hier entwickelten Grundsätzen insoweit ab, als er den Mann
mit dem Gemeinschafts-Vermügen dergestalt identificirt, daß jcde Gemcinschaftsschuldzugleich
eine persönliche Schuld des Mannes wird, daß also z. V. für jede voreheliche Schuld der

10
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Frau das Sondergut des Mannes solidarisch in Anspruch genommen werden kann (Zachariae
Civilrecht III. §, 509 v.iF, 197, 207). Diese Bestimmung beruht aber auf einer eigenthümli-
chcn Auffassung des Ehemannes als Herrn der Gütergemeinschaft (cilr. Zachariae III. §.
505 vn^. 177), welche dem gemeinen Recht fremd ist und sich zur Aufnahme nicht eignet.

3. Ueber den Begriff der Mobiliar- und I mmo b iliar-Schu Iden sind die Lehrer des ge
meinen Rechts sehr verschiedener Meinung: die ostrhcinischen Partitularrechte weichen darin
wesentlich von einander ab, und sind zum Theil sehr bestritten. Im Allgemeinen werden die
persönlichen Schulden zum Mobiliar-Vermögen gerechnet: alle rein dinglichen auf Immobilien
haftenden Verpflichtungen (§. 12 lü. 3 des Entwurfs) gehören zum Immobiliarvermögen.
Sehr bestritten ist es dagegen, ob

il) die hypothekarischversicherten Schulden,
I») die schuldigen Erwerbsprcise von Immobilien,
«) die persönlichen Verpflichtungen, welche die eigenthümliche Herausgabe von Immobilien

oder die Bestellung von dinglichen Rechten an denselben zum Gegenstände haben,
zu den Immobiliar-Schulden zu rechnen sind («ü-. Mittcrmaier Priuatrccht Band II. nn^.
437: Waller Privatrecht §. 218: Bluntschli Priuatrccht II. z. 10« Rr. 3: Maurenbrecher
Priuatrecht II. §, 55? Note 4.). Von den Parlilularrechtcn kennen das Mainzer, Solmser,
Hachenburger und Vendorfcr Recht den Unterschied zwischen Mobiliar- und Immobiliarschul-
den nicht. Nach dem Sayn-Nltcntirchener Rechte ist die Frage noch jetzt Gegenstand einer un¬
gelösten Eentroverse. Während das eine Gericht Immobiliar-Schulden überhaupt nicht aner¬
kennt, rechnet das andere die oben unter li und Ii aufgeführten Schulden zu den Immobi¬
liar-Schulden. Das Kölner Recht zählt alle verzinslichen Schulden, das Tricr'sche alle ver¬
brieften, verzinslichen, hypothekarisch versicherten und einen gewissen Betrag übersteigenden
Schulde», die Nassauische Landesordnung und das Tricr'sche Recht Immobiliar-Kaufgelder
und Hllndelüschuldcn zu den Immobiliar-Schulden. Der Ooä« (Art. 1409 Nr. 1 und Art.
1437) unterscheidet das Verhältniß der Ehegatten zu einander und das Verhältniß derselben
zu den Gläubigern (Zachariae Civilrccht III. PNA. 191 Note 3, n^. 193, 191 und Note
18 daselbst, p-r^. 200, 201, nu^. 220 Nr. 1 uudNote28, ^g-.231, vu,^. 260, Note 3). Beider
Definition der Mobiliar- und Immobiliar-Schulden, (8> 12 des Entwurfs) kommt nur das
Verhältniß zu den Gläubigern in Betracht: Mobiliar-Schulden sind diejenigen, wegen deren
die Gläubiger sich an das Mobiliar-Vermögen halten können, wogegen Immobiliar-Cchuldcn
diejenigen sind, wegen deren der Gläubiger sich eben nur an das ihm verhaftete Immobile
halten kann. Inwieweit ein anderes Verhältniß der Ehegatten zu einander eintritt, ist erst
unten bei den einzelnen Gattungen von Schulden zu erörtern. Sowie aktiv alle persön¬
lichen Forderungen ohne Unterschied des Objekts, und ohne Rücksichtdarauf, ob sie durch
Hypothek oder Eigcuthums-Vorbehalt gesichert sind oder in Immobiliar-iiaufvreiscn bestehen,
zu den Mobilien und nur diejenigen selbststandigcn dinglichen Rechte, welche ein Im¬
mobile zum Gegenstande haben, zu den Immobilien gerechnet werden, so müssen consequcnt
auch passiv alle persöulichen Schulden ohne Rücksicht auf bloß accessorischeding¬
liche Verpflichtungen zu den Mobiliar-Schulden und nur die nicht acccssorischen,rein d i n g'
lichen Verpflichtungen, welche ein Immobile zum Gegenstände haben, zu den Immobiliar-
Schulden gerechnetwerden. Bei den oben unter n, und Ii aufgeführten Schulden ergibt sich
die Mubilar Qualität schon daraus, daß die Hauptschuld eine Geldschuld ist, wegen deren dem
Gläubiger nicht blos ein Immobile, sondern die Person und das ganze Vermögen des per¬
sönlichen Schuldners haftet, und wenn auch zu « die Verpflichtung des Schuldners zunächst
in der Herausgabe eines Immobile oder Bestellung eines iu» in ro daran besteht, fo tan»
dieselbe doch im Falle der Nichterfüllung oder der Verzögerung der Erfüllung sich in ein«
Geldschuld auflösen, welche unzweifelhaft zu den Mobiliar-Schulden zu rechnen ist.
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Zu 58- 13 bis 15,

, Diejenigen der bisherigen Partikularrcchtc, welche eine Mobiliar-Gemeinschaft siatuiren, weichen
in Vctrcff der vorehelichen Schulden erheblich von einander ab. Nach dem Sann-Ältcntir-
chener Recht wirkt die schon berührte Controucrse hier ein,- nach einer Ansicht werden alle
vorehelichen Schulden, sowohl bezüglich der Gläubiger, als der Ehegatten unter sich, als Mo¬
biliar-Schulden behandelt: nach einer anderen Ansicht werden die vorehelichen Hypotheken-
Schulden und die rückständigen Erwcrbspreisc von Immobilien als Immobilinr-Schulden
dem Eondcrgut des betreffenden Ehegatten zur Last gelegt,- es steht jedoch dahin, ob sich
nicht wegen dieser Schulden der Gläubiger an das Gemeinschafts-Vermügcn halten kann.
Nach Tricr'schcm Recht belasten die vorehelichen Schulden nur das Illat des betreffenden
Ehegatten, nicht aber den ehelichen Acquäst: ob die Gläubiger sich an die gemeinschaftlichen
Mobilicn halten können, steht dahin. Nach KölnischemRecht werden alle vorehelichenSchul¬
den beider Ehegatten ohne Unterschied dergestalt gemeinschaftlich,daß jeder Ehegatte, auch mit
seiner Person und seinem Sondergut, dem Gläubiger für die vorehelichenSchulden des andern
Ehegatten sogar solidarisch haftet: das Verhältniß der Ehegatten zu einander betreffend, so
folgen bei der Auseinandersetzung die Mobiliarschuldcn der Mobiliarmasse, die Immnbiliar-
Schulden (d. i. die verzinslichen) dl'r Immobiliarmasse, Der Entwurf hat sich keinem dieser
Partikularrechte, vielmehr im Wesentlichen demSnsteme des (_^c1o angeschlossenund zwar aus
folgenden Gründen:

, Daß voreheliche Immobilinr-Schulden nur auf den zum Sondcrgut gehörenden Immobilien
haften, folgt aus dem Begriffe derselben! ebenso folgt es aus dem Wesen der partikulären
Gütergemeinschaft, daß wenn eine folche auf dem Sondergut haftende Schuld aus dein Ge-
meinschafts-Vermu'gen getilgt oder abgelöst wird, das Gcmcinschafts-Vermögcn Ersatz aus dem
Sondergut erhalten muß (vergl. ß. 77 des Entwurfs und <üuä« Art. 1437).
Anders verhält es sich mit den vorehelichenMobiliar-Schulden, welche Gemeinschafts-Schulden
werden. Es ist schon oben ausgeführt worden, daß der Gläubiger eines Ehegatten durch die
Eingehung einer Ehe und Gütergemeinschaft niemals an seinem Recht verlieren dürfe, Dem
Gläubiger haftet nur vor Eingehung der Ehe das ganze Vermögen des Schuldners als Exe¬
kutionsobjekt, namentlich das ganze Mobiliar-Vermögen desselben.

Das Mobiliar-Vermögen fällt aber durch die Ehe in die Gütergemeinschaft; der schul¬
dende Ehegatte erhält statt des in die Gemeinschaft eingebrachten Vermögens einen Ideal-An¬
theil an der Gemcinschafts-Masse. Dem vorehelichen Gläubiger nur diesen Ideal-Antheil als
Exctutions-Objckt anzuweisen, ist unthunlich; die Vollstreckungder Exekution in den Ideal-An¬
theil des schuldenden Ehegatten an jedem einzelnen Zur Gemeinschaft gehörenden Vcrmögens-
stückc würde crfahrungsmäßig kein günstiges Resultat haben; dem Gläubiger kann auch nicht
etwa ein Recht, die Auseinandersetzung der Gemeinschaft zu verlangen, um aus dem ermittelten
Antheil des schuldenden Ehegatten seine Befriedigung zu suchen, zugestanden werden, weil ein
solches Verfahren dem Zweck der Ehe und der Gütergemeinschaft widersprechen würde. Der
Gläubiger würde überhaupt, wenn sein Schuldner mehr in die Ehe gebracht hat, als der andere
Ehegatte, durch bloße Verweisung auf einen solchenIdeal-Antheil verkürzt werden.

Der einzige praktische, ohne Benachtheiligung des Rechts des Gläubigers thunliche Weg
ist daher der, dem Gläubiger das gesammtc Gcmeinschafts. Vermögen als Exekutions- Objekt
anzuweisen (cl>. ßtz. 407, 408 Allgcm, Landrccht II. 1).
Daß die vorehelichenMobiliar-Schulden der Ehegatten Gemeinschafts-Schulden werden, ist als
Negcl auch bezüglich des Verhältnisses der Ehegatten zu einander der Gerechtigkeit und Billig¬
keit entsprechend; da die Mobilicn aktiv gemeinschaftlich werden, so müssen auch Passiv die
Mobiliar-Schulden gemeinschaftlichwerden. Daraus folgt nach dem Grundsätze des H. 7? des
Entwurfs, daß jede aus dem Sondergut Behufs Tilgung der Schuld während der Ehe ge¬
machte Aufwendung eine Ersatzpflicht des Gemcinschafts-Vcrmögens zur Folge hat.

tc> "
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Jene Regel leibet indeß aus Billigkeits-NücksichtenAusnahmen bei einzelnenGattungen
von Mobiliar-Schulden, von welchen der §. 15 die hauptsächlichstenaufführt, ohne andre, bei
welchen r»llr ratin obwaltet, auszuschließen. Bei diesen Schulden walten bezüglich der
Gläubiger die oben unter 2 ausgeführten Rücksichtenob, so daß ihnen das Recht, sich auch
an das Gemcinschafts-Verinögcn zu halten, nicht verkümmert werden darf. Andere Rücksichten
sind aber rücksichtlich des Verhältnisses der Ehegatten zu einander überwiegend.

Der erste Fall ist der, wenn das Objekt der persönlichen Schuld ein zum Sondergut
des einen Ehegatten gehörendes Immobile ist, wenn z. V. das Immobile vor Eingehung der
Ehe verkauft, aber bei Eingehung der Ehe noch nicht tradirt ist. Durch die Erfüllung eines
solchen Vertrages wird im Effekt das Sondergut vermindert; der etwa noch nicht bezahlte ,
Kaufpreis muß auch als Mobile in die Gütergemeinschaft fallen, ohne daß dem Sondergut ein
Ersatzanspruch zuzubilligen wäre. Es liegt hier der umgekehrte Fall des letzten alinea des
tz. 4 vor; so wie drrt ein erst während der Ehe vollendeter Erwerb dem Sondergut zufällt,
wenn der Ncchtsgrund des Erwerbes vor der Ehe liegt, so muß auch die Verpflichtung zur
Herausgabc eines zum Sondergut gehörenden Immobile schließlich dem Sondergut zur Last
bleiben, weil die rechtlicheVerpflichtung zur Herausgabe fchon vor der Ehe begründet war
Auch wenn sich die Verpflichtung in eine Geldschuld (Entschädigung, Abfindung) auflöst, ist es
billig, daß diese auf das Sondergut übernommen wird, weil diesem der Vortheil davon zu
Theil wird, daß die Hauptverpflichtung zur Herausgabe des Immobile wegfällt. Dieselben
Erwägungen treffen zu, wenn vor der Ehe eine persönliche Verpflichtung zur Erfüllung eine«
dinglichen Rechts an einem Immobile eingegangen, aber bei Eingehung der Ehe noch nicht
erfüllt ist.

Was die rückständigen Erwerbsprcise der zum Sondergut gehörenden Immobilien be¬
trifft, so werden dieselben, was das Verhältniß der Ehegatten zu einander betrifft, in sehr zahl¬
reichen Partikularrechten dem Sondergut zur Last gestellt, weil sie, wie Walter (Privatrecht H.
218) sich ausdrückt, das specifischeAequivalent des Grundstücks sind, und der Ehegatte erst
nach deren Tilgung dasselbe wahrhaft fein eigen nennen kann. Es würde in der That eine
Unbilligkeit enthalten, wenn das Sondergut aktiv das Immobile behalten, und passiv die Ver¬
pflichtung zur Berichtigung des Kaufpreises auf das Gemcinschafts-Vermögen ohne Ersatzpflicht
des Sonderguts übergehen sollte.

Dieselbe Rücksichtführt auch dahin, die hypothekarisch versicherten Schulden bezüglich
des Verhältnisses der Ehegatten zu einander als Sonderschulden zu behandeln. Die dinglich
auf dem Sondcrguts - Immobile haftende Schuld wird als den Werth des Immobile um den
Betrag der Schuld vermindernd aufgefaßt. Hier muß jedoch eine Beschränkung eintreten, wenn
der Betrag der Schuld den Wcrth des verpfändeten Immobile übersteigt. Wenn für eine
Schuld von 1000 Thalern ein Sonderguts-Immobile zum Werthe von 100 Thalern verpfän¬
det ist, so ist, wenn die ganze Schuld aus dem Gemeinschasts-Vermögnl berichtigt wird, dem
Sondergut dadurch doch nur ein Vortheil von 100 Thalern erwachsen, und auf diesen Betrag
muß also die Ersatzpflicht des Sondcrguts beschränktwerden.

Zu A 1« bis 23.
Bezüglich der ehelichenSchuldcu weichen die Bestimmungen der einzelnen ostrheinischenPart!-
kularrcchte wiederum sehr erheblich von einander ab. Nach dem Kölnischen Recht haftet für
alle während der Ehe von dem Ehemanne, sowie von der Ehefrau in den Grenzen ihrer Be¬
fugnisse contrcchirten Schulden nicht nur das gemeinschaftlicheVermögen, sondern auch das
beiderseitigeIllat, und zwar solidarisch, ohne daß zwischen Mobiliar- und Immobiliar-Echulden
unterschieden wird. Nach Trier'schem Rechte haftet, wenn beide Ehegatten zusammen eine
Schuld contrahiren, oder wenn die von einem Ehegatten gemachte Schuld zu scheinbarem Nutzen
und Behuf beider Eheleute gemacht worden, jeder Ehegatte zur Hälfte, und zwar in Ermange-
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lung einer Errungenschaft auch mit seinem Illat, der Ehemann aber, wenn er die Schuld allein
gemacht, im Fall der Insolvenz d r Frau solidarisch; im Uebrigcn soll eine von einem Ehegatten
ohne Vorwisscn des andern eontrahirtc Schuld nicht aus dem Acquäst, sondern nur aus dem
Illat des contrahin'ndcn Ehegatten bezahlt werden! es ist aber bestrittcn, ob nicht dessenun¬
geachtet das gemeinschaftliche Mobiliar-Vermögen dem Gläubiger für alle von dem Manne ein¬
seitig contmhirten Schulden haftet, und ob nicht auch die Immobiliar-Errungenschaft, eventuell
wenigstens nach Auflösung der Ehe der dem statutarischen Nießbrauch der Frau unterworfene
Antheil des Mannes daran unbeschränkt dafür hafte. Nach dem Mainzer Landrecht follcn alle
vom Manne oder der Frau während der Ehe eontrahirten Schulden aus der Errungenschaft
bezahlt werden; wenn die Errungenschaft nicht zureicht, so soll jeder Ehegatte die Schulden,
welche er während der Ehe allein gemacht und nicht in gemeine Nahrung verwendet hat, von
seinem Zugebrachten oder Ererbten allein bezahlen; wenn die Ehegatten die Schulden gemein¬
schaftlichgemacht, oder wenn sie zwar ein Ehegatte allein, aber zum gemeinen Hauswesen oder
Gülerbau gemacht, sowie wenn ein Ehegatte die Schuld mit Vorbcwußt und ohne Wider¬
spruch des andern Ehegatten gemacht, soll der Mann zu -/,,, die Frau zu >/3 mit ihrem Illat
dafür haften. Nach dem Hachenburger Statut soll jeder Ehegatte für die Hälfte der in der
Ehe gemachten Schulden mit seinem Illat haften. Nach dem Solmser Recht ist es bestritten,
°b der Ehegatte, welcher nicht mit contrahirt hat, dem Gläubiger mit seinem Illat für die
Hälfte der Schuld haftet, oder nur deren Berichtigung aus der Errungenschaft erleiden muß.
Nach dem Vendorfer Recht soll für die von einem Ehegatten einseitig gemachten Schulden die
Errungenschaft subsidiarisch, wenn das Illat des Schuldners nicht zureicht, jedoch nur, soweit
der Antheil des Schuldners an der Gemeinschaft nicht überstiegen wird/ haften; auch soll die
Ehefrau für die Hälfte der ehelichenSchulden mit ihrem Illat haften. Das Sayn-AIten-
tirchcner Statut und die Nassau-Katzenellenbogen'scheLandcsordnung enthalten keine besondere
hierher gehörende Bestimmungen.

Einzelne Partikularrcchte enthalten noch besondere Bestimmungen über die sogenannten
Parthierungs-Schuldcn. Wenn nämlich die Ehelcute gcsammte Parlhicrung, offenen Kram-
Handel, Wirthschaft :c. treiben, fo wüd eine ausgedehntere Haftung der Ehegatten mit ihrem
Illat statuirt. Nach Tricr'schcm Recht soll in diesem Falle, in Ermangelung von Acquäst,
jeder Ehegatte für die von dem andern allein eontrahirten Schulden zur Hälfte, der allein
eontrahirende Ehemann aber solidarisch mit seinem Illat haften. Nach der Nassauischen Landcs¬
ordnung haftet für Parthierungs-Schuldcn das beiderseitige Vermögen! ob solidarisch oder
,>rn r:»tn, ist bestritten. Nach dem Mainzer Landrccht haftet für Parthierungs-Schuldcn der
Mann zu -'/,„ die Frau zu '/, mit ihrem Illat; subsidiarischim Unucrmögensfalle des andern
haftet jeder Ehegatte solidarisch mit seinem Illat, Ob die Parlhicrung blos im Handel oder
auch in andern Gewerben besteht, ist bcstritten, ebenso ob und in wie weit die Frau bei einem
Geschäft mitgewirkt haben mus^ um bezüglich ihrer eine Parlhicrungs-Schuld zu begründen.

Der Entwurf hat von allen diesen mannigfaltigen Ncstiminungcn der bisherigen Parti-
lularrechtc ganz abgesehen; es ist vielmehr bezüglich der ehelichen Schulden der deutsch-
rechtliche,auch im Allgemeinen Landrccht und im (^näa angenommene Grundsatz maßgebend
angenommen, daß der Mann der Vertreter der Ehegatten nach außen ist, daß die Frau im
Mundium des Mannes steht, und daß ihr nur innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises eine
freie Disposition zusteht. Aus diesen, Grundsätze ergeben sich die einzelnen Nestimmungen der
tzs- l« «cxi. des Entwurfs mit Eonscquenz von selbst (olr. Zachariae Civilrecht III. r,ax. 134
Nr. 3, p»g. 197, z,ng. 200, 204, 212).

2, Was zu dem häuslichen Wirkungskreise der Frau gehört, kann durch das Gesetz um so weniger
näher festgestellt werden, da dieser Wirkungskreis je nach Stand und Vcrmögensoerhältnissen
ein verschiedenerist, und die Grenzen desselben nach vernünftigem richterlichen Ermessen im

«n
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einzelnen Falle zu bestimmen sind («!>. Runde Güte» rccht ß. 1 1 Nr, l,Vluntschli Privatrecht II.
§.154, Nr. 5. 5. 1LL, Nr. 2.)

Es könnte sich fragen, ob die Frau nicht für die von ihr contrahirtcn Haushaltungs-
Schulden eben als Contrahentin auch mit ihrem Sondergut dem Gläubiger gegenüber haften
müsse. Allein die Frau contrahirt diese Schulden nur im stillschweigenden Auftrage des
Mannes, und dieselben müssen daher ebenso behandelt weiden, als ob der Mann selbst sie
contrahirt hatte (Runde Güterrecht pax, IM, 18?: Walter Priuatrecht §. lN^ II. 1 und §.
212: Vluntschli Priuatrecht !I. §. 154 Nr. 5, ß. 10«, Nr. 2).

3. Was die von der Frau außerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises contrahirtcn Schulden be¬
trifft, so sind folgende Fälle zu unterscheiden:

a. Die Frau handelt im Auftrage oder mit Consens des Mannes im Interesse der Gemein¬
schaft oder des Mannes (H. I« des Entwurfs); in diesem Falle ist die Schuld zu behandeln,
als ob der Mann selbst sie kontrahirt hätte.

!>. Die Frau handelt in ihrem Sonderinteresse mit Konsens des Mannes (H. I ? des Ent«
Wurfs); dann haftet sie dem Gläubiger persönlich und mit ihrem Sondcrgut: der Gläu¬
biger muß sich aber auch an das gemeinschaftliche Vermögen halten können, weil die Frau
Theilhabern des gemeinschaftlichenVermögens ist, und daher die oben zu ß. 13 unter 3
aufgeführten Gründe zutreffen (Zachariae Eivilrecht III. p^. 191 Note 17 und pllss.
202, 204, 205, und Note 24 daselbst). Außerdem haftet dem Gläubiger auch der Mann
aus seinen» Konsense, welcher sowohl nach gemeinem Recht (Walter Privatrecht §. 193
II. 3 und ß. 219 II. 3, Meiste Rechtslexikon Band 13 smx. 579), als auch nach M
329, 330 des Allgemeinen Landrechts II 1 eine persönliche Verpflichtung des Mannes
begründet, wenn er sich nicht gegen die Sclbsthaftung ausdrücklich verwahrt hat («K-. auch
Zachariae Eivilrecht III. z,^. 20? und Note 33, pux. 213 Note 14).

e. Die Frau handelt ohne Consens des Mannes (tz. 18 des Entwurfs); dann folgt die
völlige UnVerbindlichkeitder Schuld aus 'oem Mundium des Mannes, und es kann sich
nur fragen, ob der Gläubiger etwa nach Trennung der Ehe die Frau in Anspruch nehmen
kann. Für die Bejahung dieser Frage wird geltend gemacht, daß die Frau nicht absolut
unfähig sei, sich selbst zu verpflichten, daß sie vielmehr nur durch ihre Dispositionen die
Rechte des Mannes nicht beeinträchtigen dürfe (Wciske Nechtslenlon Band l 3 j,a.ss. 5>?5>.)
Richtiger ist es aber, eine durch das Mundium des Mannes begründete Handlungs¬
unfähigkeit der Frau anzunehmen Malter Privatrecht 8- 193 II. 2, ß. 219 II. 2;
Vluntschli Privatrecht II. §. 15,4 Nr. 3). Diese letzte Auffassung liegt auch den Vestim-
mungen des Allgemeinen Landrcchts (II. 1 tz. 320) zum Grunde (vcrgl. Präjudiz des
Obertribunals Nr. N7.) Die Schuld ist jedoch nur als für die Ehegatten unverbindlich,
nicht als nichtig zu bezeichnen, da der andere Contrahent sich auf die Ungültigkeit der
Disposition nicht berufen kann, wenn die Ehegatten dieselbe aufrecht halten wollen (Ent-
fcheidungen des Obertribunals Band 43 i'-iz;. 30 ««>.

<I. In Bezug auf die Schulden der Hausfrauen (8- l 9 des Entwurfs) sind die Art. 7 bis
9 des Handelsgesetzbuchesmaßgebend; nach Art. 8 haftet dafür auch das Gemeinschafts-
Vermögen, und es ist der Partikulargesetzgcbung überlassen, ob zugleich der Mann mit
seinem persönlichen Vermögen hastet. Nach dem oben unter 1, Ausgeführten begründet
der Eonsens des Mannes, ohne welchen die Frau nicht Handelsfrau sein kann, seine
persönlicheHaftbarkeit für die Schulden der Handelsfrau, und es muß daher der Grundsatz
des §. 17 des Entwurfs hierauf anwendbar erachtet werden. Eine Verwahrung des
Mannes gegen die Celbsthaftung erfordert der Natur des Verhältnisses nach eine Ver¬
öffentlichung, für welche die Eintragung in das Handelsregister die geeignetste Form ist.

4 Für die von beiden Ehegatten gemeinschaftlichcontrahirtcn Schulden haftet fowohl nach ge¬
meinem Rechte, als nach fämmtlichen bisherigen Partikularrechten nicht nur das gemeinschaft-
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liche Vennögcn, sondern auch, in Ermangelung solidarisch« Verpflichtung, für die Hälfte die
Person und das Sondcrgut jedes Ehegatten, Der Mann muß nach den bereits entwickelten
Grundsätzen auch für die Rate der Frau haften, weil er in deren Schuld conscntirt hat
(Walter Privatrccht §.219 III.) Mit diesen den deutschrechtlichenGrundsätzen der Güter¬
gemeinschaft entsprechendenNestimmungen (tz. 20 des Entwurfs) stehen die Bestimmungen des
Nomischen Rechts über die Intercessionen der Frauenspersonen, insbesondere der Ehefrauen,
nicht im Einklang. Die Frauenspersonen sind nämlich, wenn sie aus einer Intcrcession per¬
sönlich in Anspruch genommen werden, der Regel nach durch eine Einrede geschützt. DieNechts-
gültigkeit der Intercessionen ist durch erschwerendeFormen bedingt; namentlich ist die Intcr¬
cession einer Ehefrau für ihren Ehemann nichtig, wenn sie nicht vor Gericht belehrt auf diese
Nechtswohlthat eidlich oder eidesstattlich verzichtet; endlich wird eine Verpflichtung, welche eine
Ehefrau in Gemeinschaft mit ihrem Ehemanne in derselben Urkunde übernimmt, allemal als
eine Intcrcession angesehen, wenn nicht der Gläubiger beweist, daß eine Verwendung in den
eigenen Nutzen der Ehefrau wirklich erfolgt ist (otr. Puchta Pandekten ß. 40? bis 410). Von
den Gemeinde Vertretern ist in der im Juli 1863 abgehaltenen Eonferenz einstimmig die gänz¬
liche Aufhebung dieser gemeinrechtlichenBestimmungen, welche als veraltet, nutzlos und be¬
lästigend bezeichnetwerden, beantragt. Es ist indeß hier nicht der Ort, abändernde Bestim¬
mungen über die Bürgschaften der Frauenspersonen im Allgemeinen zu erlassen; die Frage
über die Zweckmäßigkeit oder Unzwcckmäßigkeitder fraglichen Bestimmungen, welche auch in
das Allgemeine Landrccht Eingang gefunden haben, kann nicht für einen einzelnen kleinen Theil
der Monarchie besonders erledigt werden. Es muß daher bei den bisherigen Bestimmungen,
soweit diese sich auf einfache Bürgschaften der Frauenspersonen überhaupt und dcr Ehefrauen
insbesondere beziehen, zur Zeit noch sein Bewenden behalten. Das gemeine Recht giebt aber
dem Begriff dcr Intereession eine viel weitereAusdehnung, und es fragt sich, ob diese Bestim¬
mungen des Römischen Rechts mit den Grundsätzen der partikulären Gütergemeinschaft ver¬
einbar sind. Dies ist zu verneinen; die fraglichen Bestimmungen stehen mit der deutsch-recht¬
lichen Entwickelung der Haftbarkeit dcr Frauen für die in Gemeinschaft mit ihren Ehemännern
unter lästigem Titel eingegangenen Schulden so wenig in Einklang, daß es, um nicht die
Folgerichtigkeit dcr sich im Ganzen an das deutscheRecht anlehnenden Bestimmungen des Ent¬
wurfs zu durchlöchern, geboten erscheint, jene römisch-rechtlichenBestimmungen insoweit auf¬
zuheben, wie dies im ß. 20 :ll. 3 des Entwurfs geschehen ist. Danach wird die Haftbarkeit
der Frau aus einem in Gemeinschaft mit ihrem Manne abgeschlossenenlästigen Rechtsgeschäfte
dem Dritten gegenüber nicht mehr durch den dem Gläubiger obliegenden Beweis einer Ver¬
wendung in ihren Nutzen bedingt sein. Es wird auch einer besondern Form für die Rechts¬
verbindlichkeit eines solchen Geschäfts nicht mehr bedürfen. Ebensowenig wird die Frau sich
zur Abwendung ihrer persönlichen Verpflichtung auf die Einrede, daß das Geschäft eine Inter¬
eession verdecke,indem der Vortheil aus dem Geschäfte in Wirklichkeitdem Manne zugeflossen
sei, dem Gläubiger gegenüber berufen können. Was dagegen das Verhältniß dcr Ehegatten
zu einander betrifft, so bleiben der Frau ihre Ersatz-Ansprüche nach dcn Grundsätzen der §ß.
23 und ?? des Entwurfs vorbehalten, wenn sie aus ihrem Sondergut eine Schuld, welche
im Interesse der Gemeinschaft oder im ausschließlichen Interesse des Mannes contrahirt ist,
berichtigt hat.

Durch diesen Anspruch auf Ersatzleistung werden auch, den Fall der Insufficienz des
Mannes ausgenommen, diejenigen Bedenken erledigt, welche sich dagegen erheben möchten,
daß die Frau dem Gläubiger gegenüber der bisherigen Schutzmittel sich nicht feiner bedienen
tann letr. Ooäs Artikel 1431; Zachariae Cioilrecht III. paz;. 213 und Note 14 bis 17).

Die Bestimmungen des §. 21 Nr, 1, 2 des Entwurfs folgen aus dem Grundsatze, daß die
Gemcinschaft, welcher die Nutzungen des beiderseitigen Vermögens zufließen, für die Dauer
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der Gemeinschaft auch die entsprechenden Lasten zu übernehmen hat (vergleiche Ooäo Artikel
1409 Nr. 3, 4, 5; Zachariae Ciuilrecht III. §, 508 pa<;. 134, 195 Nr. 4, 5).

Die Vestinnnung H. 21 Nr. 3 stimmt sowohl mit dem gemeinen Recht, als auch mit
dem lüaäo überein. Auch wegen einer dem einen Ehegatten allein vermöge des Gesetzes
obliegenden Verpflichtung muß der Gläubiger sich an das Gcmeinschafts-Vermögen halten
tonnen, weil der Schuldner Miteigenthümer des Gemeinschaftö-Vermögensist und die Exekution
in diesen Ideal-Antheil sich (elr. oben zu ß§. 13 bis 15, Nr. 3) nicht füglich anders realisiren
läßt. Daß in einem solchenFalle nach den Grundsätzen des tz, 23 des Entwurfs eine Ersatz»
Pflicht begründet sein kann, versteht sich von selbst. Hierher gehört namentlich die gesetzliche
Verpflichtung zur Ernährung, Erziehung und Ausstattung der Kinder, nicht blos der gemein»
samen Kinder, sondern auch der Kinder des einen Ehegatten aus früherer Ehe, sowie nuch
hülfsbedürftiger Ascendentcn des einen Ehegatten vergleiche Entscheidungen des Ober-Tribunals
Band 38 vag. 214 «oc,., Band 4? naz;, 372 soa.,). Ferner gehören hierher die Verpflicht
tungen, welche aus einer nützlichen Verwendung für das Gemeinschafts-Vermögcn oder aus
einer Geschäftsführung für dasselbe entstehen (otr. Zachariae Civilrecht III. pag. 195 Nr. 6.
8 und Note 20, 21 daselbst).

6. In wie weit aus den unerlaubten Handlungen eines Ehegatten das Gütergemeinschafts-Ver-
mögen verpflichtet werde, ist nach gemeinem Rechte sehr bestritten. Der Entwurf (§. 22) hat
sich derjenigen Ansicht angeschlossen,welche, wie in Gruchot's Beitragen (Vand 7 na^. 236
»o<1., wo auch die gemeinrechtlicheLitteratur allcgirt ist) ausgeführt worden, nach gemeinem
Rechte die richtigere und praktischere und vom höchsten Gerichtshöfe (Entscheidungen des Ober-
Tribunals Nand 47 pag. 238 zo<i,) auch für den Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts
als begründet angenommen ist. Die im Artikel 1424 des l'oclo statuirte Unterscheidung
zwischenden unerlaubten Handlungen des Mannes und der Frau, sowie die Unterscheidung
zwischenSchadenersatz und Strafe und Kosten (Zachariae III, MF. 200 nnd Note 12, pkß.
203, 204 und Note 19 bis 22 daselbst), ist in der Natur der Sache nicht begründet. Die
beschränkte Handlungsfähigkeit der Frau bezieht sich nur auf Rechtsgeschäfte! zu unerlaubten
Handlungen ist der Mann so wenig ermächtigt, als die Frau, Der Beschädigte hat bei einer
unerlaubten Handlung der Frau sowohl wie des Mannes einen Anspruch auf Entschädigung
aus dem Vermögen des Veschädigcrs; dazu gehört auch der Ideal'Antheil desselben an dem
Gütcrgcmeinschafts-Vermögcn! in diesen läßt sich aber die Exekution, wie bereits ausgeführt
worden, nicht füglich anders vollstrecken,als indem dem Gläubiger das Recht eingeräumt wird,
daß ganze Gemeinschafts-Vermögen in Anspruch zunehmen, dem unschuldigenEhegatten jedoch
(8. 23 «I. 4) der Ersatz aus dem besondern Vermögen des schuldigen Ehegatten vorbehalten wird.

7. Während die 88- 1U bis 22 des Entwurfs sich nur auf das Verhältniß der Ehe¬
gatten zu den Gläubigern beziehen, hat der ß. 23 ausschließlich das Verhältniß der Ehegatten
»u einander zum Gegenstände. Die im Wesen der particulären Gütergemeinschaft begründeten
Bestimmungen des §. 23 des Entwurfs über die Ersatzpflicht der Ehegatten gegeneinander
werden unten bei tz. 77 noch im Zusammenhange erörtert werden. Hier ist nur zur Moti-
virung der die einseitigen Vürgschaftsschulden des Mannes betreffenden Bestimmung im al.
3 Folgendes zu bemerken. Dein Ehemann ist eine freie Disuositioiwbefugniß in der Voraus¬
setzung eingeräumt, daß er davon nur im Interesse der Ehegatten Gebrauch machen und nicht
durch Akte der Liberalität das eheliche Vermögen verschleudern werde. Durch eine Bürgschaft
welche der Mann einseitig zu Gunsten eines Dritten übernimmt, wird aber weder das Interesse
des Mannes, noch der Frau, sondern nur das Interesse des Dritten befördert (vergl. Mauren-
brecheilPrivatrecht II. ß, 548 2 a, Zachariae Civilrecht III. paz, 200 Note II).

Zu ß§. 24 bis 29.
Ueber die Behandlung der Schulden, welche auf dem den Ehegatten während der Ehe durch Erb¬

schaft Vermächtnih. Schenkung oder Uebertrags Vertrag anfallenden Vermögen haftet, werden sowohl im
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Mneincn, als in den Palieular^lechien ausreichende Bestimmungen vermißt (c-lr. Walter Prinatrccht ß Ü20,
Mtttermaier Prioatrecht Band II. i<. U>7 Nr, III,) ; die bisherigen ostrhcinischenPartikularrechte berühren diese
Frage gar nicht. Im <üc,<Iu Art. 110!» Nr. 1, Art. 1411 bis 1418 ist dieselbe sachgemäßund ausführlich ent¬
schieden,und der Entwurf schließt sich diesen Bestimmungen des ("lxlo im Wesentlichen an (cfr. Zachariae
Civilrecht 5. 513). Zur den Fall, daß eine Erbschaft mit der Nechtswohlthat des Inventars erworben ist,
kommenlediglich die gemeinrechtlichen Bestimmungen zur Anwendung ; es bedürfte nur neuer Bestimmungen
s"r den Fall, daß diese Nechtswohlthat nicht stattfindet. Das Verhältniß der Ehegatten zu den Gläubigern ist
auch hier weiter streng zu scheiden von dem Verhältnisse der Ehegatten zu einander. In der letzteren Beziehung
>st überall der Grundsatz maßgebend, daß die Schulden demjenigen zur Last fallen, welchem auch die
urtheile der Erbschaft zu Theil werden, und zwar im Falle des ß. 2? nach demselben Verhältniß, in
welchemihm die Vorteile zufallen. Andere Rücksichtensind bezüglichder Gläubiger entscheidend. Daß
dieselben sich wegen Iminobiliar-Schulden nur an das Sondergut des erbenden Ehegatten halten können,
folgt aus der dinglichen Qualität dieser Schulden, Dagegen kann den Gläubigern das Necht, sich in
"llm Fällen wegen der Mobiliar.Schulden der Erbschaft an das Gütergemeinschafts-Vermögen zu halten,
nicht abgeschnitten werden. Durch die Erwerbung der Erbschaft wird der Erbe persönlicher Schuldner
°er Erbschaftsgläubiger, die letzteren können daher aus dem ganzen Vermögen des Erben im Wege der
^lekution ihre Befriedigung fordern; zu diesem Vermögen des Erben gehört aber sein Ideal-Antheil an
dem Gütergemeinschafts-Vermögen; nur die Exekution in diesen Ideal-Antheil kann, wie bereits mehrfach
ausgeführt worden, praktisch nicht anders realisirt werden, als daß dem Gläubiger das Necht eingeräumt
wud, das ganze Gütergemeinschafts-Vermögen anzugreifen, vorbehaltlich des Ersatzanspruchs an das

ondergut des erbenden Ehegatten in den dazu geeigneten Fällen.
Der Eonsenö des Mannes zur Erwerbung einer der Frau anfallenden Erbschaft hat auch hier

.,» ^""^ mehrfach erwähnte Wirkung; er begründet eine persönliche Verhaftung des Mannes für die
^cobiliarschulden, welche auf der mit seiner Zustimmung erworbenen Erbschaft haften, jedoch vorbehaltlich
es Ersatzanspruches an das Gemeinscbafts-Vermögen rc^ucetivu an das Sondergut der Frau (Zachariae
' "- Mx. 22«;,,

Daß durch die Bestimmungen des Entwurfs dem Sepamtionsrccht der Erbschaftsgläubiger
"cht Präjudicirt wird, versteht sich von selbst.

Die analoge Anwendung der in Bezug auf Erbschaften geltenden Grundsätze auf diejenigen
Schulden, welche auf einem durch Vermächtnis;, Schenkung oder Uebcrtrags-Vcrtrag erworbenen Vermögen
gasten, unterliegt keinem Bedenken (cii'. Zachariae I. «. nnx. 230 in tinu). Es können jedoch in dem
"liegenden Gesetzeselbstverständlichkeine Bestimmungen darüber getroffen werden, inwiefern der Uebcr-

"ehmer eines folchen Vermögens (was namentlich bei Ucbertrags - Verträgen bestritten ist) zur Bezahlung
er auf dem übernommenen Vermögen haftenden Schulden verbunden ist. Diese Frage ist nach den
tundsätzen des bestehendengemeinenNechts zu entscheiden. Hier ist nur darüber Bestimmung zu treffen,

"wiefern unter der Voraussetzung, daß eine solche Verpflichtung überhaupt begründet ist. der Gläubiger
lch an das Gemcinschafts- Vermögen oder an das Sondergut des einen oder anderen Ehegatten halten '
""n, und in welcher Art fich eventuell die Ehegatten unter einander dicserhalb zu berechnen haben.

Zu §ß. 30 bis 39.
I. Die Bestimmungen des Entwurfs bezüglich der Dispositionen über das gemeinschaftlicheVer¬

mögen schließen sich ganz den Bestimmungen des für Westfalen erlassenenGesetzesvom 16. April
1860 an. Die Vertreter der Gemeinden haben sich einstimmig mit deren Aufnahme einver¬
standen erklärt. Sie stimmen auch im Wesentlichen mit den Artikeln 1121 «ü<i. des <üuä«
übcrcin (cii-. Zachariae Eivilrccht III. §. 509 pa^. 19? 8<^.) Besonderer Motivirung bedürfen
hiernach nur diejenigenBestimmungen des Entwurfs, welche die Dispositionen über das Sonder-
ssut zum Gegenstände haben, und welche eine Abweichung von den in Westfalen rosnootive
an der linken Nheinscite geltenden Bestimmungen enthalten.

^ Der ß. 30 stimmt fast wörtlich mit ß. 3 des Westfälischen Gesetzes und im Wesentlichen auch
11
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mit Artikel 1421, 1422, 1428 des <üoä« übcrein; er enthält insofern eine Abänderung des
bisherigen Rechts, als sowohl nach gemeinem Rechte (wenigstens nach der Ansicht der Mehrzahl
der Rcchtslehrcr), als auch nach ausdrücklicher Bestimmung verschiedenerder bisherigen Par-
tilularrechte, und wo diese keine Bestimmung enthalten, nach der Praxis der ostrhcinischen
Gerichte, der Mann die zum Gemeinschafts-Vcrmögen gehörendenImmobilien nur mit Zustim¬
mung der Frau veräußern, verpfänden und belasten kann. Nur nach Tricrischcm Recht kann
der Mann die errungenschnftlichen Grundstücke auch ohne Einwilligung der Frau veräußern,
jedoch nur aus Noth, sowie Nutzens- und Voitheilshalbcr, nicht aber zur geflissentlichen Uebcr-
vorthcilung der Frau. Nach KölnischemRecht kann der Mann die errungenschnftlichenImmo¬
bilien ohne Zustimmung der Frau zwar nicht veräußern, Wohl aber verpfänden.

3, Die Bestimmung des §. 31 nl. I , daß der Mann über sein Sondergut allein frei disponircn
kann, versteht sich nach allgemeinen Grundsätzen von selbst. Im §.2 Titel XII. der Kölnischen
Rechtsordnung ist aber ausdrücklich bestimmt, daß der Mann die zu seinem Sondcrgut gehören¬
den Immobilien bei Strafe der Nichtigkeit ohne Zustimmung der Frau nicht veräußern könne.
In einem Urtheile des höchstenGerichtshofes ist auch angenommen, daß nach TrierischemRecht
der Mann über sein Sondergut nicht „zu beflissentlicherBevorlhcilung" der Frau disponiren
dürfe. Nach der Hachcnburg'schcn und Nassau-Usingen'schen Eontratten-Ordnung soll bei Ver¬
pfändung von Illat - Grundstücken des Mannes die Frau bei Strafe der Nichtigkeit zugezogen
werden. Diesen pcutitularrechtlichcn Vorschriften gegenüber erschien die Aufnahme der frag¬
lichen Bestimmung angemessen.

Die Bestimmung des H. 31 -rl. 2 entspricht sowohl dem gemeinen Rechte, als dem
(..'uäo (Art. 142«, Zachariae 111. p-rx. 210) und dem Allgemeinen Landrecht (§. 232 II. 1).

Was das »1. 3 des ß, 31 betrifft, fo gehören bewegliche Sachen, namentlich ausste¬
hende Forderungen, der Regel nach nicht zum Sondcrgut, sondern zur Gütergemeinschaft; sie
können aber nach § 8 des Entwurfs ausnahmsweise zum Sondcrgut gehören, und es erschien
angcmcsscn, auch diesen Auonahmefall im Gesetze vorzusehen, zumal, wenn dies hier nicht ge¬
schieht, die betreffenden Bestimmungen doch für den Fall der vertragsmäßigen Einführung der
bloßen Errungenschllfts-Gcmeinschaft im dritten Abschnitt des zweiten Titels (H. 80.) getroffen
werden müßten., '

Dem Manne die freie Disposition über die zum Sondergut der Frau gehörenden Mo-
bilicn einzuräumen, wie dies in Uebereinstimmung mit dem gemeinenRecht (Bluntschli Privat-
recht II. pn«-. 202) auch im § 247 des Allgemeinen Landrcchts 11. 1 geschehenist, unterliegt
keinem Bedenken. Zweifelhafter könnte es sein, dein Manne die freie Disposition über die
Activa der Frau einzuräumen. Im ß, 283 Allg, Landrecht II. 1 ist die Einwilligung der
Frau zu solchen Dispositionen des Mannes erfordert. Nach gemeinemRecht steht indeß jcdcw
Nutznießer das Recht der Einziehung von Eapitalien zu, und es würde nicht muliuirt sei»'
dem Ehemanne ein Recht abzusprechen, welches gesetzlich jedem andern Nutznießer zusteht (oü'>
Bluntschli 1. «. i<n^. 201). Prnltischc Bedenken stehen auch nicht entgegen; gewöhnlich über¬
läßt doch die Ehefrau auch bei getrennten Gütern derartige Geschäfte dem Manne; die Fra"
hat ferner felbstucrständlich einen Ersatz-Anspruch an den Mann (§. ?8), und es steht ihr we¬
gen dieses Ersatz-Anspruchs ein gesetzlicher Titel zum Pfandrecht zu (tz. 41). Unentgeltliche T>^
Positionen des Mannes über die zum Sondergut der Frau gehörendenActiva und bewegliche«
Sachen würden jedoch eine Uebcrschrcitung des Verwaltungsrcchts des Mannes enthalten.

4. Im 8- ^ ist eine in der Praxis häufig uorgclonnnenegemeinrechtlichekontroverse entschiede»'
Es fragt sich nämlich, ob auch der Mann selbst eine von ihm getroffene, wegen mangelnde»
Eonscnses der Frau ungültige Disposition anfechtenkann, und ob und unter welchen Boraus'
setzungcn der andere Eontrahcnt uv<>nt. Entschädigung fordern kann. Das Königliche Obe>'
Tribunal hat angenommen, daß eine Disposition wegen mangelnden Eonsenses der Frau dc>
gestalt nichtig und wirkungolcs sei, daß der Mann selbst sie anfechten könne (Striethorst'^
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Archiv für Nechtvsälle Vond 31 ^-^. 110, ^4< ; ^„siz Ministcrinlbllllt i<^ 1.^40 <?aF.373,
374). Tieselbe Ansicht ist auch ausgeführt von Vornemann <S,)stcm Band V. xn^. 138
biü 141 der ziveitcn Ausgab«.) Dagegen sind die angesehensten Germanisten der Ansicht, daß
der Vevimg von deüi Älanne nicht angefochten werden könne (Walter Priuatrecht tz. 211 iu
li»^ Miltermaier Priuatrecht Vand II. i>u^. 406), ebenso nach französischemRecht (Zachariae
Civilrecht IN. ^,l^. 106 und Note 0, und i>ass. 210 und Note 3). Dieser letzteren Ansicht ist
auch der Entwurf gefolgt : sie hat den allgemeinen Grundsatz für sich, daß Niemand seine
eigenen Handlungen selbst anfechten darf: der Mann ist nicht diövositionöunfähig: er hat
nnr über eine Sache verfügt, worüber er nicht ohne Consens der Frau verfügen soll : ihm
taun eine Anfechtung feiner eigenen Disposition ebensowenig eingeräumt werden, als wenn
er über eine ganz fremde Sache verfügt halte. Die weitere Frage: ob dem andern Contra¬
henten ini Falle der Anfechtung der Disposition durch die Frau ein Entschädigungs-Ansvruch
einzuräumen sei, läßt sich weder absolut bejahen, »och absolut verneinen.

Nach allgemeinen Grundsätzen muß der Mann, wenn er nicht erfüllen kann, oder die
' Sache dem andern Contrahcntcn wieder cntwährt wird, weil der Mann zur Veräußerung nicht

berechtigt war, entschädigen, jedoch nur, wenn der andere Contrahent im guten Glauben war
(Schwcppe Privatrecht III. §. 4«). Wußte der andere Kontrahent, daß der Mann, über eine
Sache verfügte, worüber er ohne Consens der Frau nicht verfügen konnte, so ist kein Grund
zu einer Entschädigung vorhanden. Die näheren Voraussetzungen des Entschädignngsanspruche,
sind hier nicht zu erörtern, vielmehr nach gemeinem Rechte zu beurtheilen. Auch die Frage-
ob die Entschädigung nur aus dem Sondcrgute des Mannes oder aus dem Gcmein,chafts-
Vermögcn zu leisten sei, ist bcstritten (cck. Sommer's Archiv Band 4. ^. 325). Wenn
indeß da» .vcmeinschafts-Vermügen für unerlaubte Handlungen des Mannes vorbehaltlich des
Ersatzes haften muß, fo muß es consequent auch für die wegen unberechtigter Dispositionen
des Mannes zu leistendeEntschädigung, vorbehaltlich des Ersatzes aus dem S ondcrgut, haftbar
erachtet werden (eil-. Zachariae III. tz, 200 Note 10).

ü. Der 5. 33 rechtfertigt sich durch dasjenige, was zu A 10 bis 23 unter 1, 2, 3 ausgeführt
worden.

0. Nach dem geltenden gemeinenRechte tonnte die Frau eine ihr angefallene Erbfchaft ohne Zu¬
stimmung des Mannes ausschlagen: der Mann tonnte die Frau nicht zur Autrctung zwingen
(Runde 'Güterrecht tz. 40 Nr. 2, Zachariae Civilrecht III. i'.^ 212, Note 12). Dies harmo-
nirt aber nicht mit'der aus dem Mundium folgenden.vermögensrechtlichen Abhängigkeit der
Frau vom Manne: die Fran konnte aus Eigensinn dem Manne die Vortheile einer Erb¬
schaft entziehen, welche ihm im Falle der Antretung als Theilhaber dcr Gütergemeinfcha t zu¬
geflossen wären. Es würde sich gerechtfertigt haben, zur Abhülfe
das Recht einzuräumen, die Erbfchaft Namens der Frau anzutreten, ledoch m't s°lch°n ^
schränkungen, daß die Person uud das Sondergut der Frau 7«en Erbfch- Schul
den nicht an egrissen werden dürften. Die Sache ist aber in e.ne ^ere Lage ge o mcn da^
durch daß nach <j 100 alle Bestimmungen des gemeinen Rechts über den ^ 'H st°^.r rb
der .ni l'm-.^ auch auf die üm-«^ oxtrunoi ausgedeh.it werden sollen, daß also d Ehe-
stau künftig die ihr anfallenden Erbschaften i^° inro, ohne daß es e.ner ^lntretung be ach
erwerben rmd daß es sich uur darum handeln würde, ob sie von dem donono^n ^ , .n6.
Gebrauch machen will. Daß sie einen Verzicht auf die Erbfchaft ohne Zustimniung de Man¬
nes nicht vornehmen darf, folgt aus ß. 33 confeqnent; auf der anderen Seite «sch ' es
auch motivirt, den Verzicht des Mannes auf eine solche Erbschaft m.t Rucksichtauf dw große
Erheblichkeit eiues solchen Alts von der Zustimmung der Frau abhangig zu machen ^ur dm
Fall, daß Immobilien zu der Erbschaft gehören, folgt dies schon tz 31 -r. "- ^' ^
wenn die Erbschaft blos aus Mobilien besteht, fällt der Verzicht unter
Dispositionen, welche den. Manne nach 8. 31 .1. 3 nicht zustehen,
bericht der § 34 des Entwurfs. Für den Fall, daß d.e Ehegatten sich nicht u e Ausübung
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des I)Lllo<i«n!Q uli8tmunsli einigen tünnen, steht jedem derselben unbedenklich die Bcfugniß
zu, auch ohne Mitwirkung des andern zur Abwendung von Nachtheilen diejenigen Schritte zu
thun, wodurch die Erhaltung der Nechtswohlthai des Inventars bedingt ist (§. 100 «,1. 2),
Einer besonderen gesetzlichen Bestimmung hierüber bedarf es nicht.

Daß der Mann Schenkungen für die Frau annehmen kann, unterliegt keinem Bedenken.
7. Zur Motiuirung des §. 35 a!. 1 kann auf den Venchl des königlichen Ober-Tribunals vom

24. August 1840 (Justiz-Ministerialblatt pro 1840 pa>;. 275 bis 379) Bezug genommen
weiden (oir. Zachariae Eivilrccht III. pag. 201).

Der ß. 35 a>. 2 stimmt mit Art. 1428 des (^äe, uberem.' die Vefugnitz des Man-
nes, Processe über den Besitz der Immobilien der Frau zu führen, folgt daraus, daß er als
Vertreter der Gemeinschaft,das Nutzungsrecht auszuüben hat- zu Processen über die Substanz
der Immobilien bedarf es dagegen der Mitwirkung der Frau als Eigenthümerin («1'e. Zacha¬
riae I. c:. und p. 202 Note 14). Die Berechtigung des Mannes, über bewegliche Sachen
und ausstehende Forderungen der Frau Processe zu führen, folgt consegueni aus dem Rechte
des Mannes, darüber zu diüponiren («tr. Zachariae I. «. und Note 13 daselbst).

Die Bestimmungen im §, 35 u>. 3, 4 rechtfertigen sich cinestheils aus der beschränkten
Berfügungofähigkeit der Frau, andernthcils daraus, daß fie, wo ihr Interesse mit demjenigen
des Mannes in Collision kommt, nicht ohne gesetzlichen Schutz bleiben darf. In den im ul.
3 vorgesehenen Eollisionsfallen kann uon einer Supvlirung der Autorisation des Mannes
durch das Gericht (K. 30) abgesehen werden, weil dieses ein zweckloses Formale sein würde.

8. Die Bestimmung des §. 30 stimmt mit 8s- 202 bis 204 Allgem. Landrecht II. 1 und §. 5
des Westfälischen Gesetzes vom !0. April 1800 überein («1r. Bluntschli Priuatrecht II. §.
154 Nr. 0, Kraut Vormundschaft II. p. 441 »c^q.) In dem letzten alinoa. ist nur die Dis¬
position über die Substanz von Immobilien wegen ihrer Erheblichkeit generell von dem Vcr-
fügungorechte der Frau ausgeschlossen. Ob und wie weit sie über Mobilien und Aktioa dis-
poniren kann, läßt sich nur nach den Umständen des einzelnen Falles beurtheilen.

0. Im §. 37 ist der §, 4 des Nestphälischen Gesetzes vom lL. April 1800, welcher den abweichen¬
den Bestimmungc,! des ('»ein Artikel 1127 (Zachariae Eiuilrecht III. plr^. 2ü0) vorzuziehen
ist, wörtlich aufgenommen. Die weiteren Bestimmungen des 8- >'? beruhen darauf, daß die
Frau in dem hier vorgesehenen Falle ganz an die Stelle des Mannes tritt, also allein diejeni¬
gen Dispositionen treffen kann, zu welchen der Mann allein berechtigt ist, dagegen zu den¬
jenigen Dispositionen, zu welchen der Mann des Lonsenses der Frau bedarf, die Genehmigung
des Vormunds des Mannes und resvective des ooervormundschafllichcnGerichts einholen muß,

Aus denselben Gesichtspunkten rechtfertigt fich auch die Bestimmung des §, 38, welcher
den §z, 10, 17 korrcspondirt.

10. Die Bestimmung im 8. 39 ist nothwendig als Nemebium gegen die auf Eigensinn beruhende
Verweigerung des Consenses eines Ehegatten zu einer nothwendigen oder nützlichen Tiüpo
sition. Sie entspricht dem gemeinen Recht sowohl, als dem Allg. Landrecht (II. 1 §. 239)
und dem ('udu (Zachariae Eivilrccht III. «j. 500). Der angeregten Zustimmung kann die
Wirkung der freiwilligen Einwilligung des Ehemannes nicht beigelegt werden, daß er persön
lich für die eingegangenen Verbindlichkeiten hafte, da ihn schon sein ausdrücklicher Vorbehalt
gegen diese Folge verwahrt, und dies um so mehr gelten muß, wenn sein Cemsens nur ein
gerichtlich angeregter ist.

Zu 5. 10.

Während nach dem Allgemeinen Landrccht (II. 18 8- <30 sc^.l eine Vormundschaft dnrch
die Verheirathung eines Pflegebefohlenen nicht aufgehoben, vielmehr nach §. 782 8<in. 1. <> wenn die
Ehe während der Vormundschaft geschlossen wird, die Gütergemeinschaft, mit Ausnahme der bloßen El'
werbsgemeinschaft (h. 798), bis zur Großjährigleit suspendirt wird, hat sich in allen ostrheinischenPar
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tikularrechten ,m allcini Ausnahme des Kölnischen Rechts, der deutsch-rechtliche Grundsatz erhalten,
°aß der Pflegebefohlene ohne Unterschied zwischendem männlichen und weiblichen Geschlecht,durch die
Heirnth mündig wird («sr. Weiskc Nechtslexilon Band 1,'! pa^, 023 bis 025 uirid pü^. 957 bis 900,
Kra^t Vormundschaft Band II, p»^. 172 »<^., Schniitthenner Gütcrrccht §. 47). Die Vormundschaft
wird aufgehoben, dcr Minderjährige erlangt die eigne Verwaltung und Benutzung seines Vermögens
und überhaupt alle Rechte eines Großjährigen (GedruckteZusammenstellung der ostrheinischen Partikular-
rechte ß§. 1127 bis 1131). Auch der (.'o<lL enthält im Art. 476 die Bestimmung, daß der Minder¬
jährige durch die Heirath kraft des Gesetzes cmancipirt werde, und die Verwaltung seines Vermögens
erlange (Art. 48l), auch wenn er Handel treibt, hinsichtlich der hierauf Bezug habenden Geschäfte für
volljährig erachtet werde ^Art. 187); seine Handlungsfähigkeit ist aber in Bezug auf viele erhebliche
Rechtsgeschäfteeine beschränk!«(Art. 181 bis 481).' Nach der Mehrzahl der ostrhcinischcnPartikular¬
rechte wird dagegen der Minderjährige durch die Vcrheirathung dem Großjährigen völlig gleichgestellt;
n 'st auch in der Disposition über die Substanz von Immobilien nicht beschränkt. Eine ausdrückliche
gesetzliche Bestimmung findet sich hierüber nur in Bezug auf die zur uornmli, en Grafschaft Sann-Hachen-
bürg gehörenden Landcstheile in der HachenburgischenEontrakten - Ordnung von l808 tz. 18 Nr. 1
(«-cotti Theil IV. ,>»z;. 1003); nach einem unzweifelhaft constatirten Gewohnheitsrecht gilt aber
«selbe Grundsatz im ganzen Bezirke der Kreisgerichte zu Wetzlar uud Altenkirchen, mit Ausnahme

«nes kleinen Theils des Kreises Altenkirchen, in'welchem Kölnisches Recht gilt. Das Trier's he Land-
"cht bestimmt im tz. 2 Tit. XII., daß die Vormundschaft durch die Verheiratung beendigt werde,

aß jedoch der uerhcüathete Minderjährige zur Vcräußeruug von Immobilien des Alienations-
Dckrets bedürfe und noch auf Restitution wegen Minderjährigkeit Anspruch machen tonne. Die Nassau-
«ntzencllenbogenscheLandcsordnung (Theil V. Kap. V.) bestimmt nur, daß die Vormundschaft durch

>e Heirath sich endige; in Bezug auf die Befugnis; des oerhciratheten Minderjährigen, über Immo-
"en zu disponiren, hat die Praxis im Bereich dieser Vindcsordnung geschwankt; in der jüngsten

6«t hat man ein Alicnations-Dclret für erfmdeilich erachtet. Im Bereich'des KölnischenRecht«, welches
vom gemeinen Recht darin abweicht, daß unter Umständen die Volljährigkeit schon mit dem 21. Lebens-

M eintritt A 1 Tit. II. der Rechtsordnung sind die IucenucnicnZen, welche die Veoormundung nach
N^ ^"^irathung herbeiführt, i» der Praris dadurch gemildert, daß man den Minderjährigen nach ihrer

erheirathung in der Verwaltung und Benutzung ihres Vermögens möglichst freie Hand gelassen hat.
Die Vertreter der Land- und Stadtgemeinden haben einstimmig die Beibehaltung des im

^artikularrechte beibehaltenen dcutsch-rechllichcnGrundsatzes, daß die Heirath mündig macht, beuorwortet,
n hierfür haben sich ebenso einstimmig auch alle betheiligten Geuchte ausgesprochen. Nur darüber,

bezüglichder Disposition über die Substanz der Immobilien eine Beschränkung zu statuiren sei, hat
> ) eine Meinuugsuerschiedenheit geäußert. In der Confcrcnz ucun Juli 1803 hat man sich in der Ma¬
jorität für eine folche Beschränkung ausgesprochen, und diesem Antrag ist auch der Justiz-Senat beigetreten.

Der Entwurf hat diefen Wünschen und Gewohnheiten des Bezirks, wenngleich dadurch eine
weichung von der allgemeinen preußischen Gesetzgebung herbeigeführt ist, Rechnung getragen, zumal

en Bestimmungen des Entwurfs erhebliche materielle Gründe zur Seite stehen. Die Minderjährigkeit
«' Frau ist an sich kein genügender Grund, dem großjährigen Manne diejenigen Rechte, welche das

letz ihm an dem Vermögen der Frau ciuräumt, vorzuenthalten oder Zu verkümmern. Aber auch die
«vnfühning der Vormundschaft über den minderjährigen Mann verträgt sich mit dem Wesen und den
Zweckender Ehe nicht, wie dies auch bei Kraut und Weiske I. u. ausgeführt ist, führt vielmehr zu den

Üblichsten praktifchen Inconvenienzen. Es liegt auch eine Inconscquenz darin, daß der minderjährige
., ""ohn durch Verhcirathung uud resp, durch die damit regelmäßig verbundene separate Oekononnc,

Minderjährige Haustochter durch die Verhcirathung aus der väterlichen Gewalt tritt und eine völlig
efchränkte Handlungsfähigkeit erwirbt, der Minderjährige dagegen, welcher nicht mehr in väterlicher

ewalt steht, auch nach der Verheiratung unter Vormundschaft bleiben soll. Auf der andern Seite
'prechen für die Beschrcinkuugder Disposition über die Substanz uon Immobilien erheblichein der Sache
"gende Gründe l>1'i-. <?oe!<i Art. 181), und es ist diese Beschränkung um so mehr in den Entwurf auf-



genommen worden, als die Gemeinde Vertreter selbst diese Abweichung von der Mehrzahl der bisherigen
Partitularrechte beantragt haben.

Zu 5. '",
Nach dem gemeinen Rechte hat die rechtgläubige Ehesran ein gesetzliches Pfandrecht an dem

ganzen Vermögen des Ehemannes wegen der clo« und <!>>>,ülio !,r>,pn>r ini^tilrs sowie wegen der
dem Manne zur Verwaltung übergebcncn Parnuhernal-Kapualien. Bei diesen gemeinrechtlichenBestim¬
mungen ist überall da? römisch-rechtlicheehelicheGüterrecht vorausgeht, und es erheben s,ch daher Be¬
deuten, bezüglich des Umfangs und Objekts dieses geschlichenPfandrechte bei cinein deutsch-rechtlichen
Güten'erlMnissc; n mentlich s/agt es sich bei der partikulären Gütergemeinschaft: ob das Pfandrecht der
(chcsrau auch wegen des vermöge dee, Gesetzes in die Verwaltung des Mannes übergehenden Vermögens
der Frau zustehe, und ob das Pfandrecht nur das besondere Vermögen deb Mannes oder auch das in
Gütergemeinschaft fallende vermögen ergreift. Die oflrheinischcn Partilularrcch:c haben, obwohl sie
sämmtlich eine partikuläre Gütergemeinschaft ftatuiren, jene Bedeuten nicht einmal berührt, viel weniger
gehoben, sondern soweit sie überhaupt des gesetzlichen Pfandrechts der Frau gedenken, im Wesentlichen
nur die Vestimmuugcn des römischen Rechts wiederholt. Bei dieser Lage der Gesetzgebung hat sich der
Zweifel erhoben: ob, abgesehen von den sehr selten vorkommenden römischen Instituten der das,
clunnlio ^ro^itor nuiilm« und ^nru^liornn, ein gesetzliches Pfandrecht der Ehefrau in dem
Partikularrecht überhaupt gelte (otr. Schmilthcnner Gütcrrecht §. 70 ^>l>^. :^2?). Die Praxis
hat die römisch - rechtlichen Bestimmungen analog auf das Sondergut der Frau, welches in die
Gcwere des Mannes lommt, angewendet l>!>. Vluntschll Prioatrccht II. tz. 154 Nr. 8), und
der Cutwurf schließt sich dieser Praxis, welche auch mit den Bestimmungen des Oielo (Art. 2121,
2l.^5; Zachariae Eivilrecht Band II. §. 264) übereinstimmt, an, beschränkt jedoch das Pfand¬
recht subjektiv auf die Ansprüche, welche der Frau Namens ihres Sondcrguts zustehen, und objektiv auf
das Sondergut des Mcmncs. Daß das gesetzliche Pfandrecht der Frau überhaupt beizubehalten sei, konnte
zur Zeit nicht fraglich sein, da das AllgemeineLandrccht sowohl, als der (^uclu dasselbe anerkennt, und die
Frage über die Zweckmäßigkeiteiner generellen Aushebung dieses Pfandrechts bei einen: für einen kleinen
Theil der Monarchie zu erlassenden Gesetze nicht zum Austrage gebracht werden lann. Auf der andern
Seite kann es keinem Bedenken unterliegen, daß das Gütergemeinschaft« - Vermögen von dem Pfandrechte
sowohl subjektiv als objektiv ausgenommen werden muß. Das Gcmeinfchafts-Vermögen unterliegt nach
ß. W des Entwurfs der freien Disposition des Mannes, und alle Schulden des Mannes müssen nach
ß. ,!6 aus dem Gemeinschaft«- Vermögen berichtigt werden. Mit diesen Bestimmungen würde es im
Widerspruch stehen, wenn die Frau in ihrer Eigenschaft als Gläubigcrin des Gemciuschafts- Vermögens
Namens ihres Sonderguts auf einem Umwege durch ein gesetzliches Pfandrecht wieder ein Vorrecht vor
allen Gemcinschafts- Gläubigern erlangte; sie kann vielmehr als Gläubigcrin der Gemeinschaft nur mit
allen übrigen Gemcinschafts- Gläubigern in IriKnwin gehen (clr. Zachariae Eivilrecht III. p:i^. 219).
So wie bei der allgemeinen Gütergemeinschaft von einem gesetzlichenPfandrecht der Frau überhaupt nicht
die Rede sein darf, so muß auch bei der partikulären Gütergemeinschaft das in die Gemeinschaft fallende
Vermögen davon ausgenommen sein. Hiermit stimmt auch das französischeRecht überein; wiewohl nach
demselben die Frage, ob die zur Gemeinschaft gehörenden Immobilien Objekt des Pfandrechts sind,
bestrittcn ist l>tr. Zachariae Civilrecht II. tz. 264 i>n,F. 101 und Note 22).

Was die Fassung des Entwurfs betrifft, so ist darin vorausgesetzt, daß die in Berathung be¬
griffenen Gesetzentwürfe, betreffend die Verbesserung des Hypothelenwcscns und die Einführung der
Konlursordnung vom 8. Mai 1855, Gesctzeikraft erlangen werden. Der Entwurf setzt demgemäß an
die Stelle des bisherigen gesetzlichen Pfandrechts einen bloßen Pfandrcchtstitcl und beschränkt diesen auch
auf die zum Sondergut des Mannes gehörenden Immobilien. Ueber die Erwerbung des dinglichen
Rechts, über die näheren Modalitäten und Fristen der Gcltendmachung des Pfandrechlstitcls, sowie über
die Priorität werden die Bestimmungen der allcgirtcn besonderenGesetze maßgebend sein, weshalb es hier
besonderer Bestimmungen darüber nicht bedürfte.
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Zu 85- 42 bis 4l>.

1, Nach §§. 332 bis 395 Allgemeinen ^andrcchts 11. I kann, wenn der eine Ehegatte mehr
Schulden als Vermögen in die Ehe gebracht hat, der andere innerhalb zweier Jahre nach voll
zogener Ehe auf Absonderung des Vermögens mit der Wirkung antragen, daß die vorehelichen
Gläubiger des verschuldeten Ehegatten sich nur an das abgesonderte Vermögen ihres eigent¬
lichen Schuldners halten tonnen, im Uebrigen dagegen, namentlich bezüglich der ehelichen
Schulden, die Gütergemeinschaft mit allen ihren Wirkungen fortbesteht. Diese, eine Art von
Restitution gegen die Eingehung der Gütergemeinschaft statuirende Bestimmung, worüber nach
dem gemeinen'Recht gestritten wird (Gründler Polemik 111. pa,^. 203 »e^.), ist den sammt
liehen ostrhcinischen Partikularrcchien, sowie auch den; (ü<„!« fremd, und sie ist in den Entwurf
um so weniger aufgenommen, da sie auch im Bereich des Allgemeinen Landrcchts nur äußerst
selten zur Anwendung tomnit,

2. Der «<»1e: (Art. 1413 8<iej.) räumt der Frau das Recht ein, ans Vermögens-Absonderung
anzutragen, wenn die Verhältnisse des Mannes dergestalt zerrüttet sind, daß die Frau wegen
ihrer vcrmögcnsrcchtlichenAnsprüche gefährdet ist. Ein solches Recht räumen auch die Lehrer
des gemeinen Rechts der Frau ein, wenngleich sich feste Grundsätze über die Voraussetzungen
und Formen der Gcltcndmachung dieses 'Rechts, und die Wirtungen der Absonderung im gemeinen
Rechte nicht festgestellt haben (ct'r. Walter Privatrccht ^. 21!, 2,0; Mittcrmaier Privatrecht
II. ß. 40U; Runde Güterrccht tz. 100; Vlunlschli Privatrecht II. 8- ^.4 Nr. 4; Mauren-
brcchcr Privatrccht II, ß. 544 Nr. 2). Die Billigkeit erfordert es, daß das Gesetz, welches
dem Mann die ausgedehntesten Disvositionsbefugnissc beilegt, der Frau ein Mittel gewähren
muß, den Verlust ihics Vermögens und ihrer Subsistenz abzuwenden, wenn der Mann von
seinen Befugnissen einen die Frau gefährdenden Gebrauch macht. Der Frau muß ein solches
Mittel auch schon ehe der Mann in vollständigen Verfall des Vermögens gerathen ist, gewährt
werden; sie muß schon ehe es zu spät ist, den Folgen der sie gefährdenden Handlungsweise
des Mannes durch den Antrag auf Vermögens-Absonderung vorbeugen können. Die Aus¬
übung dieser Befugnisse der Frau kann auch nicht von einein dolosen Verfahren oder groben
Verschulden des Mannes abhängig gemacht werden ; der (^«Is nimmt es mit Recht als genügend
an, daß die Vermögens - Angelegenheiten des Mannes thatsächlich zerrüttet und die Ansprüche
der Frau dadurch gefährdet sind. Näher lassen sich die Voraussetzungen der Absonderung
gesetzlich nicht dcfiniren; vielmehr muß es dem vernünftigen richterlichenErmessen im einzelnen
Falle überlassen werden, ob die Frau durch den Vermögcnszustand des Mannes wirtlich
gefährdet sei (cH-. Zachariae Eivilrecht III. §. 510).

3. Die Bestimmnng des §. 43, daß die Vermögens - Absonderung nur durch gerichtlichesUrtheil
erfolgen kann, 'folgt mit Eonsequenz aus der Bestimmung des §. 85, wonach eine vertrags¬
mäßige Aushebung der Gütcrgcmcinfchaft mit rechtlicherWirkung gegen Dritte während der
Ehe nicht stattfindet; die Zulassung einer freiwilligenVcrmögens-Absondcrung würde Eollusionen
der Ehegatten zum Nachtheil ihrer Gläubiger Vorschub leisten. Um diesen entgegenzutreten,
darf aucl, das Geständnis; oder die Eontumaz des Mannes allein nicht als entscheidend angesehen,
die Absonderung darf vielmehr nur ausgesprochen werden, nachdem das Gericht sich durch eine
(!lru«-r«Wxnitiu davon überzeugt hat, daß die gesetzlichen Voraussetzungen der Absonderung
vorliegen. Damit stimmt der <üuäo Art. 144 l -rl. 2 (otr. Zachariae tz. 51«) überein.

4. Die weiteren Bestimmungen des Entwurfs stimmen im Wesentlichen mit den Vorschriftendes
Loil« übcrcin. Es sind nur die Formen des Versahrens den überhaupt im ostrhcinischen Be¬
zirke geltenden Vorschriften mehr angepaßt und möglichst vereinfacht, auch diejenigen Bestim¬
mungen des Loäo, welche als Eigenthümlichkeiten des französischenRechts erscheinen und in
das nm Ostrhein geltende Rechlssnstcm nicht passen, nicht aufgenommen worden. Dahin ge
hört die, ohnehin durch die Praxis bereits gemilderle Bestimmung des Art. 1444, ferner Art.
144L 1447. Der H. 45 -rl. 1 entspricht sowohl den Grundsätzen des gemeinenProeeßrechts,



als dem 0nc1o Art. 27! ^achariae III. 8, "l>9 >>^, I'),! Nr. 4). Bezüglich der Befugnisse
der Frau nach erfolgter Vermogenssonderung dienen im Allgemeine», soweit der §, 44 nicht
alle Fälle erschöpft, die bezüglich des Paraphernal-Vermögens geltenden Bestimmungen des
gemeinen Rechts zur Richtschnur.

Zu § 4 7.
1. Wegen Ueberschuldung des Mannes kann die Frau schon nach gemeinem Rechte ihr Vermögen

während der Ehe zurückfordern (Schweuue Privatrecht Band IV. 8' N8N) dasselbe ist im §.
25»^ Allgemeinen Landrechts II. 1 bestimmt. Es unterliegt deshalb keinem Bedenken, der
Frau, wenn über das Vermögen des Mannes Eoncurs eröffnet ist, den Antrag auf Ver-
mögens-Absonderung einzuräumen. Im Uebrigen ist der Entwurf davon ausgegangen, daß
der in der Berathung begriffene Gesetzentwurf, betreffend die Einführung der Concursordnung
vom 8. Mai 1855 in dem Bezirk des Iustiz-2enats, Gesetzeskraft erlangen wird, so daß die
Bestimmung des §. 04 der Concursordnung hier weitere Bestimmungen entbehrlich macht.
Dadurch mrd auch die Sann-Altenlirchensche Verordnung vom 3. Dezember 1750 (Scotti II.
z>u,8. 719) ihre Erledigung finden, wonach auffallender Weise der geltenden Mobiliar-Gemein¬
schaft ungeachtet die Frau ihr Mobiliar-^llat aus der Concursmasse des Mannes zurück¬
fordern kann.

2. Im Falle der beständigen Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett hören ebenso wie im
Falle der Ehescheidung alle vermögensrcchtlichcn Wirkungen der Ehe gänzlich auf. Dies ist
bezüglich der zeitigen Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett an sich nicht der Fall; es
entspricht aber der Natur des Verhältnisses, daß, nachdem die Ehegatten rechtskräftig zeitig
von Tisch und Bett getrennt worden, die Frau auch ihr Vermögen, sowohl ihr Sondergut,
als ihren Antheil am Gemeinschaftsuermögen, zur eignen Verwaltung zurückfordernkann, ohne
daß dadurch im Uebrigen die den Ehegatten gegen einander und gegen ihre Kinder obliegen¬
den Pflichten nlterirt werden (üt'r. coäc, Art. 1119, 14511 Zachariae Ciuilrccht lll. tzz. 494,
495). Auch im Falle der Wiedervereinigung der Ehegatten tritt die Gütergemeinschaft nicht von
selbst, sondern nur nach Maßgabe des §. 4U des Entwurfs wieder ein.

Zu §§, 48, 49.
1. Die Theilung des Gcmcinschafts-Vermögens in zwei Hälften entspricht dem Allgem"inen Land-

recht, dem <üaclo (Zachariae Eivilrecht III. z,a,F. 25?) und den meisten der bisherigen Partikular-
rechte; nur nach dem Mainzer Laudrecht und nach einer im größeren Theile des Bezirks des
Gerichts-Eommission Dierdorf geltenden Observanz erhält der Mann rezr,. dessen Rechtsnach¬
folger "/,,, die Frau rL«i>. deren Rechtsnachfolger ^ des Gemeinfchafts-Vcrmögens (Schwert-
und Nocken-Theil).

2. Ueber die uermögensrechtlichen Wirkungen der Nichtigkeitserklärung der Ehe, sowie der Ehe¬
scheidung und der beständigen Trennung von Tisch' und Bett bestimmt der Entwurf nichts i
es bleibt in dieser Beziehung beim gemeinen Rechte. Hier ist nur der Einfluß auf das Erb¬
recht zu berühren. Daß durch die zeitige Trennung von Tisch und Bett und durch die Ver-
mögens-Nbsonderung das Erbrecht des überlebenden Ehegatten nicht ausgeschlossen werde,
bestimmt auch Art. 1452 des Cucl« (c-lr. Vluntschli Privatrecht II. ß. INI Nr. U). Dagegen
ist mit der definitiven Auflösung der Ehe der Grund eines Erbrechts der Ehegatten weg¬
gefallen (etr. tz. 34 Tit. VI. des Trierschen Landrechts! Kap. 1<> Th. IV. der Nassau-Katzen-
ellcnbogenschenLandesordnung).

Zu ß. 5U.

I. Nach den meisten der bisherigen Partikularrechte fällt bei beerbter Ehe das Gemeinschaft^
Vermögen (aktiv und passiv) zur Hälfte dein überlebenden Ehegatten, zur Hälfte den Kindern



zu; letztere erben das Sondcrgut ihres verstorbenenParens, nwgegen der überlebendeEhegatte
sein Condergut behält. Nach KölnischemRecht erhalt jedoch der überlebende Ehegatte außer
seinem Immubiliar-Illat die sämmtlichen Mobilien und muß sämmtlicheMobiliar-Schulden,
die vorehelichen nicht ausgeschlossen,bezahle»! die Kinder erhalten das Immobiliar -Illat des
verstorbenen Parens und den ganzen Immobiliar-Acquäst, müssen dagegen auch die sämmt¬
lichen etlichen Immobiliar.Schulden bezahlen. Nach Trier'schemRecht erhält der überlebende
Ehegatte außer seinem Immobiliar-Illat und seiner Hälfte des Immobiliar-Äcquäst'o und der
Mobilien noch eine nach der Zahl der Kinder sich richtende Viril - Portion von der andern
Hälfte der Mobilien. Nach der Nassauischen Landesordnung erhält der überlebende Ehegatte
außer seinem Illat und der halben Errungenschaft noch die Hälfte des Mobiliar - Illats des
verstorbenen Ehegatten. Nach Mainzer Landrecht und nach Dierdorfer Observanz wird, wie
schon bemerkt worden, die Errungenschaft zu ^ und ^ vertheilt.

Der §.50 des Entwurfs hat sich, dem fast einstimmigenAntrage der Vertreter der Land -
und Stadtgemeinden gemäß, ganz den Nestimmungen des Allgemeinen Landrechts (M. 663,
664, 623, 621, 63U II. 1) angeschlossen, welches sich von den meisten der bisherigen Parti-
tularrcchte darin unterscheidet, daß es dem überlebenden Ehegatten eine Quote des Sonderguts
des erstverstorbenen Ehegatten als Erbtheil zuweist.

Unter dem Ausdrucke „Kinder" sind im §. 50 sowohl, als in den weiteren Bestim¬
mungen des Entwurfs nicht blos die Kinder im engsten Sinne, sondern auch die nn Falle
des Absterbens derselben an deren Stelle tretenden weiteren Descendenten mitbegrissen.

. Nach allen bisherigen Partikularrechten hat der überlebende Ehegatte ein Nießbrauchsrecht an
den Erbtheilcn seiner leiblichen Kinder. Dieses Nicßbrcmchsrechtist, wenn der überlebende Ehe¬
gatte im Wittwenstande verbleibt, ein lebenslängliches; er ist auch nur nach der 'Nassauischen
Landesordnung verbunden, den Kindern bei ihrer Vcrheirathung oder bei der Errichtung einer
eigenen Haushaltung die Hälfte des dem Nießbrauch unterworfenen Vermögens herauszugeben;
nach allen übrigen Partitularrechten ist er in den angegebenen Fällen nur zur Ausstaltuug
verbunden. Selbst für den Fall der Wiedcruerheirathung ist das Nießbrauchsrccht nach Tricr-
schem, Solmsischcm und Kölnischem Recht ein lebenslängliches; nach den übrigen Partikular-
rechten muß dagegen der zur weiteren Ehe geschrittene Ehegatte den Kindern bei ihrer Ver-
heirathung, eignen Etablirung oder Großjährigkeit ihren Antheil an dem, dem Nießbrauch unter¬
worfenen Vermögen ganz oder zum Theil herausgeben, und zwar nach Vendorfer N cht das
Illat des verstorbenen Ehegatten, nach Altcnkiichcner Recht die Mobilien und die Hälfte der
Immobilien, nach der Nassauischen ^andesordnung die Hälfte des nießbrcmchlichcnVermögens,
nach Hachenburger und Mainzer Recht das ganze nießbrauchlicheVermögen.

Eine fortgefetzte Gütergemeinschaft (cmruiuum i.rur^nt-r), welche überhaupt bei der
partikulären Gütergemeinschaft weit seltener vorkommt, als bei der allgemeinen Gütergemein¬
schaft, ist im ostrheinischenBezirke nur in den >'zu den Grafschaften Sann-Altcnlirchen und
Sayn-Hachenburg gehörenden Landestheilen hergebracht. Sie hat sich dort aber nach einstim¬
migem Zeugnisse in der Praxis vorzüglich bewährt und enthält auch nichts dem Wesen der
partikulären Gütergemeinschaft Widersprechendes. Es hat sich daher kein Bedenken gefunden,
dieselbe dem fast einstimmigen Antrag der Vertreter der Land- und Stadt.emeinden, sowie
dem Antrage der überwiegenden Mehrzahl der betheiligten Gerichte gemrß in den Entwurf
aufzunehmen, zumal sie die Verhältnisse nach Trennung der Ehe dnvch den To d eines Ehe¬
gatten wesentlich vereinfacht, und manchen Streitigkeiten zwischen Eltern und Kindern und
dem frühzeitigen, in vielen Fällen zwecklosen uud unnüthige Kosten und V/ä'tigungen herbei¬
führenden Einschreiten der vormundschaftlichenBehörden vorbeugt. In d.mjen gen Theilen des
ostrhcinischenBezirks, in welchen eine fortgesetzte Gütergemeinschaft nicht besteht, hat sich praktisch
auch eine Annäherung an dieselbe schon dadurch angebahnt, daß nach vielen Partilularrecht.n
ein Inventar erst bei Eingehung einer weiteren Ehe gelegt zu werden braucht, und da dann
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in den meisten Fällen der Zustund des Vermögens zur Zeit der Trennung der Ehe nicht
mehr genau zu ermitteln ist, derjenige zur Zeit der Eingehung der zweiten Ehe wenigstens
zum Theil der Auseinandersetzung zu Grunde gelegt wird.

Was die einzelnenBestimmungen über die fortgesetzteGütergemeinschaft betrifft, so haben
sich die Vertreter der Land- und Stadtgemeinden einstimmig dafür ausgesprochen, daß die Be¬
stimmungen des Westfälischen Güterrechtsgesetzes, soweit nicht eine Abweichung durch die Ver¬
schiedenheit des Systems bedingt werde, zur Grundlage zu nehmen seien. Diesem Antrage
mußte schon im Interesse der Erreichung einer möglichsten Nechtseinheit unbedenklichStatt
gegeben werden. Eine Abweichung wird nur dadurch nöthig, daß in Westfalen die allgemeine,
im ostrheinischen Bezirke dagegen nur eine partikuläre Gütergemeinschaft besteht; es bedarf
deshalb hier besondererBestimmungen bezüglich des Sonderguts der Ehegatten; die das gemein¬
schaftliche Vermögen betreffendenBestimmungen eignen sich dagegen zur unveränderten Annahme
mit wenigen, unten zu erörternden Ausnahmen.

3. Die Bestimmung, daß jeder der Ehegatten letztwillig die fortgesetzte Gütergemeinschaft unter¬
sagen kann (ß. 50 -ü. 2, tz-76 „,,. 2) stimmt auch mit dem Westfälischen Gesetze (ß. 10 »l.
1, H. 14 Nr. 5) überein.

Zu M 5>1. bis 53.
1. Die Bestimmung des tz. 5,1 folgt aus dem Wesen der fortgesetztenGütergemeinschaft und ent¬

spricht dem tz. 10 lü. 2, 3 des Westfälischen Gesetzes. Bedenken könnte nur die Bestimmung
erregen, daß jeder Erwerb des überlebenden Ehegatten, welcher während stehender Ehe nach
den Grundsätzen der W. 3 bis 7 in die Gütergemeinschaft gefallen sein würde, in die fort¬
gesetzte Gütergemeinschaft fallen foll, während von Seiten der Kinder nur der Ertrag ihrer
Beihülfe in dem elterlichen Gewerbe oder Haushalt hineinfällt. Hierdurch wird eine offenbare
Ungleichheit hinsichtlichder Beiträge der Theilhaber der fortgesetzten Gütergemeinschaft zu dem
Gemeinschafts- Vermögen begründet, namentlich in dem Falle, wenn dem überlebenden Ehe¬
gatten noch eine Erbschaft von seinen Eltern in Aussicht steht. Aus diesem Grunde haben
sich auch angesehene Germanisten gegen eine solche ungleiche Behandlung ausgesprochen (otr.
Walter Privatrecht H. 235). Der Entwurf ist aber, dieser Bedenken ungeachtet, der Rechts¬
gleichheit wegen dem Westfälischen Gesetzegefolgt.

2. Das im z. 52 bezeichneteVermögen in oer Substanz nach dem verstorbenen Ehegatten bereits
bei Lebzeiten angefallen und kann daher insoweit nur ebenso, wir eine ihm bei Lebzeiten an¬
gefallene Erbschaft, welche mit einem fremden Niehbrcmchsrechte nicht belastet ist, behandelt
werden. Das darauf haftende Nießbrauchsrecht kann nur die Wirkung haben, daß erst nach
dessen Beendigung die Nutzungen in die Gütergemeinschaft fallen. Einer ausdrücklichen Be-
stimmung hierüber bedürfte es, weil die Frage nach gemeinem Rechte bestritten ist, indem
einige Nechtslehrer annehmen, daß nur dasjenige Vermögen, welche« zur Zeit des Todes des
erstverstorbenen Ehegatten bereits in seinem Gcwere war, dem Nießbrauch«: des überlebenden
Ehegatten unterliege. In einem Theile des Kreises Wetzlar hat sich auch ein dieser Annahme
entsprechendes Gewohnheitsrecht ausgebildet, wogegen in dem größeren Theile des ostrheini¬
schen Bezirks der entgegengesetzte, im Entwurf ndoptirte Grundsatz theils durch ausdrückliches
Gesetz sanktionirt, theils durch die Praxis festgestellt ist. Die Vertreter der Land- und Stadt-
gemeinden haben sich für die Bestimmung des Entwurfs ausgesprochen.

3. Der z. 53 hat das Peculiar-Vcrmügen der Kinder, im Gegensatze desjenigen, welches sie von
dem erstuerstorbenen Ehegatten geerbt, zum Gegenstände. Dem Vater steht das Nutzungsrecht
daran schon vermöge seiner väterlichen Gewalt zu', die Mutter hat dasselbe nach gemeinem
Rechte nicht. Eine Unterscheidung zwischenVater und Mutter ist aber bei der fortgesetzten
Gütergemeinschaft möglichst zu vermeiden: der Mutter, welche in der prorngat» gleiche Dis¬
positionsrechte und gleiche Verpflichtungen hat, wie der Vater, dürfen auch die dem Vater
zustehenden Nutzungsrechte nicht versagt werben. Die Kinder sind (otr. oben Nr. 1) ohnehin
schon begünstigt in der i>ror»»MtH,indem ihnen ihr Erwerb nach H. 51 in viel weiterem Um-
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fange verbleibt, als dem überlebenden Parens i die Gemeinschaft ist zum Nachtheile des über¬
lebenden Ehegatten eine ungleiche. Es ist daher billig, daß wenigstens die Nutzungen des
Peculiar-Vermögens in die Gemeinschaft fallen, bis die Kinder in die Lage kommen, ihres
Vermögens zur Gründung einer selbstständigen Existenz zu bedürfen. Die Bestimmung des
Entwurfs findet sich auch bereits in mehreren der bisherigen Partikularrechte. z, B. §. 9 Tit.
VIII. der Kölnischen Rechtsordnung, ß. ?. Tit. VIII. des Trier'schen Landrechts, Die Vertreter
der Land- und Stadtgemeinden haben sich einstimmig für die Bestimmung des ß. 53 des
Entwurfs ausgesprochen.

Zu §. 54.

1. Die Befreiung des überlebenden Ehegatten von der Inventarisat'on entspricht dem §. 11 des
Westsälischen Güterrechtsgesetzes. Die Ausdehnung dieser Befreiung auf das Sondergut des
erstverstorbenen Ehegatten kann um so weniger einem Bedenken unterliegen, da das Sondergut
der Regel nach nur in Immobilien besteht, wobei eine Verdunkelung nicht zu befürchten ist.
In denjenigen der bisherigen Partikularrechte, nach welch en ein Inventar wahrend des Witt¬
wenstandes nicht zu legen ist, wird auch zwischendem Gemeinschafts Vermögen unddemSon-
dergut nicht unterschieden. Bezüglich des Pcculiar-Vermögens der Kinder (§, 58) besteht für
den Vater eine Verpflichtung zur Inuentarisation schon nach gemeinem Rechte nicht; eine ver¬
schiedeneBehandlung der Mutter läßt sich aus den fchon angeführten Gründen nicht rechtfer-
fertigen. Daß bei der Großjähriglcit, Verheirathung oder eignen Wirthschafts-Einrichtung den
Kindern auf Verlangen ein Vcrzeichniß ihres Peculii gegeben werde» muß, ergiebt sich von
selbst aus der Verpflichtung zur Herausgabe in diesem Zeitpunkte.

2. Nach gemeinem Römischem Recht ist nur der Vater, nicht die Mutter zur Aussteuer der
Tochter verpflichtet (c-tr. Schweppe Privatrecht IV. z. 67». Im Deutschen Recht hat sich in
Folge der veränderten ehelichenGütcrverhältnisse eine Verpflichtung beider Eltern, sowohl den
Söhnen, als den Töchtern eine Aussteuer zu geben, ausgebildet Walter Privatrccht §. 238,
Runde Güterrecht tz. 117). Diese Verpflichtung beider Eltern entspricht namentlich dem Sy¬
stem der fortgesetzten Gütergemeinschaft, da sie das ganze Vermögen der Kinder in Besitz und
Nutzung haben, und es daher der Billigkeit entspricht, daß sie den Kindern zu ihrer Einrich¬
tung eine entsprechende Ausstattung geben. Zunächst ist jedoch das besondere Vermögen der
Kinder (§. 53) dazu zu verwenden, und erst in Ermangelung eines solchen eigenen Vermögens
der Kinder das von dem erstverstorbenen Parens ererbte Vermögen anzugreifen. Eine nähere
Bestimmung des Betrags der Aussteuer, wie solche i.> einem Theile der bisherigen Partikular¬
rechte erfolgt ist (elr. oben zu §. 50 Nr. 2), erscheint nicht thunlich, da der überlebende Ehe¬
gatte während der proroMa kein Inventar zu legen hat. Der Betrag kann daher nur
allenfalls nach Vernehmung von Personen, welche mit den Nermügensverhältmssen bekannt
sind, arbitrirt werden.

Hu W. 55 bis 59.

1. Die Nestimmungen über die Dispositionsrechte des überlebenden Ehegatten über die Ersatz¬
ansprüche und über die während der ^o^t. Entstehenden und anerfallenden Schulden
correspondiren genau mit den während stehender Ehe geltenden Bestimmungen "e ^esug-
nisse der Kinder, Schulden zu machen und Dispositionen zu treffen werden durch die sort¬
gesetzteGütergemeinschaft nicht berührt, richten sich vielmehr nur nach gemeinem stecht

2. Nach 8. 10 lü. 4 des Westsälischen Gesetzes kann der überlebende Ehegatte allein durch emen
Uebertrags-Vertrag über das ganze gemeinschaftlicheVermögen 3« Gunsten eines der Kmder
verfügen er muß nur jedem Kinde das zukommen lassen, was es w"n« Schichtung er^
würde. Diese Bestimmung ist eine Anomalie des Westfälischen
dem überlebenden Ehegatten, auch der Mutter, eine Vefugmh eingeräumt .st welchemcy.
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einmal dem Manne während der Ehe zusteht. Sie ist in den Entwurf nicht aufgenommen
worden, zumal keines der bisherigen Panikularrechte eine fo exorbitante Vorschrift enthält.

3. Auch die Bestimmung des z. 10 des Westfälischen Gesetzes ist dem einstimmigen Antrage
der Vertreter der Land- und Stadtgemeinden gemäß nicht in den Entwurf aufgenommen
worden. Sie enthält ebenfalls eine Besonderheit des Westfälifchen Gütcrrechts, welche aus
den allgemeinen Principien der Gütergemeinschaft nicht folgt und sich nur in sehr wenigen
Siatuten findet. Die Bcfchrcinkung der Kinder in der Disposition über ihren Antheil an
dem zur Gemeinschaft gehörenden Vermögen (§. 10 »1. 2) erscheint auch entbehrlich. Das
Eindringen heterogener Elemente in die rn-m-u^at-i,ist nicht zu besorgen oder bringt doch keine
erhebliche Rachtheile mit sich, da der Successor des Kindes natürlich nicht mehr Rechte als
das Kind selbst hat, die die Rechte Kinder während der pi-oru^-lt-r aber höchst unbedeutend sind. Auch
eine Aenderung der Intestat-Erbfolge in Bezug auf den Antheil eines wahrend der purug-litH
verstorbenen lindes, namentlich die Ausschließung des überlebenden Ehegatten zu Gunsten
der Geschwister (5. 16 »I. l, 3), kann nicht als ein Bedürfniß anerkannt werden.

4. Die Bestimmung des H. 50 ist eine nothwendige Eonsenuenz des §i. 53; es liegt jedoch keine
Veranlassung vor, die dem Vater schon nach gemeinem Rechic zustehenden größeren Befugnisse
einzuschränken. Es tonnte sich nur fragen- ob nicht dem überlebenden Ehegatten, ohne Unter¬
schied zwischen Mutter und Vater, in Bezug auf dasPeculium der minder dieselben Dispo-
sitionsrechte einzuräumen seien, welche demselben im 5. 55 des Entwurfs in Bezug auf das
auf die Kinder vererbte Eondergut des erstvcrsterbenen Ehegatten eingeräumt sind. Es wür¬
den sich hierfür erhebliche Zweckmäßigteitsgründe anführen lassen! darin würde aber eine Ab¬
weichung von dem WestfälischenGüterrecht liegen, wofür keine überwiegende Gründe sprechen.

5. Der ß, 5^ ul. 1 entspricht dem §. 1« lü. ! des Westfälischen Gesetzes und rechtfertigt sich
dadurch, daß die Kinder während der ^i'»>-«^:ltu, weil der überlebende Ehegatte nicht zur
Inuentcnlegung verpflichtet ist, gar nicht in der Lage sind, dasjenige zu erfüllen, wodurchnach
dem geltenden Recht das Iiunetiuiuin invoirwri! bedingt ist.

Die auf demselben Grunde beruhenden Begünstigungen der Kinder bezüglich der elter¬
lichen Schulden bei der Auflösung der Gütergemeinschaft l§. !" n>. 2 des Westfälischen
Gesetzes) folgen des bessern Zusammenhangs, wegen erst im tz. «3 des Entwurfs.

6. In der bisherigen P-.ar.is sind sehr häufig Inconvenienzen und Weiterungen dadurch ent¬
standen, daß aus einem gegen den überlebenden Ehegatten erstrittenen Iudicat die Execution
nicht ohne Wcitercs in das gemeinschaftlicheVermögen vollstrecktwerden dürfte, weil die Kin¬
der Miteigenthümer desselben waren, und namentlich die überlebende Mutter nicht als gesetz¬
liche Vertreterin der Kinder anerkannt wurde. Die Gläubiger, welche dadurch genöthigt wur¬
den, nachdem sie ein Iudicat gegen den überlebenden Ehegatten erstritten, nochmals gegen
die Kinder zu klagen, sind dadurch in vielen Fällen zwecklosüber Jahr und Tag hingehalten
worden. Diesem Uebelstnndc soll der §. 5^ -ü. 2 abhelfen. Es ist consequcnt, daß, da der
überlebende Ehegatte durch seine Dispositionen das Gemeinschafts-Vermögen verpflichtet, ein
gegen ihn ergaugencs Urtheil auch ohne Weiteres in das Gemeinschafts-Vermögen muß voll¬
streckt werden können. Auf der anderen Seite ist es auch consequent, daß selbst, wenn der
Vater der überlebende Theil ist, aus einem gegen ihn erstrittenen Iudicat die Erekution nur
in das Gemeinfchafts-Vermugen, nicht auch in das Sondergut der Kinder vollstreckt werden
kann, da der überlebende Ehegatte nach tz. 55 über das Sondergut der Kinder nicht einsei¬
tig disponiren kann.

Zu 88- >W bis 04.

1. Die Gründe der Beendigung der fortgesetzten Gütergemeinschaft ltztz. 00, 01) stimmen mit §8»
13, 14 des Westfälischen Gesetzes überein. Die lctztwillige Nestinnnung des erstuerstorbenen
Ehegatten (§. >4 Nr. 5 des Westfälischen Gesetzes) ist hier nochmals als Aufhebungsgrund
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aufgeführt, weil schon im §. 50, sowie auch im 8, ^> des Entwurfs bestimmt ist, daß die
M)i'<,!>-l»tHgar nicht eintritt, wenn sie durch letzten Willen untersagt ist.

So wie dem in Westfalen geltenden Rechte die Vermo'gensM'sondcning während der
Ehe (tz 42 des Entwurfs) fremd ist, fo fehlt dort auch ein entsprechendesNecht der Kinder,
auf Auflösung der prnro^lltü zu dringen. Der §. «4 Nr, » des Entwurfs dagegen rechtfer¬
tigt sich durch die Consequenz, daß das Schutzmittel, welches der 8. <2 der Ehefrau gewahrt,
aus gleichen Gründen auch den Kindern gegeben werden muß, wenn der Überlebendep-rron»
durch schlechte Wirthschaft in seinen Vermögensverhaltnissen zurückgeht, und die Rechte der
Kinder dadurch gefährdet werden l>kr. Runde (Mterrecht §. tl7 Nr. I, Bluntfchli Prinatrecht
U. pux. ?:? Nt. !x)

Mehrere der bisherigen Partikularrechte enthalten auch bereits die auf gleichem Grunde
beruhende Bestimmung, daß der überlebende Ehegatte wegen ordnungswidriger, die Sub¬
stanz des der Leibzucht unterliegenden Vermögens gefährdender Verwaltung seines Leib-
znchtrechts verlustig wird.

2- Der 5. «2 des Entwurfs stimmt mit dem 5- lb des Westfälischen Gesetzes überein. Die
im ?.I , augeordnete Auseinandersetzung nach dem Vermögcnszustande zur Zeit der Been«
dignug der i>iorn«2!:> (ex nun«) entspricht dem Wesen der fortgesetztenGütergemeinschaft.
Die im a!. 3 bezüglich der Eollation getroffene Bestimmung enthält eine wesentliche Ab¬
änderung des bisherigen Rechts, nach welchem die Kinder nur unter sich zu confcriren
hatten (clr. Nnndc Gütcrrecht ,,->^. 218), hat aber die Billigkeit für sich und trägt erheb¬
lich zur Vereinfachung der Theilung bei.

3- 8- 63 ->l. 2, 3, 4 des Entwurfs stimmen vollständig mit tz. 17 des Westfälischen Gesetzes
überein. Der ß. 63 a>. l enthält eine in dem Westfälischen Gesetze nicht enthaltende Be¬
stimmung, welche aber eben in dem Wesen der partikulären Gütergemeinschaft ihren Gruud
hat. Es ist schou oben angeführt worden, daß ein Hauptgrund, ans welchem die Ein-
wohner des ostrheinischen Bezirks die partikuläre Gütergemeinschaft beizubehalten wünschen,
darin liegt, daß man die ererbten Immobilien möglichst in der Familie erhalten will. Der
Entwurf hat nun, abweichend von den bisherigen Partitnlarrechten, dem überlebenden
Ehegatten ein Erbrecht zu '/.. an dem Sondergut des erstverstorbenen Ehegatten beigelegt.
Diese Bestimmung könnte zu dem Resultate führeu, daß die Sonderguts-Immobilien der
Blutsverwandtschaft ganz oder zum Theil entfremdet würden, wenn der überlebende Ehe¬
gatte rücksichtslos die Sublwstation zum Zwecke der Theilung nrgircn dürfte. Dies wird
dadurch abgewendet, daß uach dem EntWurfe die Kinder die Sondcrguts-Immobilien zum
Taxwerthe übernehmen dürfen. Es ist um so billiger, den Kindern dieses Recht zur Aus¬
gleichung dafür einzuräumen, da dem überlebenden Ehegatten nach tz. 63 al. 2 des Ent¬
wurfs und §. 17 des Westfälischen Gesetzes das Necht zusteht, das ganze gemeinschaftliche
Vermögen zum Tarwerthe zu übernehmen. Hierfür hat sich auch die Mehrheit der Ver¬

treter der Land- und Stadtgemeinden ausgesprochen. Der Fall, daß mehrere Kinder
vorhanden und über die Ausübung des fraglichen Rechts nicht einig sind, ist im Entwurf
uicht bcsoudcrs vorgesehen; die allgemeinen Grundsätze über das Verhältniß der Miterben
und Miteigentümer zu einander müssen darüber entscheiden.

4. §. 64 des Entwurfs stimmt mit 5. l9 des Westfälischen Gesetzes überein.

Zu «i. 65.
'. Nach gemeinem Necht steht den Kindern ein gesetzlichesPfandrecht an dem ganzen Ver¬

mögen des Vaters wegen des in den Händen des Vaters befindlichen Vermögens, welches
die Kinder von der Mntter oder den mütterlichen Großeltern ererbt haben, sowie wenn
der überlebende Ehegatte zur zweiten Ehe geschritten ist, an dem ganzen Vermögen des¬
selben wegen der sogenannten Iu«r.-> ni-iori« mati'n»<»>ii (vergl. zu §. 99 des Entwurfs)
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zu (Schweppe Priu Utrecht f,. 348 Nr. 5, 6). Der Entwurf generalisirt dieses Pfandrecht
insoweit, als er dasselbe wegen aller Ersatz-Ansprüche des Sonderguts der Kinder statuirt
l>lr. ß. 41 des Entwurfs), ferner indem er dasselbe auch der Mutter gegenüber in dem¬
selben Umfange, wie dem Vater gegenüber, den Kindern einräumt. Der Mutter können
nicht gleiche Dispositionsbefugnisse wie dem Vater-, eingeräumt werden, ohne den Kindern
auch ihr gegenüber gleiche Sicherheit zu gewähren. Daß ein solches Pfandrecht der Mutter
gegenüber bisher nicht bestand, hat zu vielfachen VeMionen geführt, indem die Vormund-
schafts - Behörden im Interesse der Kinder die Verwaltung der überlebenden Mutter in
lästiger Weise zu überwachen oder sie gar mit Cautionsbestellungen zu belästigen sich ver¬
bunden erachteten,

2- Die Bestimmung im ß. 65 »!. 2 beruht auf denselben Gründen, wie diejenige im tz. 8»!.
2 des noch in der Berathung begriffenen Entwurfs eines Hypothekengesetzes, wodurch
den Vormundschafts-Behörden bezüglich des gesetzlichenPfandrechtstitels des Pflegebefoh¬
lenen dem Vormund gegenüber eine gleiche Ermächtigung ertheilt wird.

Im Uebrigen statuirt der Entwurf statt des bisherigen gesetzlichen Pfandrechts nur
einen Pfandrechtstitel in der Voraussetzung, daß der gedachte Entwurf eiues Hypotheten-
gesetzes die gesetzlicheSanction erlangen werde.

Zu 88- 66 bis ?'».
1. Bezüglich der Vererbung der Substanz des Nachlasses macht es auch nach 5§. 623, 624

639, 663, 664 Allg. Landrechts !I. ! keinen Unterschied, ob der verstorbene Ehegatte
Kinder aus der letzten, oder aus einer früheren oder aus mehreren Ehen hinterläßt. Ein
Nießbrcmchsrecht des überlebenden Ehegatten ist auch nach 8- ^ des Westfälischen Gesetzes
nicht anerkannt. Damit stimmen auch dir meisten der bisherigen Partikularrechte überein.
Nur nach einem in den damals Kurtoluischen Landestheilen und in dem größeren Theil
des Bezirks der GerichtsCommission Dierdorf geltenden Gewohnheitsrechte stand bisher
dem Stief-Parens ein ganz gleiches Nießbrauchsrecht, wie dem leiblichen Parens an den
Erbtheilen der Stiefkinder zu, und »ach Trierischem Nechte hatte der überlebende Ehegatte
an den auf die Stiefkinder vererbten Immobilien ein Nießbrauchsrecht, jedoch nur an der
Hälfte auf Lebenslang, wogegen er die andere Hälfte den Stiefkindern bei ihrer Groß-
jährigkcit, Verheirathung oder eigenen Wirthschafts-Einrichtung herausgeben mußte.

2. Die Bestimmung des §. 68 des Entwurfs stimmt, was die Collation betrifft, mit tz. 8 des
WestfälischenGesetzes, bezüglich der Uebernahme prn taxn. Seitens des überlebenden Ehegatten
mit §. 7 al. 1, 5 und 8- 17 desselbenGesetzes überein. Was die Uebernahme der Sonder-
guts-Immobilien pr« taxa Seitens der Stiefkinder betrifft, so treffen auch hier die oben zu
tz. 60 bis 64 unter 3 entwickeltenGründe zu. Bezüglich der Eollation wird auf die Aus¬
führung unter 2 daselbst Bezug genommen.

3. In Ansehung der Erbtheile der unehelichen Vorkinder an dem Nachlaß der erstverstorbenen
Ehefrau wurden schon in der bisherigen Praxis ganz dieselben Grundsätze, wie in Ansehung
der Stieflinder befolgt (etr. auch H. 8. des Westfälischen Gesetzes).

Wenn der Mann zuerst stirbt und uneheliche Kinder hinterläßt, so würde aus gleichem
Grunde, Wie bei den unehelichen Kindern der Frau, ein Nießbrauchsrecht der überlebendenFrau
an den Erbtheilen der unehelichen Kinder des Mannes nicht anzuerkennen sein. Es bedarf
aber einer solchen Bestimmung nicht, da nach gemeinem Nechte die unehelichenKinder an dem
Nachlasse des Mannes, wenn dieser eine Wittwe hinterläßt, ein Erbrecht nicht haben (otr.
v. Holzschuher Theorieen :c. II. l >,kl>> 498 »e^. der ersten Ausgabe). Nach einzelnen
Partikularrcchten erben freilich die unehelichen Kinder des Vaters, auch wenn eine Wittwe
hinterbleibt, namentlich im Amtsbezirk Freusburg und in den Wiedfchen Bezirken («tr. Zu-
sammenstellung der ostrhcinischenPartikularrechte §. 781, NafsauifcheLandesordnung Theil lV-
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Cap. II. §. 1)^ allein diese Partikularrechte werden nach §, 98 des Entwurfs mit aufgehoben
und sind daher hier nicht zu berücksichtigen.

Auch rücksichtlich der legitimirten unehelichen Kinder, sowie der Adoptivkinder bedarf es
besonderer Bestimmungen nicht- die betreffenden rechtlichenVerhältnisse regeln sich nach ge¬
meinem Rechte.

Zu §§. 70 bis 73.
. Ueber das Erbrecht des überlebenden Ehegatten für den Fall des kinderlosen Absterbens des

anderen Ehegatten enthalten die bisherigen Partitularrechte wiederum sehr mannigfaltige, unter
sich sehr abweichendeNestimmungen. Zunächst erhält der überlebende Ehegatte sein Illat und
seinen Antheil an dem Gemcinschafts-Vermögen (regelmäßig die Hälfte, nach Mainzer und
Dierdurfer Recht ?,,, respeotiv« ^) zum Eigenthum. Nach Hachenburgcr und Mainzer Recht
erhält er keine weitere pcirtici 8wtut.«ria, muh vielmehr das Illat des Verstorbenen und
dessen Antheil am Gemeinschafts-Vermögen dessen Blutsverwandten, und zwar nach Hachen¬
burgcr Recht sofort, nach Mainzer Recht nach einer kurzen Frist herausgeben. Nach Kölner
und Sayn-Altcnkirchener Recht erhält der Ueberlebendesämmtliche vorhandenen Mobilien zum
Eigenthum, nach Trierischem Rechte erhält er in Eooeurrenz mit Verwandten bis zum vierten
Grade '^, in Concurrenz mit entfernteren Verwandten ebenfalls sämmtliche Mobilien; nach
der Nassauischen Landesordnung erhält er, außer den von ihm inferirtcn und der Hälfte der
errungenen Mobilien, auch die sämmtlichenvom Verstorbenen inferirtcn Mobilien zum Eigenthum.
Ein Nießbrauchsrccht an dem Nachlasse des Verstorbenensteht dem Überlebenden nach Hachenburger
und Mainzer Recht gar nicht zu. Nach den übrigen Partikularrcchten hat er den lebensläng¬
lichen Nießbrauch an dem ganzen Nachlasse des Verstorbenen, soweit dieser eigenthümlich den
Blutsverwandten zufällt i nur muß er nach TrierischemRechte in Eoncurrenz mit Verwandte»
bi« zum vierten Grade diesen ihren Mobiliar-Antheil (>/^) sofort herausgeben; nach Bendorfer
Recht muß er bei Eingehung einer zweiten Ehe den Blutsverwandten des Verstorbenen den
ganzen MoUliar-Nachlaß desselben herausgeben. Was die Schulden betrifft, so überkommt
nach Kölnischen, Recht der überlebende Ehegatte alle Mobiliar-Schulden, die auf feinem Illat
haftenden Immobiliar-Schulden und die Hälfte der ehelichenImmobiliar-Schulden, während
die andere Hälfte der letzteren den Verwandten zufällt. Nach dem Sayn - Altentirchenschen
Rechte vererben sich die Schulden nach einer Ansicht ebenso wie nach KölnischemRechte, wäh¬
rend nach einer andern Ansicht der überlebendeEhegatte alle Schulden ohne Unterschiedzwischen
Mobiliar- und Immobiliar-Schulden zu bezahlen hat. Nach Trierschem Rechte bleiben die
vorehelichenSchulden dem betreffenden Illat zur Last; von den ehelichenSchulden sind die
Mobiliar-Schulden aus den Mobilien, eventuell au? dem Immobiliar-Acquäst, evenwnl!
aus jedem Illat zur Hälfte, die Immobiliar-Schulden aber nach demselben Verhältniß, wie die
Immobilien sich «ererben, zu berichtigen. Nach der Nassauischen Landesordnung sind alle Schul¬
den ohne Unterschiedzwischenehelichen und vorehelichen und zwischenMobiliar- und Immobi¬
liar-Schulden von dem überlebenden Ehegatten zu bezahlen. Nach den übrigen Statuten ver¬
theilen sich die Schulden in demselben Verhältnisse, wie das Aktiv-Vermögen. Der Entwurf
hat von allen Bestimmungen der bisherigen Partikularrechtc über das Erbrecht gänzlich ab¬
gesehen und den: Antrage der Mehrheit der Vertreter der Land- und Stadtgemeinden gemäß
sich genau den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts M 02.'. bis l>30, 642 bis 646.
N63, 664 II. 1) angeschlossen.
Nach allen bisherigen Partitularrechten war der überlebende Ehegatte bei unbeerbter Ehe ver¬
bunden, binnen einer bestimmten Frist nach Auflösung der Ehe ein Inventar zu legen, und
die Versäumung dieser Pflicht ist in mehreren Statuten mit Verlust des Niehbrauchsrechts
bedroht. Auch nach dem Allgemeinen Landrccht ist :er Nießbraucher zur Inventarlegung ver¬
bunden. Im §. 72 »1. 2 ist dem überlebenden Ehegatten ebenfalls diese Verpflichtung auf¬
gelegt. Das Präjudiz des Verlustes des Nießbrauchs ist jedoch, da eine solche Strafe mit der
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Verschuldung in keinen, Verhältnisse steht, nicht beibehalten worocn. Die Substanz - Erben
können «voiitnuU die gerichtlicheInuentarisation beantragen.

Es ist Zweifel darüber erhoben worden, ob es. bei der Inuentarisation einer Zuziehung,
Beiladung oder Benachrichtigung der Substanz-Erben bedürfe. Die Vertreter der Land- und
Stadtgemeinden haben sich dafür ausgesprochen, daß der überlebende Ehegatte nicht verbun¬
den sei, die Substanz-Erben beizuladen oder zu benachrichtigen, sondern sie nur, wenn sie sich
meldeten, zulassen müsse. In dem Entwürfe ist indeß die Verpflichtung des überlebenden
Ehegatten, die Substanz-Erben vorher von der bevorstehenden Inuentarisation zu benachrich¬
tigen, ausgesprochen worden. Diese Verpflichtung ist, wie auch in imIicHnclo ausgesprochen
worden (Urtheil des Obertribunals vom 13. Mai 18L2), schon im gemeinen Rechte, sowie in
der Natur der Sache und dem Zwecke der Inventarisation begründet. Die Zuziehung der
Substanz-Erben bei der Inuentarisation ist das wirksamste Mittel, um Verdunkelungen des
Nachlasses und daraus hervorgehenden Streitigkeiten zwischendem überlebenden Ehegatten und
den Verwandten des verstorbenen vorzubeugen; es wird dadurch den Substanz-Erben Ge¬
legenheit gegeben, sofort die Berichtigung von unrichtigen Angaben des Niehbrauchers herbei¬
zuführen. Selbstverständliche Voraussetzung der Verpflichtung des Nießbrauchers zur Benach¬
richtigung der Substanz-Erben ist jedoch, daß sie erreichbar und ihr Aufenthalt dem Nieß¬
braucher bekannt oder doch bei einiger Diligenz in Erfahrung zu bringen ist,- daß der über¬
lebende Ehegatte z, B. nicht verbunden ist, einen nach Amerika ausgewanderten Miterben,
dessen Aufenthalt er nicht kennt, zu benachrichtigen oder gar eine öffentliche Bekanntmachung
in die Zeitungen einrücken zu lassen, versteht sich wohl von selbst, ohne daß es einer beson¬
deren Bestimmung im Gesetze bedarf.

3. Die Bestimmungen des ß. 73 (womit §. 7 al. 5 des Westfälischen Gesetzes zu vergleichen)
rechtfertigen sich durch dasjenige, was oben zu §§. W bis 64 unter 3 bemerkt worden.

Zu 8§. 74 bis ?U.
1. Sowohl nach gemeinem Rechte (Maurenbrecher Privatrecht II. p»A. 242 Nr. 4), als nach

sämmtlichen bisherigen Partikularrechten und nach dem l^ucle (Art. 142?,, Zachariae Civilrecht
111. >m^. l!)«, 100 Nr. ^ und Note 7) kann bei der partikulären Gütergemeinschaft jeder
Ehegatte einseitig über dasjenige letztwillig verfügen, was bei Beendigung der Geineinschaft
seinen Nachlaß bildet, also über sein Sondergut und über seinen Antheil an dein Gemein-
schafts-Vermögen. Dieser Grundsatz ist auch im H. 74 des Entwurfs beibehalten. Die ab¬
weichende Bestimmung des z. (> des Westfälischen Gesetzes, wonach bei beerbter Ehe die Ehe¬
galten nur gemeinschaftlichletztwillig disponiren können, bildet nicht einmal bei der allgemeinen
Gütergemeinschaft die Regel, paßt aber bei der partikulären Gütergemeinschaft um fo weniger,
da jedem Ehegatten die einseitige letztwillige Disposition über sein Sondergui keinenfalls ver¬
sagt werden kann.

Auch die Bestimmungen in: §. l0 -U. 4 des Nestfälischen Gesetzes, wonach der über -
lebende Ehegatte während der fortgesetzten Gütergemeinschaft über das ganze Gcmeinschafts-
Vermögcn unter den Kindern letztwillig disponiren kann, ist eine finguläre, welche sich zur
Aufnahme in den Entwurf nicht eignet. Keines der bisherigen Partilularrechte enthält eine
solche Bestimmung, und die Vertreter der Land- und Stadtgemeinoen haben sich dagegen
ausgesprochen.

2. Nach gemeinem Rechte ist es bestritten, ob und in wieweit, nachdem beide Ehegatten ein ge-
meinschaftlichcs re«pe«tiv« correspettives Testament errichtet haben, einer der Ehegatten die
Bestimmungen desselben durch eine einseitige letztwilligeVerfügung noch abändern könne; auch
die Partilularrechte enthalten abweichende Bestimmungen darüber. Ueber diese Frage soll
durch §. 74 nichts bestimmt werden; dieselbe ist vielmehr nach wie vor nach den Grundsätzen
des bisherigen Rechts zu entscheiden.



97

Ebenso ist es fellstverständlich, baß durch H. 74 an den Pflichttheilsrechtcn ,c, der
Blutsverwandten des verstorbenen Ehegatten nichts geändert wird.

3. Ob der Erbtheil des überlebenden Ehegatten (pnrtiu statut^i-ia) als ein Pflichttheil anzu¬
sehen sei, ist nach gemeinem Rechte sehr bestritten. Die überwiegende Mehrzrhl der Lehrer
des gemeinenRechts sehen sie als Pflichttheil an, welcher durch einseitige letztwilligeVerfügung
nicht entzogen oder geschmälert werden könne. In gleichemSinne ist die Frage auch im
Trierischen Landrecht entschieden, wogegen die Nassauische Landesordnung das Gegentheil be¬
stimmt,- die übrigen Parlitularrechtc berühren die Frage nicht. Der Entwurf hat sich den
Bestimmungen im §. 63 t AllgemeinenLandrechts II. 1. und im 8. 7 »I. 4 des Westfälischen
Gesetzes einfach angeschlossen.

4. Die Bestimmung, daß jeder Ehegatte einseitig bestimmen kann, daß sofort nach Auflösung der
Ehe die Schichtung eintreten solle, ist dem Westfälischen Gesetze §. 10 und ß. 14 Nr. 5 ent¬
nommen (ülr. Welter Güterrecht z, 168). Daß das nach §. 19 desselben Gesetzes auch nach
der Schichtung dem überlebenden Ehegatten eingeräumte Nießbrauchsrecht als Pflichtteil zu
behandeln sei, ist in diesem Gesetze nicht ausdrücklichausgesprochen, folgt aber von selbst daraus,
daß nach §. ti iliilltü» kein Ehegatte bei beerbter Ehe einseitig testiren, also auch keiner der¬
selben dem andern einseitig das in Nede stehende Nießbrauchsrecht entziehen kann. Da nach
8.74 des Entwurfs jeder Ehegatte einseitig testiren darf, so muhte im §. 72 »I. 2 jmes Rieh-
brauchsrccht ausdrüälich als Pflichltheil charalterisirt werden.

5. Der §. 76 nl. 1 des Entwuifs stimmt mit ß. 632 Allgemeinen Landrechts II. l überein;
§. 76 -rl. 2 entspricht sowohl dem gemeinen Recht, wonach die römischrechtlichenBestimmungen
über die rechtlicheWirkung der Verletzung des Pflichttheils der Blutsverwandten auf den
Pflichttheil des überlebenden Ehegatten keine Anwendung finden l^li-. Walter Privatrecht §.
419 III.), als auch dem Allgemeinen Landrecht (tz. 633 II. 1, §. 433 11. 2.)

Im §. 440 Allg. Landrccht II. 2 ist für die Pstichttheilsklage eine zweijährige Ver¬
jährungsfrist bestimmt; der Entwurf hat statt dieser ohnehin sehr kurzen Frist eine fünfjährige
Verjährungsfrist festgesetzt,weil diese Frist im gemeinen Recht für die Verjährung der quürolg
iiint'ticiulji tWtlunonti bestimmt ist (Schwepve Privatrccht ß. 967).

Fu 8§. 7? bis 79.
1. Die Gütergemeinschaft wird durch Auflösung der Ehe (durch Tod eines Ehegatten, Scheidung

und beständige Trennung von Tisch und Bett) und durch Vermögensabsondcrung beendigt
((^<tL Art. 1441; Zachariae Eivilrecht III. p-13. 232). Im Falle der Auflösung einer
beerbten Ehe durch den Tod dauert sie noch fort, bis ein eesetzlicher Grund der Aufhebung der
forlgesetzten Gütergemeinschaft eintritt. In allen diesen Fällen muß nach der Beendigung der
Gütergemeinschaft eine Auseinandersetzung eintreten. Daß bei dieser die allgemeinen, über
Erblheilungen geltenden Grundsätze zur Richtschnur genommen werden ((^«1u Art. 1476;
Zachariae I. 0. paz. 258), ist der Nawr der Sache gemäß. Aus dem W sen der partitulären
Gttlergcmeinschaft folgen aber noch einige besondere, bei der Theilung zu beachtende Grund¬
sätze. Das Vermögen besteht aus drei Massen, dein Sondergut des Mannes, dem SondcrM
der Frau und dem Gcmeinschafts-Vermögen. Mit jeder dieser drei Massen gehen, namentlich
bei einer Ehe von längerer Dauer, im Laufe der Zeit Veränderungen vor, wobei in vielen
Fällen Verwendungen aus der einen dieser Missen zum Besten der anderen erfolgen. Es ist
ein im gemeinen Recht und in allen Statuten, welche eine solche partikuläre Gütergemeinschaft
enthalten, anerkannter Fundamenlal^Grundsatz, daß diese Verwendu »gen durch Ersatzleistungen
ausgeglichen werden muss n, damit nicht eia Ehcmtte mit dem Schaden des andern sich be¬
reichere, oder zum Vortheil des andern verkürzt werde (ct'e. Mittcrmrier Privatrecht Band II.
P-rx. 438, 411. 416; Wrlter Privatrecht §Z. 217, 219 bis 22l, 227; Maurenbrcchcr Privat¬
recht II. §. 560 in ünc; Bluntschli Privalrecht II. PUS. 279, 282). Jener Grundsatz ist

13
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auch in allen bisherigen ostrheinischenPartitularrechten als unzweifelhaft anerkannt, ebenso im
(^oclc. Er läßt sich dahin zusammenfassen:

daß keine der drei Massen sich auf Kosten der andern bereichern, und daß jede Be¬
reicherung solcher Art ersetzt werden soll.

Es sind darin zwei wesentlicheErfordernisse des Ersatzanfpruchs ausgedrückt. Auf der einen
Seite wird nicht eine eingetretene Wertherhöhung einer Masse, welche durch eine Aufwendung
einer anderen Masse verursacht ist, ihrem vollen Betrage nach vergütet, sondern der Ersatz¬
anspruch kann nie den Betrag der Aufwendung übersteigen. Auf der anderen Seite wird eine
Aufwendung einer Masse zu Gunsten einer anderen nicht unbedingt vergütet, sondern nur
soweit die dadurch herbeigeführte Bereicherung der anderen Mafse reicht. Dieser Grundsatz ist
mit großer Conscquenz im s'«,<!« in zahlreichen Anwendungen durchgeführt (csi'. Art. 1403,
1406 bis 1408, 140!) Nr. 1, 2, Art. 1412, 1414 bis 111«, 1419, 1424, 1431 bis 1439,
1468 bis 1473, 147», 1479, l484, 1186, 1489, 1490, 1493, 1494; Zachariae Civilrccht III.
pÄz>'. 198 Nr. 1 und Note 4, pu^. 210, 217, szweiter Grundsatz!, ^'. 220, 221, j zweiter
Grundsatz, besonders Note 27s, ^. 223, 225, 227, 228, 231, 256). Diese Ersatzleistung
erfolgt jedoch erst bei Auflösung der Gemeinschaft. Es harmonirt nicht mit dem engen Ver¬
hältnisse, in welchemdie Ehegatten zu einander stehen, daß der eine gegen den andern seine
Ersatzansprüche schon wahrend der Dauer der Ehe rc^wutivo der Gemeinschaft verfolgen darf;
erst nach deren Beendigung ist der geeignete Zeitpunkt dazu gelonmuu. Nenn die Ansprüche
im Laufe der Ehe gefährdet werden, so ist für die Frau nur der Antrag auf Vennögens-
Absonderung das gesetzliche Mittel der Abhülfe. Der Mann kann durch die Frau mit Rück¬
sicht darauf, daß die ganze Verwaltung in seiner Hand ruht und die Frau in seinem Mun-
dium steht, nicht füglich gefährdet werden ^'i'r. Zachariae Civilrecht IN. >>^. 219, fünfter
Grundsatz ^>^. 222 oben, ^n^> 223 unten».

Diesen Grundsätzen hat sich auch der Entwurf angeschlossen. Die Hauvtanwcndungen desselben
kommen des besseren Zusammenhanges wegen schon in den einzelnen früheren Abschnitten vor
(M. 9, 13 bis 15, 23, 25 bis 28, 38, 59 des Entwurfs). Auch bei der Redaktion des
l'«s>o, hat man dies für angemessen erachtet. Da aber diese einzelnen, zerstreut im Entwürfe
vorkommenden Anwendungen des Grundsatzes die Sache nicht völlig erschöpfen können, so
erschien es angemessen, an dieser Stelle (§. 77 al. 2) den Grundsatz selbst auszusprechen,
welcher dann für alle im EntWurfe nicht speciell vorgesehenen Falle leitend ist. Weitere An¬
wendungen des Grundsatzes sind noch im §. 78 nl. 23, und im ß. 89 ausgesprochen.

Auch durch Versehen des einen oder andern Ehegatten kann eine Ersatzpflicht begründet wer¬
den jedoch mit folgenden Beschränkungen:

lr. Bei der allgemeinen Gütergemcinfchaft wird eine Verpflichtung des einen oder andern
Ehegatten, den durch sein Verschulden dem gemeinschaftlichen Vermögen zugefügten Scha¬
den zu ersetzen, oder sich bei der Theilung anrechnen zu lassen, im Allgemeinen (mit
Ausnahme von Deliktsschuloen §. 22. des Entwurfs) nicht anerkannt: eonsegucnt mutz
auch bei der partikulären Gütergemeinschaft eine Ersatzpflicht wegen Beschädigung des
Gemeinschafls-Vermögens durch Verschulden eines Ehegatten ausgeschlossen, die Ersatz¬
pflicht vielmehr auf Beschädigungen des Sonderguts beschränkt werden. Nach französischem
Recht (Zachariae I. u. pl^. 221 dritter Grundsatz) soll die Frau, nicht der Mann für Be¬
schädigung des Gcmcinschllfts-Vermögens verantwortlich sein; diese Unterscheidung dürfte
jedoch au» den bei z. 22 entwickelten Gründen nicht zu billigen sein.

l>> Es entspricht dem ehelichen Verhältnisse, daß nicht jedes geringe Versehen eines Ehegatten
eine Ersatzpflicht zur Folge hat, vielmehr ist im z. 78 des Entwurfü nur die Verpflich¬
tung statuirt, für die durch grobes Verschulden herbeigeführte Beschädigung des Sonder-
guts Ersatz zu leisten (cck. 6oä« Art. 1428 a!. 4, §.567 Allgemeinen Landrechts II. I).
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4. Es kann sich fragen, ob es nicht die Billigkeit erfordere, daß für jede zum Sondcrgut gehö¬
rende Sache, welche im Laufe der Ehe ohne Verschulden eines Ehegatten untergegangen oder
im Werthe verringert ist, namentlich für die Mobilien, wenn diese ausnahmsweise zum Son-
deigut gehören, wenigstens aus dem Gemeinschafts-Vennogen Ersatz geleistet, und so das
Sondergut jedes Ehegatten bei Beendigung der Gemeinschaft wieder komplettirt werde, ehe
das Gemeinschafts-Vermügen zur Theilung gebracht wird. Manche Statuten enthalten eine
solche Bestimmung (eil'. Runde Gütcrrecht §. 81); sie entbehrt aber im Allgemeinen eines
genügenden Grundes. Wenn eingebrachtes (ausnahmsweise zum Sondergut gehörendes) baares
Geld wahrend der Ehe verwendet ist, eingebrachte verbrauchbare Sachen während der Ehe
verbraucht, eingebrachte Aktiva während der Ehe eingezogen oder veräußert sind, und der
Erlös in der Ehe verwendet ist, so liegt eine Bereicherung des Gemcinschaftü-Nermögcns auf
kosten des Sondergutü vor, und es ist deshalb eine Ersatzpflicht nach ß. 77 begründet. An
einer solchen Bereicherung des Gemeinschafts-Bermögens fehlt es aber eben, wenn eine andere
zum Sondergut gehörende Hache untergeht oder verschlechtertwird. Sowenig wie jede Werth-
erhühung ohne Weiteres eine Ersatzpflicht begründet, so wenig begründet auch jede Werthver-
ringerung oder Untergang ohne Weiteres einen Ersatzanspruch. Den bisherigen Partikular-
rechten ist auch, jedenfalls in der überwiegenden Mehrzahl eine solche Auffassung fremd gewesen.
Auch das Allgemeine Landrecht (§. 501 II. I,) und C^än (Art. 1532) statuiren in dem frag¬
lichen Falle eine Ersatzpflicht nicht («ii- Bluntschli Prioatrecht II. ^ll<;. 190). Da in dem
Entwürfe (§. 7) grundsätzlich das Princip der Surrogation verworfen ist, fo kann auch ein
Ersatz in der Art, daß statt der untergegangenen Sachen andere, neu angeschaffte Sachen
derselben Gattung gewährt werden, nicht angeordnet werden, wie dies z. V. im §. 560 Allg.
Landrecht II. 1 und in der Konkursoidnnng vom 8. Mai 185,">, §. 88 Nr. 2 geschehenist
(ck Bluntschli Priuairechl II. n. 197).

5- Im 8- 79 ist bezüglich der Ersatzansprüche des Sonderguts an das Gemeinschafts-Vermügen
eine doppelte Begünstigung der Frau vor dem Manne statuirt, welche sich auch in dem fran¬
zösischen Rechte findet. Zunächst sollen die Ersatzansprüche der Frau vor denjenigen des
Mannes aus dem Gemeinschafts-Vermögen befriedigt werden. Todann soll der Frau, in «no-
«idiuin auch das Sondergut des Mannes haften (<üu<Io Art. 1436, 1471, 1472 i Zachariae
Ciuilrecht III. n-i^-, 218: Walter Prioatrecht, H. 221). Die zuletzt gedachte Begünstigung
beruht wesentlich auf der schon oben rcprobirten Auffassung des französischen Rechts, daß der
Mann Herr der Gemeinschaft sei, alle Gemeinschaftsschuldendeshalb zugleich persönlicheSchul¬
den des Mannes seien. Beiden Begünstigungen liegt aber noch eine andere, als richtig
anzuerkennende Erwägung zum Grunde. Der Mann ist nämlich der Disponent des Ge¬
meinschaft - Vermögens: die Stellung der Frau ist während der Ehe eine durchaus unter¬
geordnete, mehr passive. Wenn daher das Gemeinschafts-Vermögcn zur Befriedigung der
Ersatzansprüche der beiden Ehegatten nicht ausreicht, so kann als Regel angenommen werden,
daß der Grund davon in der schlechten, nachläßigcn, oder doch ungeschicktenWirthschaft des
Mannes liegt. Die Begünstigungen müssen daher auch wegfallen, wenn nach §. 37 die Frau
das Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Mannes ausgeübt hat, ohne daß dabei, um nicht
in eine zu große Easuistik zu verfallen, unterschieoen werden kann, wie lange dasselbe gedauert,
und ob es namentlich bis zur Beendigung der Gemeinschaft fortgedauert hat. In diesem Falle
würde eine Theilung des GütcrgemeinschaftsVermögcns in trilinwm erfolgen müssen.

1. Die Bestimmung des Art. 1471 lü. 2 des «uclo, wonach die Ersatzansprüche zunächst aus dem
baaren Gelde, Lvontuull aus dem beweglichen Vermögen und zuletzt aus den Immobilien,
unter welchen der Frau die Auswahl eingeräumt wird, erfolgen solle, ist in den Entwurf nicht
aufgenommen, weil die Ezeutionsgrade im ß. 86 der Verordnung vom 21. Juli 1849 aufge¬
hoben sind. Ebensowenig ist die Bestimmung des Artikels 1473, 1479 des «ciäo bezüglich
der Verzinsung der Ersatz-Ansprüche aufgenommen, da kein zureichender Grund vorliegt, in
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oieser Beziehung von den allgemeinen Grundsätzen des gemeinen Rechts abzuweichen, ebenso¬
wenig dazu, eine Unterscheidung zwischen den Ersatzansprüchen an das Gemeinschafls-Vermö-
gen und denjenigen an das Sondergut des andern Ehegatten zu statuiren.

Zu 8. 80.
Gemeinrechtlich werden die lrul-lu» civile« s>ro rata temporw vertheilt; bei den l'ruotu»

nlilur»!?« entscheidet die Perception. Es ist auch lein Grund vorhanden, von der bezüglich der Ci¬
vilfrüchte angegebenen Regel eine Ausnahme bezüglich einzelner, in bestimmten Terminen fälligen
Gefalle zu machen (<-l'r. §. IM Allgemeinen Landrechts I. 11, 8> 29 Allgemeinen Landrcchts I. 21),
oder in Betreff der Pachtzinsen dem Umstände, ob der Pächter die Früchte bereits percipirt hat, einen
entscheidenden Einfluß einzuräumen, (ß. IU6 Allgemeinen Landrechts I. Il, 8. 168 Allg, Landrccht l.
21, <üc»6o Art. 586). Schwieriger ist die Theilung der sogenannten Iudustrial-Früchte, zu deren
Gewinnung Vestcllungskosten :c. aufgewendet werden muffen. Das Römische Recht läßt auch hier
einfach die Perception entscheiden, ohne einen Anspruch ans Ersatz von Bestellungskosten zuzulassen;
nur bezüglich der üas ist eine, jedoch in Betreff der Art der Ausführung bcstrittene Theilung der

Früchte angeordnet. In vielen deutschen Statuten ist ans Billigkeit demjenigen, welcher bereits Be-
siellungskostcn anfgewendct, ein Anspruch auf dcrcu Ersatz uud rßspectiv« eiu Antheil an der Ernte
zugebilligt (wer säet, der mähet; «tr. 8- ?8 des neuen Gesetzbuchs für das Königreich Sachsen; 'zß.
I bis 4 Tit. VIII. des Trierschen Landrechts; §. 7 Tit. VIII. der Kölnischen Rechtsordnung). Im
Oncle ist die Theilung der Früchte bei verschiedenen Verhältnissen verschieden regulirt; beim Nieß¬
brauch cnlscheidet uur die Perception und es findet kein Anspruch auf Ersatz von Bestcllungskosten
Statt (Art. 585); bei der clos soll eine Theilung der Früchte des letzten Jahres eintreten (Art.
1571); bei der Gütergemeinschaft endlich foll die Perception entscheiden, aber Ersatz der Vestellnugs-
kosten Statt findeu, was jedoch bestritten ist (Zachariae Ciuilrecht III. pl,^. 180 Note 5 uud p-»^.
221 Note 31). Das Allgemeine Landrecht ordnet bei Landgütern eine Theilung der Früchte für ein
fingirtes, vom 1. Juli beginnendes Wirthschaftsjahr an und gewährt bei andern Vermögcnsstücken
dein Nutzungsberechtigten die Nutzungen noch für ein ebenfalls von der allgemein gebräuchlichen Zeit¬
rechnung abweichend bestimmtes Vierteljahr (§8- >51 bis 171 1. 21). Der Entwurf eines ostrheini¬
schen Partitularrechts von 1KN7 <M 16!» bis 171) wollte eine Theilung der Früchte zu ^, und V«
statuiren, und zwar dem Nutzuugsberechtigteu bei Iudustrialsrüchten ",,. bei anderen Naturalfrüchten
' 5 zubilligen. Die Verschiedenheit dieser Bestimmungen nnd Vorfchläge beweist, daß sich ein abfolut
richtiger uud in allen Fällen zutreffender Theilungsmodus nicht aufstellen läßt; alle bezüglichen Ver¬
suche enthalten mehr oder weniger Willkürliches. Im Principe ist der römische Grundsatz, daß die
Perception entscheidet, der richtige. Derselbe ist deshalb beibehalten und aus Billigteitsrücksichten nur
dahin modificirt, daß der Percipient der Indnstrialfrüchte die auf dereu Bestellung verwendeten Kosten
an den zu erstatten Hot, von welchem dieselben aufgewendet siud. Da die uach Emgchuug der Ehe
percipirten Früchte der Gütergemeinschaft zufallen, so liegt kein Billigkeitsgrnnd vor, eine Theilung
der Früchte bei Beendigung der Ehe eintreten zu lassen.

Dieser Theilungsmodus wird in allcu, wenngleich im EntWurfe nicht speziell aufgeführten Fällen
maßgebend sein, in welchen im ehelichen Gütcrrccht eine Theilung der Früchte zwischendem Nutzungsbe¬
rechtigten und dem Eigenthümer vorkommt; z. V. wird danach auch zu bestimmen sein, in wieweit bei
der Errungcnschafts-Gemciuschaft (8. 89) die Früchte, welche nach dem Beginne der Ehe percipirt sind,
zum Sondergut rc!»^«otive zur Errungenschaflsmasse gehören.

Zu 8- «1.

Nach ^. 11 des Entwurfs haftet jeder der Ehegatten für Gemeinschaftsschulden als solche, d.
h. für solche Schulden, für welche er, abgesehen von der Gütergemeinschaft, aus allgemeinen Nechtsgrün-
den weder persönlich, noch dinglich verhaftet ist, während der Ehe weder mit seiner Person, noch mit sei¬
nem Soudergut; er ist vielmehr nur verbunden, die Befriedigung des Gläubigers aus dem Gemcinschafts-
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Vermögen zu «leiden. Dieses Rechtsverhältniß erleidet aber durch die Auflösung der Gemeinschaft, wenn
man auch von der >>nrtiu 8wwt»ri.-l des überlebenden Ehegatten ganz absieht, eine wesentlicheVerän¬
derung. Das Aktiv-Vermögen der Gütergemeinschaft wird getheilt; weiteren Zuwachs erhält dasselbe nicht
mehr, Wohl aber vennindert sich dasselbe nach und nach in wer mehr theils durch Veräußerung, theils
durch Untergang und Verschlechterungeinzelner Veimögcnlstrcke. Dadurch wird eine offenbareVerschlech¬
terung der Lage der Gläubiger herbeigeführt, indem die Objekte ihrer Befriedigung nach und nach

verschwinden.
Um dem vorzubeugen, ist fowohl im gemeinenRecht (Walter Privatrccht tz. 221), als im lüncls

«Art. 1482, Znchariac Eivilrccht III. pl>^. 25U, c'l'r. auch 8. 1»1 Nllgcm. Landrccht I. 17) der Grund¬
satz statuirt, daß nach Auflösung der Gütergemeinschaft jeder der Ehegatten re»pootiv« dessen Rechts¬
nachfolger dem Gläubiger für jede Gcmeinschaftsschuldals solche zur Hälfte, und zwar auch mit
seiner Person und seinem Sondcrgut, sowie mit seinem späteren Erwerbe haftet. Sowie aber nach ß. 11
der Gläubiger dadurch, daß die Schuld eine Gcmeinschafts-Schuld wird, unter allen Umständen an den
von ihm bereits erworbenen Rechten dem einen oder anderen Ehegatten gegenüber nichts verlieren darf,
ebensowenig darf dies nach Auflösung der Gemeinschaft geschehen. Der Ehegatte, welcher aus allgemeinen

Gründen des Obligationenrechts oder als Besitzer einer verpfändeten Sache dem Gläubiger schon während
der Ehe für das Ganze oder für eine größere Quote, als die Hälfte, haftete, bleibt in demselben Um¬
fange auch nach Auflösung der Gemeinschaft verhaftet l«lr. Walter I. «.). Der §. 84 des Entwurfs
bestimmt also nur, inwieweit die Ehegatten nach Auflösung der Gemeinschaft für die Gemcinschafts-Schul-
dcn als solche, d. h, abgesehen von einer aus andern Rechtsgründen eintretenden umfangreicheren Ver¬
haftung, haften.

Sowohl nach dem gemeinen Recht (Walter I. «.), als nach dem Loclc (Zachariae I. o. pa^.
263) haftet jeder Ehegatte, auch im Verhältnisse zu dem andern Ehegatten, nach Auflösung der Gemein¬
schaft für die Gcmein!chaftsschuldcn als solche zur Hälfte, und er kann also, wenn er an den Gläubiger
mehr als die Hälfte bezahlt, Ersatz beanspruchen. Aber auch dieser Grundsatz hat keine absolute Geltung:
er ist wiederum nur auf die Gcmeinschaftsschulden als folche zu beziehen, und es werden dadurch
nndcrwcite besondere Gründe der Ersatzleistung nach Maßgabe der in A 13 bis 15, 23, 25 bis 28
»nd 77 des Entwurfs enthaltenen Grundsätze nicht ausgeschlossen.

Im ß. 81 ist die Theilung der Gemeinschaftsschulden nicht absolut nach Hälften bestimmt,
weil durch lctztwillige Verordnung, durch dcn Tod von Kindern wahrend der prorußuta auch ein anderes
Duotcnvcrhältniß eintreten kann.

Von einem speciellen Eingehen auf die Grundsätze der bisherigen Particularrechtc kann hier
° «gesehen werden; in ihnen ist das Verhältniß der Ehegatten ro^ootive deren Erben zu dcn Gläubigern
einerseits und das Verhältniß der Ehegatten ro^wotiv« deren Erben untereinander andererseits nicht
strenge auseinander gehalten; sie enthalten auch zum Theil eine an die particularrechtlicheUnterscheidung
«on Mobiliar- und Immobiliar-Schuldcn sich anlehnende Theilung der Schulden in der Art, daß die
Mobiliar-Schulden dem Mobiliar-Erben, die Immobiliar-Schuldcn dem Immobiliar-Erbcn zur Last fallen
(wie im Kölnischen und Tricrischen Recht): auch ist die Theilung der Schulden bei beerbter und un-

beerbtcr Ehe verschieden normirt.

Zu ii. 82.
I . Mit Rücksicht auf die untergeordnete Stellung, welche die Ehefrau während der Ehe einnimmt,

und auf die bedenklichenFolgen, welche das freie Dispositionsrecht des Mannes für die Frau
haben tonnte, wenn der Grundsatz des §. 81 unbedingt gegen sie zur Anwendung käme,

haben zahlreiche deutsche Particularrechtc der Frau das Recht eingeräumt, der Gütergemein¬
schaft nach deren Auflösung zu entsagen und dadurch ihre Person, ihr besonderes Vermögen
und ihren künftigen Erwerb gegen die Ansprüche der Gemeinschaftsgläubiger zu schützen
tdeucneium ulMoalioni« eir. Bluntschli Privatrecht II. P-^. 2UU, 283). Von den bisherigen
ostrheinischen Particularrechten räumen das Solmser Landrecht und die Nassau-Katzenellen-
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bogenfcheLandesordnung das Recht des Verzichts sogar beiden Eheleuten ein; nach Trierischem
und HachenburgischemRecht ist dieses Recht der Frau eingeräumt. Im Kölnischen Recht ist
dagegen ausdrücklich bestimmt, daß der überlebende Ebegatte sich durch einen Verzicht uon der
Verpflichtung, für die Schulden zu haften, nicht freimachen könne. Im 0>!i>, ist das Recht
des Verzichts auf die Gütergemeinschaft der Frau und ihren Rechtsnachfolgern eingeräumt,
und jede entgegenstehende Uebercinkunft für nichtig erklärt (Art. 1153 «oci.; Zachariae Vor¬
recht III. §§. 5l7, 021). Es bedarf hier eines nähern Eingehens auf die Vorzüge und Nach¬
theile dieses Instituts nicht. Schon bei den Verathungen über das Westfälische Gttterrechw-
gesetz ist die Frage über die Beibehaltung desselben ausführlich erörtert worden, und man hat
sich gegen die Beibehaltung entschieden. In den Motium zu §. 12 des im Jahre 1«!',0 dem
Landtage vorgelegten Regierungs-Entwurfs ist ausgeführt l

„Das bcmotiLimn irullicoinli, als eine Art der eo88iu uonoruin, harmonire nicht mehr
mit den allgemeinen Gesetzen, weil das uuuotioiuin aLz^iuni» Kunm'mn durch das Gesetz,
betreffend die Einführung der Concursordnung vom«. Mai 1«55 Art. XVI., aufgehoben
sei, und es sich hiernach nicht empfehle, dasselbe für einen einzelnen Fall wieder einzu¬
führen, und weil es jetzt an einer Vorschrift für die Form des Verfahrens fehlen würde,
wenn man der Ehefrau diefe Nechtswohlthat gestatten wollte."

Hiermit haben sich die beiden Häuser des Landtags einverstanden erklärt. Die
angeführten Gründe treffen auch für den ostrheinifchen Bezirk zu, indem es beabsichtigt wird,
auch dort die Eoncursordnung einzuführen, und der Entwurf eines Einfnhrungsgefetzes, wel¬
cher gleichfalls die Aufhebung des uLuunciuin «o^ioni» donornm enthält, bereits Gegenstand
der Berathung des Landtags gewesen ist. Es konnte daher keinem Bedenken unterliegen,
auch in dem vorliegenden Entwürfe das uenLÜelum uväicutiuni« in Wegfall bringen. Ein
wirklicher Nachtheil wird dadurch der Ehefrau nicht zugefügt, da sie durch die Einführung des
dem bisherigen Rechte fremden lxmoticinm inventarii entschädigt wird, nur mit dem Unter¬
schiede,daß ihr die Last der Abwickelung des Gcmeinschafts-Vermogens verbleibt.

Durch die Aufhebung des bcnotluium Huäioaliuniz wird übrigens das Recht der über¬
lebenden Ehefrau, ihrem statutarischen Erbrecht und Nießbrauchsrecht zu entsagen, in keiner
Weise alterirt; sie steht in dieser Beziehung jeoem Andern, welchem eine Erbschaft anfällt, gleich.

2. Das denetieium invontui'ü ist dem gemeinen Recht sowohl, wie dem Partieularrecht nur rück¬
sichtlichder Erben, nicht aber rücksichtlich der überlebenden Ehefrau in ihrer Eigenschaft als
Theilhaberin des Gemeinschaftsuermügens bekannt. Sowohl im Art. 1483 des lüodo^Zacha^
riae CivilrcchtIII. i>aZ. 201), als im 8-12 des WestfälischenGüterrechtsgesetzes ist dasselbe aber auf
die überlebende Ehefrau in ihrer angegebenen Eigenschaft mit der Wirkung ausgedehnt, daß
sie, wenn sie in den gesetzlichen Formen und Fristen ein Inventar legt, für die Gemeinschafts-
schuldcn als solche nicht ultra viro« nmzzuL haftet. Diese durchaus zweckmäßige,die Frau
gegen unverschuldete Vermögcns-Nachtheile, ihr Sondergut und ihren künftigen Erwerb gegen
alle Ansprüche der Gemcinschaflsgläubiger schützendeBestimmung ist auch in den Entwurf
aufgenommen. Die Frau haftet jedoch der InventarleMig ungeachtet den Gläubigern in>
weiterin Umfange, soweit sie ihnen schon während der Ehe au>) allgemeinen Rechtsgründe:''
persönlich oder als Besitzerin einer verpfändeten Sache verhaftet war, da diesem Recht der
Gläubiger durch die Inventarlegung nicht berührt und nicht geschmälert werden d.irf.

Die Frau kann von diesem Rechte erst nach Beendigung der Gemeiaschast Gebrauch
machen; bei beerbter Ehe also erst nach Beendigung der c'mniuunw ^r^r^i^nt-c. Will d>e
Ehefrau bei beerbter Ehe nach dem Tode ihres Manneö von dem Rechte der Inventarlegung
Gebrauch machen, fo bleibt ihr nur übrig, von dem Rechte, die Schichtung zu fordern (§. l>0
lrl. 2), Gebrauch zu machen, und dadurch ihrerseits die Beendigung der Gemeinschaft herbei
zufühien

Wenn der Frau Namens ihres Sonderguts Ersatzansprüche zustehen, so ist sie in dies"'
Beziehung Gläubigerin der Gemeinschaft und kann als solche Befriedigung aus der Gemein-
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schaftsmasseverlangen. Erst was nach Befriedigung der Ersatzansprüche der Ehegatten an das
Gemcinschafts-Vermögen übrig bleibt, ist als dasjenige anzusehen, bis zu dessen Betrage die
Ehefrau nach gelegtem Inventar den Gemeinschaftsgläubigcrn haftet (Zachariae 1. o. ^»A. 219).
Dagegen werden die Ersatzansprüche, welche dem Manne an die Person und das Sondergut
der Frau zustehen, durch die Inventarlegung nicht berührt; der Mann ist in dieser Beziehung
persönlicher Gläubiger der Frau <"Zachariac!. c-, lj. 512).

Auch dein Manne gegenüber wird die Frau durch die Inventarlegung von der Ver¬
pflichtung, für die Gcmeinsckmftsschnldcnals solche n!t, n vii» inn^lu» zu haften, befreit; wenn
sie also über diesen Betrag hinaus an einen Gläubiger eine Gemeinschaftsschuldbezahlt, welche
auch bezüglich des Verhältnisses der Ehegatten zu einander als Gemeinschaftsschuldoder als
eine Sonderschuld des Mannes anzusehen ist, so steht ihr dieserhalb ein Ersatzanspruch gegen
d.'n Mann nach Maßgabe der zu 88- 77 bis 79 und 81 entwickeltenGrundsätze zu.

Was die Formen und Fristen der Inventarlegung begrifft, so müssen die allgemeinen
Bestimmungen über das liunotie'nun mvont-nü (</t'i-. l?. 100) maßgebend sein.

Zu 8. «2-

Aus demselben Grunde, aus welchem nach 3. !>8 die Kinder während der ^ren-oMt-l ohne
Weiteres als Bencficial - Erben behandelt werden, weil sie nämlich mit Rücksichtauf §. 5,1 nicht in der
Lage sind, über den Zustand des Vermögens genauen Aufschluß zu erhalten, muß ihnen auch nach Be¬
endigung der i>l'<„',>^l!t!l verstattet werden, durch nachträglichen Verzicht auf den Nachlaß des verstorbenen
Parcns die sonst nach tz. «1 gegen sie eintretenden Folgen abzuwenden.

Dieselbe Bestimmung enthält auch 5. 18 des WestfälischenGütcrrechts-Gesetzes. Nur in Bezug
auf die Formen und Fristen der Entsagung weichen beide Bestimmungen ab, weil das gemeine Recht
über den Erbschafls - Erwerb andere Bestimmungen enthält als das Allgemeine Landrecht. Der Grund,
aus welchem die nachträgliche Entsagung noch zugelassen wird, trifft nicht blos dann, wenn die Gemein¬
schaft durch Schichtung beendigt wird, sondern überhaupt bei jeder Beendigung der ^roi'o^ilt:!, zu.

In Uebereinstimmung mit ß. 18 des Westfälischen Gesetzes räumt der Entwurf den Kindern,
auch wenn sie nach Beendigung der ^,»,-«^ntl> nicht verzichten, ohne Weiteres die Rechte der Veneficial-
Erben ein. Die Begünstigung ist jedoch ausdrücklich auf den Fall der Mfhebung der ^nn-uMt», durch
-Auseinandersetzung beschränkt; in diesem Falle kann nämlich der Echichtungsvertrag, aus welchem
das den Kindern zugetheilte Vermögen vollständig zu ersehen ist, das Inventar ersetzen. Nenn dagegen
"U fortgesetzte Gütergemeinschaft durch den Tod des überlebenden Ehegatten beendigt wird, fo kommen
"ie allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über den Erwerb, «>.^»><'tivo der Entsagung von Erbschaften,
und das donr-ticiuin inv«it:>iü und deren rechtliche Wirkung hinsichtlich der Erbschaflsschulden, und
Zwar nunmehr bezüglich des Nachlasses beider ältern zur Anwendung. Einer besonderen Bestimmung
darüber im vorliegenden Entwürfe bedarf es nicht, da die allgemeinen Gesetze ausreichen. Es mag nur
bemerkt werden, daß die Kinder auch rücksichtlichdes Nachlasses des crswcrstorbenen Parcns nachträglich
°'n Inventar legen müssen, um uoch ferner das lx-ncücn,,» invontluü in Anspruch nehmen zu können,
indem ihre deöfällige Verpflichtung durch tz. 5>8 und für die Dauer der ,>r.,i'..^>w suspcndirt wird.

Zu 88- «4 bis 87.
Die Bestimmungen des Entwurfs über Inhalt, Zeit und Form der Hciraths-Verträge stimmen

im Wesentlichen mit den in Westfalen geltendenVcstinnnungen und !'!^,«'t,!v<> mit dem (!c,äo überein. Der
8-84 stimmt namentlich mit Art. 1387 bis 1390 des«'^<!o übercin. Das i»!. 1 harmonirt auch mit dem
gemeinen Recht und Landncht. Das -l>. 2 rechtfertigt sich eben durch die Mangelhaftigkeit der bisherigen
Statute und Gewohnheitsrechte; es wird dadurch aber selbstverständlichNiemand behindert, durch Ver¬
trag materiell dasselbe zu bestimmen, was bisher nach dem einen oder andern Partitularrccht Rechtens
war; es müssen diese Normen nur in den Vertrag selbst aufgenommen werden; ungültig ist nur die
allgemeine vertragsmäßige Bestimmung der Ehegatten, daß sie z. B. nach Tricrischem Gütcrrecht leben
wollen.
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Die Bestimmungen im tz- 85 stimmen sowohl mit dem Allg. Landrecht (M. 354, 355, 412,
413, 416 bis 419 II. 1; Entscheidungen des Ober-Tribunals Band 48 ^^. 195 «e<i,), als auch im
Wesentlichen mit Art, 1394, 1395 des Ouä« überein, und enthalten eine Abänderung des bisherigen
Rechts, nach welchem Ehepakten unbeschränkt auch während der Ehe geschlossen werden konnten.

Gemeinrechtlichist keine besondere Form für die Ehepakten vorgeschrieben. Einzelne Partikular-
rechte schreiben die Zuziehung von Eltern, Verwandten :c. vor. Nach dem Lallc, muß der Vertrag
notariell abgeschlossenwerden. Nach dem Mg. Landrecht (88 356, 439 8oc,. II. I), der Allg. Gerichts¬
ordnung M. 6, 9, 10 II. 1) und dem Gesetze vom 20. März 1837 müssen Ehe- und Erbvertrage unter
Eheleuten nach Verschiedenheitder Fälle bald gerichtlichabgeschlossenwerden, bald genügt die notarielle
Form. Es erscheint zur Vermeidung von Streitigkeiten darüber, ob im einzelnen Falle die gesetzliche
Form beobachtet worden, am einfachsten,den Interessenten die Wahl zwischen den gerichtlichen oder nota¬
riellen Form zu lassen. Hierdurch wird die partikularrechtlich als Vertragsform vorgeschriebeneZuziehung
von Eltern, Verwandten lc. ersetzt. Ob und inwiefern aber bei minderjährigen oder in väterlicher Gewalt
stehenden Kindern die Genehmigung des Vaters oder Vormundes zur materiellen Rechtsbeständigkeit des
Vertrags erforderlich ist, bestimmt sich nach wie vor nach den bisherigen darüber geltenden Rechtsnormen.

Die öffentlicheBekanntmachung der Heiraths - Verträge ist im Ouclu nicht vorgeschrieben,auch
bedürfte es derselben nach gemeinem Recht und r«8s>e<:tivL nach der bisherigen ostrheinischenPraxis nicht.
Durch die neuere französischeGesetzgebungist aber die Bekanntmachung vorgeschrieben-, ebenso bedarf es
deren nach dem Allg. Landrecht M 422 bis 429 I!. 1) und nach dem Gesetz vom 20. März 1837, da¬
mit der Vertrag gegen Dritte rechtlicheWirkung erlange. Es erscheint nicht zweckmäßig,die Wirkung der
Verträge auch in Beziehung auf Dritte von dessen Privatwissenschaft abhängig zu machen. Deshalb ist
von einer, dem tz. 428 II. I Allg. Landrechts entsprechendenBestimmung Abstand genommen. Ein c1,>Iu»
kann dem Dritten nicht beigemessenwerden, wenn das Gesetz die Wirksamkeit der Ausschließung der Güter¬
gemeinschaftvon bestimmten positiven gesetzlichen Erfordernissen abhängig macht.

Die vertragsmäßige Einführung der allgemeinen Gütergemeinschaft bedarf der öffentlichen Be¬
kanntmachung nicht, weil sie Dritten günstiger ist, als die Gemeinschaft der Mobilien und der Errungenschaft.

Die Form der Bekanntmachung betreffend, so ist in dieser Beziehung nach dem Vorgang anderer
neuer Gesetze(z, B. Coneursordnung vom 8. Mai 1855 §. 123) dem richterlichen Ermessen ein freierer
Spielraum gegeben, als nach dem Gesetze vom 20. März 1837. Auch ist die Bestimmung des §. 4 des
zuletzt gedachten Gesetzesnicht aufgenommen, wonach die Wirkung der Ausschließung auf den Ansang der
Ehe auch rücksichtlich Dritter retrotrahirt wird, wenn nur die Bekanntmachung binnen vier Wochen nach
Eingehung der Ehe beantragt wird und binnen weiteren vier Wochen wirklich erfolgt, weil durch diese
Bestimmung Dritte, welche in den ersten Wochen nach Eingehung der Ehe mit den Ehegatten Verträge
abschließen, auf das Empfindlichste verletzt werden können.

Zu tzß 88 bis 96.

Der Ooele enthält im Art. 1497 bis 158! eine Reihe dctaillirter Bestimmungen für den Fall,
daß die Ehegatten vertragsmäßig die eine oder andere Abweichung vom gesetzlichen Güterrecht verabreden.
Viele der in den allegirten Artikeln erörterten Abreden kommen crfcchrungsmäßig entweder gar nicht, oder
nur höchst selten vor. Im ostrheinischcnBezirke werden voraussichtlich mit Rücksicht auf die bisherige
Gewohnheit der Eingesesseneneines Theils des Bezirks künftig noch Vcriräge, wodurch die bloße Errungen-
schafts-Gemeinschafteingeführt wird, vielfach abgeschlossenwerden, so das; darüber nähere Bestimmungen
unentbehrlich sind. Verträge, wodurch eine allgemeine Gütergemeinschaft eingeführt worden, sind bisber,
sovul bekannt geworden, niemals abgeschlossen; sie dürften indeß künftig Wenigstens in dem an die Pro¬
vinz Westfalen grenzenden Theile des Kreises Altenlirchen, welcher mit dem Kreise Siegen den meisten
Verkehr hat, häufiger vorkommen. Die gänzliche Ausschließung der Gütergemeinschaft kommt, wenngleich
nicht sehr häufig, doch zuweilen vor. Es scheint daher angemessen, auch diese Fälle im Gesetze vorzusehen.
Für den Fall anderer Abreden bedarf es dagegen gesetzlicher Bestimmungen nicht; es kann vielmehr den
Vetheiligten überlassen werden, in den Verträgen selbst die geeigneten Bestimmungen zu treffen.
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Zu §, 88.
Die Vertreter der Land- und Stadtgcmeinden haben einstimmig beantragt, für den Fall der

vertragsmäßigen Einführung der allgemeinen Gütergemeinschaft die in Westfalen geltenden Bestimmungen
in einer entsprechendenRedaktion >)>!,'(» anzunehmen. Diesem Antrage entsprechendist der ß. 88 redigirt,
dessen Bestimmungen in Verbindung mit den nicht speziell ausgeschlossenen Bestimmungen des ersten Titels
dem in Westfalen geltenden Rechte entsprechen. WesentlicheAbweichungen finden sich nur in 88- 20, 40,
42 bis 47, H. 01 Nr. 3; es würde indeß ungeeignet sein, in den in den allcgirtcn Paragraphen vorge¬
sehenen Fällen für die allgemeine Gütergemeinschaft andere Bestimmungen zu treffen, wie für die Gemein¬
schaft der Mobilicn und der Errungenschaft. Die Bestimmungen im <j- 88 Nr. 4 und 5 sind den 88- 6,
10, 1« des Westfälischen Gütcrrechtsgrs.tzes entnommen; die Nichtaufnahmc dieser Vestimmungen in den
ersten Titel des Gesetz-Entwurfs ist schon oben motivirt worden.

Zu 5. 80.

Die bloße Errungenschafts - Gemeinschaft unterscheidet sich von der Gemeinschaft der Mobilien
und der Errungenschaft wesentlich nur darin, daß die in die Ehe gebrachten und während derselben durch
Erbschaft, Schenkung oder Vermächtnis; erworbenen Mobilien zum Sondcrgut jedes Ehegatten gehören,
ebenso alle vorehelichenund ancrfallencn Schulden. Mit diesen Modificationcn passen alle Vestimmungen
über die Mobiliar-Gemeinschaft auch für die bloße Errungenschafts-Gcmcinschaft.

Bezüglich des Begriffs der Errungenschaft wud auf das zu §H. 3 bis 10 unter Nr. 2 Be¬
merkte Bezug genommen.

Nach den bisherigen Parlilularrechten, welche eine bloße Errungenschafts-Gemcinschaftstatuiren,
'st es bcstritten, ob bezüglich der vorehelichenund anerfallencn MobiliarSchulden die Gläubiger sich nur
an das Sondcrgut des betreffenden Ehegatten, oder uo>'behaltlichdcmnächstigcn Ersatzes, an die ganze
Errungenschaft, oder nur an den Ideal-Antheil des schuldigenEhegatten an der Errungenschaft, beziehungs¬
weise an den einzelnen dazu gehörenden Vcrmü,cnsstücten, halten tonnen. Die Praxis der Gerichte
erster Instanz ist sehr verschieden: nach der Praxis des Justiz-Senats können die Gläubiger sich, vor¬
behaltlich des Ersatzes an die ganze Errungenschaft halten, und dieser Ansicht hat sich der Entwurf an¬
geschlossen. Es sprechen dafür die zu §§. 13 bis 15 unter Nr. 3 entwickelten Gründe: die ^. 40? bis
4W Allg. Landrecht II. 1 stimmen damit überein, und angesehene Lehrer des deutschen Priuatrechts
haben sich dafür ausgesprochen (ck. Walter Privatrecht §. 225). Der ^ucis hat die Frage im Art.
1498 nicht ausdrücklich entschieden; nach Zacharine (Einbrecht III. pag. 270, 272) sollen die fraglichen
Gläubiger sich nicht an die Errungenschaft halten tonnen.

Zu 5ß. 90 bis 9«.
Die Grundsätze des Römischen Dotalrechts haben, weil sie der deutschen Auffassung des ehe¬

lichen Verhältnisses widersprechen, sich in Deutschland fast nirgendwo vollständig eingebürgert; vielmehr
^t sich auch da, wo weder eine allgemeine, noch eine particuläre Gütergemeinschaft sich herausgebildet,
Meistens der altdeutsche Grundsatz erhalten, daß die Frau im Mundium de« Mannes steht, und daß
bos ganze Vermögen der Frau, sofern nicht vertragsmäßig Abweichungen bestimmt werden, der Verwal¬
tung und dem Nießbrauche des Mannes vermöge deo Gesetzes unterworfen wird <Nunde Gütcrrecht
p"8. 399, 401). Diesem Grundsätze entspricht auch das gesetzlicheGüterrecht des Allgemeinen Land-
Rechts. Auch der <>äo bestimmt im Art. 1530 »Ly. («tr. Zachariae CiuiKecht II l. z. 531), daß, wenn
d'»e Ehegatten verabreden, nicht in Gütergemeinschaft leben zu wollen, jenes deutsch-rechtlicheSystem der
Güterucreiuigung uuter der Verwaltung und dem Nießbrauche des Mannes Platz greifen folle. Dasselbe
bestimmen auch die 88- 9l) »o<j. des Entwurfs. Dieselben sollen nicht etwa die Materie vollständig er¬
schöpfen,sondern nur die Hauptgrundsätze bestimmen, welche ihre Ergänzung in dem subsidiansch zur
Anwendung kommenden gemeinen Rechte finden.

Die Bestimmung im §. 91 al. 1, welche sich nach allgemeinen Grundsätzen von selbst versteht,
'st aufgenommen, um den Gegensatz gegen das Dotalrecht, nach welchem die äos Eigenthum des Mannes

14
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wird, schärfer herrorzuheben, und um den Zweifel zu erledigen, ob der Mann nach den Grundfätzen
des (ju»»i-Il8ulluc!tu8 das perioulum der ausstehenden Forderungen zu tragen habe.

Die weitern einzelnen Bestimmungen der A 91 bis 96 stimmen fast überall mit den Bestim¬
mungen des Allg. Landrechts, re8p. des Westfälischen Güterrechts, abgesehen uon dem Erbrecht auch
im Wesentlichen mit den correspondirenden Bestimmungen des Loüo überein. Die Abweichungen des
Entwurfs uon den Bestimmungen des in Westfalen geltenden Rechts einerseits und des Ouäe anderer-
se ls eeducircn sich im Wesentlichen auf felgende Punkte:

Nach tz, 233 Allgem. Landrecht >l, 1 kann der Mann die uon der Frau eingebrachten Capi¬
teln n nur mit deren Bewilligung einziehen, veräußern und verpfänden. Nach dem lüoäo ist der Mann
dazu ohne Einwilligung der Frau befugt (Art. l53l; Zachariae I. «, vaF. 7,06), Der Entwur

schließt sich aus den schon oben zu tz8> 39 bis 39 unter Nr. 3 entwickelten Gründn: dem Oocko an,
welcher ten Borschristen des gemeinen Rechts über die Rechte des Nießbrauches entspricht.

Bezüglich der Befugnisse des Mannes, über andere bewegliche Sachen der Frau zu dispuniren,
stimmt der Entwurf mit §. 247 Allg. Landrecht II. t überein, wogegen diese Frage nach französischem
Rechte bestritten ist (Zachariae I. o. Mz;. ^4).

In 88- 92, 93, 96 ist auf die vom Allgemeinen Landrecht abweichenden Bestimmungen in
§tz. 2», 40, 42, 4",, !>9 verwiesen; die Gründe, welchezu den allcgirten Paragraphen ausgeführt sind,
treffen auch hier zu.

Im §. 90 Nr. 1 ist der^überlebenoen Mutter gleich deni überlebenden Vater ein Nießbrauchs-
recht an den Erbtheilen der Kinder bis zur Großsährigteit, und als Consequenz davon den Kindern
ebenso wie am Vermögen des Vaters auch am Vermögen der Mutter ein gesetzlicher Pfcmdrechts-Titel
eingeräumt. Zur Motiuirung kann auf das zu §H. 53, 56 Ausgeführte Bezug genommen werden.

Zur Motivirung des tz. 95 ist auf die Bemerkungen zu §§, 77 bis 79 unter Nr. 4, und zur
Motiuirung des tz. 96 Nr. 3 auf die Bemerkungen zu tztz. 74 bis 76 unter Nr. 3 bis 5 Bezug zu nehmen.

Zu §. 9?.
Einiindschaftsvertrüge werden bei Eingehung einer weiteren Ehe geschloffen,um die Nachtheile

der alsdann nothwendigen Auseinandersetzung mit den Vorkindern, sowie des sogenannten Verfangen-
fchaftsrechts, wo dieses gilt, abzuwenden, auch unter den Kindern uerschiedenerEhen eine größere Innig¬
keit des Familien-Verhältnisses zu begründen. Die Einlindschaften gehören aber zu den schwierigstenund
verwickeltstenVerhältnissen des deutschen Privatrechts; die maßgebenden Grundsätze haben sich nur durch
Gewohnheit entwickelt; die Bestimmungen der betreffenden Statuten sind größtentheils sehr dunkel und

lückenhaft, und es giebt in dieser Materie kaum einen einzigen Satz, welchen man als unbestritten fest-
stehend bezeichnenkönnte. Außerdem wird der Zweck, die Bermögensuerhältnisse zu vereinfachen, nicht
immer erreicht; statt die Eintracht in den Familien zu befördern, werden durch die Einlindschaften oft
die erbittertsten und verwickeltstenProcesse unter den nächsten Mitgliedern derselben Familie veranlaßt.
Dies hat bereits viele Gesetzgebungen veranlaßt, das Institut gänzlich abzuschaffen. So ist dasselbe im
tz. 1259 des OesterreichischenGesetzbuchs, sowie in Bayern und Baden untersagt. Der Coäo kennt das¬
selbe nicht. Auch bei der Redaction des Allgemeinen Landrechts wurde die Abschaffung desselben
beantragt, und diesem Antrage nur deshalb nicht stattgegeben, weil die Einkindfchaft in einigen
Theilen von Westfalen sehr gebräuchlich sei. In dem Allgemeinen Landrecht ist das Institut
sodann aber mit solcher Ungunst behandelt, daß die Zahl der Einkiodschaften sich in dem Geltungs¬
bereich desselben sehr erheblich vermindert hat (eck. Vornemann Civilrecht VI. p-^-. 252). Bei der neuen
Gesetzrevisiü» ist uon Neuen, die Abschaffung des Instituts in Anregung gebracht worden. Dasselbe ist
auch in mehreren anoeeen deutschen Landern schon vor längerer Zeit geschehen. Am häusigsten kommt
das Institut da ewr, wo allgemeine Gütergemeinschaft gilt; mit dieser verträgt es sich auch am beste«
und führt zu den wenigsten Schwierigkeiten und Verwickelungen. Viel seltener ist die Einiindschaft da,
wo Dotalrecht oder partikuläre Gütergemeinschaft gilt. Von den bisherigen ostrheinischen Partikular
rechten entHallen das Benoorfer, Sayn-Hachenburger und Sann-Altenkirchener keine auf dasselbe bezüg-
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liche Bestimmungen. Die Nassau-KatzenellenbogenscheLandesordnnng verbietet die Einkindschaften, laßt
sie jedoch mit landesherrlicher Genehmigung, an deren Stelle die Praxis die gerichtliche Genehmigung
gesetzt hat, wieder zu. Das Kölnische, Trierische, Solmsische und Mainzer Recht enthalten ausführliche
und doch nicht erschöpfende,unter sich im Einzelnen sehr abweichendeund sehr unklar gefaßte Nestim¬
mungen darüber Dieselben sind aber wenig zur Anwendung gekommen, weil im Justiz-3enatsbezirke fast
nie Einlindschafts-Verträgc geschlossen werden. Nach den stattgehabten Ermittelungen sind in den letzten
zehn Jahren dort nicht mehr als eilf Einkindschafts-Verträge im Ganzen geschlossenworden. Der Grund
hiervon liegt wohl darin, daß die Eintindschaft sich mit der partikulären Gütergemeinschaft nicht gut
vertragt, Bei der allgemeinen Gütergemeinschaft wird das ganze Vermögen, welches die Kinder von
ihrem erstverstorbenen Parens geerbt haben, in die Gemeinschaftsmasse der neuen Ehe eingeworfen, und
die Kinder erhalten dafür das Erbrecht in Bezug auf das Gemeinschafts-Vermögen gleich den Kindern
der neuen Ehe. Das Rechtsuerhältniß der partikulären Gütergemeinschaft setzt aber der Ncgulirung der
Vermügensuerhältnisse bei einer Einkindschaft größere Schwierigkeiten entgegen. Von dem Vermögen,
welches der zur weiteren Ehe schreitende Parens besitzt, fallen nach §z. 3, 4, die Mobilien sämmtlich
an die Mobiliar-Gemeinschaft der neuen Ehe, wogegen die Immobilien, ohne Unterschied, ob sie auch
schon in der vorigen Ehe Sondergut waren, oder während der Ehe oder im Wittwenstandc erworben
sind, sein Sondergut bleiben. Es fragt sich aber: in welches rechtlicheVerhältniß das Vermögen, welches
die Kinder von ihrem erstverstorbenen Parens geerbt haben, durch die Einkindschaft tritt. Ihr Mobiliar-
Vermögen wird auch in die Gemeinschaft der neuen Ehe fallen i zweifelhaft ist aber, ov ihre Immobi¬
lien in die Gemeinschaft der neuen Ehe fallen oder Sondergut des zur zweiten Ehe schreitendenParens
werden, oder ob etwa in der Art zu unterscheiden ist, daß die zum Sondergut des verstorbenen Parens
gehörenden Immobilien auch als Sondergut des sich wieder verheirathenden Ehegatten in die neue Ehe
treten, dagegen die aus dem Gemeinschafts-Vermögen der vorigen Ehe herrührenden Immobilien auch in
der neuen Ehe in das Gemeinschafts-Vermögen fallen. Dieselben Fragen entstehen bezüglich des Mobi¬
liar-Vermögens der Kinder bei der bloßen Errungenschafts Gemeinschaft. Auf alle diese Fragen enthält
weder das gemeine Recht, noch das Partikularrecht in Ermangelung specieller, vertragsmäßiger Bestim¬
mungen eine ausreichende Antwort. Gleiche Zweifel erheben sich darüber, welche Rechte unter Lebenden
und von Todeswegcn der Stief-Parens an dem Vermögen der Vortinder je nach den verschiedenen Gat¬
tungen der dazu gehörenden Vermügensstückehaben soll. Wenn aber über alle diese ersten Grundlagen
des Rechtverhältnisses der Einkindschafts-Vertrag die nöthigen Bestimmungen treffen soll, dann scheitert
das Zustandekommen leicht daran, daß die Interessenten nicht über alle Punkte einig werden. Dazu
kommt, daß der Einkindschafts-Vertrag ein sehr gewagtes Geschäft ist; die Kinder opfern ein ihnen be¬
reits eigenthümlich zugehürcndcs Vermögen auf und erhalten als Aequivalent dafür die Aussicht auf
eine künftige Erbschaft, welche um so unsicherer ist, wenn man dem Stief-Parens das Recht einräumt, die
Vorkinder zu enterben oder auf den Mchttheil zu beschränken. Die Verwirklichung dieser unsichern Aus¬
sicht ist auch von der guten oder schlechtenVerwaltung des Stief-Parens und von den vielen Zufällen
abhängig, und die Vormundschaftsbehörden werden daher Bedenken tragen, einen Eintindschafts-Vertrag
M bestätigen, wenn nicht der Vortheil der bctheiligten Minorennen ganz augenscheinlichist («ir. Beseler
Elbuertmge III. ^. 192, Bluntschli Privatrccht II. ^. 3,1, Danz Priuatrecht VIII. pag'. 191,
192). So mag es sich erklären, daß Eintindschnfts-Verträge nur in den fcltensten Ausnahmesällen ge¬
schlossen worden sind. Die Vertreter der Land- und Stadtgemeinden haben sich einstimig gegen die fer¬
nere Zulassung des Einkindschafts-Verhältnisses ausgesprochen, ebenso die Kreisgerichts-Direktoren, der
Justitiar der Negierung in Eoblenz und der Justiz-Senat. Nach den Bestimmungen des vorliegenden
Entwurfs ist auch ein Bedürfniß dazu nicht vorhanden. Ein V^rfangenschaftsrecht kommt shon je^t
'M ostrheinischcn Partikularrecht mcht mehr vor; eine Spur davon findet sich nur noch in der Bestim¬
mung des Kölnischen Nechts, daß die Immobiliar-Errungenschaft sich bei beerbter Ehe ganz auf die Kin¬
der vererbt. Was ferner die Auseinandersetzung zwischendem überlebenden Ehegatten und den Kindern
^trifft, deren Abwendung jetzt der Hauptzweck der Einkindschaft sein würde, so ist durch die Bestim¬
mung des §. 63, daß der überlebende Ehegatte bei der Auseinandersetzung das ganze bewegliche und

ll
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unbewegliche Gcmeinschafts-Vermögcn für den Taxwert!) übernehmen kann, den Inconvenienzen der Thei¬
lung aul reichend begegnet; der überlebende Ehegatte kann danach das ganze Gcmemschafts-Vermögen
in die neue Ehe mit hinübernehm<n und wird nur persönlicher Schuldner zum Betrage des Tar/rerthes,
Die erbrcchtlichen Verhältnisse können aber durch einen gewöhnlichen Erbvcrtrag der Eltern genügend
vorgesehen werden. Hierdurch dürfte sich auch das Bedenken erledigen, welches gegen die Untersagung
der Abschließung von Eintindfchafts-Vermögcn daraus entnommen werden tonnte, daß darin eine nicht
gerechtfertigte Beschränkung der Vertrags-Freihcit liege.

Zu. 8§- 98-10,.
1. Die Intestat-Erbfolge der Blutsverwandten steht, wie aus §§. 50 bis 73 des Entwurfs zu

ersehen, mit dem ehelichen Gütcrrecht und dem Erbrecht der Ehegatten in einem so engen
Zusammenhange, daß die partilularrechtlichen Bestimmungen über die erstere gleichzeitig mit
denjenigen über die letzteren dem einstimmigen Antrage der Vertreter der Land- und Stadt-
gemcinden und der sämmtlichen betheiligten Gerichte gemäß, aufgehoben weiden müssen. In
den Statuten sind die Bestimmungen über beide gedachte Materien dergestalt verwebt, daß,
wenn nicht gleichzeitig mit der selbstverständlichenAushebung aller bisherigen Partikularrechtß-
Normen über das eheliche Güterrecht und das Erbrecht der Ehegatten auch diejenigen über die
Intestat-Erbfolge der Blutsverwandten aufgehoben würden, bei zahlreichen Bestimmungen sich
Zweifel erheben würden, ob dieselben zu den aufgehobenen gehören oder nicht. Die sämmt¬
lichen partilularrechtlichen Beslimmungm über die Intestat-Erbfolge haben auch nicht nur
keinen Werth mehr, sondern das Fortbestehen derselben wirkt positiv nachtheilig. Bei der
Abfassung der älteren Statuten und Landesordnungcn war die Tendenz vorwiegend, dem
Publikum eine kurze, Jedermann versländliche Zusammenstellung des geltenden gemeinenRechts
über die im täglichen Leben am häufigsten vorkommenden Materien zu liefern, wobei denn
manche Eontroversen, nach der subjektiven Ansicht des Verfassers, in diesem Statut so, in
jenem anders entschieden, vermeintliche Lücken durch einzelne neue Bestimmungen ausgefüllt,
auch zur Beseitigung der Konflikte zwischenden Principien des Deutschen und des Römischen
Rechts, nicht selten zum Nachtheile der Principien des einheimischen Rechts, Entscheidungen
getroffen, und die festgestellten Gewohnheitsrechte gesetzlich sauctionirt wurden. Zum über¬
wiegend größten Theile enthalten die Landesordnungen also nur Wiederholungen des gemeinen
Rechts und sind in soweit völlig entbehrlich; soweit sie aber Eontroversen entscheiden, sind sie
geradezu nachthcilig, da die Gerichte durch die betreffenden partilularrechtlichen Bestimmungen
gezwungen sind, bei ihren Entscheidungen sich auf einen durch die großen Forlschritte der
Rechtswissenschaft längst überwundenen Standpunkt zu stellen. Die der Erhaltung werthen,
in den Statuten sich findenden deutsch-rechtlichenGrundsätze sind aber in den vorliegenden
Entwurf übernommen worden. Eine erschöpfendeAuzfählung der durch den H, 98 des Ent¬
wurfs getroffenen parlitularrechtlichen Bestimmungen ist um so weniger thunlich, da ein großer
Theil derselben nur ans ungeschriebenem Gewohnheitsrecht beruht. Dieselben finden sich
im Wesentliche,! in der offiziellen gedruckten Zusammenstellung der ostrhcinischcn Parti¬
kularrechte W. 62 bis 77, 437 bis 716, 732, 733, 735 bis 74(1, 75!) bis ?U5, 770, 782
bis 781, 791, 793, 794, 798 bis 839, 841, 842.

In den einzelnen Landesordnungen finden dieselben sich hauptsächlich an folgenden
Stellen:

Nassau-Katzcncllcnbogcn'sche Landesordnung Theil II. Cap. IV., Theil 111. Cap. XI,,
Theil I V. Eap. 1 bis XVI.;

Trierisches Landrecht Tit. 111 bis X.;
Kölnische Rechtsordnung Tit. II bis VI. VIII. X.;
Mainzer Landrecht Tit. I bis IV. VI. VII. V111. M. 8 bis 10 XIV. bis XVI.;
Solmser Landrecht Tit. XV11I. XX. XXIV. bis XXV1I1.;
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feiner in dem Hachenburger und Lamprccht'schenStatut (Hertel Nechtsverfassung I. p«A.
191 bis 198 und i>n,x. 227 bis 236). Außerdem gehören hierher besolders noch
folgende Special-Verordnungcn:

Die NeuwicdschenVerordnungen vom 24. Februar ! 747 und 28. Februar 1803 (Scotti 1.
Iillg'. 137. 245,;

Die Nied-Nunkcl'schcn Verordnungen vom 6. Dezember 1765 §8> I< 8 und Vom 27. Febr.
1802, sowie das Justiz-Reglement für das Condominat Maischcio vom 7./22. März
1782 z. 19 (Scotti I. pa>;. 429, 513, 546);

die Kur-Trierischcn Verordnungen vom 12. August 1688 und vom, 10. Mai 1769 Mauren¬
brecher Nheinprcußisches Landrecht II. p»^. 94 Note 74);

die Kur-Kölnischen Verordnungen vom 2. September 1774 und 22. Mai 1789 (Mauren-
brecher I. «. I. paß. 427 Note 58);

Nassau-Usingen'scheContracten-Ordnung vom 21. März 1774 M 11, 33, 40 (Scotti III.
pl!A. 1355 80H.;

Nassau-Usingen'sche Verordnung vom 7. Januar 1805 (Scotti 111. p»g. 1380);
SavwAltcntirchen'sche Verordnungen vom 6. Februar 1743 ß. 1, vom 3. December 1750,

4. Oktober 1751, 4. Februar 1773 und 15. Oktober 1787 (Scotti II. pax. 682, 719,
721, 839, 878);

Nassau-Usingen'scheVerordnung vom 15. August 1803 (Scotti III. p.^. 1335);
Eayn-Hachcnburg'sche Verordnungen vom 16. März 1665, 30. Mai 1764, 25. Juni 1782

und II. April 1804 (Scotti II. z,^. 949, 1003, 1018, 1054);
Sahn - Hachcnburg'sche Contrakten - Ordnung von 1808 §. 18 Nr. 1 bis 4 und §. 112

(Scotti IV. i)!^. 1692, 1726);
für die Stadt Wctzlar die Verordnungen vom 30. Juli 1806 und 2. September 1607

(Scotti V. pll<;. 2203 und 2208);
die Solms-Vraunfcls'schen Verordnungen vom 15. September 1772 und 31. Januar 1788

(Scotti III. z>.iss. 1158 und 1224);
endlich die Nassau - Wcillmrg'sche Verordnung vom 29. Dezember 1595 §. 5 (Scotti III.

p^. 1419).
Die wesenllichen Abweichungen aller dieser partikularrechtlichen Bestimmungen über die

Intcstat-Erbfolge, mit Ausschluß des ehelichenGütcrrcchts und der z>ortiu »tiltutlrri» des über¬
lebenden Ehegatten, lassen sich in wenigen Punkten zusammenfassen:
u. Nach Kölnischen, Recht vererbt sich die Inimobiliar-Errungenschaft jeder Ehe auf die Kin¬

der der Ehe, in welcher sie gemacht ist, mit Ausschluß der Kinder des verstorbenen
Parcns aus andern Ehen.

K, In Savn-Altenlirchcn und Sayn. Hachcnburg hat ein Kind vor dem andern das Recht,
das elterliche Wohngebäude bei der Erbthcilung pro taxa zu übernehmen (olr, Alten-
tirchener Verordnung vom 6. Februar 1743 und Hachenburg'sche Verordnung vom 25.
Juni 1782). Im Amt Atzbach erben die Söhne die Kleider des Vaters, die Töchter die
Kleider der Mutter.

«. Einzelne Partitulan echte enthalten dctaillirte Bestimmungen über dasjenige, was Ge¬
schwister bei der elterlichen Erbtheilung zu conferiren haben (Gedruckte Zusammenstellung
W. 737 bis 740, 734).

cl. Im Geltungsbereich der NassauischenLandesordnung und im Amtsbezirk Freusburg steht
umhelichen Kindern am Nachlasse des Vaters auch dann ein Erbrecht zu, wenn dieser eine
Wittwe hinterläßt.

«. Bezüglich der Reihenfolge, in welcher Ascendcnten in Concurrcnz mit Geschwisternund
Geschwisterkindern zur Erbfolge berufen sind, sowie bezuglichder Art der Theilung unter
mehrere concurrirende Ascendenten finden sich in der Kölner Rechtsordnung, der Nassauischen
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Landesordnung und dem Mainzer Landrecht einzelne Abweichungen vom gemeinen Rechte
(Gedruckte Zusammenstellung M- 759 bis 763),

!', Bei der Ascendenten-Erbfolge gilt nach Kölnischem Rechte der Grundsatz, daß die von
väterlicher Seite herrührenden Güter auf die väterliche Seite, die von mütterlicher Seite
herrührenden Güter auf die mütterliche Seite zurückfallen. Derselbe Grundsatz gilt nach
KölnischemRechte und nach dem Mainzer Landrecht, wenn bei einer Erbschaft Halbge¬
schwistervon der väterlichen Seite und Halbgeschwister von der mütterlichen Seite con¬
curriren (GedruckteZusammenstellung W, 761, 811, «12).

>s. Im Condominat Maischeid, welches nur aus den drei Dörfern Grohmaischeid, Kleinmai-
scheid und Isenburg besteht, gilt das sogenannte Rückfallsrecht bei Stock- und Stamm¬
gütern; danach vererben sich Immobilien, welche wenigstens einmal in gerader Linie von
Asccndenten auf Descendenten vererbt find, dergestalt auf die von dem ersten ErWerber
abstammenden Mitglieder der Familie, daß der dem Grade nach Nähere den Entfernteren
ausschließt, und diejenigenBlutsverwandten des letzten Besitzers, welche nicht zur berechtig¬
ten Familie gehören, ausgeschlossenwerden (Gedruckte Zusammcnstcllung '->. 765).

!>. Nach der KölnischenRechtsordnung und nach dem Mainzer Lcmdrecht erben die Seiten-
verwandten nur bis zum zehnten Grade,

Dagegen werden durch die im H, 98 ausgesprochene Aufhebung nicht berührt die par-
tikularrechüichen Bestimmungen über die testamentarische Erbfolge und über die Succession
gegen ein Testament, Nothcrbenrecht, Pflichttheil :c. Auch bei den Bestimmungen über
die letznuilligen Dispositionen der Eltern unter Kindern, über die Wirkung von gemein¬
schaftlichenTestamenten der Ehegatten (Gedruckte Zusainmenstellung K 717, 718) behält
es sein Bewenden Dasselbe gilt von der Lchns - Succession (Kölnische Rechtsordnung
Tit. VII.), von dem Successionsrecht der Adoptivkinder (Gedruckte Zusammenstellung §8-
796, 797), von den Bestimmungen darüber, wenn ein Abwesender 'für todt zu erachten
l'l>5p. zu erklären und die Succcssion in dessen Nachlaß zu eröffnen sei ^Gedruckte Zu-
sammenstellun 8H> ^»^ ««>l,).

Nach RömischemRechte treffen den überlebenden Ehegatten, wenn er zur zweiten Ehe schreitet,
gewisse Vermögens-Nachtheilezu Gunsten der Kinder erster Ehe, welche mit dem Namen „Strafen
der zweitenEhe" belegt werden (Puchta Pandckten ß, 42«; Glück Kommentar Band 24 p»^. 101
8«^,), Die ostrheinischenPartitularrechteberühren theils diese Strafen gar nicht, belassen es also bei
dem gemeinen Recht, theils wiederholen sie die eine oder andere Strafe mit oder ohne Abänderun¬
gen und erwähnen die übrigen nicht. Nach Kölnischem Rechte weiden die fraglichen Strafen
als aufgehoben angesehen (Maurenbrecher Nheinpreuß. Laudrecht Band I. z>g,I. 409 No te
20; i^u,^. 402 Note 21; E.>clt in von Kamptz Jahrbüchern Band 29, ^«.F. 24, 25). Daß
in Ermangelung abändernoer pnrtikularrechtacher Vorschriften die bezüglichen gemeinrecht¬
lichen Vorschriften noch Geltung haben, ist, der dagegen von einzelnen Nechtslehrern (ctr.
Maurenbrechcr Priuatrecht II, §. 554) erhobenen Zweifel ungeachtet, in der ostrheimschen
Praxis als feststehend angenommen (cck. Entscheidungen des Ober-Tribunals Band 25 puK.
373 8c<i.; Schmitthenner Güterrecht p-rZ. 315, 316; Runde Güterrecht §H. 1^0, 1>>3, 211».
Dieselben entsprechen aber der heutigen, der zweite,: Ehe weniger ungünstigen Anschauung
nicht, und sind in den meisten neueren Gesetzgebungen, namentlich der preußischenund öster¬
reichischenabgeschafft; sie passen namentlich auf dem Lande nicht, wo der Mann nach früh¬
zeitigem Tode der Frau und noch mehr die Frau nach frühzeitigem Tode des Mrnnes schon
im Interesse einer ordnungsmäßigen Fortführung der Wirthschaft zur Wieoecverheirathung ge¬
nöthigt ist. Der Entwurf hebt alle diese veralteten Beftimmuagcn auf, soweit solche im All -
gemeinen Landrecht aufgehoben sind, und weicht in dieser Beziehung von dem t^ucl« ab,
welcherwenigstens eine der gemeinrechtlichenStrafen noch beibehalten hat. Die einzelnen
Strafen sind folgende:
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Der zur zweiten Ehe schreitende Ehegatte soll dem neuen Ehegatten auf keine Weise,
weder durch eiue Disposition unter Gebenden, noch von Todeöwcgen durch Libera¬
lität mehr zuwenden, als ein Kind erster Ehe und zwar dasjenige, welchem am
wenigsten zugewendet ist, erhält; der ganze Uebcrschuß des dieser Bestimmung
entgegen dem neuen Ehegatten zu viel Zugewendeten soll den Kindern erster Ehe zu¬
fallen; auch soll der sich wieder verheirathende Ehegatte so wenig, als dessen «euer Ehe¬
gatte, während der zweiten Ehe den Betrag der aus oder clonütio prupter uupti»«
zum Nachtheil der Kinder erster Ehe heruutersetzeu. Vou den ostrhcinischcnPartikular-
rechte« enthalten das Trierische (Tit. V!. 5. N5>, :>,l;), das Mainzer (Tit. !. 5. 2,
Tit. VIII. §. 10,, das Solmser (Tit. XVIII. 5. 9) und die NassauischeLandesordnung
(Theil II. Kap. IV. §. 2) uur Wiederholungen des gemeinen Rechts; das Trierische
Recht geht noch weiter, indem es bestimmt, daß die Kinder ihren Pflichtteil
vorab haben sollen und daß nur vou dem Ucberschusse dem neuen Ehegatten ein
Kindstheil zugewendet werden darf.

Der cnde ,Art. !0!'5, I49ll, I.W, Zachariae Civilrecht IV. ß. 09t') ist in
der Beschränkung noch weiter gegangen, als das gemeine Recht; nach demselben soll
der sich wieder verheirathende Ehegatte seinem neuen Ehegatten nicht mehr zuwenden,
als der Antheil des am wenigsten begünstigten Kindes erster oder zweiter Ehe be¬
trägt, uud jedenfalls nicht mehr als ein Viertel des Vermögens; in Bezug auf das
zu viel Zugewendete soll die Disposition uugültig sein. Während ferner das gemeine
Recht die Wirkungen des gesetzlichen Güterrechts (Gütergemeinschaft und >>,»rln>

»wtuwri»,) iu der zwciteu Ehe nicht ausschließt (Runde Güterrccht §. 120; Mitter-
maier Privatrecht ß>. 41'! 1, soll uach dem Oxln in der neuen Ehe uur Errungen¬
schafts»Gemeinschaft unbeschränkt stattfinden dürfen, die Mobiliar-Gemeinschaft dagegen
nur mit der Beschränkung, daß, wenn der neue Ehegatte dadurch einen größeren Vor¬
theil erlangt, als ihm uach deu angegebenen Bestimmungen zugewendet werden soll,
die Kinder erster Ehe die Neduction fordern können. Das Allgemeine Landrccht hat
die fragliche Beschränkung nicht aufgenommen, und es liegt anch kein Grund vor, den
zur zweite« Ehe schreiteudeu Ehegatte» im Interesse der durch den Anspruch auf den
Pflichtteil genügend geschütztenKinder in seinen Dispositionen zn Gunsten des neuen
Ehegatten in einem weiteren Umfange zu beschränken, als er in der Disposition zu
Gunsten eines Fremden beschränkt ist; die Beschränkung läßt sich auch leicht umgeheu
und dadurch illusorisch machen (Mittcrmaier I. «.).
Nach Römischem Rechte soll der sich wiedervcrheirathcnde Ehegatte an demjenigen,
was er auf Grund einer Liberalität des verstorbenen Ehegatten aus dessen Vermögen
erworben hat, sowie auch an der Virilportion, welche er von der clu« oder cionatio
prnptur nuptias erhält (w«rn nuptiaüa) zu Gunsteu der Kinder der vorigen Ehe
das Eigenthum verlieren und nnr den Nießbrauch behalten —, eiue Bestimmung,
welche gleichfalls auf die portiu srarrttaria des überlebenden Ehegatten nicht bezogen
wird. Dagegen sollen die Kinder zweiter Ehe einen ausschließlichen Anspruch auf die
clo« oder «lanatia propter nupti»» erhalten, welche der zur zweiten Ehe geschrittene
Ehegatte in dieser zweiten Ehe erhält. Von den ostrheinischen Partitularrechten wie¬
derholt nur das Mainzer Lcmdrecht (Tit. VIII. §. 9) diese Beschränkung mit der Ab¬
weichung, das; der zur zweiten Ehe geschrittene Ehegatte durch Testament bestimmen
taun, daß uud iu welchen ungleichen Antheilen jene lucra uur>riali:> den Kindern
erster Ehe eigenthümlich zufallen sollen, was nach gemeinem Recht nicht zugelassenwird.
Räch Römischem Recht verliert der zur weiter« Ehe schreitende Ehegatte an
demjenigen, was er von einem Kinde erster Ehe gemeinschaftlich mit dessen
Geschwistern geerbt hat, soweit es aus dem Vermögen des verstorbenen Ehegatten
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herrührt, das Eigenthum zu Gunsten der Kinder erster Ehe und behält nur
den Nießbrauch. Stirbt eiu Kiud erster Ehe erst nach der Wiedervcrheirathung,
so erbt der wicdcruerhcirathete Parens nur deu Nießbrauch dcri.cnia.en Eebpurtion,
welche er sonst eigenthümlich erhalten würde. Von den ostrhcinischc» Partiknlarrcchten
wiederholt das Mainzer Landrecht (Tit. VI!!. z. 10) die gemcinrcchllichc Vestinunnug
mit der Maßgabe, daß der zur weiteren Ehe geschrittene Parens durch Testament
ungleiche Antheile der Kinder erster Ehe bestimmen kann. Das Tricrische Recht
(Tit. !V. ßz. <> bis 9) wiederholt dieselbe mit der Abänderung, daß die Strafe weg¬
fallen soll, wenn die Kinder voriger Ehe nach erreichter Großjährigkeit ausdrücklich in
die Eingehung der weiter» Ehe einwilligen, uud wenn der wicderucrheirathcte Ehe¬
gatte iu zweiter Ehe vor erreichter Oroßjährigkcit stirbt; auch soll sich die gemein¬
rechtliche Strafe nicht auf dasjenige Vermögen beziehen, welches ein Kind erster Ehe
durch Testament seinem letztlebendcu Eltcruthcile zugewendet hat. Die Nassau-Katzen-
ellenbogenfche Landesordnung (Theil lV. Cup. M. ^. 22» und die Kölnische Rechts¬
ordnung (Erläutcrnng zu tz. 3 Tit. II.) haben diese Strafe ausdrücklich aufgehoben.

. Nach gemeinem Rechte verliert der zur ferneren Ehe fchreitcnde Ehegatte die Be¬
freiung von der Cautionslcistung für Vermächtnisse, welche er den Kindern zu zahlen
hat; auch ist er in der Nevocatiou der deu Kinderu gemachten Schenkungen wegen
Üudauls beschränkt. Keines der Partiknlarrcchte hat diese Vestimmuug erwähnt.

Die Strafen zu !,, u, cl sind sowohl dem (^uele>, als dem Allgemeinen Land-
recht unbekannt, und erscheint deren Aufhebung unbedenklich.
Besondere Vermogcnsnachtheile treffen nach Römischem Rechte die Wittwe, welche sich
innerhalb des Trauerjahres wieder ucrheirathct; diese Strafeu werden aber von den
Meisten als durch das Kanonische Recht bereits aufgehoben augcseheu, was jedoch
bestritten ist (Glück Kommentar Band 24 >>:»>;. 18!) 8U!>.; von Holzschuher Theorie l.
p3«'. 570 zn 8 der ersten Ausgabe).

, Nach gemeinem Rechte verliert die Mutter, wenn sie sich anderweit vciheirathct, die Vor¬
mundschaft über ihre Kinder, erleidet auch, wenn sie nicht vor der ferneren Heirath einen
andern Vormund bestellen läßt und Rechnung legt, die Nachtheile der Verletzung des
Trauerjahrs, und der Stiefvater wird den Kindern für deren Ansprüche aus der Vor¬
mundschaft mit verhaftet. Die Kinder haben dicscrhalb auch in dem Vermögen des Stief¬
vaters ein gesetzliches Pfandrecht (Glück Lommcntar Band 24 >)»<;. 202 8«,^.; Schwepve
Privatrecht II. §. 348 Nr. 4). In den Parlitularrechten (KölnischeRechtsordnung
Tit. XI. §. 1, Tnerischcs Lanirecht Tit. XI. H. 2, NassauischeLandcs-Ordnung Th. V.
Cap. I., Mainzer Landrecht Tit V. 5. 10) ist die Bestimmung, daß die Mutter die
Vormundschaft verliere, jedoch ohne Androhung der Strafen des Trauerjahrs, wiederholt.
Im Kölnischen und Trierifchcn R 'cht ist die Mutter mit Verlust der statutarischen Leib¬
zucht bedroht, wenn sie nicht die Er, ennung anderer Vormünder beantragt. In der
Nasfauifchcn Landcsordnung (Th. '. E,P. XIII. z, 6) ist auch das stillschweigende Pfand¬
recht an dem Vermögen des Sne'valns wiederholt. Der Oxlu hat die Bestimmung
dahin modisicirt, daß der Mutter d.u'ch Neichluß des Fcmülienrathz auch nach ihrer Wieder-
verheirathung die Vormundschaft belastn werden kann. Nach dem Allgcm. Landrecht
(II. 18 M 947 bis 949» soll die Mutter, welche Vurmündcrin ist, vor det
Wicderverheirathung dem obervormuudfchaftlichenGerichte Anzeige machen; wenn sie diese
Anzeige unterläßt, so soll sie entsetzt werden, der Stiefvater für Alles, was sie aus del
Vormundschaft zu vertreten hat als Telöstschulducr haften und die Kinder iu seinem Ver¬
mögen zur Sicherung dieselben Rechte, wie in dem Vermögen eines Vormundes haben.
Auch der Vater ist, wenn er sich vor der Auseinandersetzung mit seinen Kindern wieder
verheirathet, mit erheblichen Vermögensnachtheilcn zu Gunsten der Vorkinder bedroht
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(W. 10U1 bis 1U05 I. 1>. Die Aufrechthaltung der entsprechendengemeinrechtlichenBe¬
stimmungen, jedoch mit Ausschluß der Strafen der Verletzung des Trauerjahrs, erscheint
demnach gerechtfertigt; auch ist der unbedingte Verlust der Vormundschaft Seitens der
Mutter beibehalten, weil durch die Wiederverheirathung stets mehr oder weniger cullidirende
Interessen eintreten.

Nach gemeinem Recht verliert der zur weitern Ehe schreitendeEhegatte diejenigen
Vortheile, welche ihm unter der Bedingung des Verbleibens im Wittwenstande zuge¬
wendet worden (Glück Commcntar Band 24 ^-r«-. «o«^.) Dieser Nachtheil ist jedoch
nicht zu den Strafen der zweiten Ehe zu rechnen, und erleiden die betreffenden gemein¬
rechtlichen Bestimmungen durch 8. 98 des Entwurfs leine Aenderung,

3, Nach gemeinem Rechte erwerben die in der väterlichen Gewalt stehenden Kinder (»v" Iiur«!«»)
die Erbschaft ihres Vaters von selbst, ohne daß es einer besondern Antretung bedarf; sie
haben jedoch das auf eine bestimmte Frist nicht beschränkte Recht, auf die Erbschaft zu ver¬
zichten (donoticiunr udt,tiii«nU), fo lange sie sich nicht in dieselbe eingemischt haben. Andere
Erben erwerben die Erbschaft nur durch Antretung, welche ausdrücklich oder durch coneludente
Handlungen, Einmischung in die Erbschaft, erfolgen kann Für die Erklärung über die An¬
tretung giebt es eine gesetzliche Frist nicht, die Erben können sich aber eine solche Frist unter
Umstanden vom Richter erbitten; auch können die Gläubiger und die ^vcnt. berufenen Erbprätendenten
auf richterlicheBestimmung einer solchen Frist autragen. Nach den Grundsätzen des deutschen
Rechts erwirbt jeder Erbe die ihm angefallene Erbschaft, ohne daß es eines Antretungsacts
bedarf, jedoch unter Vorbehalt des Rechts, auf die Erbschaft zu verzichten. Das Trier'sche
Landrecht (Tit. X. <§. 1) hat für die anwesenden Erben eine von der Wissenschaftvom
Erbanfall an laufende dreimonatliche Frist unter dem Präjudiz bestimmt, daß die Nichterklä¬
renden für Erben angesehen werden sollen; die Nassauische Landcsordnung (Theil II !. Eav. XI.
8. 12) hat ebenfalls eine Monatsfrist zur Erklärung bestimmt, ohne jedoch ein Präjudiz bei¬
zufügen; es ist deshalb bestritle», welches Präjudiz eintritt; nach einer Ansicht wird der Nicht-
erklärendeunter allen Umständen als Erbe behandelt, wogegen nach einer andern Ansicht nur gegen
den im Besitze der Erbschaft befindlichenErben, wenn er in Monatsfrist nicht entsagt, die Ne-
sitzhandlungen als Einmischung in die Erbschaft angesehen werden. Das Mainzer Landrecht
(Tit. XV. §. t) bestimmt ebenfalls eine dreimonatliche Delibcrationsfrist, jedi'ch unter dem
gerade entgegengesetzten Präjudiz, indem der sich nicht Erklärende als verzichtend angesehen
wird. Die Kölnische Rechtsordnung (Tit. IX. ^. 1) bestimmt nur, daß der Besitz der Erbschaft
auf die Erben übergehen soll, ohne daß es eines besondern Besitzcrgreifungsacts bedürfe.
Das Bedürfniß einer übereinstimmenden Gesetzgebung über den Erbschaftserwerb ist schon
wiederholt angeregt und auch bei der vorliegenden Veranlassimg sowohl uon den Ver¬
tretern der Land- und Stadtgemcinden, als von den betreffenden Gerichten anerkannt worden.
Es ist ein mwerteimbarcr Uebelstand, daß hierüber in den verschiedenen Theilen des Bezirks so
verschiedeneGrundsätze gellen, und daß, wo das gemeine Recht zur Anwendung kommt, ein
und dieselbe Erbschaft von den Kindern, welche noch in drr väterlichen Gewalt sind, nach an¬
dern Grundsätzen erworben wird, als von den bereits aus der väterlichenGewalt entlassenenKindern
und dem miterbenden überlebenden Ehegatten, Der C!e»l^ sowohl (Zachariae Eivilrecht IV.
tz. 609 «c!<j.), als das Allgemeine Landrecht (8. WA «<^>. !. 9) hat den Grundsatz angenommen,
daß jeder zur Erbschaft Berufene ohne Unterschied die Erbschaft von felbst, ohne daß es eines
Antretungsakts bedarf, erwirbt; beide Gesetzbücherräumen auch dem Erbnr das Recht ein, auf
die erworbene Erbschaft zu verzichten; sie diffcriren nur in den für diese Entsagung bestimmten
Fristen. Während das Landrecht eine Frist von sechs Wochen ro.^. drei Monaten von der
Wissenschaft vom Erbanfall bestimmt, unter dem Präjudiz, daß der Nichterklärende als Erbe
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behandelt wird, kann der Erbe nach dem <^oclenoch 30 Jahre lang verzichten, so lange er die
Erbschaft nicht ausdrücklich oder stillschweigendangenommen hat.

Diesen Nestimmungen des ll'aclo, welche im Wesentlichen eine Generalisirung der gemein¬
rechtlichen Bestimmungen über den Erbschafts-Erwerb, das «unt Irure«, enthalten, hat sich auch
der Entwurf angeschlossen. Den Mängeln des bisherigen Nechtszustandes ist dadurch in der
einfachsten, sich an das System des gemeinen Rechts und zugleich an die Grundsätze des
Deutschen Rechts über die Erwerbung der Erbschaften (Mittermaier Privatrecht II. §. 466,
Walter Privatrecht §. 412) eng anschließenden Weise abgeholfen, und es sind zugleich die
großen Härten vermieden, zu welchen die landrechtlichenBestimmungen führen und erfahrungs¬
mäßig in vielen Fällen geführt haben, indem danach der zur Erbschaft Berufene, welcher eine
Erklärung in der gesetzlichen Frist nicht abgiebt, auch ein Inventar nicht legt, selbst dann als
Erbe die Erbschaftsschulden bezahlen muß, wenn der Erblasser nicht das geringste Aktiv-Ver¬
mögen hinterlassen, und der Erbe demzufolge nicht ein einziges Nachlaßstückin die Hände be¬
kommen hat (eti'. Justiz - Ministerialblatt Vru 1840 pk^. 5, Sommer's Archiv Jahrgang 9
p»A. 173 8oq.). Gegen das Princip des Entwurfs ist zwar der Einwand erhoben worden,
daß dadurch der Erbschaftsgläubiger, für den Fall, daß der Erbe abstinirt, mit dem schwierigen
Beweise, daß der Erbe sich in die Erbschaft eingemischthabe, belastet werde. Es ist auch nicht
zu bestreiten, daß die Führung eines solchen Beweises nach Verlauf längerer Zeit mit großen
Schwierigkeiten verbunden sein kaun. 06 liegt aber in der Abweisung eines Gläubigers,
welcher den Beweis der Immixtion des Erben nicht zu führen vermag, immerhin leine so
große Härie, als in der Verurthcilung des zur Erbschaft Berufenen, welcher, so viel constirt,
nicht das Mindeste aus der Erbschaft erhalten hat. Der Gläubiger kann sich auch gegen die
gcfürchteten Nachtheile dadurch schützen, daß er sofort nach dem Erbanfalle feine Befriedigung,
«'vorit. auf dem Rechtswege sucht.

Das Römische Recht schreibt für die Aufnahme des zur Erhaltung des I^iil'iic'nnri invmitlrrii
von dem Erben zu errichtcndm Inventars gewisse Förmlichkeiten (Cchweppe Privatrecht V.
§. 848) vor, welche in Deutschland wenig praktisch geworden sind, weil man die Inventari-
sation zu den Geschäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit zählte. Diefer Auffassung entsprechend,
schreibt auch ein Theil der ostrheinifchc«Partitularrcchte die gerichtlicheInventarisation vor
s Gedruckte Zusammenstellung der ostrlk'inischenPartikul<urechte W. 72 bis 77, Auch der
<'«,<!<' «Zachariae IV. tz. 612) und das Mg. i.andrecht (I. 9 M 428 «e.ez.) erfordern eine
gerichtliche Erklärung r<'8r>. Einreichung des Inventars bei Gericht. Der Entwurf erfordert
ebenfalls die gerichtliche Niederleguug eines Inventars, erklärt jedoch den Antrag auf gericht¬
liche Inventariflltiun zur Wahrung der Rechte des Erben für ausreichend, weil in manchen
Fallen (z. B. M. 71 bis 73 des Entwurfs) der Erbe nicht in der Lage ist, selbst ein Inventar
errichten zu können. Die Frist zur Inventarisatiun ist sowohl nach gemeine»: Recht, als nach
den bisherigen Partikularrechten und nach dem ('ciäe auf drei Monate, nach der Nassauischen
Landesordmmg sogar nur auf einen Monat bestimmt. Eine dreimonatlicheFrist ist auch als Regel
ausreichend; die im Allgeni. Landrecht bestimmten Fristen sind länger, als das Bedürfniß
erheischt; nur für außergewöhnliche Fälle ist, wie in M. 397, 425 Allgem. Landrecht 1. 9,
eine längere Frist zugelassen.

Nach §. 130. Allgnn. Ln!,Necht I. 9 sollen Pflegebefohlene der RcclMwohlthat des
Inventars nicht dadurch verlustig werden, daß die Vormünder die Leguug des Inventars ver¬

säumen. Diese Bestimmung ist sowohl dem gemeinen Rechte, als den bisherigen Partikular-
rechten fremd <cck. Tricrisches Landrecht Tit. X. §. 4, Nassauische Landesordnung Theil III.
Cap. XI. §. ü, Mainzer Landrecht Tit. XV. §. 5). Der Entwurf hat solche ebenfalls nicht
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aufgenommen, Zumal nach gemeinemRecht die Minderjährigen event, durch die Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand genügend geschützt sind.

5, Nach Römischem Recht sind Schenkungen unter Ehegatten ungültig, man sah dieselben als dem
Wesen der Ehe widersprechendan; dieselben convalesciren jedoch, wenn der Schmier sie nicht
vor seinem Tode widerruft (Puchta Pandektcn ß. 425). In Deutschland sieht man Schenkun¬
gen unter den Ehegatten nicht als dem Wesen der Ehe widersprechendan; sie stehen auch mit
den Principien der Gütergemeinschaft, namentlich der partikulären Gütergemeinschaft, nicht im
Widerspruch (cH-. Mittermaier Privatrecht II. 8- "1, Grundier Polemik III. §. 552). Das
Allg. Landrecht (§. 310 II. 1) hat die gemeinrechtlichenBeschränkungen abgeschafft, und der
Entwurf schließt sich denselben an.

Zu §. 101.
I, Nach gemeinem Rechte ist der Nießbrauch« der Regel nach zur Eau.ionsleistung verbunden;

Der Vater ist jedoch als Nutznießer des Vermögens seinem Binder von der Pflicht, Caution
zu stellen, entbunden! auch der Ehemann ist nach Deutschem Rechte, als gesetzlicher Nutznießer
des Vermögens der Frau, von der Cautionsleistung entbunden. Die Mutter ist nach man¬
chen Partikularrechten, nicht aber nach gemeinem Rechte, als stanitarische Nießbrauch«!« des
Vermögens ihrer Kinder von der Verpflichtung zur Eaution befreit. In einzelnen der bishe¬
rigen Partitularrcchte (Mainzer Landrecht Tit VII. 8- 9, NafsauischeLandesoronung Tit. IV.
Kap. XII. §. 5) ist die Befreiung der Mutter sowohl wie des Vaters von der Caution ausdrücklich
ausgesprochen. Im Trierischen Landrecht (Tit. VIII. §. 10) ist umgekehrt die Verpflichtung
jedes Leibzttchtcrs zur Cautionsleistung ausgesprochen, die Anwendung dieser Bestimmung auf
den gesetzlichen Nießbrauch der Eltern aber bestritten. Wo die Partikularrechte nichts bestimmen,
hat die bisherige Praxis nur den Vater aus Grund des gemeinenRechts für befreit angesehen,
die Mutter als Niehbraucherin dagegen an sich zur Cautionsleistung verbunden erachtet, von
diesem Rechte der Mutter gegenüber jedoch nur in den Fällen wirklichen Bedürfnissen Gebrauch
gemacht. Da die Mutter während des Wittwenstandes nach dem Entwurf dem Vater ganz gleich
gestellt ist, so ist es consequent und der dcutschrcchtlichenAnschauung entsprechend, sie auch gleich
dem Vater von der Kautionsleistung zu befreien. Die Kinder sind dadurch nicht gefährdet, da
ihnen der Entwurf, abweichend vom gemeinen Rechte, auch einen gesetzlichen Titel zum Pfand»
recht an dem Vermögen der Mutter, fowie das Recht, in den geeigneten Fällen die Vermö-
gensabjonderung zu fordern (H. 61 Nr. 3, §. 96 Nr. 1) einräumt. Nach ß. 1!) Allgem. Land-
recht I. 2> ist der Nießbraucher überhaupt, abweichend vom gemeinen Recht, zur Cautions-
leiftung nicht verbunden.

3, Im Falle «»beerbter Ehe hat nach dem Trierischen und Kölnischen Rechte und nach der Nassaui¬
schen Landesoronung 'der überlebende Ehegatte als Nießbraucher dir Verpflichtung, den Sub¬
stanz-Erben Caution zu stellen, wogegen die übrigen Statuten keine Bestimmung darüber
enthalten. Der Entwurf spricht in Uebereinstimmung mit §, 19 Allgem. Landrecht I. 21
die Befreiung des niehbrauchsberechugten überlebenden Ehegatten von der Caution au»,
gibt ven Substanz-Erben jedoch, ebenso wie z. 20 I. «., im Falle der Gefährdung seiner
Rechte einen Anspruch auf Sicherheitsmaßregeln.

4. Nach gemeinem Rechte steht der Eigenthümer zum Nießbraucher als solchem in keinempersön¬
lichen Verhältnisse: er kann nur nach beendigtem Nießbrauche als Eigenthümer vindiciren.
Dagegen werden durch die Cautionsleistung die persönlichen Verpflichtungen des Niehbrau»
chers dem Eigenthümer gegenüber begründet, wodurch der letztere gegen alle Substanz-Ver«
nngerungen Seitens des ersteren gedeckt wird (eir. Meiste Rechts lexicon Hand XI. naß.
869 »oq., 915 »eq., 926 sey.: Entscheidungen des Ober-Tribunals Band 46 naß. 140 sey.:

1b'
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uergl. Oeuffert's Archiv X. z>lr^. 334). Der Eigenthümer würde hiernach dem uon der Cau¬
tion befreiten Nießbraucher gegenüber in einer ungünstigeren Lage sein, als dem Nießbrauch«
w elchcr Caution bestellen muß, gegenüber. Um diese Inconoenienz zu beseitigen, ist im Ent¬
wurf ausdrücklich ausgesprochen, daß in den Fällen der Befreiung uun der Cautionsleistung
der Nießbrauch« dem Eigenthümer gegenüber doch alle dieselben persönlichen Verpflichtungen
habe, als wenn er eine Caution wirklich geleistet hätte.

Zu §§. 102, 103.
Im ß. 102 ist der Zeitpunkt der Gültigkeit des neuen Gesetzes bestimmt, und §. 103

dem allgemeinen Grundsatz gemäß festgestellt, daß die unter der Herrschaft der früheren Gesetzgebung ge¬
schlossenenEhen nach den bei ihrer Eingehung geltenden Rechten beurtheilt .werden sollen. Zwar ist
proponirt worden, hiervon Abweichungen zuzulassen! diesem Antrage ist aber wegen der dadurch möglichen
Verletzungen der aus der Ehe entsprossenen Kinder sowohl, als der Gläubiger nicht entsprochen worden.
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Auf den Bericht des Staats.Miuisteriums vom 27, August d. I. genehmige Ich hierdurch, ^6 Allen,. Proposit.
daß der nebst deu Motiven anbei zurückgehendeEntwurf eines Gesetzes, betreffendeinige Bestimmn«- ^' " b-
gen über Rechtsgeschäfte im Bezirk des Justiz-Senats zu- Ehrenbrcitstein, dem Landtag der Rhein-
Provinz zur Begutachtung vorgelegt wird.

Baden-Baden, den 9. September 1864.

(gez.) Wilhelm.

(gegmgez.) von BismarH. von Bodelschwingh. Graf von Itzenplitz.
von Mühler. Graf zur Lippe, von Selchow. Graf zu Euleuburg.

An
das Staats-Ministerinm.

Entwurf eines Gesetzes,
betreffend

! einige Bestimmungen über Rechtsgeschäfte im Bezirke des Justiz-
Senats zu Ghrenbreitstein.

Verträge, welche die Veräußerung von beweglichen Sachen zum Gegenstandehaben, bedürfen K^« ?g.« n-m
zu ihrer Gültigkeit keiner andern, als der den Bestimmungen des gemeinen Rechts entsprechendenForm. m>m<,m «Wir Mcht«

Dasselbe gilt von Schuldverschreibungen,vo» Reuten», Zins- und Pacht-Verträgen, von neMftcimIustiz'B^
Vergleichen,von Altentheils' und Verpflegungs- Verträgen, von Uebeigabe-Vcrträgen, von Erbthei- '" ^111.
lungen und von Grbschaftskäufen, vorbehaltlich des Gesetzes vom 2. Februar 1864 (Gesetz-Sammlung
Seite 34) in Betreff der zu einem Vermögen oder einer Erbschaft gehörigen unbeweglichen Sachen.

Unter beweglichen Sachen (Mobilien) sind in diesem Gesetze alle Sachen verstanden, welche
nicht in dem tz. 1 des Gesetzes vom 2. Februar 1804 als unbewegliche benannt worden sind.

h. 2.
Der Uebergang des Eigenthums an Mobilien ist fortan bei Kaufverträgen von der Be¬

zahlung oder Kreditirung des Kaufgeldeönicht abhängig.
Der vertragsmäßige Vorbehalt des Eigenthums ist bei der Veräußerung von Mobilien

ohue rechtliche Wirkung.
3- 3.

Bei Verläufen von Hausthieren geht die Gefahr erst mit der Uebergabc auf deu Käufer
über, und haftet demgemäß der Verkäufer dafür, daß das verkaufte Thier zur Zeit der Uebergabe
von den nach den Grundsätzendes gemeinen Rechts zu vertretenden Mängeln frei sei

s- 4.
Wenn ein verlaustes Hausthier binnen vierundzwanzigStunden nach der Uebergabetrank

befunden wird, so gilt die Vermuthung, daß selbiges schmi vor der Uebergabe krank gewesen sei.
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8- 5.
Doch muß der Käufer, bei Verlust seines Rechts, die bemerkteKrankheit dem Verkäufer

dergestalt zeitig anzeige», daß noch eine Untersuchung-überden Zeitpunkt ihres Entstehens stattfinden
könne

z. 6.
Ist der Verkäufer nicht am Orte zugegen, so muß die Anzeige den Gerichten des Orts,

oder einein Sachverständigengeschehen.
8. 7.

Stirbt das Thier binnen vierundz.uanzigStunden nach der Uebergade, so ist der Ver¬
käufer zur Vertretung verpflichtet, wenn nicht klar ansgemittelt werden kann, daß die Krankheit erst
nach der Uebelgabe entstandensei.

8- 8-
Aeußert sich die Krankheit des Thieres erst nach Verlauf von oiernndzwanzig Stunden

nach der Uebergabe,so trifft der Schaden den Käufer, wenn nicht ansgemittelt werden kann, daß der
kränkliche Zustand schon zur Zeit der Uebergabe vorhanden gewesen.

ß. 9-
Bei Schweinen, welche innerhalb acht Tagen nach der Uebergabefinnig befunden werden,

gilt die Vermuthung, daß sie es schon zuvor gewesen sind.

8- W.
Wenn sich bei Schafen die Pocken und beim Rindvieh die sogenannte französische Krank¬

heit innerhalb achtTageu nach der Uebergabe äußert, so gilt die Vermuthung, daß solche schon vor der
Uebergabevorhanden gewesen,

z. n.
Eine gleiche Vermuthung gilt von Pferden, bei welchen sich wahre Stätigkeit innerhalb

vier Tagen, Räude und Rotz innerhalb vierzehn Tagen, Dämpfigkeit, Herzschlägigkeit,schwarzer
Staar, Mondblindheit und Dummkoller aber innerhalb vier Wochen nach der Uebergabehervorthun.

8- 12.
Die auf Gewährsmängel oder auf Verletzung über die Hälfte gegründete Klage und Ein»

rede muß bei Verlust derselbenbinnen einer Frist von zweiundvierzigTagen nach der Uebergabedes
Thiers angestellt,beziehungsweisegeltend gemacht werden. Der Tag der Uebergabe wird in die
Frist nicht eingerechnet.

Sind mehrere Thiere gleicher Art verkauft und ist bei einem derselbenals Gewährsmangel
eine ansteckendeKrankheit nachgewiesen, so kann der Käufer die ZurücknahmesämmtlicherThiere for¬
dern, wenn sie bei dem Verkäufer mit einander in Berührung gekommen sind.

ß. 13
Die ß§. 3—12 gegebenen Vorschriftensind auf den Tausch von Hausthieren anwendbar.
Im Ucbrigen behält es für den Kauf und Tausch von Hausthieren bei den Bestimmungen

des gemeinen Rechts sein Bewenden.

§. 14.
Alle vartikularrechtlichenGesetze,Verordnungen, Gewohnheiten und Observanzen über die

Form der im ß. 1 bezeichnetenRechtsgeschäfte und über Viehhändel, so wie alle diesem Gesetz ent»
gegenftehenden Bestimmungendes gemeinenRechts sind aufgehoben.

Ingleichen treten außer Kraft alle partilularrechtlichenNormen, welche die Ungültigkeitder
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an Sonn- und Festtagen geschlossenen Vertrage anordnen, welche neben einem schriftlichenVertrage
keine mündlicheVerabredungen gestatten, welche die Einklagung von Wirthshausschulden verbieten,
welche den Kauf oder Tausch von Sachen beschrankenund welche über die Gewährleistung, die Ver¬
letzung über die Hälfte, das Wiederkaufsrechtund über die Widcrruflichkeit von Uebergabe-Verträgen
Bestimmungenenthalten.

Motive.

Der vorliegende Gesetz-Entwurf hat die Aufgabe, dem dringenden Bedürfniß einer Ver-
besserung des Obligationen-Rechts in dem Bezirke des Iustizsenats zu Ehrenbreitstein zu genügen.
Wie verworren der dortige Rechtszustandim Allgemeiuen sei, ist in den Vorberathungen des Gesetzes
vom 2. Februar 18<i4 (Gefetz-Samml. S 34) allgemein anerkannt (vergl. Motive des Entwurfs zu
diesem Gesetz; Nr. 29 der Drucksachendes Hauses der Abgeordneten, 8. Legislatur-Periode, I.
Session 1863—1864 und Bericht der 17, Kommissiondes Hauses der Abgeordnetenvom 6. Mai
1863 über den gedachten Gesetzentwurf). Das Gesetz vom 2. Februar 18<!4 hat eine wesentliche
Verbesserung dieses Rechtszustandes angebahnt. Die partikularrechtlichenBestimmungen in Betreff
l>er Verträge über unbewegliche Sachen, über den Erwerb von Eigenthum und dinglichen Rechten an
denselben und über Hypotheken sind revidirt, das Veraltete und Unbrauchbare in denselben ist
beseitigt.

Jetzt soll auf dem betretenen Wege ein fernerer Schritt gethan werden, bei welchem jedoch
der Gesichtspunktleitend gewesen ist, daß die Gesetzgebungnur da wirksam z» sein habe, wo eine
dringendeNothwendigkeitdazu durch den bestehenden Zustand dargcthau sei.

l. Bereits bei Berathung des Entwurfs zu dem Gesetze vom 2. Februar 1864 (vergl.
den angeführten Bericht vom 6. Mai 1863 S. 16) kam es zur Sprache, daß, wenn mau die Im-
Mobiliar-Verä'ußerungeuvon nutzlosen und beengendenFormen befreie, sich nicht wohl die mannig¬
fachen Vorschriften,welche in Betreff der bei Verträgen über Mobilien zu beachtenden ähnliche,!
Formen nach dem jetzt geltenden Partikularrechte noch in Geltung sind, würden aufrecht erhalten
lassen. Die Inconsequenz, welche in der Aufrechthaltungdieser Formen liege, wurde schon damals
nicht verkannt. Man war jedoch der Meinung, daß dieselbe in jenem Gesetze und namentlichauch
vor Anhörung der Lokalbehördennicht wohl aufgehoben werden könnten, und wurde nur deshalb
damals von einem Amendement nach der gedachten Richtung hin Abstand genommen. Es kommt
letzt darauf an, daß desfällige Bedürfuiß näher zu prüfen.

Diese Prüfung ergiebt folgendes Resultat:
1. Das Gesetz vom 2. Februar 1864 begreift uuter Immobilien nur Grundstücke,Gebäude

und verliehenes Bergwerks-Eigenthum. Verträge zur Uebertragung von Eigenthum und
zum Erwerb von dinglichen Rechten an diesen Sachen bedürfen nach ß. I a. a. O. zu
ihrer Gültigkeit keiner andern als der den Bestimmungendes gemeinenRechts entsprechen¬
den Form. Der iu jenem Gesetz aufgestellte Begriff von Immobilien stimmt aber nicht
mit demjenigen iiberein, welchen die Partikularrechte des ostrheinifchen Bezirks theilweise
an den Ausdruck knüpfen. Die beengendeForm besteht daher noch, insoweit in den Par«
tikularrechtenandere Vermögensobjekte in Bezug auf die Vertragsform den Immobilien
gleichgestellt sind, wie z. B. in der Nassau-WeilburgschenVerordnung vom 24. Mai 1699



8- 3 (Scotti III. p»3. 1449) in Bezug auf „jährliche Gülten, Zins, Pfacht,
verpfändete Schulden und darüber besagende Briefs und Urkunden".
Ebenso haben die betreffendenPartikulargesetzedurch ß. 1 des Gesetzes vom 2. Februar
1864 nicht ihre vollnändige Erledigung gefunden in Bezug auf Dispositionen über Ver°
mögens-Complexe, welche der Regel nach aus Immobilien und Mobilien bestehe«.
50 ist in Bezug auf Uebergabe- und Verpflegungs-Verträge die gerichtliche
Abschlicßung resp. Bestätigung oder die landesherrlicheErlaubniß bei Strafe der Nichtigkeit
vorgeschrieben in der Solms-Vraunfelsschen Verordnung vom 22. August 1786 (Scotti Hl.
pug-. !2t)7), in der Nassau-UsingcuschcnContracten-Ordnung vom 21. März 1774 88-
51 bis 54 (Scotti III. p^. 13L8, 1369), in der Sayn-Hachenburgscheu Contracten-Ord-
nung von 1808 §z. 55 bis 72, 90 (Scotti IV. p-^. 1?<18 «<,<i. uud 1718), iu der Wied-
Neuwicdschen Verordnung vom 19. April 1771 (Scotti I. p^. 19l»), während die 88- 6N3,
604 Allg. Landrechts Th. I. Tit. 11, wodurch ebenfalls die gerichtliche Abschließungvon
Altentheilsverträgen vorgeschrieben war, bereits durch das Gesetz vom II, Juli 1845 §. 1
(Gesetz-Samml. pa^. 495) aufgehobensind nnd die im Allgemeinenfür Verträge vorge-
schriebe,«Form für genügend erklärt ist. Ferner ist für V eränß eruuge n von Erb»
schaften, für welche ebenfalls das allegirte Gesetz vom 11. Juli 1845 die im Allge-
meiuen für Verträge vorgeschriebeneForm unter Aufhebung des 8. 473 Allg. Landrechts
Th. I. Tit. 11 für genügend erklärt, die gerichtliche Form vorgeschrieben in der Nassau»
WeilburgschenVerordunng vom 24. Mai 1699 8- IU (Scotti 111. p^. 1450), sowie in
der Sayn-HachenburgscheuContracten-Ordnung von 1808 8- 92 (Scotti IV. p^. 1718,
1719). Auch für Erb th eilungen unter großjährigen Interessenten ist die
gerichtlicheAbschliesnmgund zwar nicht blos rücksichtlich der zur Erbschaft gehörenden
Immobilien, sondern überhaupt vorgeschrieben in der im Bezirk des vormalige» Justiz-
amts Altenkirchen geltenden Laudschreiberei-Instruktion vom 18. Mai 1815 8- H (Scotti
IV. pn,<^. 1921), in den in dem übrigen Theile der HerrschaftSayn-Altenkircheu geltenden
AnspachschenVerordnnngen vom 1. April 1743, 9. Iauuar 1744 und 27. Dezember 1780
8- 2 (Scotti II. i^. 684, «85, 704, 848), endlich in der Sayn-Hachenburgschen Con-
tracten-Qrdnnng von 1808 8- 73 (Scotti lV. i>l><>'. 17l4). Für Erbthcilungen, bei wel¬
chen Auswärtige concnrriren, ist die gerichtliche Abschlicßungvorgeschriebenin der
Wied-NunkelschenVerordnung vom 9. April 1763 (Scotti I. p^. 390), in der Wied'
Neuwiedschen Verordnung vom 7. März 1760 (Scotti I. pa^- 1?5, 176) und vom 14.
August 1804 88- 48, 49 (Scotti I. p^. 268).
Iu mehreren Partikular-Verordnungen ist für die freiwillige Versteigerung von
beweglichen Sachen die gerichtliche oder notarielle Abhaltung oder doch die gerichtliche Ge¬
nehmigung bei Strafe der Nichtigkeit oder bei Geldstrafen vorgeschrieben,so daß Privat-
Licitationen nicht stattfindendürfen, fo in den Wied-NeuwiedschenVerordnungen vom 1?.
Juni l?7l uud 8. Juli 1784 (Scotti l. paF. 191, 224), in der Wied-Nunkelschen Verord¬
nung vom 9. April 1763 (Scotti I. p^. 390), in der Wetzlarschen Verordnung vom >0-
Januar 1807 (Scotti V. p^g. 2205,.

Ferner sind für die Formen der freiwilligen Versteigerungen, namentlichbezüglich
der Art der Bekanntmachung, mehr oder weniger detaillirte Vorschriften ergangen,
welche ohne Noth das richterlicheErmessen beengen (Mainzer Landrecht Tit. 18 88- 2 bis
4, Wied-NuntelscheVerordnung vom 6. Dezember 1765 8- 9 sScotti I. pax. 4311 San»'
Hachenburgsche ContractenOrdnuug von 1808 8- 44 .^(,. ^Scotti IV. p^. 1704 ««cjH
Nach der Wied-NeuwiedschenVerordnung vom 12. Januar 1755 (Scotti I. pIA. ^^
165) sind Verkäufe der küuftigeu Ernte, sowie Verträge über die Ausnutzung
des Dunges von Aeckern nur mit gerichtlicherGenehmigung nach vorgängiger o»u^
en^nitis, erlaubt. Nach Th. !. Kap. XVII. H. 5 der Nassau-^atzenelnbogenschenLandes'
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ordnung sind sogenannteMuthscharungen oder Zeittau schcontracte gerichtlich abzu»
schließen. Nach §. 2 Tit. 13 des Solmsfchen Landrechts ist für Schenkungen über
100 Gulden bei Strafe der Nichtigkeit die gerichtliche Form vorgeschrieben. Nach Cap.
VI. Th. VI. der Nassauischen Landesordnung sollen Vergleiche gerichtlicherrichtet werden.

4. Für den Abschluß von Vieh Händeln ist in einzelnenVerordnungen bei Strafe der
Nichtigkeit eine besondere Form, namentlichdie Protokollirung vor den Ortsgerichten,
die Zuziehung von Zeugen oder der Handschlag vorgeschrieben(Steimeler Marktrecht M
8, 9, 10, 14. 17, 29, 33 sScotti I. pnx. 436), Nassau-WeilburgscheVerordnung vom 28.
Januar 1758 sScotti III. p^. 1522s).

Es ist eine Consequenz des Gesetzes vom 2. Februar 1864, daß in allen obigen Fällen,
entsprechend den Bedürfnissen des Verkehrs und den veränderten Verhältnissen, fortan nur die allge»
meinen Grundsätzeüber die Formen der Rechtsgeschäfte Anwendung finden.

Dies festzustellen ist der Zweck des §. 1-
Damit in naher Verbindung stehen die Bestimmungendes ß. 2.
Nachdemnämlich der §. 3 des Gesetzes vom 2. Februar d. I. in Bezug auf die Veräuße»

rung von Immobilien den gemeinrechtlichen Grundsatz, wonach der Eigenthu ms- Uebergang
durch die Zahlung oder Creditirung des Kausgeldes bedingt war, aufgehobenhat, ist
es wiederum nicht nur durch die Konsequenz geboten, denselbenGrundsatz auch in Bezug auf die
Veräußerungen beweglicher Sachen zu beseitigen, sondern dies im Interesse der Leichtigkeit und Ae-
weglichteitdes Verkehrs in Bezug auf bewegliche Sachen noch viel nothwendiger. Jener Grundsatz
ist auch sowohl dem Allgem. Landrecht, als cmch dem linksrheinischen Rechte fremd.

Wenn der Kaufpreis creditirt wird, ist es ferner namentlichbeim Viehhandel sel,r gebräuch¬
lich, aber auch bei andern Objekten üblich, daß der Verkäufer sich bis zur Bezahlung
des Kaufgeldes das Eigenthum vorbehält. Dies führt zu dem praktischen Uebelstande,
daß im Falle der Weiterveräußeruug der Sache diese uuch in der dritten und fernere» Hand mit
jenem Eigeuthumsuorbehlllt belastet bleibt, und daß, da nach der feststehenden Praxis, im Instiz-
senats-Bezirkedem fraglichen Vorbehalte die Bedeutung einer Suspensiv-Bedingung beigelegtwird,
der erste Verkäufer die öache nicht selten uoch gegen den dritten und vierten Käufer vindicirt/ wel»
eher dann seinen Regreß an seinen Vormann, dieser wieder an seinen Vormanu u. s. w. nimmt.
Daß die Zulässigkeitdieser Vindication lähmend auf den Verkehr einwirkt, ist einleuchtend. Der Be¬
sitzer kann zwar die Vindication durch Bezahlung des Nestlaufgeldesanwenden; aber einmal werden
hierdurchdie Negreßausprücheauf die Vonnänner nicht erledigt, außerdem ist auch uou jenem Ans-
kunftsmittelkein Gebrauch zu macheu, wenn der Werth der Sache seit dem ersten Verkauf erheblich
gesunken ist. In den benachbarten Ländern ist dem Uel'clstandbereits im Wege der Gesetzgebung abge-
holfeu; das NasscmischeGesetz vom 15. Mai 1851 erklärt den Vorbehalt bezüglich beweglicher Sachen
für ungültig. Im Bereich des (üncle, ist der Besitzer durch den Grundsatzdes Artikels 2279 l>
I1N88688WNvaut tit.ro) geschützt, und das Allgem.Landrechterklärt im §. 269 Th. I. Tit. II den
Vorbehalt ebenfalls für Wirtungslos.

Hierdurch rechtfertigtsich der ß. 2 des Entwurfs.

88. 3-13.

II. Den zweiten Gegenstanddes Entwurfs bildet die Regelung der Gesetzgebungüber die
Gewährleistung bei dem Handel mit Hausthieren.

Die im Allgemeinen anerkennenswcrthenGrundsätze des gemeinen Rechts sind hier durch
die zahlreichen,völlig unhaltbaren Partikularrechte so verunstaltet, daß es vor Allem einer Veseiti-
gung der letzteren und sodann nur einer nicht erheblichenErgänzung der allgemeinen Grundsätze
bedarf, um derartigen Geschäften, in welchem im Bezirk des Iustizsenats eiu lebhafter Verkehr
herrscht, eine gesicherte Grundlage zu geben.

Nach gemeinemrömischen Rechte haftet der Verkäufer für d!: vervo g ^ . NHigch womit
16
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die verlauste Sache zur Zeit des Vertrages behaftet war, auch wenn sie ihm selbst unbekannt
waren. Der Käufer hat die Wahl, auf gänzlicheAufhebungdes Vertrags mit der »«tio rocUiid,.
, oria (Nandlungstlage) oder auf Ermäßigungdes Kaufpreises mit der notiu c^nantiminuris (MinderungS-
klage) zu klagen. Die zuerst gedachte Klage verjährt in sechs Monaten, die zuletzt gedachte in einem
Jahre von dem Verkaufe an gerechnet. Diese gemeinrechtlichen Grundsätze gelten beim Viehhandel
unverändert in den Kurkolnscheuund Knrtrierschen Theilen des ostrheinischenBezirks, in der Graf¬
schaft Sllyn-Altenkirchenund in der Stadt Wetzlar. In dem Kurkölnschen Dorfe Asbach ist für die
dortigen Märkte das unten noch zur Sprache kommendeSteimeler Marktrecht recipirt, und eine
Kurtriersche Verordnung vom 23. December 172? (Scotti II. p^ 914) statuirt unter Umständen
Ausländern gegenüber eine längere als die gemeinrechtlicheRedhibitiunSfrist. Im Uebrigen gelten
aber folgende Partikular-Verordnungen:

I, für die untere Grafschaft Wied die NeuwiedscheVerordnung vom 24. April 1794 (Scotti 1.
p-^'. 237-239),

2 für die auf dem Markt zu Steimel, im Bezirk Dierdorf, geschlossenenoder zu erfüllenden
Viehhändel das Steimeler Marktrecht, in einem alten Weisthum aufgezeichnet(Scotti I.
pllst. 433-439), in Verbindung mit einer die Wandlungsfrist betreffenden Wied-Runkel-
schen Verordnung vom 10. Oktober 1763,

3. im AmtsbezirkDierdorf exal. des Condominats Mcnscheid, jedoch mit Ausschlußder
Fälle der Anwendung des Steimeler Marktrechts, die NassauischeLandesordnung Th. l.
Cap. 4 §. 5,

4. für die Grafschaft Sayn>Hachenburg die Verordnung vom 13. Juli 1765 (Scotti U.
pÄZ. 100«, 1007),

5. für den Bezirk des vormalige» Amts Atzbach, im Kreise Wetzlar, die Nassau-Weilburg-
sche» Verordnungen vom 7. August 1709, 20, Juni 175,7, 24. August 1793 und
12. Mai 1795 (Scotti M. z,^. 1460),

6. für den übrigen Theil des Kreises Wetzlar, mit Ausnahme der Stadt Wetzlar, da«
Solmser LandrechtTit. 10 ß. 11.

Die wesentlichen Abweichungen dieser Partikularrechte vom gemeinen Rechte bestehen
darin, daß theils die Fristen zur Geltendmachung von Gewährsansprüchen abgekürzt, theils Prä-
sumtionsfristen mit der Wirkung festgesetzt sind, daß von allen innerhalb dieser Fristen hervor-
gctrctenen Mängeln angenommen wird, dah sie schon zur Zeit des Contracts vorhanden gewesen
seien, theils endlich darin, daß die Klage wegen Gewährsmängel, oder doch die Wandlungsklage
nur wegen bestimmter Hauptmängel zugelassen werde. In dem Umfange dieser Abweichungen
vom gemeinen Rechte weichenaber die Partikularrechte unter sich wieder sehr ab. Die Fristen
sind im Solmser Landrecht auf einen Monat, in den Nassau-Weilburgschen Verordnungen auf
ein Vierteljahr bezüglich des Mastviehs, auf einen Monat bezüglich des andern Viehs, in der
NassauischenLandesordnnng auf zwei Monate, in der Neuwieder Verordnung auf 10 Wochen
bezüglich des Hornviehs und 4 Wochen bezüglich der Pferde, im Steimeler Marktrecht auf
10 Wochen und 3 Tage, in der Sahn-Hachenburgischen Verordnung auf 6 Wochen beim Rind¬
vieh, 4 Wochen bei Pferden und 8 Tage bei Schweinen festgesetzt.In Bezug auf die Bedeutung
dieser Fristen weichendie Partikular-Rechte insoweit von einander ab, als die Fristen nach dem
einen bloße Verjährungsfristen (Nassauifche Landesordnung), nach dem andern bloße Präsumtions-
fristen sSllyn-HachenburgschcVerordnung), nach anderen endlich beides zugleich sind (nach der
Neuwiedsche« Verordnung und anscheinend, wiewohl die Verordnungen hierüber nicht ganz klar sind,
auch nach dem Solmser Landrecht, dem Steimeler Marktrecht und nach den Nassau-WeilburgschenVer¬
ordnungen,. Die Neuwieder Verordnung statuirt neben der oben gedachten Frist noch eine andere
Präsumtionsfrist von 3 Tagen dergestalt, daß wenn vertragsmäßig die Haftung für andere, als
die im Gesetze aufgeführten Hauptmängel übernommen ist, bezüglich der sich binnen drei Tagen
äußernden Mänael anzunehmen ist, daß sie schon zur Zeit des Handels vorhanden gewesen. Da,
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wo die Fristen blos oder zugleich Verjährungsfristen sind, differiren die Partikularrcchte weiter
darin, daß nach dem einen innerhalb der Frist bei Gericht Klage erhoben werden muß (Solmser
Landrecht und Steimeler Marktrecht), nach dein andern die Anzeige an den Verkäufer innerhalb
der Frist genügt (Nassau-WeilburgscheVerordnungen, Neuwiedsche Verordnung, Nassauische Landes¬
ordnung). Nach dem Solmser Landrecht, nach den Nassau-WeilburgschenVerordnungen und dem
Steimeler Marktrecht findet ein Gewährsanspruch wegen aller Mängel statt, wegen welcher das
gemeine Recht einen solchen zuläßt. Dagegen findet nach der Hachenburgschen und Neuwiedschen
Verordnung nur wegen bestimmter, im Gesetzeaufgeführter Hauptmängel, unter welchen unter
andern auch der, daß das Thier „gestohlen" sei, aufgeführt ist, ein Gewährsanspruch statt.
Die Nassau - KatzenelnbogenscheLandesordnung disponirt nur über bestimmte Hauptmängel der
Pferde, beläßt es also bezüglichanderer Hausthiere, sowie anscheinend bezüglich anderer Mängel
der Pferde beim gcmeinen Rechte. Endlich ist der Minderungsklage blos in der Hachenburgschen
Verordnung gedacht, so daß die andern Partikularrechte nur bezüglich der Wandlungsklage das
gemeine Recht abzuändern, es dagegen bei diesem bezüglich der Minderungsklage zu belassen scheinen.

Darüber, daß alle diese partikulairechtlichen Bestimmungen aufzuheben feien, hat schon
bei der Revision der Partikularrechte in den 1830er Jahren keine Meinungsverschiedenheit obge¬
waltet. Auch der Iustizsenat und die sämmtlichen ostrheinischenGerichte erster Instanz haben
sich übereinstimmenddafür ausgesprochen. Das legislative Bedürfniß dürfte sich gerade beim Vieh¬
handel schon aus der dem Verkehr hinderlichen großen Zahl von verschiedenen Verordnungen,
deren jede einen Geltungsbereich von wenigen Stunden hat, ergeben; dazu kommt die Unklarheit
eines Theils der Verordnungen, es sind darin Krankheiten aufgeführt, bezüglichwelcher auch com-
petente Sachverständige keine Auskunft darüber haben geben können, was darunter zn verstehen
sei. Auch die in einzelnen Verordnungen enthaltene Beschränkung der Gewährleistungspflicht auf
einzelne Hauptmängel läßt sich nicht rechtfertigen. Allerdings ist in vielen in neuerer Zeit in
anderen Staaten erlassenen Gesetzen der Grundsatz der Beschränkung auf bestimmte Mängel an¬
genommen; namentlich ist dies mich in dem für die hohenzollernschenLande entlassenen Gesetz vom
5. Juni 18<>3 <Gesetzsammlungpn^. 445) geschehen Allein hierfür ist das Moment entscheidend
gewesen, daß Hohenzollern hauptsächlichmit Baden und Württemberg Viehhandel treibt und in
diesen beiden Ländern der Grundsatz der Beschränkung auf einzelne Hauptmängel ebenfalls adov-
tirt ist. Dasselbe Motiv spricht aber bezüglichdes Instizsenats-Bezirks für die Annahme des ent¬
gegengesetztenGrundsatzes, welcher in dem für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln
vom 3. Mai 1859 erlassenen Gesetze (Gesetzsammlungi.»^ 20 n und auch in dem Allgcm. Land¬
rechte (8, 193 «6^. Th. I. Tit. 11) dahin adoptirt ist, daß für alle Mängel Gewähr geleistet wer¬
den muß. Dieser mit den gemeinrechtlichenBestimmungen des AedilitischenEdikts harmonirende
Grundsatz ist deun auch in dem vorliegenden Entwurf festgehalten worden. Zweifelhafter ist die
Frage, ob in dem Gesetze Präsnmtionsfristen zu statuiren seien. Die Gründe für und wider sind
bei der Erlassung der beiden Gesetze für den Bezirk des Appellationsgcrichtshofes zn Cöln und für
die hohenzollernschenLande erschöpfenderörtert worden; in dein letzteren sind Präsnmtionsfristen
aufgestellt, in dem ersteren nicht. Für Beides lassen sich gute Gründe anführen und Zweckmäßig-
teitsrücksichtenmüssenden Ausschlag geben. Aus solchen vorzüglich praktischen Rücksichten(Ver¬
minderung der Processe und Vereinfachung des Bewcisverfahrens), welche für den Instizsenats-
Bezirk noch darin einen besonderen Halt finden, daß bei den dort abweichend vom Gebiete des
Appellationsgerichtshofes zu Cöln in Anwendung kommenden positiven Regeln des Proceßrechts
derartige, durch die Erfahrung bewährte Präsunitionsfristen im Interesse der Parteien liegen, hat
sich die Mehrzahl der Gerichte erster Instanz, der Departements-Thierarzt und die Regierung in
Eoblenz, für die Annahme von Präsumtionsfristcn ansgesprochen, und es hat hiernach nicht be¬
denklich erachtet werden können, danach den Entwurf im genauen .'lnschlußan die Bestimmungen
des Ällgem. Landrechts zu redigircn, wodurch überdies eine Uebereinstimmung mil dein fast in
der ganzen Monarchie geltenden Rechte herbeigeführtwird. Um diese Uebereinstimmungvollständig
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herbeizuführen, bedarf es jedoch in Einer Beziehung einer Modifikation des gemeinen Rechts.
Während nämlich nach gemeinem Rechte der Regel nach schon mit dem Abschlüssedes Kaufkon¬
trakts und nur bei Verkäufern in ^enero erst mit der Individualisirung des Kaufobjekts die Ge¬
fahr auf den Käufer übergeht, ist dies nach dem Allg. Üandrecht erst mit dem Zeitpunkt der Ueber-
gllbe der Füll. Die landrechtlichen Präsumtionsfristen werden daher von der Uebergabe an
gerechnet, wogegen dieselben im gemeinrechtlichenGebiete von dem Zeitpunkte des Uebergangs der
Gefahr, d. i. der Regel nach von dem Vertrags-Abschlüsse an, berechnet werden. Das gemeine
Recht muh daher, wie im ß. 3 des Entwurfs gefchchen, dahin geändert werden, daß auch im
Iustizfenats-Bczirt der Verkäufer von Hausthicren bis zur Uebergabe die Gefahr trägt. Für diese
Aenderung spricht aber auch der innere Grund, daß der Käufer sein Recht aus der gesetzlichen
Präsumtion natürlich nur von dei" Zeitpunkt ab wahren kann, wo er das Thier im Besitz hat
und in der Lage ist, die verborgenen Mängel zu erkennen.

Die M. 4—1. haben sodann die A 199—204 und Anh. tz§. 13, 14 Th. 1. Tit. 11
Allg. Landrechts einfach in den vorliegenden Gefetzentwurf übernommen. Controverfen, welche
sich an die landrechtlicheFassung geknüpft hatten, sind inzwischendurch die Praxis vollständig
erledigt, und es konnte eine Aenderung in der Fassung, welche wiederum nach anderen Seiten zu
Controverfen Anlaß bieten möchte, weder nothwendig, noch angemessenerscheinen. Im Einzelnen
ist in dieser Beziehung Folgendes zu bemerken:

«. In Uebereinstimmung mit dem Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 18. December
1548 (Entscheidungen'Bd. 17 S. 152) wird auch in §. 4 (entsprechend dem §. 199
Th. I. II Allg. Landrcchts) anzunehmen sein, daß die 24stündige Frist, binnen welcher
die Vermuthung gilt, daß ein erkranktes Hausthier schon vor der Uebergabe krank ge¬
wesen ist, mit dem Momente endet, an welchem sie an dem vorhergehenden Tage
zu laufen angefangen hat. Für Stunden giebt es leine andere Zeitrechnung und I^ex
8 1) ii« l^i^ «II. 12) wird im Gebiete des gemeinen Rechts hier ebensowenig zur An¬
wendung kommenkönnen, als im Gebiete des Allg. Landrechts die mit jener I^ex über¬
einstimmenden§§. 45- 47 Th. I. Tit. 3 Allg. Landrechts,

d. Es kann ferner zweifelhaft fein, daß, wie das Präjudiz des Ober-Tribunals vom
2U. Octuber 1839 (Rr. 74?) ausgesprochen hat, der §. 5. (§. 200 1. 11 A. L. N.) sich
nicht blos auf die im ß. 4 aufgestellte allgemeine Vermuthung, sondern auch auf die
speciellen Vermnthunge'n der §§. 9-11 (§. 204 I. 11,Änh 88- 13, 14 A. L.N.) bezieht.

<-. Ebenso erhellt, daß es der in den §§. 5, 6. lM. 200, 201 l. 11 A. L. R.) vorgeschrie¬
benen Anzeige nur dann bedarf, wenn der Käufer sich auf die im tz. 4 (tz. 199) auf¬

gestellte allgemeine Vermuthung gründet (Präjudiz des Ober-Tribunals vom 29. April
183? Nr. 25? a), daß also in tz. 5 mit den Worten „bei Verlust seines Rechts" nur
das Recht, sich auf die Vermuthung des 8- 4 zu stützen, nicht das Recht auf Gewähr¬
leistung gemeint ist.

ü. Ingleichen ist klar, daß die Anzeige gemäß tz. 6 <H. 201) dem Käufer nur zu seinen
Gunsten nachgelassenist, so daß er sein Recht nicht etw^. verliert, wenn er der Ab¬
wesenheit des Verkäufers ungeachtet demselben die Anzeigerechtzeitig gemacht hat (Prä¬
judiz des Ober-Tribunals vom 29. April 1837 Nr. 25?!»,).
Dic Minderungsklageist sowohl im Allg. Landrccht,als in dem linksrheinischen Gesetz vom

3. Mai 1859 beibehalten,und es konnte daher keinem Bedenken unterliegen, es in dieser Beziehung
auch in dem Iustizsenats-Bczntc bei dein gemeinenRecht zu belassen, welches dem Käufer gleichfalls
die Wahl zwischender u,«tiu r(;äm'diwrm und yuanti nünoris einräumt. Der Ausnahme des §. 2<»>
Th. I. Tit. 11 Allg. Landrcchts bedürfte es aber zu diesem Zweckenicht; derselbe ist vielmehr absichtlich
nicht übernommen,weil aus seinem Wortlaut Zweifel hätten entstehen können, ob etwa in Betreff der
Zuläffigteit der aotic, l^unnti iiiinuri» eine Aenderungdes gemeinen Rechts bezweckt sei.

In Beziehungauf die Verjährungsflistenbedürfte es noch einer besonderenBestimmung, wie
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sie im §. 12 mitaufgenommenist. Es ist schon oben angedeutet,'wie verworren die bisher geltenden
partikularrechtlichen Vestilnmnngenin dieser Richtungsind. Würden sie aber lediglich einfach aufgehoben,
so wäre dem Bedürfniß des Verkehrs noch nicht geholfen. Denn die dcsfallsig.cn Vorschriften des ge-
meinen Rechts, welche dann in Anwendung kommen würde«, fiud ebenfalls unzweckmäßig und ungleich.
Die ilotio rLälHitorik verjährt in 6 Monaten, die aotio c^nanti iuinc>ri» in einem Jahre, die Klage
aus dem Contract aber (antin oiuti) wegen äicta, «t z>roni,'88a, sowie die Klage wegen lassic» enoi-ini«
erst in 30 Jahren. Das Letztere gilt von allen Einreden. Nun ist aber bereits bei den Verhandlungen
über das Gesetz für den Bczirk des AppellatioUsgerichtshofeszu Cöln vom 3. Mai 1859 anerkannt
worden, daß auch noch eine sechsmonatliche Frist für Klage und Einrede zu lang, und je länger die
Frist, um fo größer überhaupt die Gefahr der Verdunkelungund der Verletzung des wahren Interesses
der Parteien ist. Nachdem man sich demgemäß damals für eine sechswöchcntlicheVerjährungsfrist ent»
schieden hat, wird es unmöglich sein, im Bezirk des Iustizsenats zu Ehrenbreitstein die viel längeren
und ungleichen Fristen des gemeinenRechts bestehen zu lassen. Ans denselben Gründen aber wird man
bei diesem Punkte nicht auf das Allg. Landrecht zurückzugehenvermögen, da hier zwar wenigstens die
Gewährleistuugsklageallgemeinin 6 Monaten verjährt (8- 343 1. 5 A. 8. N.), die gleiche Frist auch
für die Klage aus der Verletzung über die Hälfte gilt (§! 88 1. 11 A. 8. R.), dagegen alle Einreden
»lach der in der Praxis dcm §. 345 I. 5 A. L. R. stets gegebenen Auslegung der gewöhnlichen Ver¬
jährungsfrist von 30 Jahren unterworfen sind. Dies ist aber gerade für den Viehhandcl eine sehr
unpraktische Bestimmung,und es kann unter diesen Umständennur empfohlen werden, die für den Be-
zirk des Nppellationsgerichtshofesin Cöln durch das Gesetz vom 3. Mai 1859 festgesctzteFrist auch
für den Nachbarbezirtzu adoptiren, zumal der Handelsverkehrzwischen den Bewohnern des rechten und
linken Nheinnfers nach den eingegangenen Berichtenein nicht unerheblicherist, und nach den Berichten
der Ober-Prokuratoren und Friedensrichter sich die gedachte Frist auch im Allgemeinen recht gut bewährt
hat. Nur wenigeBerichtewünschten, daß für die Fälle, wo ein in Anspruchgenommener Verkäufer auf
seinen Autor zurückgreifen muß, noch eine Nachfrist bewilligt worden wäre. Da indcß cin derartiger
Antrag ausweislich des Commissionsbcrichtsdes Abgeordnetenhauses über den Entwurf des gedachten
Gesetzes (otr. Bericht vom 1. März 1859 pa^. 6) damals abgelehnt worden ist, so hat es nicht für
angemessenerscheinen können, von der allgemeinenNorm nunmehr wiederum für einen kleinen
Bezirk eine Ausnahme zu machen. Dagegen konnte es nicht bedenklichscheinen, die Frist auch auf die
Klagen und Einreden aus der Verletzungüber die Hälfte auszudehnen und zugleich den zweckmäßigen
zweitenAbsatz des tz. 1 des Gesetzes vom 3. Mai 1859 in den 8- 12 mit aufzunehmen.

Daß für Tanschverträgedieselben Grundsätzewie für Kaufverträgegelten, entspricht nicht nur
dem ß. 364 Allg. Bankrechts Th. I. Tit. II, sondern auch dcm §. 10 des Gesetzes vom 3. Mai 185Ä
und dem Art. 12 des Gesetzes vom 5. Juni 1863, und rechtfertigtsich dadurch der tz. 13 des Entwurfs.

§. 14.

III. Der Schluß-Paragraph hat nicht nur den Zweck, die durch die M 1—13 sich als
nothwendig ergebendeAufhebung aller dies Gebiet berührenden entgegenstehendenpartikularrechtlichen
Normen auszufprechen, sondern er zieht in den Bereich dieser Beseitigungnoch einige andere auf Rechts-
geschäfte sich beziehende, als willkürlich für den Verkehr nachtheilig erkannteVorschriften des Partikular»
rechts. Dies sind folgende:

1. Die Sayn-MenkirchenscheSadbath-Ordnnng vom 12. November1783 (Scotti ll.Mß. 870)
enthält die Bestimmung,daß alle an Sonn- und Festtagen geschlossenen Verträge
ungültig sind.

2. Nach der Wied-Neuwiedschen Verordnung vom 26. März 1805 unter 4 ü (Scotti I. p»^.
27») soll gegen den Inhalt schriftlicher Urkunden keine mündliche Nebe nabrede berück
sichtigt werden.

3. Nach der Wied-Runtelsä,enVerordnung vom 6. DecemberI7L5 iScotti I. l»»ß. 439) 8- 7



126

dürfen Wirthshausschulden, die von Einheimischen in dem Wirthshaus contrahirt sind,
nicht eingeklagt werden.

4. In Bezug auf Beschränkung von Kauf- und Tausch Verträgen enthält ferner das Par-
tilularrccht folgende besondere Bestimmungen:

2. Nach dem Trierschen Landrecht Tit. 18 tz. 8 sollen Früchte auf demHalme undTrau-
ben an den Stöcken nur zum Martini-Preise verlauft werden, und bei der Uebervortheilung
der Verkäuferdes Kaufpreisesverlustig sein.

i>. In der Wied-Neuwiedschen Verordnung vom 2. Juli 1764 ist der Verkauf des Vermögens
oder der Erbschaften der ohne Erlaubniß ausgewanderten Personen ohne landes¬
herrliche Erlaubniß ungültig. Bezüglichder Verpfändung ist diese Bestimmung schon durch
ß. 21 al. 1 des Gesetzes vom 2. Februar d. I. aufgehoben.

r. Durch verschiedene Verordnungen (Anspachsche Verordnung vom 20. Juli 1705 tzß. 5 -8
sScotti II. puß. 642), Nassau-WeilburgschcVerordnung vom 15. Juli 1721 sScottilll.
Pag. 1462, 1463), Wied-Runtelsche Verordnung vom 28. August 1788 (Scotti I. p^.
536)) ist es für unzulässig erklärt, daß bei Veräußerungen und Theilungen das Eigen¬
thum von Obstbäumen einem Anderen zugewendetwerde, als demjenigen, welchem
das Grundstück gehört oder zufällt; sie sollen deshalb nicht ohne das Grundstückver¬
äußert werden, bei Theilungen auch nicht gemeinschaftlichbleiben, vielmehr gegen Ver¬
gütung demjenigen überlassen werden, welchemdas Grundstückzugetheilt ist.

6. Nach M- 103, 106 der Zusammenstellungder ostrheinischen Partikularrechte sollen in der
Grafschaft Sahn-Altenkirchcn Staatsbeamte bei Strafe der Confiscation keine
Kohlen von den Unterthanen oder Hofleuten (Pächtern) kaufen, sofern sie nicht zum
Hausbedarf dienen; denselben ist auch der Ankauf herrschaftlicher Güter verboten.
Kohlen sollen nicht über die Taxe verkauft werden; der Ueberschußdes bedungenen
Kaufpreises kann nicht gefordert werden. Nach F. 136 idiä. soll in der unteren Graf¬
schaft Wied kein Beamter unbeweglicheGüter, auf welchen herrschaftlicheoder son¬
stige Ellmeralforderungen haften, einseitig und ohne Einwilligung der fürstlichenRent¬
kammer verkaufen.

«. Das Triersche Landrecht Tit. 14 W. 4 bis 6 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen
beim Renten kauf das Kaufgeld zurückgefordertwerden kann.

5. Bezüglich der Evittion enthält die Sayn-Hachcnburger Coutracten-Ordnung von 1808
tz. 20 die Bestimmung, daß für eine nicht angezeigte,dem Käufer nicht bekannte Servitut,
auch ohne l)«1us oder ausdrücklichesVersprechen Gewähr geleistet werden, und der mit
3 Procent zu capitalistrende Iahreswerth der Last dafür vergütet werden solle.
Bezüglich der Verletzung über die Hälfte bestimmt das Triersche Landrecht Tit.

18 z. 11, daß der Gegner des Verletzten, um die Aufhebung des Geschäfts abzuwenden, die
Differenz zwischen dem gegebenen Acquivalcnt und dem wahren Werth der Sache zulegen müsse,
während nach Mainzer Landrecht Tit. 23 M. 1 3 zu dem Ende nur die Hälfte des Werths zu¬
gelegt werden muß. Nach dem Trierschen Landrecht Tit. 18 tz. 11 und der NassauischenLandes¬
ordnung Th. I. Tit. 4 §. 11 verjährt die Nescissionstlagewegen 1l>,ü!jio euormizj in zehn Jahren.
Nach Mainzer Landrecht Tit. 31, tz. 4 kann auch ein Vergleich wegen lu^ic» sliormit! angefochten,
die Aufhebung aber durch Supplirung des halben Werths abgewendet werden.

Das Mainzer Landrecht Tit. 26 §. 5, das Triersche Landrecht Tit. 21 §. 26 und das
Solmser Landrecht Tit. 11 H. 8 schließen die Verjährung des Wied erkaufsrechts, das Main¬
zer Landrecht auch die Ccssiondieses Rechts aus.

Nach §. 1<> Eap. 10 Th. lll. der Nassauischeu Landesordnung sollen Uebergabe-
und Altentheils-Verträge zwischenEltern und Kindern erst beim Tode der Eltern unwider¬
ruflich werde», so daß die Eltern bei Lebzeiten jederzeit beliebig das üoergebene Vermögen wieder
zur freien Verfügung an sich nehmen können.
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Nach der Wied-RunkclschenVerordnung vom 20. März 1756 (Scott: 1. Mg. 360, 361)
sollen Uebertrags-Verträge als erb- und eigenthümlicheSchenkungen angesehen werden, den Eltern
aber soll die Zurücknahme der Güter „aus hinlänglich zu bescheinigendenund nach gemeinen
KaiserlichenRechten vergönnten Ursachen" verstattet sein. Durch.die bereits oben I. 1 erwähnte
Verordnung vom 19. April 1771 (Scotti I. Mg. 190) ist bei willkürlicherStrafe und Ungültig,
keit des Akts verboten, daß Eltern ohne schriftlichelandesherrliche Erlaubniß ihre Haushaltungen
niederlegen oder sich lebendig todt machen.

Nach der Solms-Braunfelsschen Verordnung vom 22. August 1786 §. 2 (Scotti III.
Mß. 1217) soll bei der Abschließungvon Leibzucht-Contractenjedesmal von dem mstrumentirenden
Beamten möglichstdahin gewirkt werden, daß sie unwiderruflichgeschlossenwerden, eventuell sollen
für den Fall des Widerrufs im Voraus die zur Vermeidung von Weiterungen geeigneten Ve«
siimmungen in den Vertrag aufgenommen werden.

Alle diese unter 1—5 genannten partikularrechtlichenBestimmungen sind nicht nur neben
dem gemeinenRecht völlig entbehrlich und ohne allen praktischen Werth, sie sind vielmehr geradezu
nachtheilig, weil in Bezug auf die Gegenstände des gewöhnlichenVerkehrs so vielerlei ß verschiedene
Rechtsgrundsätzegelten, welche eben wegen ihrer Verschiedenheitdem Publikum größtentheils ganz
unbekannt, in das Rechtsbewußtsein der Eingesessenendes Bezirks gar nicht übergegangen sind;
sie zum Theil überdies den allgemeinsten Rcchtsgrundsätzen widersprechen.

Es rechtfertigt sich daher die im §. 14 ausgesprocheneAufhebung aller dieser Beftim-
mungen.
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Auf den Bericht vom 17. d. M. genehmige Ich, daß der nebst Motiven wieder beifolgende Ent¬
wurf seines Gesetzes, betreffend die Aichungder Weinfässer in der Nheinprovinz,dem Nhein-
nifchen Provinziallandtagebei dessen bevorstehendemZusammentritt vorgelegt, und daß ein hieranf
bezüglicherPassus in Unfer Propositionsdckret aufgenommen werde.

Schloß Babelsberg,den 18. September1864.
(gez.) Wilhelm.

(gegengez.) von Bod elschwiugh. von Roon. Graf von Itzenplitz.
von Mühler. Gmf zur Lippe, von Selchow.,, ,

An
das Staats-Ministerium.

,,

Entwurf eines Gesetzes,
betreffend

Die Aichung der Weinfasser in der Rheinprovinz.

Die weinbantreibendenGemeinden der Nheinproviuz smd verpflichtet, Anst

3N^d^ ^ ^ unt^al"^^^^^^^^^ NanmgelM der zur Aufnahmevon Wein bestrmmten Fässer zuvor-

W^U "" "'^i"se 1at3u^^ sind der Aufsicht der Aichungs-Commifsiouen unter-
worfen. ^ 2.

Auf welche Gemeinden die Vorschrift des Z. !. Anwendung finden soll, wird durch den
«, „^ , . ^n!,.,'.^ und durck die Amtsblätter der Provinz bekauut gemacht.

mentrcten. 8- 6.
^«^s^Äi^inas-Anstalten ist gestattet, den Naumgehaltder zur Vermessungkommen-

. ^^ ? ^^2 WasseMW^^^^^ î doch nur mittelst gehörig gestempelter,nach Preuhifche"
den Fasser ^rch ,e^ gefundenen Nmungehalthaben sie in Preuhifche"
3u"3tm H'^rV He"^^ ")res Stempels und der Jahreszahl durch ^

b^nen anzugeben. ^^ ^^^^ ^ ^ ^ ern:ächtigt die A^
^ c^s, Ui.!«,nas ^Anstalten der dafelbst in Anwendungzu bringenden Gerathe, das ^

eine Instruktion festzusetzen.
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§.4.
Die den Nöttchern in den §ß. 26. und 27. der Maß- und Gewichts-Ordnung vom

16. Mai 1816 (Gesetz-Sammlung 1«16, S. 142) auferlegte Verpflichtung ^findet hinsichtlich der¬
jenigen Fässer, welche von ihnen einer der nach §. 1. errichteten Faß-Aichungs-Anstalten zur Ver¬
messungvorgelegt werden, keine Anwendung.

8. 5.
Innerhalb der Bezirke der nach ß. 2. zu bezeichnendenGemeinden darf der in Fässern

zum Verkauf kommendeWein an den Käufer nur in solchen Fässern überliefert werden, deren
Raumgehalt von einer nach Maßgabe dieses Gesetzeserrichteten Vermessungs-Anstalt, oder einer

', anderen Aichungsbehörde ermittelt und auf dem Faß vorschriftsmäßig durch Stempelung be¬
glaubigt ist.

Im Falle der Uebertretung verfällt der Verkäufer in eine Strafe von zehn Thalern für
jedes Faß.

s- 6.
Die zur Aufnahme verkauften Weines bestimmten Fässer (§. 2.), welche bereits geaicht

sind, müssen einer Prüfung des Raumgehaltes bei einer Faß-Aichungs-Anstalt oder einer Aichungs¬
behörde unterzogen werden, wenn einer der Contrahenten es verlangt. Beim Mangel anderer
Vereinbarung geschieht diese Prüfung bei der dem Wohnort des Verkäufers nächsten Faß-Aichungs-
Anstalt oder Aichungsbehörde. Grgiebt die Prüfung keinen größeren Unterschied gegen die auf
dem Fasse vermerkte Gehaltsangabe als ein halbes Procent, so treffen die Aichungskostenden¬
jenigen, welcher das Verlangen gestellt hat, anderen Falls den anderen Contrahenten.

8. ?.
Die Vorschrift des §.5. tritt nach Verlauf eines Jahres von der im §.2 gedachten Be¬

kanntmachung an in Kraft.

Motive
zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Aichung der Weinfässer in der Rheinprovinz.

Die allgemeineMaß- und Gcwichts-Ordmmgvom 16. Mai 1816 (Ges. Samml. 1816
6- 142) hat in Betreff der Gefäße, in welchen Wein, Vier, Essig, Branntwein und ähnliche Flüssig¬
keiten verkauft werden, nur die Bestimmunggetroffen (M. 26, 27),

„daß die Böttcher bei Strafe kein solches Gefäß, welches sie neu gefertigt, oder durch Ein¬
setzung neuer Dauben verändert haben, aus den Händel, geben dürfen, ohne darauf die Berliner
Quartzahl und ihren Stempel einzubreunen."
Ein bestimmtesVerfahren, nach welchem die Ermittelung des Inhalts vorgenommen werden

s°ll, ist den Böttchern nicht vorgeschrieben, also die Wahl der Mittel dem Belieben derselben überlassen.
Das gewöhnlicheHilfsmittel für die Vermessungist die Visirruthe, deren Gebrauchweder

besondereMühe noch Kosten verursacht und daher allgemein üblich ist. Es unterliegt jedoch keinem Zweifel,
^ß durch dieses Mittel der Zweck nur unvollkommen erreicht wird. Erfahruugsmäßig ist mittelst dieses
Instruments der Inhalt eines Fasses, besonders von größerem Umfangenur annähernd festzustellenund

17
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eine bis auf das einzelne Quart gehende Genauigkeitder Messung nicht zu erreichen- auch ch es eme
nicht in Abrede zu nehmende Thatsache, daß durch gewisse, vielen Böttchern geläufigeKunstgriffe einem
Fa se eine Einrichtung gegeben werden kann, welche es ermöglicht, mittelst der Visirruthe eme den wirk-
licheu Inhalt bedeutend übersteigende Quartzahl herauszufinden. Um der hieraus sich ergebenden Un<
sicherheicutaeqen zu wirkeu, sind die Aichuugsämterdurch die Iustructiouen vom 3. Aprü 184, (Min.
M. für die innere Verw. I. 1847 S. 134) und 29. Iuui 1858 (ebendas. 1858 S. ,38) augewiesm
worden den Naumgehalt von Fässern, deren Aichung verlangt wird, ausschließlich nach dem Gewicht
der Wasserfülllina, zn bestumnen. Der Erfolg hat indeß ein durchgreifender nicht sein können, weil uur
weuiae Aichungsbehördcn. meist nur die in den größerenStädten, mit den dazu erforderlichenApparaten
ausgerüstet sind, lind weil die Schwierigkeit und Kostspieligkeit des erforderlichen Transports davon ab^
hielt 'sich iener 'zuverlässigeren Art der Aichung zn bedienen.

Die Uebelstände,die aus der Unzulänglichkeit der Vermessung des Naumgehalts von Fässern
entstehen sind namentlich da hervorgetreten,wo der Weinhandelmit den Producentenin größeremUm¬
fange Statt findet. Es ist bei diesem Handel üblich und durch die Natur der Sache geboten,daß Käufe
über ciue durch die Größe eines speciellen Fasses bestimmte Menge Wein abgeschlossenwerden,daß also
das Faß in solchem Falle zugleich als ein die Quantität bestimmender Factor angesehen wird. Eine specielle
swuessunq würde bei größerenMengen ebenso belästigendund zeitranbend als unter Umständennach-
theilia für die Waare sein. Der Mangel einer Garantie dafür, daß das Faß den angeblichen Naumgehalt
auch wirklich habe, wird daher hier besondersschwer empfunden. Dies gilt vorwiegendvon der Haupt-
vroductiousstättedes Weiues, der Nheinprovinz.Die Beschwerden darüber, daß dcr Inhalt der Gebinde
mit rheiupreußischem Weine hinter der darauf angegebenen Quartzahl erheblich zurückbleibe,haben sich
im Laufe der letzte,, Jahre immer mehr gehänft. In den Jahresberichten mehrerer Handelskammern'st
wiederholtdarauf hingewiesen worden, daß die Unzuverlässigkeit der ans den Wciugebinden befindlichen
Inhalts.Angabe die Solidität des Weiuhandels beeinträchtigeund selbst einzelneu Weingegendendie
Gunst der Käufer zu entfremdengeeignet fei. Man hat hervorgehoben, daß die bestehenden Bestimmungen
über die Vermessung des Inhalts der Gebindedem Verfertiger fowohlwie dem Weinbauer freien Spielraum
aewährten zur forglosesten Vermessung,sogar zur betrügerischen Angabe eines Schcininhalts; ferner, daß
uur die Einführung eines einheitlichen Vermeffungsverfahrensunter amtlicherControle. und die Ver¬
pflichtung zur Anwendungdesselben in ähnlicher Weise, wie in Nassau. Nheinhesscn und der Pfalz, wo
die Vermessung der Weiugcbinde zu allseitiger Zufriedenheitausgeübt werde, den RheinpreußischenWeinen
die mühsam errungene und vielleicht bald durch neue Concurrenzschwer bedrohteStellung im Wein-
Handel zu erhalten vermögen. .

Sind die Klagen der Weinkäuferüber Bcnachtheiligungdurch unrichtige Inhalts-Bezeichnung
der Gebinde als begründet anzuerkennen, so macht die Rücksicht auf die damit für die weinbauenden
GeaendenverbundeneGefahr es der Staatsrcgiernng zur Pflicht, auf Maßnahmen Bedachtzu nehmen,
wellbe dem bestehenden Mißstandc abhelfen. Um dieselben vorzubereiten, sind sowohl die Organe des
^«^«ttandes als ciue Anzahl angesehener Producenten in den hauptsächlich Weinbau treibendenGe-

Kreisen Trier, St. Goar, Ahrweiler, Erenznachdurch die
°ern°mmeu worden und haben ihre Erfahrungen über die Mängel des bete>

h^dm^ sowie ihre Ansichten über das Bedürfniß und die Mittel der Abhülfe gutachtlich

medergcegt^ ^ ^ Maßnahmen, welche diese Abhülfe bewirken sollen, wird fein müssen:
1 dafür' zu sorgen daß jeder Weinbauer Gelegenheit finde, den richtigen Inhalt der nut
' feinem Erzeugniß zu füllenden Fässer auf bequeme Weise und mit geringen Kosten er-

2 den Käufern durch eine öffentliche Autorität Sicherheit dafür zu gewähren, daß der
' gehörig ermittelte Naumgehalt der Fässer, in welchen der gekaufte Wein sich befindet,

auf denselben auch richtig und wahrheitsgetreu vermerkt werde.
Dem ersteren Zweck läßt sich auf den Wegen, welche gegenwärtig zur Erreichung einer
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zuverlässigen Messung offen stehen, nicht ausreichend entsprechen, denn wenn auch die Me¬
thode, nach welcher die Aichungsämter znfolge der Instructionen vom 3. April 1847 und 29. Mai
1858 verfahren, zuverlässige Resultate crgicbt, so setzt ihre Anwendung doch kostspielige Apparate
lind eine gewisseBefähigung des Personals voraus, welche nicht allenthalben anzutreffensind, und
es haben deshalb, wie bereits oben erwähnt, nur wenige Aichungsämter von der Vefugniß znr
Aichung von Fässern Gebrauch gemacht. Dieser Einrichtung kann daher in den Weingegenden
selbst um so weniger in genügendem Umfange Eingang verschafft werden, als daselbstdie Zahl
der Aichungsämter gering ist, den entlegenerenGemeinden mithin deren Benutzungimmer noch sehr
erschwert bleiben würde.

Andererseits giebt wohl die Bestimmung in §§. 52. 53. 93. der Allgemeinen Gewerbe«
Ordnung vom 17. Januar 1815) »Gesetz-Sammlung 1845 S. 41) ein Mittel an die Hand, dem
Bedürfnisse zu genügen, indem besondere Concessionenzur gewerbweisen Vermessung von Fässern
ertheilt werden dürfen, wie denn auch dergleichen Privat-Vcrmcssungs-Anstaltcnan mehreren Orten,
selbst in einigen Gemeinden an der Nahe und der Ahr, mit Erfolg und zur Zufriedenheit des sie
benutzendenPublikums in Wirksamkeitsind. Allein zur Errichtung solcher Anstalten, als eines
Privat-Gewerbebetricbes läßt sich ein Zwang nicht ausüben; und die Anregungen, welche in dieser
Hinsicht in den Weingegenden des Rheinlandes von den BeHürden versucht worden sind, haben
keinen Erfolg gehabt.

Es bleibt daher nur übrig, eine Vermehrung der Aichanstalten zwangsweise zu bewirken,
derart, daß den Weinbauern an ihrem Wohnort oder in möglichsterNähe desselben Gelegenheit
geboten werde, sich derselben zu bedienen und diesen Anstaltengleichzeitig eine Einrichtung zu geben,
welche Einfachheit und Billigkeit des Verfahrens verbindet. Dieser Zwang zur Errichtung der
Austaltcn ist im eigenen Interesse der weinbautreibendcn Gemeinden und nach Analogie der in
der allgemeinen Maß- und Gewichts-Ordnung vom 16. Mai 1816 getroffenen Bestimmungen
gegen die Gemeinden als solche zu richten und es ist ihnen die Herstellung und Unterhaltung bcr
Anstalten als communaler auf Kosten der Gemeinde zur Pflicht zu machen. Wenn hierbei von
allen über das uubediugt Nöthige hinausgehenden Anforderungen abgesehen, den Anstalten viel¬
mehr im Wesentlichen eine Einrichtung gegeben wird, wie solche namentlich in Nheinhcssen
zur Zufriedenheit der Vethciligten und der Gemeinden selbst besteht, so wird auch dieser Zwang
nicht als ein solcher empfunden, die Anordnung vielmehr bald als eine wohlthätige und für die
Gemeinden ersprießlicheerkannt werden.

Bei diesem Zwange kann es indeß nicht beweildcil, wenn das zweite der oben angedeuteten
Ziele erreicht werden soll, weil nicht zu hoffen steht, daß die Produzenten uud Händler sich frei¬
willig der Anstalt in dem Umfange bedienen werden, welchen die Rücksicht auf jenes Ziel erheischt.
Es bedarf vielmehr auch eines Zwanges zur Benutzung der Anstalten, dergestalt, daß im Wein¬
handel nur solche Gebinde mit Wein übergeben werden dürfen, deren Naumgehalt durch eiue
gesetzlichlegitimirtc öffentlicheAnstalt darauf in glaubhafter Weise vermerkt ist.

Ein solches Gebot scheint auf den ersten Blick allerdings über die bestehendenVerpflich¬
tungen der Weinvertaufcr hinauszugehen und diese Verpflichtungen im Verhältniß zu denen
anderer Waarcnverkäufer wesentlichzu erschweren. Nach der gegenwärtigen Lage der gesetzlichen
Vorschriften darf der Weinverkäufer ein individuell bedungenes Faß Wein überliefern, ohne für
die Nichtigkeit der darauf befindlichenInhalls-Angabe verantwortlich zu fein. Es steht ihm ebenso
frei, Wein in Fässern zu verkaufen, auf denen eine Angabe des Naumgehaltes sich überhaupt nicht
befindet, da nicht dem Verkäufer, sondern dem Böttcher die Verpflichtung obliegt, die verfertigteil
oder veränderten"Fässer mit dem Vermerk des Qnartgchalts zu versehen; er kann sich »daher mich
solcher Fässer, welche aus dem Auslande eingeführt und mit dem vorgeschriebenenVrandzeichen
nicht bezeichnet sind, im inländischen Weinhandel bedienen. In diesen Freiheiten würde er dem¬
nächst beschränktwerden.

In 5er Praxis werden jedoch diese Beschränkungen nicht von irgend erheblichem Gin-
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flusse sein. E» wird wohl nur selten vorkommen, daß ein individuell bestimmtes Faß Wein
Gegenstand des Handels, und das Geschäft ohne Rücksichtauf irgend eine Maßbestimmung ab¬
geschlossen wird. Andererseits pflegt freilich auch nicht ausdrücklichum eine im Voraus bestimmte
Anzahl Quarte Weines gehandelt zu werden. Der allgemein übliche Modus besteht vielmehr darin,
daß eine durch gewisse eigenthümlicheNamen (Stück, Fuder, Oxhoft, Ohm «.) bezeichnete Quan¬
tität der Gegenstand des Kaufgeschäftes ist, wobei die Vetheiligten stillschweigenddarüber einig
sind, daß der Verkäufer ein Gefäß mit soviel Quart eines bestimmten Weines, als unter der ge¬
brachten Namensbezeichnuug ortsüblich oder gesetzlich verstauben werden, zu überliefern, der Käufer
dagegen zu bezahlen habe. Es findet also ein Handel, nicht um ein bestimmtes mit Wein gefüll¬
tes Gefäß, sondern thatsächlichum eine bestimmteQuartzahl dieses Weines statt; der Gebrauch
der sprachüblichen Namensbezeichnung ist nichts anderes, als eine Umschreibuug dieser Zahl.
Streng genommen würde der Verkäufer die so bedungene Quantität speciell abzumessen habe,:,
im Interesse einer bequemeren Uebergabe wird aber von dieser Zumessung abgesehen und dem
Verkäufer die Wahl des Gefäßes überlasseu, wobei das nach der bescheinigtenGröße des letzteren
sich ergebende Mehr oder Minder gegen das vorausgesetzteQuantum besonders berechnet wird.

In denjenigen Fällen, wo ein speciell bezeichnetes Faß Wein das Object des Kaufes ist,
steht die Sache nicht wesentlichanders; hier besteht die Bedeutung der Verabredung darin, daß
die auf dem Gefäße als Inhalt angegebene Quartzahl dem Käufer übergeben und von ihm be¬
zahlt werde, man nimmt also an, daß das Faß selbst zugleich Maß sei, weil sein Inhalt sich auf
ihm bescheinigtvorfindet, daß es also einer weiteren Zumessungnicht bedürfe.

Bei der Beurtheilung des maß polizeilichen Charakters der Weinverkäufe ist hiernach
davon auszugehen,

daß in der Negel ein EinVerständniß der Interessenten bezüglich der zu über¬
liefernden und zu bezahlenden Quartzahl vorhanden ist,

daß der Verkäufer das alfo bedungene Quantum im Wege der Zumessung zu
überliefern verpflichtet sein würde,

daß er aber an Stelle solcher Zumessung die Zutheilung mittelst eines Fasses
von dem entsprechendenInhalte ausführen darf.

Ist hierbei die wesentlichsteVorbedingung dieser Vergünstigung die völlige Ueberein¬
stimmung des angeblichen mit dem wirklichen Inhalte des Fasses, ist sie also an die Vor¬
aussetzung geknüpft, daß der Böttcher die ihm gesetzlich obliegende Verpflichtung gewissenhaft und
richtig erfülle, so würde folgrecht aus dem Umstände, daß erfahrungsmäßig'dieser Verpflich¬
tung nicht genügt wird und auch nur schwer zu genügen ist, ein ausreichender Grund zur Be^
seitigung jener Erleichterung herzunehmensein. Da dem aber das Interesse des Weinhandels und
der daran Betheiligten, sowie des Publikums entschieden widerspricht, so erqiebt sich anderer¬
seits, daß an die Stelle der Funktionen der Böttcher eine sie ergänzende r«8p. entbehrlichmachende
Einrichtung einzuführen ist. Konnte an den Weinverkäufer bisher mindestens die Anforderung
gestellt werden, daß bei Ueberlieferung eines nach dem Quantum bedungenenWeines das denselben
enthaltende Faß mit der Inhalts-Angabe versehen sei, so soll nunmehr die letztere nicht ferner
von dem Böttcher, sondern nur von einer öffentlichen Vermessungs-Anstaltausgehen dürfen. In dieser
Beziehung wird also materiell dem Verkäufer eine ganz neue Obliegenheit nicht zugewiesen.
Eine solche neue Verpflichtung wird ihm nur insofern auferlegt, als ihm nicht mehr gestattet fein
soll, bei Bestellungen, welche nicht auf eine bestimmte Quartzahl gerichtet siud, in Fässern ohne
Vrandzcichen zu liefern, und als er Fässer, welche vom Böttcher mit einer Inhalts-Angabe ver¬
sehen sind, doch noch der Aichung durch eine Behörde unterwerfen muß. Vestelluugender erwähn¬
ten Art gehören indessenzu den selteneren und die Last der Nachweisung wird nur während der
Uebergangsperiode fühlbar sein, da sich bald die Sache so gestalten wird, daß die Böttcher die
von ihnen angefertigten Weinfässer nicht mehr selbst aichen, sondern im Interesse ihres Absatzes
durch die Aichungs-Anstalten werden aichen lassen. Beide Momente erscheinen daher nicht bedeut-
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sam genug, um in den angegebenen Fällen eine Ausnahme von der einzuführenden Regel zu
bedingen.

Hiernach ergeben sich gegen eine gesetzliche Anordnung dahin, daß Wein in Gebindendem
Käufer nur in von einer Aichungsbehörde oder öffentlichenFaß-Aichungs-Anstaltgeprüften Fässern über«
liefert werden dürfe, keine Bedenken. Es ist aber auch anzunehmen,daß hiermit dem Bedürfniß des
Weinhandels ausreichend genügt wird. Weiter gehende Anträge, wie z. B. alljährlich zu wiederholende
Nichungder Weinfässer,Aichung der lediglichzur Lagerungdienenden Gebinde,amtliche Revisionen in
den Lagerräumennnd dergleichen würden über das Bedürfniß hinausgehenund den soliden Weinhandel
in hohem Grade belästigen.

Zu dem vorliegendenEntwürfe ist im EinzelnenFolgendes zn bemerken:
Zu §. l.

Die oben erwähnten Beschwerdenbetreffennur die im Weinhandelbenutzten und auch nur
die aus den Weingegendender Nhcinprovinzkommenden Gebinde. Bezüglich der zur Versendungan¬
derer Arten von Flüssigkeiten dienenden Fässer sind daher neue Vorschriften nicht zu erlassen; ebenso»
wenig ist ein Anlaß vorhanden, fl'ir andere weinbautrcibendeTheile des Staatsgebiets eine Regelung
herbeizuführeu. Iu Rücksicht auf den geographisch begrenzten Vereich des vorhandenenBedürfnissesist
das Gesetz auf die Rhoinprooinzzu beschränken.

Von den fünf Regierungs - Bezirken der Nhcinprovinzhat der Aachener und Düsseldorfergar ^
keinen, der Kölner nur in einem kleinen Theile Weinbau. Die Negierungs-VezirleCoblenz und Trier
allein nehmenhierin eine hervorragendeStelle ein. Jedoch auch in diesen sind es nur Flußthäler, in
welcheuWeinbau betrieben wird. Der Geltungsbereichder Verordnung kann daher nicht nach beste¬
henden politischen Grenzen bestimmt werden, sondern ist nach der Erstrcckungder betreffenden Cultur
zu bezeichnen.

Nach der Maß- und Gewichts-Ordunng sind die Aichnngs-AemterCommunal-Anstaltcnund
auf Kosten der Gemeindezu errichtenund zu unterhalten. Es ist folgerichtig, die Errichtungder Faß-
Aichungs-Anstaltenebenfallszu einer Sache der Gemeinde zu machen,um so mehr, als die von diesen
AnstaltenauszuführeudcnAichungen amtlichenGlauben haben sollen. Aus dieser letzteren Rücksicht sind
sie in Bezug auf ihren technischen Betrieb unter die Controle der für das Aickungswesen des Regie-
rungs-Bezirls eingesetztenBehörde zu stellen.

Zu 8. 2.
Dem Publikum im Allgemeinen kann es nicht speciell bekannt sein, in welchen Gemeinden

Weinbau getrieben wird oder nicht, welche Gemeindenalso zur Errichtung solcher Anstaltenberechtigt
resp, verpflichtet sind. Es ist unerläßlich, daß dieses amtlich festgestellt und dem Publikum bekanntge-
macht werde. Diese Festsetzung steht, da sie mehrere Negicrungs-Vezirke umfaßt, dem Ober-Präsidenten
als der obersten Verwaltungs-Behördc der Provinz zu. In Betracht ferner, daß in einzelnenGemeinden
zwar Weinbau, jedoch nur in ganz geringemund zur Theilnahmean dem Wcinhandelnicht befähigenden
Umfangebetriebenwird, muß der Ober-Präsident ermächtigt sein, die im ß. l ausgesprochene Verpflich¬
tung auf solche Gemeinden nicht in Anwendungzu bringen. Wo der Weinbau einer Gemeinde nicht
bedeutend genug ist, um eine mit den Kosten im Verhältniß stehende Benutzungder Eichungs - Anstalt
"warten zu lasscu, uach den örtlichen Verhältnissenaber ein Verband mehrerer Gemeinden zum Zweck
der Errichtung und Unterhaltung einer solchen Anstalt als zulässig und sachgemäßsich erkennen läßt, soll
den Gemeinden eine desfällige Erleichterung nicht vorenthaltenwerden. Es darf dies sedoch nicht von
dem Belieben der einzelnen Gemeinden abhängig gemacht werden, da sonst eine übel berathene Spar«
samkcit den Ausschlag geben könnte, es muß vielmehrvon der Behörde sorgfältig geprüft werden, inwie^
weit durch einen Zusammentritt mehrerer Gemeindenden in der Verordnung liegenden Absichtennoch
wit Erfolg wird entsprochen werden können.

Zu §. 3-
Es erscheint zweckmäßig,in dem Gesetze selbst ausdrücklichauszusprcchen,daß die den Gemeinden
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anzusinnendenLeistungenauf Einrichtungen beschränkt bleiben sollen, welche von ihnen ohne großen
Kostenaufwandhergestellt und 'unterhalten werden lönnen. Es sind hierbei Einrichtungen ins Auge
gefaßt, wie sie in ähnlicher Weise in den der Nheinprovinzangrenzenden deutschen Weinländern bereits
längere Zeit hindurch bestehen und sowohl für den Weinhandel,wie für die Produttious-Orte ersprießlich
gewirkt habeu. Es gewährt zwar das daselbst bestehende Meßverfahrennicht denjenigenGrad der Ge¬
nauigkeit, welcher mittelst des Verfahrens nach der Instruktion vom 3. April 1847 erreicht wird, der¬
selbe wird indessen nach den Äußerungen der Behörden und der vernommenen Sachkundigenbei dem
Weinhandel nicht verlangt; und es ist das einfachere und wohlfeilereMeßverfahren hier als völlig
ausreichend zu erachten.

Die hier in Betracht kommenden Details';'sind einer besonderen Instruction, der Erlaß d«
letzteren dem Handels-Ministcr vorzubehalten.

Zu 8- 4.
Nie den Böttchern im 8- ^6. der Maß. uud Gewichts-Ordnung auferlegte Verpflichtung

zur Bezeichnungdes Quartiuhalts der vou ihnen gefertigtenoder verändertenFässer bezieht sich nicht
allein auf Weinfässer, sondernauf alle zum Verkaufe von Wein, Bier, Essig, Branntwein und ähnlichen
Flüssigkeitenbenutzten Gefäße. Da der Böttcher im Voraus nicht wissen kann, ob ein von ihm ver¬
fertigtes Faß stets nur zur Aufnahme von Wein, oder ob es auch zur Aufnahme einer anderen läuflichen

'Flüssigkeitgebraucht werden wird, so ist es nicht angänglich, eine Bestimmungdahin zu treffen, daß der
Böttcher von der Inhalts>Angabe der vou ihm gefertigtenWeinfässerdispensirt, oder gar, daß ihm
dieselbeuntersagt Mn solle. Auf der anderen Seite würde es völlig nutzlos sein, den Böttcher die
Vermessung eines neuen Fasses vornehmenzu lassen, wenn dasselbe doch von einer FaßMchungs-Anstalt
vermessen werden muß, bevor es in den Handel gebracht werden kann. Zudem ist es ja gerade zum
Zweck eiucr richtigen Vermessungder Fässer, und unter amtlichemGlauben, daß Faß-Aichungs-An-
stalten in den Gemeindenins Leben gerufen werden. Es erfcheint daher gerechtfertigt, daß der Böttcher
durch Vorlegung der von ihm gefertigtenFässer — nicht blos der Weinfässer,sondernder Fässer über¬
haupt, ohne Rücksicht auf ihre Gattung — bei einer Faß-Aichungs - Anstalt und durch die von dieser
vorgenommeneInhalts < Ermittelung der ihm nach tz. 2L ioo. c^t. obliegenden Verpflichtunggänzlich
enthobensein soll.

Zu tz. 5.
Der Inhalt dieses Paragraphen ist durch die allgemeinenVorbemerkungenbereits naher be¬

gründet. Es ist hier nur noch zn bemerken, daß neben den Gemcinde-Faß-Eichungs-Austaltenauch die
nach der Maß- uud Gewichts-Ordnungeingesetzten Aichuugs-Vchördcn ausdrücklich zu beucuncn gewesen
sind, da solche zum Theil ebenfallsmit der Vermessung von Fässern sich beschäftigen und für ihre Er¬
mittelungen zum Mindesten die gleiche Autorität in Anspruch zu nehmen haben, wie die Special-Faß-
Aichungs-Austalten.

Zu 8- 0.

Die Bcstimmuugendes tz. 6 beruhen auf der Erfahrung, daß Fässer nach längerem Gebrauch
durch die Einflüsse der Temperatur lc. ihre Forml und damit ihre Capacität ändern, so daß die auf
eine frühere Aichuug sich gründende Inhalts-Angabe im Verlauf der Zeit'unzuverlässig wird. Es muß
daher für den Fall, daß der gekaufte Wein vor der Ucbcrgabean den Käufer übergefüllt wird, die Mög¬
lichkeit vorhandensein, zu prüfen, ob die zur AufnahmebestimmtenFässer, nach welchen das bedungen^
Quantum bemessenwird, noch den Namugchalt haben, welcher dem Aichungs-Vermerk entspricht. Dieser
Revision müssen die Faß - Aichuugs< Anstalten resp. Aichungs - Behörden sich unterziehen. Um (Manen
vorzubeugen,empfiehlt es sich, die erwachsenden Kosten demjenigen der Bctheiligten aufzulegen,dessen
Nchauptuug bei der Prüfung sich als unrichtig erweist. Die zugelassene Differenz von V,"M. wird
dadurch motivirt, daß die Wasseraiche mit äußerster Genauigkeitnicht operirt.
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Zu §. ?.
Der Termin, von welchem an die im tz. 5. ausgesprochene Verpflichtungder Weinvcrtäufer

in Ausübung kommensoll, ist von der durchgängigen Vollendungder Einrichtungender Vermessungs-
Anstalten in den Gemeindenabhängig und muß geräumig noch Kber diesen Zeitpunkt hinaus bestimmt
werden, um den Beteiligten Zeit zu lassen, sich mit gehörig geaichtcn Fässern zu versehen. Eine ein-
liihnge Frist von der im §. l. vorgesehenen Bekanntmachungan gerechnetscheint dazu nothwendig
und ausreichend.
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Anträge
des l6. Provinzial-Landtagsan den Herrn Landtags - Commissar

und darauf ergangene Erwiderungen.

Kr. i.

a. Es wird die Beseitigung einer Differenz beantragt, welche zwischen den Bestimmungen der i. Auszug au« den
Regulative mehrerer Provinzial - Institute hinsichtlich der Wahlperiode der ständischenCommissarien und Wt?°" MaMall«
der factischen Periodicität des Landtags derzeit obwaltet. — Während nämlich nach tz, 2. des Regulativs «,. ^etr. die Wahl»
über die Leitung und Verwaltung der Irrenheil-Anstalt zu Siegburg vom 12. November 1827 die Neu- Periode der Commis-
Wahl oder Bestätigung der ständischen Commissarien alle zwei Jahre zu erfolgen hat, schreiben tz. 3, ^»Instituten <i <i.
des Regulativs für die Leitung und Verwaltung des Landarmcnhauses zu Trier vom 22. Juni 1833, 25 N°o. 1862.
§. 2. des Regulativs für die Leitung und Verwaltung der Arbeits - Anstalt zu Vrauwciler vom 4. Dec.
1836 und 8. 4 des Regulativs für die Verwaltung der Hebammen-Lehranstalt zu Löln vom 6, August
1835 eine alle drei Jahre vorzunehmende Wahl der ständischenBerwaltungsmitglieder vor. Diese Be¬
stimmungen sind offenbar getroffen worden, je nachdem der Landtag eine zwei- oder dreijährige Perio¬
dicität gehabt hat. Um nun hierin Conformität zu erzielen und eine feste Basis für die Zutunft zu
gewinnen, hat der Landtag den Antrag zu stellen beschlossen, es mochten die bezogenenBestimmungen der
Regulative dahin abgeändert werden, daß es statt „zwei resp, drei Jahre" heiße „von einem ordentlichen
Landtage zum andern."

Düsseldorf, den 25. November 1862.
Der Landtags-Marschall:

An Frhr. v. Wllldbott-Bassenheim-Bornheim.

Se. Ezc. den Herrn Landtags-Commissarius, Königl. Wirklichen Geheimen Rath
und Ober-Präsidenten Herrn v. Pommer-Esche.

(I.. iVI. Nr. 129.)

b. A n t r a g:

Die für die Provinzial-Arbeits-Anstalt zu Brauweiler, die Irren-Heilanstalt zu Siegburg, die d. betr. die Verstär»

Bezirks-Armenanstlllt in Trier, die Provinzial - Hebammen- Lehranstalt bestehenden Regulative möchten CmmnUswnen'str'die
dahin abgeändert werden, daß in Zukunft die Anzahl der den gemischtenCommissionen zuzutheilenden Prouinzial - Institute
ständischen Commissarien um Einen vermehret, und dadurch den von den Ständen zu vertretenden Interessen ^l. 6' 4. Dec. 1862.
der Provinz bei der Leitung der der Provinz gehörenden auf deren Kosten unterhaltenen Anstalten ein
borwaltendes Gewicht gesichert werde.

Düsseldorf, den 4. Dezember 1862.
Der Landtags-Marschall:

An Frhr. v. Walduott-BasstHeim-Bornheim.
Ee. Exe. den Herrn Landtags-Commissarius, Königl. Wirklichen Geheimen Rath

und Ober-Präsidenten Herrn v. Pommer-Esche.
^ (I.. N. Nr. 144.)

c Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich auf die die ständischen"Mitglieder der Verwaltungs- °. Erwiderung de«
Commission der 4 Rheinischen Provinzial-Anstalten betreffenden gefälligen Schreiben vom 25. Nov. 1862 H^°"M ^°m-
8- M. Nro. 129 und vom 4. Dez. 1862 L. M. Nro. 144 ganz ergebenst mitzutheilen, daß zufolge 12g „. 144.
Erlasses der Herren Minister der Geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Ängelegenheiten und des Innern

"°m 3. Juli 1863 R^^A^WW ^ ^^ auf Normirung der Wahlperiode für die stän¬
dischen Mitglieder „von einem ordentlichen Provinzial - Landtage zum anderen" stattgegeben worden ist,

18
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dagegen der auf Vermehrung der Zahl der ständischenMitglieder gerichtete Antrag hat abgelehnt
werden müssen. Was die für die Ablehnung maßgebend gewesenen Gründe anbelangt, so darf ich auf
die AllerhöchstenLandtags - Abschiebe vom 2 October 1854 (II. zu 4 und zu 20) und vom 30. Sept.
185« l11. zu 23), durch welche bereits bezüglich der Provinzial - Irren - Heilanstalt zu Siegburg, der
Provinzial - Hebammen - Lehranstalt zu Coln und des Landarmenhauses zu Trier gestellte gleiche Anträge
des 10. RheinischenProvinzial-Landtages durch des Königs Majestät zurückgewiesenworden sind, mit dem
ganz ergebensten Bemerken hinweisen, daß die in dem AllerhöchstenLandtags - Abschiede vom 2. October
1854 betreffs der Irren-Anstalt und der Hebammen-Anstalt in dem gemäß des AllerhöchstenLandtags-
Abschiedesvom 30. September 1856 ergangenen diesseitigen Schreiben vom 6. October 1856 Nr, 7179
betreffs des Landarmenhauses zu Trier näher hervorgehobenen Rücksichten auch in Betreff der Pro-
Vinzilll-Arbeitsanstalt zu Brauweiler den Antrag zur Berücksichtigungnicht haben geeignet erscheinen lassen.

Düsseldorf, den 2. October 1864.
Der Königliche Landtags - Commissarius

Ober-Präsident der Nheinprovinz
v. Pommer-Esche

An
den Provinzial - Landtags - Marschall, Schloßhau>tmann und Kammerherrn,

Herrn Freiherr« von Waldbott-Bassenheim-Bornheim
Hochwohlgeboren

hier.

Den Etat der Arbeit«.
Anstalt zu Nrauweilcr
pro 1863 und 1864
betr. ») Schreibendes
Hrn, Landtags-Ma»
schall«, 6. ll. 2, Dec.

1862,

Xr. 2.

Euer Excellenz beehre ich mich ganz ergebenst anzuzeigen, daß die Stände - Versammlung in
ihrer Oitzung vom 29. dieses den Etat der Nrbeits - Anstalt zu Brauweiler s>rn 1863 und 1864 be¬
rathen und genehmigt, und nur das Gehalt für 2 Aufseher und 1 Aufseherin nebst den Kleidergeldern
für die 2 Aufseher abzusetzen, beschlossen hat. Sie hat diese Streichung im Betrage von 640 Thlr.
motivirt, wie folgt: Es seien noch 25 Aufseher mit einem Ober - Aufseher und ? Aufseherinnen mit
einer Ober-Aufseherin auf dem Etat, mithin ein Äufsichtspersonal von 34 Personen mit einem Polizei-
Inspector an der Spitze und neben diesen noch 10 Wertmeister, welche sich an der Aufsicht der ihnen
überwiesenen Personen betheiligen. Die Zahl der Werkmeister werde nicht geringer gestellt werden
können, da diese zur Bildung von Handwerkern und zur Beschäftigung der Detinirten unentbehrlich seien.

Was die Aufscher angehe, dürfe nicht verkannt werden, daß die Trennung der Detinirten
nach Geschlechtund Alter und deren vielseitige Beschäftigung eine größere Zahl von Aufsichtspersonat
fordere i daß auch eine strenge, überall wo nöthig, vorhandene Aufsicht, nicht allein den Hweck der An¬
stalt fördere, sondern sogar zur Erreichung dieses Zweckes unentbehrlich sei, daher nicht zu sehr be¬
schränkt werden dürfe,- daß aber, wenn außer den Verwaltungsbeamten das zur Belehrung und Beauf¬
sichtigung vorhandene Personal jetzt ein Zwüftel der Detinirten erreiche, eine Beschränkung der Zahl der
Aufseher stattfinden dürfe, und zwar in dem Maße, daß auf ^irea 25 Detinirte ein Aufseher ausreichen
könne: daß das jetzt vorhandene Aufsichtspersonat zur Zeit angestellt worden sei, als die Anstalt eine
Bevölkerung von mehr als 1200 Kopsen hatte, und daß zur Zeit, als die Bevölkerung aus 7 0,1 Köpfen
bestand, nur 12 Aufseher und 4 Aufseherinnen in der Anstalt ohne Polizei-Inspcctor gewesen.

Die Stände-Versamnilung hat außer dem Absetzen von 2 Aufseher- und ! Aufschcrinneustelle
beschlossen - daß bei entstehenden Nacanzen beim Aufseher - Personal zur Wiederbesetzung nur dann ge¬
schritten werde, wenn nach vorheriger Bestimmung der Verwaltung^ - Commission das Verhältniß des
Aufsichtspersonals zu der ^ahl der Detinirten, unter Berücksichtigung der localen Verhältnisse und vor¬
behaltlich der Genehmigung des nächsten Landtags, festgestellt sein wird, und auf den Antrag eines
Abgeordneten, daß die Niedeianstellung eines PolizeiInspecturs in der Anstalt zu Brauweiler gegen¬
wärtig nicht gerechtfertigt scheine, indem die Zahl der Bewohner der Anstalt von 1200 auf 600 Köpfe
herabgegangen sei.
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Die Einnahme wurde demnach auf 65,100 Thlr. und die Ausgabe auf 84,460 Thlr. fest¬
gestellt, vorbehaltlich eines Beschlusses, welcher in Betreff der Besoldung eines zweiten Lehrers erfol¬
gen wird.

Außerdem hat die Versammlung gegen den Etat nichts zu erinnern gefunden.
Düsseldorf, den 2. December l862.

Der Landtags - Marfchall:
<nhr. v Wald ott - Bllsscnhtün - Bornhcim.

An

Se. Exc. den Königlichen Landlags-Commissar, Wirklichen Geheimen Rath
und Ober-Präsidenten Herrn v. Pommer-Eschc. ^.. .VI, 27.)

Euer Hochwohlgeborenhaben nur durch das gefälligeSchreiöen vom 2, Dee. 18021.. I«.Nr. 27 mit- ''.', ^'^"""» des
getheilt, daß der 10. Provinzial-Landtag den Etat der Provinzial-Arbeit«-Anstalt zu Vrauweiler für ^sais uä t°?Ä. 2?'.
1863/64 berathen und genehmigt und nur das Gehalt für zwei Aufseher und eine Aufseherin nebst den
Kleidergeldern für die zwei Aufseher abzusetzen, sonne ferner beschlossenhabe, daß

1. bei entstehenden Bacnnzcn beim Aufseher-Personal zur Wieder »esetzung nur dann geschritten
werde, wenn nach vorheriger Bestimmung der Berwallungs-Commission das Verhältniß des
Aufsicht« - Personale zu der ^ahl der Detinirten unter Berücksichtigung der localen Verhättnisse
und vorbehaltlich der Genehmigung des nächsten Landtages festgestellt sein werde,

2. die Wiederanstellnng eines Polizei - Insveetors in der Anstalt gegenwärtig nicht gerechtfertigt
erscheine, indem die Zahl der Bewohner der Anstalt von !20>> auf 000 Köpfe herabgegangen sei.

D>>si und aus welchen Gründen ich eine Befugnis; des Prouinzial-Landtages, seinerseits
Absetzungen und überhaupt Aenderungen in den zur Kenntnißnahme vorgelegten Etats oer Pro¬
vinzial-Anstalten zu decretiren, ganz ergebenst ablehnen muß, habe ich in meinem, die Schuloerhält-
nisse der Aroeits - Anstalt Bramuciler betreffendenSchreiben von heute — 1.. Hl, Nr. 10 (vgl. S, 140)
in fo eingehender Weise dargelegt, daß ich darauf ganz ergebenst Bezug nehmen darf.

Die bezüglichen Anträge des 16. Provinzial-Landtages find jedoch sofort der gründlichsten
Prüfung und Erörterung unterworfen worden.

In dem abschriftlich beifolgenden Berichte vom IN. Januar 1803 hat darauf der Anstalts-
Director Faltenberg, welchem wegen seiner ausgezeichneten, bei der Reorganisation und Leitung der An¬
stalt stets an den Tag gelegten Leistungen mehrfach das unbevingte Anerkenntnis; des Provinzial-
Landtages ausgesprochen worden, die aus der jetzigen, durch die ersprießlichsten Erfolge bewährten
Organisation der Anstalt sich, falls nicht diese Organisation ganz gestört unr über den Haufen geworfen
werden soll, uuabweiülich ergebende Nothwendigkeit, das Aufsichtsperson«! in seiner dermaligcn Stärke
trotz des in erfreulichem Maße verminderten Bestandes an Häuolingen, beizubchalteu, in so überzeugen¬
der Weise auseinandergesetzt, daß, wie die gleichfalls abschriftlich beifolgenden Voten vom 26. Fe¬
bruar, l!., 10. und l6. März ergebe», sämmtliche 4 Mitglieder der Verwaltungs - Commission sich
einstimmig für die Beibehaltung der bisherigen Stärke des Äufsichtspersonals, sowie der Stelle des
Polizei-Inspeetors erklärt haben, und daß ich demnach keinen Anstand habe finden können, den Etat
für 1803 01 nach dem von der Vcrwaltungs-Commission vorgelegten Entwürfe unverändert zu geneh¬
migen und auch an dem vollen Einociständnisse des Provinzial-Landtages keinen Zweifel hegen darf.

Düsseldorf, den 2. October 1861.

Der Königliche Landtags-Commissarius,
Oberpräsident der Nheinprouinz:

An vou Pommcl-Esche.
den Provinzial - Landtags - Marschall, Königlichen Zchloßhauptman» und Kammcrhcrrn,

Herrn Freih. von Waldb o t t - Vass enheim - B ornheim.
Hochwohlgeboren

Hierselbst. 18»
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Nr. 3.

Auszug aus dem Schreiben des Herrn Landtags-Marschalls <1. d. 3. December 1862
(I.. N. Nr. 29)Btr. die Schult»«»

hältuissc der Anstalt zu

des^Hin.^Mmschall« Auf das Schreiben des Herrn Landtngs-Commissars cl. ä. 16, November 1862 Nr. 8464 hat
cl. 6. 3. Dcc. 1862. ^ Prouinzial^Landtag beschlossen,daß

a. der Staat die Kosten des Unterrichts, welche für die von Seiten des erstem der Anstalt «ver¬
wiesenen Personen pro 1862 erwachsen sind, übernehmen möge:

b. gegen die definitive Anstellung des Lehrers Vierkötter und die daraus entspringenden Folgen
Verwahrung eingelegt werde:

c da« bezüglicheGehalt vom Etat abzusetzen:
cl. die hohe Staatsbehörde zu ersuchen, die in der Anstalt noch befindlichen jugendlichen Ver¬

brecher längstens bis zum Schlüsse des Jahren 1863 aus der Brauweiler Anstalt zu entfernen:
«. die Geistlichen der Anstalt mit dem Unterricht der Erwachsenen zu betrauen.

t>)Erwiderung d.Ht».
Landtags'Commissars

(I.. (.'. Nr. 16.)
Durch Ew. Hochwohlgeboren gefälliges Schreiben vom 4. Dezember 1862 I>. KI. Nr. 2N ist

mir von nachstehenden, die Provinzial-Arbeits-Anstalt Brauweiler betreffenden Beschlüssendes 10. Rhei¬
nischen Provinzial-Landtags Mittheilung gemacht worden,
„daß

2. der Staat die Kosten des Unterrichts, welche für die von Seiten des Staats der Anstalt
überwiesenen Personen pro 1862 erwachsen sind, übernehmen möge:

d. gegen die definitive Anstellung des Lehrers Vierkötter und die daraus entspringenden Folgen
Verwahrung eingelegt werde:

«. da«, bezügliche Gehalt in dem Etat abzusetzen:
cl. die Staatsbehörde zu ersuchen, die in der Anstalt noch befindlichen jugendlichen Verbrecher

längstens bis zum Schlüsse des Jahres 1862 aus der Nrauweiler Anstalt zu entfernen:
e. Die Geistlichen der Anstalt mit dem Unterricht bei den Erwachsenen zu betrauen."

Was zuvörderst den Antrag zu ä anbelangt, so ist bereits in meinem Schreiben vom 18.
August 1861 1.. lü. Nr. 8, auf welches ich dieserhalb ganz ergebenst Bezug nehmen darf, näher dar¬
gelegt wurden, welche Verhältnisse es bedingt haben, daß damals noch sogenannte „jugendlicheVerbrecher"
(auf Grund des §. 42 des Strafgesetzbuchs einer Besserungsanstalt zugewiesene Kinder) in der Anstalt
zu Brauweiler sich befanden. Es ist in diesem Schreiben zugleich bemerkt worden, daß bereits im Jahre
1859 die weitere Abführung derartiger Kinder nach Brauweiler ganz sistirt worden sei, und daß die
noch vorhandenen, sobald erst ihre begonnene Erziehung vollendet sei, bald sämmtlichentfernt sein würden.
Die Zahl solcher Kinder betrug zu Ende des Jahres 1862 nur noch 16: gegenwärtig befinden sich nur
noch drei (darunter eines, welches, da es jüdischer Confession ist, nnch 1862 aufgenommen worden)
in der Anstalt zu Brauweilcr. Mit der in Kurzem bevorstehenden Entlassung auch dieser letzten drei
Kinder, wird der Antrag zu cl seine Erledigung sindcn.

Was die übrigen vorstehend gedachten Beschlüsse anbetrifft, so habe ich nach sorgfältiger Er¬
wägung der obwaltenden Verhältnisse den darin gestellten Anträgen, denen in mehrfacher Hinficht irr^
thümliche Voraussetzungen zu Grunde liegen, nicht zu entsprechen vermocht, in welcher Beziehung ich Fol¬
gendes ganz ergebenst bemerke:

Wenn zunächst in dem mir mitgetheilten Ausschußbelichte vom 2. Dezember 1862 in Bezug
auf den Antrag zu a, auf Seite 3 unter Nr. 2 bemerkt wird, daß in die Kategorie der auf Grund
des 8- 43 des Strafgesetzbuchs uerurtheilten Kinder nur solche jugendlicheVerbrecher gehörten, welche auf
Kosten des Staats in Gefangen-Anstalten zu unterhalten seien, aber nicht der Provinzial-Anstalt z«
Vrauweiler anheimsielen, und daß der Staat, falls er für diese Kinder einen eigenen Lehrer anstellen
wolle, auch dessen Kosten tragen müsse, so trifft dies nur in soweit zu, als allerdings die fragliche«
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auf Grund des K, 43 verurtheilten Kinder, (ebenso wie die auf Grund der tz§ 11? bis 119 uerurtheil-
ten Personen) die ihnen zuerkannte Gesang nihstrafe in einer Gefangen - Anstalt auf Kosten des
Staates absitzen: sie büßen demnächstaber, wie solches von jeher der Fall gewesen (ebenso wie die vor-
gedachten, nach A il? bis 119 zur Detention überwicsenen Personen) die Nachhaft in der Anstalt
zu Brcmwciler auf Kosten der Gemeinden ab. Nicht dem Staate, sondern den Gemeinden fallen daher
auch die Kosten des Unterrichts für diese auf Grund des tz. 48 verurtheilten Kinder zur Last, Nur
darüber hätte allenfalls ein Zweifel angeregt werden können, ob der Staat, so lange auf Grund des
§, 42 einer Besserungs-Anstalt zugewiesene und auf Staatskosten untcrbaltene Kinder zu Nranweiler
vorhanden waren und durch dicfelben Lehrkräfte, welche für die auf Grund des §. 43 verurtheilten
dienen, unterrichtet wurden, etwa einen ratirlichen Antheil an den Unterrichtskosten zu tragen gehabt
haben würde. Auch dieser Zweifel muß aber völlig schwinden, wenn erwogen wird, daß der Staat,
abgesehen von dem seinerseits gewährten fixirtcn Zuschüssevon 7875 Thlr., für die fraglichen nach §,
42 detinirten Kinder einen Verpflegungssatz gezahlt hat, der, wie aus dem abschriftlichbeifolgenden Be¬
richte des Directors Fciltenberg vom 26. Dezember 1862 erhellt, den von den Gemeinden fürdie^äus-
linge gezahlten Verpflegungssatz so erheblich (von 1857 ab um mehr als zwei Silbergroschen
täglich!) überstieg, daß schon dadurch nicht nur ein etwaiger Antheil des Staats an den Untcrrichts-
kostcn, sondern gar das ganze Gehalt eines Lehrers mehr als gedeckt wurde.

In dem vorerwähnten Ausschußbericbtc wird auf Seite 3 zu Nr, l, ferner in Betreff der
Anträge zu b und « geltend gemacht, daß das Gehalt des zweiten Lehrers für 1862 nicht habe aus¬
gegeben werden dürfen, indem vom 15, Prouinzial-Landtag das Uebersehen, wenn man es so nennen
wolle, des 14, Provinzial-Landtllg» bei Einsichtnahme von dem das Gehalt eines zweiten Lehrers aus¬
werfenden Anstalts-Etat für 15°V«2 einen Antrag auf Eingehen der Stelle nicht gestellt zu haben,
lange vor der definitiven Anstellung des Lehrers, und zwar schon am 26. August 1861, dadurch wieder
gut gemacht worden sei, daß er sich förmlich gegen die Anstellung des zweiten Lehrers nusgefprochen
habe; mit Rücksichthierauf hat der Ausschuß sich veranlaßt gefunden, die gleichwohl erfolgte definitive
Anstellung des Lehrers Vierkütter als ein nicht gerechtfertigtes Verfahren zu bezeichnen. In dieser Be¬
ziehung bemerke ich, abgesehen von der Frage, wie ferne dergleichen Anträge und Aussprüche des Pro-
vinzial-Landtags für die Etats-Feststellung an sich maßgebend seien, ganz ergebenst, daß, da der Etat
für 18^2, welcher dem 14. Prouinzial-Landtage vorgelegen hatte und demnächst von mir festgestellt
worden war, das Gehalt zc, für zwei Lehrer enthielt, demgemäß, als im Laufe des Jahres 1861 die
Stelle des einen Lehrers zur Erledigung gelangte, auch die Wiederbesctzung derselben durch die Ver-
wnltungs-Commission beziehungsweise deren Vorsitzenden nach Maßgabe des Regulativs vom 4. December
1836 ohne Weiteres erfolgen durfte und mußte. ?icse Wiederbesetzung fand dadurchstatt, daß die Stelle
vom 1. Juni 1861 ab dem Lehrer Vierkötter, und zwar nicht bloß provisorisch, bis zu einer über die
Stelle selbst durch Genehmigung des nächsten Etats zu treffenden Entscheidung (wozu bei einer etats-
mäßigcn Stelle keine Veranlassung vorlag,) sondern lediglichmit dem bei derartigen Stellen üblichen
Vorbehalte, daß seine Leistungen während einer sechsmonatlichen Probezeit befriedigten, unterm 21.
Mai 1861 übertragen wurde. Der «. Vierkötter hatte daher, sobald, dem Vorbehalte entsprechend, seine
Leistungenwährend dieser Probezeit befriedigend sich zeigten, wie es in Wirklichkeit der Fall war, einen wohl
begründeten, ohne eine von ihm ganz unverschuldete und somit in diesem Falle unzweifelhaft nicht gerecht¬
fertigte Härte nicht bei Seite zu setzenden Anspruch darauf, in der Stelle belassen zu weiden, so daß
meine Entscheidung vom 24. Dezember 1861 nicht anders, als für seine Beibehaltung, ausfallen konnte.
Ich kann aber auch nicht umhin, wenn der Provinzial-Landtag, wie dies nach den Beschlüssenzu d und
'' der Fall zu sein scheint, für sich das Recht der Entscheidung in Betreff des Anstalts - Etats in
Anspruch nehmen sollte, einem solchen Ansprüche meinerseits die Anerkennung zu versagen, indem ich mir
erlaube, die Stellung des Prouinzial-Landtags und des Oberpräsidiums zu der Prouinzial-Arbeits-Anstalt
ganz ergebenst darzulegen, wie ich dies bezüglich der Provinzial-Iircn-Heil-Änstalt zu Siegburg und des
^»ndarmenhllujes zu Trier bereits bei einer früheren Gelegenheit (ich nehme dieserhalb auf meine beiden
Schreiben vom 28. Oktober 1860 I.. <ü. Nr. l und 0. ?. Nr. 8131 — Bezug) mir habe gestatten müssen.
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Eine definitive Beschlußfassung in Betreff der Prouinzial-Arbeits-Anstalt ist durch das Regulativ vom 4.
December 183« dem Prouinzial-Lcmdtage felbst überhaupt nicht beigelegt würden, indem das Regulativ
des Provinzial-Landtags nur in den 5§. 2, 7 und 1! gedenkt, wonach derselbe zwei Mitglieder der
Verwaltungs-Eommifsion zu ernennen hat H- 2), die Rechnungen und Reuisions-Protocolle ihm mitzu¬
theilen sind (tz, ?), endlich die Anweisung von Pensionen der vorherigen Begutachtung des Provinzial-
Landtags unterliegt (tz. II). Wenn aber bei Pensions-Änweisungen nur eine Begutachtung des
Provinzial-Landtags vorher einzutreten hat, wenn ferner, trotz der vorgeschriebenen Mittheilung der
Rechnungen und Neuisions-Protocolle an denselben, dennoch dem O berp räsidlum die schließliche
Revision der Rechnungen ausdrücklich vorbehalten worden <H. ?), mithin auch hier dem Obervräsidium
die definitive Bcschlusnmhme darüber zusteht, ob und wie weit etwaigen formellen und materiellen Er¬
innerungen oes Pcuvinzial-Landtags stattzugeben sei, oder nicht, so waltet bezüglich der Feststellung des
Etats das gleiche Verhältniß um so mehr ob, als das Regulativ (ß. 5) nicht einmal eine Begutachtung
des Etats durch den Prouinzial-Landtag, sondern nur dessen Entwerfnng durch die Direction, Revision
und Feststellung durch die VerwaltungS-Eommission, Bestätigung durch das Ooeruräsioium uvrschreibt.
Uebrigcuä ist diese Auffassung der bezüglich der Prouinzial Anstalten regulatiumäßi > bestehenoen Ressort-
verhällnisse früher auch ooni Prouinzial-Landtage selbst getyeilt worden, wie daraus heruorgeht, daß der
zu Anfang l815 uelsaunnelte 6. Prouinzial-Landtag in dem Schreiben des damaligen Herrn Provinzial-
landtags'Marschullü vom 2. April 1845 Nr. 04 Behufs Ausdehnung der ständischen Befugnisse den
Auting stellte, den (bezüglich des Etats eine ganz gleichartige Bestimmung wie §. 5 des Brauwc-ler-
NcgulativZ enthaltenden) 8- 7 des Siegburger-Regulatius vom 12. November 182? in folgender Weise
abzuändern;

Die Commission entwirft alle 2 Jahre den Verwaltnngs-Etat, welcher vom Oberpräsidium
dem Landtage zur Bestätigung vorgelegt wird."

Dieser Antrag ist damals,
da die Abänderung mit der Stellung beider Theile (des Oberpräsidiums und des Prouinzial-
Landtags) zu einander unvereinbar sein würde, und es genüge, wenn, wie seither geschehen,
der Etats Entwurf dem Landtage zur Aeußerung uocgelegt, demächst aber durch den
Oberpräsidc nten bestätigt werde, was einerseits der Stellung des Ouerpräsioenten
zum Landtage entspreche, andererseits den Prouinzialstanden die für sie angemessene Einwir¬
kung auf die Gestaltung des Etats sichere,

durch Erlaß der Herren Minister der Geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Ängelegenheiteu nnd des
Innern vom 8. December 1845 abgelehnt worden, von welchem Erlasse dem Prouinzial-Lanomge Kennt¬
niß zu geben, wahrscheinlichwegen des langen bis zum nächsten Zusammentritte einer provinzialständischen
Vertretung (185 l) verflossenen Zeitraumes übersehen worden ist.

Vermag ich hiernach die Befugniß des Provinzial-Landtags, seinerseits Absetzungen und
überhaupt Aenderungen im Etat in einer der Entscheidung des Oberuräsiventen präjudicirende»
Weise zu beschließen, nicht anzuerkennen, so wird es doch nicht erst der Versicherung bedürfen, daß alle
vom Prouinzial-Landtage, sei es bei der Kcnntnißncchme von den Etats (die demselben auch fernerhin
zugehen werden» sei es bei der Durchsicht der Rechnungen und Neuisions-Protokolle, an das Oberpm°
sidium in formeller oder materieller Beziehung zu stellenden Anträge meinerseits, wie bisher, so «uch
für die Zukunft die eingehendste Prüfung und Erörterung und, fo weit thunlich, Berücksichtigung finden
werden.

Im vorliegenden Falle würde ich aber, auch wenn eine der zur Zeit ordnungsmäßig in den
Etat aufgenommenen beiden Lehrerstellen wirklich erledigt wäre, doch Bedenken tragen müssen, das Gehalt
für dieselbe vom Etat abzusetzen, da für den Unterricht der (zu Anfang des Jahres 18U3 sich ""^
45 belaufenden) auf Grund des tz. 43 des Strafgesetzbuchs uerurtheilten, auf Kosten der Gemein¬
den in der Anstalt zu Vrauweiler unterhaltenen Kinder (und zwar selbst dann wenn sich was nickst
wahrscheinlich, deren Zahl auf die Hälfte vermindern sollte) sowie für den (zu dein ganzen System der
Prouinzial- Arbeits- Anstalt zu Vrauweiler mindestens ebenfo nothwendig, wie zu dem System d"
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Staats-Straf-Anstalten gehörenden) Unterricht der erwachsenen Häuslinge zwei Lehrer für unbedingt
erforderlich zu erachten find. Ich darf hierfür nur auf mein Schreiben vom 16. November 1862,
Nr. 8484 (dessen 3, inzwischen an mich zurückgelangte, Anlagen den Vericht des Direktors Falken-
berg vom 10, Mai 1861, den Bericht des Regierung^ und Schulraths Grashof vom 28. November
1861 und das Separat-Votum der Verwaltung-Commissions-Mitglieder Stupp und Schult vom
9./11. December 1861 - ich abschriftlichwieder beifüge), fowie, was die gegen die Ausführungen mei¬
nes Schreibens in dem Ausschußberichtc vom 1. December 1862 enthaltene Einwände anbelangt, auf
den obengedachtcn Bericht des Direktors Falkenberg vom 26. December 1862 und den von ihm bei¬
gefügten, abschriftlichanliegenden Stundenplan ganz ergebenst Bezug nehmen, und zweifle nicht daran,
daß der Prouinzial - Landtag nach näherer Kenntnihnahme von der eingehenden Darlegung des Directors
Falkenberg, dessen Thätigkeit und segensreiche Wirksamkeit für die Reorganisation und das Gedeihen
der Anstalt Seitens des Prouinzial-Landtags wiederholt auf das Lobcndste anerkannt worden ist, sich
der Ueberzeugung von der Ersprießlichkeit und Unentbehrlich!«: zweier Lehrer für die Anstalt zu Brau¬
weiler nicht verschließen wird.

Nur das bemerke ich fchließlichnoch ganz ergebenst, daß die Anführung des Ausschußberichts
vom 1. December 1862 auf Seite 4,

eim-r der Herren Geistlichen habe bereits eine Privatschule begründet,
wodurch dann der Befchluh des Provinzial - Landtags zu « hervorgerufen worden ist, auf einem Irrthum
beruht, indem der bezüglichePlan des Geistlichen gerade wegen seiner Unvereinbarkeit mit dessen Amts¬
pflichten von der Verwaltungs - Commission der Anstalt nicht genehmigt worden war.

Düsfeldorf, den 2. October 1864,

Der Königliche Landtags-Commissarius.
Ober-Präsident der Rheinprovinz.

v. Pommer-Esche.
An

den Provinzial - Landtags - Marschall, Königlichen Schloßhauptmann und Kammerherrn «.
Herrn Freih. von Wal dbott- Vaffenheim - Vornheim.

Hochwohlgeboren

hierfelbst. *)

Ar. 4.

Euer Excellenz haben unterm 16. November das Ergebniß der bei den einzelnen Regierungen Die bei der Bezirks,
stattgehabten Verhandlungen und Erörterungen über die Frage, wie bei Beaufsichtigung und Unterhaltung
bor Vezirtsftraßeu Ersparnisse erzielt werden könnten, namentlich über die Vorschläge. welche Graf spanüsse bet».
Nesselrode bei der Regierung zu Eölu gemacht, uud welche von letzterer adoptirt worden sind, mir zur
Vorlage an den versammelten Landtag, »ud zur Beschlußfassung zugehen lassen.

Der versammelte 16. Provinzial Landtag hat nun folgende Beschlüssegefaßt:
l. Ew. Excellenz zu bitten die Regierung in Aachen anzuweisen, der hohen Präsidml-Verfügung ,. Schreiben de«

vom ZI. August nachzukommen', und' dem ständischen Eommissar jedes Material zur Kennt- A^/"'""^'D«'
nißucihme mitzutheilen, welches erforderlich ist, ihn in die Lage zu setzen, auf Grund des Be- i862.
schlusses des 15. ProvinzialLandtages die bezüglichenVorschläge zu machen.

") Dir in dem obigen Schreiben, wie ul,cn -,., 5>. M.27, bezogene!! Anlagen sind ihre« Umfangs wegen hier
U'chl mit abgedruckt.
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2. Die vom IX. Ausschüsse noch näher präcisirten Vorschlägedes Grafen Nesselrode*) zn den
semigen zu machen.
Ew. Excellenz verfehle ich nicht diese Vorschläge in der Anlage ganz ergebenst zu überreichen.
Düsseldorf, den 2. December !8(>2.

Der Lcmdtags-Marschall:
Frhr. v. Wllldlllltt-Basseuheim-Bolnheim.

An
Sr. Excellenz den Königl. Landtags-Commissarund Ober Präsidenten

Herrn v, Pommer-Esche, hier.

b. Erwiderung des Eiler Hochwohlgeboren beehre ich mich ganz ergebenst mitzutheilen, daß auf Grund der vom
Hrn. L<mdwg«°T°m° ^ Ausschüssedes 10. Pwuinzial-Laudtags nach dem gefälligen Schreiben vom 2. Dezember18l>2
missar«^- 2.Oct. ^ ^ ^^ ^^ ^^.^^. ^^^^^.^^ Vorschläge des proviuzialstäudischenBezirtsstraßen-CommissarsGrafen

Nessel rode durch die Königliche Regierung zu Cölu eine Instruction zur Verwaltung der Bezirks«
straßen nach dem versuchsweiseeinzuführendenneuen System entworfen worden ist, uud ich dieselbe
uuterm 24. Juli v. I. dem Herrn Minister für Handel, Gewerbe uud öffentliche Arbeiten eingereicht
habe, welcher mittelst Erlasses vom 1«. August d. I. 111 1N,173 einige Ergänzungen für erforderlich
erachtete.

Diese Ergänzungensind durch die Königliche Regierungzu Eöln im Einvernehmenmit dem
Grafen Nesselrode vorgenommen worden, worauf ich die Instruction, von welcher ich zur gefälligen
Mittheilung an den Prouinzial-Landtagzwei Exemplareanschließe, uuterm 24. u. Mts. genehmigtund
die Königliche Regierung zu Eöln ermächtigthabe, dieselbe auf der

1) Vensberg-Spitzer,
2) Mülheim-Gladbacher,
3) Leppc- (Eugclstirchen-Marienheidcr)

Vezirksstraßc vom 1. Januar 18L5 ab versuchsweiseund zwar zunächst auf drei Jahre zur Anwendung
zu bringen.

Auch deu übrigen Königlichen Regierungender Nheinurovmzhabe ich die Instruction mit der
Veranlassungzugehen lassen, nach dem Schlüsse des gegenwärtigenProvinzial-Landtags in Gemeinschaft
mit den betreffenden prouinzialständischen Eommissarenin Erwägnng zu ziehen, ob und eventuellauf
welchen Straßen ihrer Bezirke gleichfalls ein derartiger Versuch auzustclle» seiu möchte.

Düsseldorf, den 2. October 1864. «,,.,,< « ^ »^" " Der Königliche LandtagsComunssarms,
Ober^Präsidentder Rheiuprouiuz:

v. Pommcr-Esche.
An

den Provinzial-Landtags-Marschall,Königliche Schloßhauptmann uud Kammerherrn:c.,
Herrn Freiherrn von Waldbott-Vassenheim-Vornheim,

Hochwohlgeboren
hicrselbst.

Instruktion zur Verwaltung der Bezirksstraßen.
8. 1.

Die Vezirksstrahen werden, statt in die bisherigen Aufsichtsbezirke, in Vürgermeistereibezirke
oder nach dem Gutachten des Landraths unter Genehmigungder Königlichen Negierung in mehrere

») S. Verh. des 16. Pruv.-Landwgs 1862, N, S. 117—UN.
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Bürgermeistereien^ umfassende Bezirke eingetheilt, welche in Arbeiterstreckenzerfallen, denen, je nachdem
die Straßen mehr oder weniger befahren werden, eine größere od.r geringere Ausdehnung zugeben ist.

ß. 2.
.Für jede Arbeiterstrecke wird ein ständiger Arbeiter gegen Togelchn angestellt, welcher alle

erforderlichen Straßen-Unterhaktungsarbeiten nach der ihm von der Königlichen Negierung zu ertheilenden
Dienstanweisung selbst und ohne Hülfe zu bewirken hat. Nur bei extraordinären Instandsetzungen, wozu
die Anfertigung von Profilschüttungen und neuen Dccklagen gehör!, so wie in ungewöhnlichen Fällen,
bei Schnecanhaufungcn ?e. werden ihm die erforderlichen Hulfsarbciter überwiesen.

In jedem Kreise wird ein Wegeaufseher angestellt, der die Kenntnisse der jetzigen Chaussee-
Aufseher besitzt und verpflichtet ist, die technischen Unordnungen hinsichtlichder in den Arbeitcrstrccken
umkommenden Neu- und Prosilschültungen zu treffen und bis zu deren Vollendung zu überwachen; er hat
besonders darauf zu achten, das; solche Schültungen richtige Längen und Qucrprofile erhalten. Sein
unmittelbarer Vorgeseltter ist der Landrath. -)

§. ll.
Der Landrath hat, soweit nicht von der Königlichen Regierung Ausnahmen verfügt sind,

sämmtliche in seinem Kreise belegcnen Vcznkssttaßen unter seiner Verwaltung und Aussicht. Seine j
ausführenden Organe find die Bürgermeister und, soweit er es nöthig findet, die Gemeindevorsteher./
An den Landrath gelangen sämmtliche, die Unterhaltung und Instandsetzung der Bezirksstraßen seines
Kreises betreffenden Berichte, Rapporte, Rechnungen lc. welche letztere, nachdem deren Nichtigkeit durch
die Bürgermeister altestirt wurden, von ihm auf die ihm bei den Steuertassen zur Unterhaltung resp.
Instandsetzung der Vezirksstraßcn zur Disposition gestellten Fonds unter Controlle der Rcgierungshaupt-
lnsse angewiesen werden. Am Schlüsse des Jahres hat er über die im Laufe des Jahres angewiesenen
Rechnungen der Regierung ein Verzeichnis; einzureichen.

Der Landrath hat durch die Bürgermeister die Verdingung der Materialien zur Unterhaltung
und Instandsetzung der Nezirlsstraßen nach Maßgabe der ihm alljährlich von der KöniglichenRegierung
nutzutheilenden Materialien-Bedarfs Nachwcisung (tj. 5.) vornehmen zu lassen, überhaupt alle Anord¬
nungen zu treffen, daß die Straße» in einem normalmäßigen Zustande erhalten werden.

Der technische Bcirnth des Landralhs ist der Krcisbaubcamte. Deiselbe ist verpflichtet, nach5
erfolgter Anzeige Seiten» des Landraths über die gescheheneAusführung alle größere Reparaturen nn
deu Brücken und fonst!gen Bauwerke», sowie die muen Verklagen und Profilschüttungen abzunehmen uud
^' darüber ausgestellten Rechnungen mit dem Neuisions- und Abnahme-Attest zu versehen; ferner hat
derselbe die Bürgermeister und Gemeinde-Vorsteher über den Verding der Materialien und deren Ab¬
nahme zu instruircn und die Qualität derselben bei seinen Bereisungen zu eontrolliren, ^

Unter Umstünden tan» mit Genehmigung dcr Königlichen Negierung bezüglichdieser Funetioncn
an die Stelle des .Nreisbaubcamtcn auch der Commnnalbaumeistcr treten.

5 l.
Die Bürgermeister beaufsichtigen und eontrolliren, soweit erforderlich unter Mitwirkung der

Gcmeindc-Vorsleher, die Untcrhaltungs-Mbeiten und die Chaussee-Arbeiter; sie ordnen die von, Landrath
""zuschreibenden Arbeiten an und überweisen in besondein Allen (^. 2.) die erforderlichen ,yülfsar-
"eitc, ; sie halben die Behandlungen über deu Verding der Materialien aufzunehmen, und nach erfolgter
^eneh!,!l^,ng durch den Landrath die Verträge abzuschließen, und demnächst die Ausführung der Lie¬
ferung zu veranlassen; sie haben ferner die Controlle über die Qualität und Quantität der anzuliefernden
Materialien nnsznüben, die Abnahme-Atteste auszustellen, die Lohnlisten zu führen resp, zu prüfen und
"ach erfolgter Bescheinigung über deren Nichtigkeit dem Landrath zur Zahlungs-Anweisung einzureichen.
Alle Berichte .'c. über die Unterhaltung und den Zustand der Bezirtsstraßcn gehen an den Landrath,
"sicher nach Befinden zu entscheiden,c:v»'»t. die Entscheidung der Königlichen Negierung einzuholen hat.

') 5. I „ttwncindm" IM mspi'uniil, Cnlwurjr dce «, Rcsptrung ;u Cü!u, wic Uolhrr ,M'!!M,idcbcznlc" statt
"Vürsscr,!ieistc«oBez>ric". -) lj. 2 Äbsav 2 fclstt im urspiümil. IHmwnrfe, >>) ^, ,'! Mal; ,'i, Z, t—l ist Crwritermig dr«

1!»
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Sind die Bürgermeister über die Brauchbarteit des Materials in Zweifel, so entscheidet der
Kreisbaubeamte. >)

Der Krcisbaubeamte hat die Bezirtsstraßen nach der für die Staatsstraßen ihm ertbeilten
Dienst-Anweisung zu beaufsichtigen und übt Namens der Regierung die technischeControlle ü^cr die nor¬
malmäßige Unterhaltung der Bezirlsstraßen aus. die bei seinen Vereisungen etwa vorgefundenen Mängel
hat er dem Landrath anzuzeigen, überhaupt alle Anordnungen, welche zur Unterhaltung der Strafe er¬
forderlich sind, dem Landrath in Vorschlag zu bringen. Am Schlüsse eines jeden Jahres reicht er der
Regierung einen Bericht über den Zustand der in seinem Vautreise belegenen Bezirksstraßen, nebst einer
Nachweisung der zur Unterhaltung der Straßen für das folgende ^ahr erforderlichen Materialien nach
Kreisen und Straßen getrennt, ein, welche nach erfolgt« Revision nebst einer Abschrift des Befnudbe-
lichtes dem Landrath zur Ausführung der darnach nöthigen Arbeiten und Liefern, gen übersandt wird.

-Die Chaussee-Aufseher Werden sobald als thnnlich beseitigt werden; so lange sie jedoch »och
fungiren, haben sie. die Bürgermeister und Gemeinde-Vorsteher in der Controlle der Materialien und
'Arbeiter zu unterstützen, die an den Bürgermeister einzureichenden Lohnlisten und Abnahme.Atteste aus¬
zustellen und die Chaussecarbeitcr zu instiniren

Die Königliche Regierung führt die Oberaufsicht über die B^rtsstraßen, als deren Organ
sungirt der Landrath und der Kreisbaubeamtc, Alle Verfügungen der Regienma in Be'ua auf die
Unterhaltung der Bezirlsstraßen gelangen an de^Landrath, welcher dieselben zur Ansführmi i zu bringen hat.

Von allen Verfügungen, die von rein technischemInteresse sind, erhält der Kreisbaubeamte
durch abschriftlichcMittheilung Kenntniß."»

>,) Schreiben, die Un -'< u s z u g ane, d,m S'^eiben des Heeia ^cmdnn,,s uua.aüv a^, den Herrn -Vandlags Com-
terstützmic, ',u,n Ans misst« L. IU. Nr. I4Ü oom ü. Dezember l^'l^; Mitteilung, daß oer 10. Prouinzial Landtag beschlossen
i1iie"e»qau c^Ve^iU«- b«be, den Gemeinden Wipperfürth, Klüppelberg und Lindlar zur vollständigen Vollendung der Kaiserau-

',r>chc >etr, Niedergalilcr Bezirksstraße unter Vorbehalt der Zustimmung der Königlichen Regierung zu Cüln und
des ständischenCommissars eine Unterstützung von 1^'N Thlrn. aus dl,m rechtsrheinischenBrzirksstraßcn-
fonds des Rcgierungsbezirts Culn zu geivähren, eventuell die Schlußbauten der benannten Straße auf
Kosten des betreffenden Bezirlsstraßenfonds auszuführen und auf diese Weise die sofortuze Uebernahme
zu bewirten.

>>) Erwwcrunss des Nach dem gefälligen Schreiben vom 5, Dezember ltiüI. 1^,, Hl, Rro. 115 hat der u;. Rhei
^Cmmniss««^ '"''che Provinziallllndtag beschlossen, unter Vorbehalt der Zusti m m ii n g d e r .^ö ,r igli ch e n

Regierung zu Köln und des provinzialständischen Bezirtsstraßen-Conimissars den Gemeinden Äip
perfürth, Klüppelberg und Lindlar zur uullstänüigen Volleuvung der Kaiserau^Niederaauler Straße eine
Unterstützung uon t«0<) Thlr. aus dem ostrheinischen Bezirksstrasten^ Fonds des Negierungs-Bezirks Cöln
zu gewähren. Die Königliche Regierung zu Cöln hat jedoch ihre Zustimmung versagen müssen; einer
seits um deswillen, weil bei der am 1ü. November l.^2 durch den Negierungsbaurath unter Zuziehung
des Kreisbaubeamten vorgenommenen Prüfung sich die erfolgte gute und vorschriftsmäßige Ausführung des
Straßenbaues - mit Ausnahme einiger noch zu bewirkenden unbedeutenden Nacharbeiten an den Brül¬
len und Durchlässen — bereits herausgestellt hatte und daher zur Vollendung des Straßenbaues eine

nrfpn. l>. Llilwlir fs. ') s. 4 Ab,. 2 fehlt im Ursprung!. Entwürfe. '>) tz. 7 Abf. 2, ist Zufcch ;,„» Ursprung!.Entwürfe.
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Unterstützung überhaupt nicht erforderlich war; andererseits aus dem Grunde, weil der ostrheinische
Bezirksstraßenfonds des Negierunzs-Bezirts Cöln trotz der auf 10" „ gesteigerten Tteucrzuschläge nur zur
nothdttrftigen Unterhaltung der B.'zirksstraßen ausreicht, uno für derartige Unterstützungen keinerlei
Mitte! besitzt.

Die Auszahlung der fraglichen Unterstützung hat daher nicht erfolgen können,
Düsseldorf den 2. Oktober l80<l.

Der Königliche ^andtags-Commissarius, Oberpräsident der R heinprouinz:
v. Pomuler Esche.

An
den Provinzial-^andtags-Marschnll, Königlichen Schlosihanptmann und Kammerberrn,

Herrn Frhrn, v, Waldbott - B afsenhcim - B ornheim
Hochwollgeboren

(I., c'. Nr. 2.) ^ hierfelbst.

H. Auszug aus dem Schreiben des Hr» -^andtags-Marfchalls an den Hrn. Landtags-Commissar, n. Schreiben betr. Lr
<>^ <l 4. Dcceu.ber 1802, (1^, N. Nro. 42, 44, 74, 100): Hebung der Codleu;

Ans den Vortrag der Kön'glichen Regierung zu Koblenz und des ständischen Commissars hat
°ie Stände-Versammlung sich zu dem Antrage veranlaßt gefunden: daß die Loblcnz-Ltttticher Straße, fo
weit sie im Regierungsbezirk Coblenz gelegen, zur Staatsstraße erhoben werden möge.

Lüttich»' Äraßl' zur
Stnnissttaße,

d. Ueber die von» IN. Rheinischen Proninzial-Landtaiw nach Euer Hochwohlgcborcn gefälligen l>. Erwiderung auf
Schreiben vom 4. Dezember 1803. L. M. Nro. 42. 43. V^l. 100 beantragte Uebernahme der Coblenz- Vmsteheudcs.
2ütticher Bezirksstraße unter die Staatsstraßen habe ich seiner Zeit dem Herrn Minister für Handel «.
Vortrag gehalten. Der Herr Minister hat jedoch nach einem Erlasse vom 27. Juli 1803 III, 0904 diesen
Antrag bei des Königs Majestät um so weniger befürworten zu dürfen geglaubt, als ähnliche Verhält¬
nisse, wie solche zur Unterstützung des Antrages geltend gemacht worden, auch bezüglich vieler anderen
wichtigeren Verkehrsstraßcn auszuweisen seien, und lediglich aus der Lage des Eoblenzcr westrheinischen
Bezirksstraheu-Fonds ein ausreichender Grund, die Staatsfonds mit den Kosten der Unterhaltung jener
Straße zu belasten, nicht wohl zu entnehmen sei.

Düsseldorf, den 2. October 1804.
Der Königliche Landtags-Commissarius, Oberpräfident der Rheinprovinz.'

v, Pommer-Esche.
An

den Proninzial-^andtags-Marschall, Königlichen Schloßhauptmann und Kammerherrn
Herrn Frhrn. v. Waldbo tt-Bas senheim^Vorn hei m,

Hochwohlgeboren
(I.. (^. Nr. 11.) hiersclbst.

Fr. 7.

Der Provinzial-Landtag hat in seiner ?. Sitzung vom 2. December 1862 beschlossen: Die Erweiterung der
1. Die Genehmigung zu erbitten, daß es der Provinzial-Hülfskasse gestattet werde, ihre baaren ^^Hs^^°"'

Gcldbestände, außer bei der Preußischen Bank, auch bei der Eölnischcn Privatbank und dem
Schaaffhausenschen Bankverein niederlegen zu dürfen,-

2. Darlehen an Privaten, außer den in §. 8 und 9 angegebenen Fällen, auch zur Abtragung
von Hhpothckenschulden,zur Abfindung von Miterben und zur Ablösung von Servituten zu
gestatten:
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3. Die Annahme von Depositen von Privaten auf einjährige Kündigung und zwar i» böhcrn
Orts näher festzustellendenBeträgen zu genehmigen.
(Auszug aus dem Schreiben des Herrn Landtags-Marschalls vom ^?, December !8«tt,

I.. U. 136 u. 1Z7.»

Der 1«, Rheinische Provinzial- Landtag hat nach Euer Hochwohlgeboren gefälligem Schreiben
La"dt.°°'C°numssa>^vom 2. December 1«>>2 l., i>l, Rro. 13N/137 in seiner 7. Sitzung vom 2, December >«<>2 bezüglich der

die HMfslllssebetr. Rheinischen Piovinzial-Hülfs-Kasse folgende Beschlüssegefaßt:
»ä I.. I». 180/1,17, ^ ^^ Genelnnigling zu erbitten, das; es der Provinzial-Hülfs-Kasfe gestattet werde, ihre baaren

Geldbestände, außer bei der Preußischen Bank, auch bei der kölnischen Privat Bank und dem
Schaaffhausen'schen Bankvereine niederlegen zu dürfen;

2. Darlehen an Privaten, außer den in ^, « und !) de- Statute angegebenen Fällen, aucb zur
Abtragung von Hypothetenschulden, znr Abfindung von Miterben und zur Ablösung von
Servituten zu gestatten-

3, die Annahnie von Depositen von Privaten auf einjährige Kündiguna, und zwar in höheren
Orts näher festzusetzendenBeträgen, zu genehmigen.
Dem Antrage zu 1 ist, wie ich Euer Hochwohlgeboren ganz ergebcnst mitzutheilen mich beehre,

durch Erlaß der Herren Minister der Finanzen und des Innern vom 3t. August >,^'>3 / '^ ' "",'^,

in der Weise entsprochen worden, daß, wie bereits früher durch l^rlaß derselben ,^>rlen Minister vom 8,
Januar I8«!2 die Belegung von Provinzial-Hülfs-Kassen-<>;,,ldern ,n einem von mir festzusetzendenMnri
malbetrage bei der Eölnischen-Privatbant nachgelassen war, nunmehr auch cine solche Belegung bei dem
Schaaffhausen'schen Banl-Vcrcine in einem von mir festzusetzendenMaximalbetrage gestattet worden ist.
Diesen Marnnal-Betrag habe ich, falls aus dem jede, zeit zu berücksichtigendemStande des Verkehrs der
Eölnischen Privat-Bank, beziehungsweise des Schaaffhausen'schenBank-Vereines ein Bcdcnlen sich nicht er¬
gebe, entsprechend den von der Dncetion der Pruvinzial-Hülfo-Kasse gestellten Anträgen, unterm «,
Februar 1802 Nro. 80! sür die Cölnischc Prival-Banl auf Einmalhnnderttausend Thaler und unterm
24. October 1863 Nro. «471 für den Schaaffhaufeu'schenBank-Verein gleichfalls auf Einmalhuuderttausend
Thaler bestimmt.

Der Gewährung des Antrages zu 3 trat von vornherein das Bedenken entgegen, daß die
Dircction der Provinzial-Hülfs-Kasse selbst auf diesen Antrag bei Feststellung der vom Pruvinzial-Land-
tage hinzugefügten Beschränkung „auf einjährige Kündigung" keinen Werth legte, ein Hinaus¬
gehen über den vom Provinzial-Landlag gestellten Antrag durch Fallenlassen jener Beschränkung aber
nicht gei echtfertigt erschien. Es waltete ferner gegen den Antrag das gewichtige, im Wesentlichen bereits
von der Mehrheit des zehnten Ausschusses in seinem Referate vom 2«. November 1802 5) ausgesprochene
Bedenken ob, daß die dermalen bereits für die Provinzial-Hülfs-Kasse in der Möglichkeit eines plötzlichen
Zurückziehens der Depositen-Kapitalien drohende und, wie die Verhältnisse zur Zeit der Kriegsbereitschaft
und dcmnächstigenMobilmachung des Jahres 185,9 gezeigt haben, keineswegs gering anzuschlagendeGefahr
dadurch erheblich gesteigert werden würde, wenn außer den jetzt schon durch das Statut zugelassenen Te-
Positen-Gläubigern «Gemeinde-Instituten, Cpar-Kafsen) noch alle Privatpersonen als solche zugelassen
werden sollten und auf diese Weise auch eine, möglicherweisesehr beträchtliche,Vermehrung der Depositen
herbeigeführt werden würde. Aus diesen Gründen haben die Herren Minister der Finanzen und des
Innern nach ihrem obengedachtenErlasse vom 31. August 1803 den Antrag zu 3 zur Genehmigung nicht
für geeignet befunden.

^ (!. Verhll»dluiigt!i de? Ui. PrevuizialHmdlass«, U, G. 123.
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Dem Antrage zu 2 ist dmch diesen Erlaß, insoweit es sich um die Ablösung von Servi-
tuteu, welche ohne Frage unter den „Kultu -Verbesserungen" l^ 8 zu 6 des Statuts) inbegriffen sei,
handle, unter der Voraussetzung stattgegeben worden, daß bei Ausleihungen zu diesen: Zwecke der ß. 11
des Statuts genau innegehalten, also namentlich auf GeUährung einer genügenden Sicherheit durch
Hhpothekbestellung innerhalb der ersten zwei Drittel des Grundwerlhes gehalten werde. Die Frage, ob
die in dem Antrage zu 2 weiter gewünschte Gestattung der Ausleihungen an ländliche Grundbesitzer zur
Abtragung von Hypothetenschulden und zur Abfindung von Mitcrben (auch hier unter
Beachtung der Vorschriften des ß, 1t des Statuts) auszusprechen sei, war Seitens der Herren Minister
zunächst von einer näheren Erörterung eines hierzu wirklich vorliegenden Bedürfnisses abhängig gemacht
worden. Durch die weitere Aeußerung der Direktion der Provinzial-Hülfs-Kasse vom 21. October 1863,
daß nach tz. l<) des Statuts die Darlehcnsges'.'che der Gemeinden, Institute :c. vor denen der Privatper¬
sonen zu berücksichtigensein», dein emäß von den bisher zur Auszahlung gekommenen3,060,059 Thlr.
Darlehen nur 145)00 Thlr. an Unternehmer nützlicher Gewerbe-Anlagen und nur 2000 Thlr. an länd¬
liche Grundbesitzer zu Kultur-Verbesserungen hätten verabfolgt werden können, und Darlehen der letzteren
Art auch künftig, nachdem der Antrag zu 3 bezüglich der Annahme von Depositen von Privatpersonen
abgelehnt worden, in Ermangelung der erforderlichen Geldmittel nicht in höherem Maße würden berück¬
sichtigt werden tonnen, mußte jedoch die in der beantragten Gestattung von Ausleihungen zur Abtragung
Von Hypothetenschulden und zur Abfindung von Miterben liegendeAusdehnung des l^. 8 zu ä des Statuts
nach der eigenen Auffassung der Direetion der Provinzial-Hülfs-Kasse als zwecklos erscheinen, und die
Herren Minister der Finanzen und des Innern haben daher nach ihrem weiteren Erlasse vom 15. Decem¬

ber 186'j -^^ ^ - - ^,'„,' den betreffenden Antrag hierdurch als erledigt angesehen.
Düsseldorf, den 2. October 1864.

Der Königliche Landiags-Kommissarius, Oberpräsident der Rheinprovinz:
An v. Pommcr-Esche.

den Provinziell Landlags-Marschall, Schloßhauptmann und Kammerherrn,
Herrn Frhrn. v.

Hochwohlgeborm
(>'. l!- Nr. U,) Hierselbst.

Nr. tt.

:>. Anzeige des Herrn Landtags-Marschalls, ,l. <t. 1. December 1862 (I.. 1^1. Nro. 4? und 90), Ueberweistmgder
^>ß der Landtag die Summe von 5,691 Thlr. I t Sgr., welche von dem zur Prämiirung der Spartassen-
Interessenten für die Jahre 185« und 185,9 bestimmten Theile des Reingewinnes ««verwendet geblieben, Mclwrattmisfund«
dem Rheinischen Meliorationsfonds zu übe, weisen beschlossen habe. bttr.

d. Des Königs Majestät habcu, wie ich Euer Hochwohlgcboren auf das gefällige Schreiben vom,
I- December 1862 I.. M. Nro. 47/90 ganz ergcbenst mittheile, mittelst Allerhöchster Ordre vom 27.
Apnl d. I. zu genehmigen geruht, daß der Betrag von 5,694 Thlr. >1 Sgr., welcher aus dem zur
Prännuung von Sparkassen-Interessenten bestimmten Zinsgcwinn der Rheinischen Provinzial-Hülfstasse
'n den Jahren 185,8 und 1859 nicht zur Verwendung gelangt ist, dem Rheinischen Meliorationsfonds
überwiesen werde.

Düsseldorf, den 2. October 1864.
Der Königliche Landtags-Eommissarius, Oberpräsident der Nheinprovinz:

An v. Pommcr-Esche.
°en Provmzilll-Landtags-Marschall, Königl. Schloßhauptmann und Kammerherrn,

Herrn Frhrn. v. Walduott-Basstuheim-Bornheim,
Hochwohlgeborm

(>'. <'. Nr. 5>.) hierselbst.
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Verzeichnis,
der'

Mi sicheliütrit promltülü-LlNldtag m Düsseldorfnülucscut, gewesenen Zugeordneten.

^lNldtano'Mnrschall:
Herr Freiherr von W aldvott > Basscnheim -

Boruheim, KöniglicherKammerherr und
Schloßhanvtmcinnans Codlenz.

I. Ans dem Fnlstcustaude:
Fürst und Altgraf Alfred zu Salm-Dycl,

zu Dock, Durchlaucht.

ll. Aus dem Stande der Ritterschaft:
Herr (^raf N i ch ard v o u B c i s s e l - G v in uich,

Königl. Kammerherr uud Landrath a. D.
aus Schloß Freutz, Kreis Bergheim.

Herr Freiherr oon Bourscheidt aus Haus
^ ^lath bei Düreu.
Herr Freiherr von Dalwigl aus Haus
^ Boisdorf, Kreis Diireu.
Herr Freiherr vou Eerde, Landrath aus
^ Geldern.
Hen Freiherr Friedrich Leopold u. Für-
^ stc,r berg aus Borbect, Kreis Esten.
Herr Freiherr Adolph vou Fürstenverg
^ aus Loersfeld, Kreis Bergheini.
Herr Freiherr Naitz von Frentz Garath,

König,, Kanunerherr und Landrath a. D. aus
Düsst-ldorf, Bice-Landtags-Marschal!.

Herr Freiherr Theodor vonGeyr-Schwep-
. penbnrg ans Wiesenthal, Kreis Aachen.
Herr <>>iraf Arthnr uon Golt stein aus

Schloß Vreil, Kreis Geile»!ircheu.
Hen Freiherr uou der Hevdeu Nvnsch,

Ehreuamlmanu aus Haus Wiukel bei Xanten.
Herr Graf Frauz Egou uonHoeu s b r o e ch,

Erbniarschalldes Herzogthnms Geldern und
königl. Kammerherr ans Schloß Haag, Kreis
Geldern.

Herr Oraf oon Hompescd aus Schloß
N'chrich, Kreis Erkelenz.

Herr Freiherr Franz Werner von Leytam
ans Schloß Elsum, Kreis Heiusberg.

Herr Freiherr Clem e u s v ou L o ^ a>,s Wisseiu,
Kreis Sieg.

Herr Freiherr «arl vou Mol ins aus Lin-
zeuich, Kreis Iiilich.

Herr <^raf Mar vou Ncsselrode, Köuigl.
^aiumerherr und Landrath aus Schloß Ehres-
hoven, Kreis Wipperfürth.

Herr Freiherr Karl vou Nyvenheim, Land¬
gerichtsrath aus Düsseldorf.

Herr d'raf Nudolvh von Schaesberg aus
Krickenbeck, Kreis Geldern.

Herr Freiherr v o n S o l e m a ch e r - A n t w e i le r,
Landgerichtsrathans Eoblenz.

Herr Freiherr uonSolema ch e r Grü n Haus
aus (^runhaus, LandkreisTrier.

Herr Graf Augnst vou Spee, Königlicher
ilanunerherrund Schloßhauvtniannuon Brühl,
aus Schloß Heltorf, >>lreis Düsseldorf.

Herr Clemens Augnst Schroeder, Laild^
gerichts Assessor ans Aachen.

.^errFreiherr Ed mund oon Spies-Büllcs-
heim, köuigl, i>la,ninerherr aus Haus Hall,
Kreis Heiusberg.

5xrr Timous, Laudrath aus Haus Bogcb
sang, LandkreisCöln.

lü. Aus dem Staude der Städte:

Herr Anton Aldriugeu, .«aufmanu und
Stadtverordneter ans Trier.

Herr Bachem, Oberbürgermeisteraus Cöln.
Herr B a n m, HaudelSgerichts - Präsident und

Eommerzienrctth ans Düsseldorf.
Herr Becker, Bürgermeister aus Enpen.
Herr Berg er, Bürgermeister aus Höhscheid,

Kreis Soliugeu.
Herr Nöninger, Kaufmann aus Duisburg.
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Herr Bremig, Advokat-Anwaltaus Koblenz.
Herr Contzen, Bürgerineister ans Aacben.
Herr uon Eynern, Kaufmann aus Barmen.
Herr Frings, Kaufmann und Stadtverord¬

neter ans Neuß.
Herr Grafs, PostHalteruud Stadtverordneter

aus Schleiden.
Hm- Hardt, Commerzienrathans Vennep.
Herr uon der Hcydt, Commerzieurathaus

Vlberfeld.
.s>err .^orst, Neutuer uud Stadtverordneter

ans (5ölu.
Herr Hunziuger, Mufmann ans Erefeld.
Herr Kampf, Beigeordneteraus Hilden.
Herr I. P. Limbourg, PostHalter uud

Stadtverordueter aus Bitburg.
Herr VexiS, !)>-. in^l. uild Bürgermeister ans

Eschiueiler, Kreis Aachen,
Herr Minister, Hauptmaun a. D. aus

Wesel,
Herr !>.>'. Noeggcrath, Geheimer Nerg-

rath und Professor aus Bonn.
Herr Nuß banin, Kaufmann aus Vinz, Meis

Neuwied.
Herr ». Riegel, Apotheker aus St. Wendel.
Herr W, I. Noth, Gutsbesitzer ans Einzig,

Kreis Uhrweiler.
Herr Schaurte, Bürgermeister aus Deut;.
Herr Wachter, Kaufmauu aus Voppard.

IV. Aus dem Stande der Llmda.cmciüdcn.

Herr Adams, Gutsbesitzer aus Mertloch,
>creis Mayeu.

Herr Bartels, Gutsbesitzer und Deichgräf
ans «^'»inderich, Kreis Mors.

Herr von Berg, GntSbesitzerans BinSfeld,
' Kreis Wittlich.

Herr CleuieuS, Gutsbesitzer aus Gürath,
Kreis Greueubroich.

Herr Fr- eng er, Gutsbesitzer aus Fühliugen,
VaudlreiS Cölu.

Herr Fouck, Gutsbesitzer aus Pfalzdorf, Kreis
' Cleve.

Herr t^emünd, t^utsbefitzer aus "Niederbreisig,
Kreis Ahrweiler.

Herr Gruhu, «Gutsbesitzer aus «Nemüudeir,
itrei^ Simmern.

Herr I o h a u n C>'uitti e n u e, Gutsbesitzer aus
Ihn, itreis Saarlouis.

Herr ^ticolans Guittieuue, Gutsbesitzer
aus Niedaltorf, ^treis Saarlouis.

Herr Heinrich Joseph Iailseu, <«uts^
besitzeraus Scherreshof, K^reis Erkelenz.

Herr Immich, Gutsbesitzeraus Eutirch, Kreis
^ Zoll.
Herr Kellermanu, Gutsbesitzer aus Saaru,

Kreis Duisburg.
Herr Kl oft er mau u, Gutsbesitzeraus Warth,

Ktreis Sieg.
Herr Paulsseu, Bürgermeister und Gutsbe¬

sitzer aus Vasfeld, Kreis Heiusberg.
Herr Pilgram, Bürgermeister aus Ktrlz,

jtreis Düreu.
Herr Neusch, GntSbesitzer,Bürgermeisternnd

PostHalter aus Vebach, .^creis Saarlouis.
Herr Nolshoven aus Steiubreche, Kreis

Mülheim.
Herr Wilhelm Schmitt, «Gutsbesitzeraus

Bretzenheim, ^trcis Kreuzuach.
Herr Schult, Bürgeruieister aus Giessen,

!>treis Bergheim.
Herr Tchuuck, Glltsbesitzer aus Gereonsweiler,

. Kreis Iülich.
Herr Seulen, Major a. D. nnd Bürgermeister

aus Borst, Kreis Kempeu.
Herr l>>'. Würz er, Bürgermeisteraus Niedel-

haniuiersteiu,Kreis Nenwied.
Herr Zoreö, «Gutsbesitzer nnd Bürgermeister

ans Hand, itreis Geldern.
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Adressen und Bitten,
welche an des Königs Majestät gerichtet worden sind.

^. Die Allerhöchsten Propositionen betreffend.
Nr. 1.

Allerdurchlauchtigster Großmächtigster König ! , Die duichß.9 des
All ergnädigster König und Herr! Gesetze« vom 21. Mai

1861 vorgesehene Un»
Die von Euer Majestät den zum 17. Rhein. Prov.-Landtllgeversammeltentreu gehorsamsten telvercheilungder neu

Ständen vorgelegte Allerhöchste Proposition, betreffend die Feststellungund Untervertheilungder neu VH3uv"s«
festgestelltenGrundsteuerhauptsummen,haben sie in reichliche Erwägunggezogen und indem sie das Aller- auf die einzelnen lie-
höchst befohleneGutachtenmit einigen Abänderungsvorschlägenvorlegen, fühlen sie sich gedrungen, ihren Schaft"' "'/^
allerunterthllnigstenDank vor den Stufen des Thrones Euer Majestät für diese Vorlage auszusprechen,^ ^Nro. I.°)"°
indem dieselbe durch Gewährung eines nochmaligen Reclamationsverfahrensund durch die Anordnungen
zur Beseitigung der bei Einführung der neuen Hebungen unvermeidlichen Mißverhältnissedie weiseste
Fürsorge zur Beseitigungvon Mängeln und Härten walten läßt.

Durch einige Euer Majestät allerunterthänigst unterbreitete Abänderungsvorschläge glauben
die treugehorsamsten Stände den huldreichen Absichten Euer Majestät entgegenzukommen,da dieselben,
abgesehen von einigen die Fassung betreffenden Vorschlägen, nur eine Vereinfachungdes Reclamations-
verfahrens,verbundenmit Erleichterungender ohnehin so sehr in Anspruchgenommenen Katasterbeamten,
sodann ein gleichmäßigesAusgleichungsverfahrenin allen Gemeinden,in denen die Hebungen auf Grund¬
lage des bisherigenKatasters zu Mißverhältnissenführen würden, bezwecken.

Die Abänderungsvorschläge sind in den allerunterthänigstbeigefügten Anlagen enthalten.
Düsseldorf, den 19. Oktober 1864.

In tiefster Ehrfurchtersterben

Euer Majestät allerunterthänigst treugehorsamste
Der Landtags-Marfchall und die Stände der Rheinprovinz.

Referat des ersten Ausschusses «. R°Mt,ä merh..,» . ^» ^« Propos. Nr. 1.
»iber die König!. Verordnung betreffend die Feststellung und Unterverthnlung der Grundsteuer

in den beiden westlichen Provinzen, gemäß den Vorschriften in den §§. 3. und 9.
des Grundsteuer-Gesetzes vom L1. Mai 1861.

Referent: Abg. Schroeber.
Nachdem der Ausschuß die neben allegirte AllerhöchsteVerordnung reiflich erwogen und sorg¬

fältig berathenhat, erlaubt derselbe sich folgende Vorschläge:
Die Einleitung bleibt.
§. 1. bleibt.
8. 2. ebenfalls,
ß. 3. dito.
§. 4. dito.
In §. 5. Zeile 7 „jenigm" und in geile 8 und 9 „in deren EigenthumsverlMnißein Wech,

lel eingetreten"zu streichen.
20
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In z. 6, in Zeile 5 zwischen„des bei" einzuschieben„jcnigen Reinertrags derselben, der sich
aus der"

in Zeile 1« „ermittelten" zu streichenund statt dessen „erfolgten" zu setzen.
in Zeile ll das Wort „Reinertrags" zu streichen und statt dessen zu setzen „Einschätzungen

nach Kulturartm und Klassen ergibt".
In !;. ?. das letzte uünou >-u!» <1. zu streichen.
H. 8. bleibt.
tz. !). dito.
Zu H. U». III. :>. wird vorgeschlagen zwischen„der" und „Kulturart" einzuschiebcn „zur Zeit

der Einschätzung vorhanden gewesenen" von „sofern" bis zu Ende alles zu streichen und statt dessen zu
sagen „spätere Kulturveränderungen finden keine Berücksichtigung".

l§. 1<». IV. lr. l). «. sind zu streichen.
Als letztes »I. hinzuzufügen: „Jede Rcelamation muß alle Reclamationsgründe gleichzeitig

enthalten."
§. 1 >. in Zeile ? statt „drei" „vier" und in Zeile 8 statt „drei" „zwei" zu setzen.
In §. 12. Zeile 5 und 6 die Worte „und auf vorgekommene Berechnungöfchler (§. !0. zu

IV.)" zu streichen.
5. l.'j. bleibt.
ß. 14. wild ganz gestrichen und soll folgende Fassung erhalten: , Die Commissionsmitglieder

erhallen Taggelder resp. Reisekosten. Die Höhe derselben wird normirt nach dem Kostcnregulativ vom
25. April 183U lGejctzsamml. S. l8l.)

tz. 15. ülinea 1 und 2 bleiben. Das 3. :>!i»en, beginnend mit dem Worte „von" und
schließend mit „bewirten" ist ganz zu streichen.

8. 1«. Der zweite Satz, beginnend mit „für diejenigen" und schließendmit den Worten „sein
wird" ist zu streichen und statt dessen zu sagen:

„Sobald das neue Kataster einer Gemeinde fertig und die Grundsteuer auf die einzelnen Besitzun¬
gen in der Heberolle vertheilt ist, wird die Ausgleichung unter den Besitzern für das Jahr 1865,
beziehungsweise für diejenigen Jahre, in welchen vom 1. Januar I8N5 ab die Steuer noch nach
Verhältniß des bisherigen Katastral-Reinertrages erhoben worden ist, bewirkt.

Zu diesem Behufe werden Nachweisungen der an einzelne Besitzer zu erstattenden und der von
den andern nachzuzahlenden Beträge durch die Bürgermeister aufgestellt, von den Gemeinde-Bettre-
tungen geprüft, von der Regierung für executorischerklärt und durch die Steuer-Kasse ausgeführt."

§. 17. bleibt.
§. 18. Zeile eins die Worte „durch die vorstehenden Bestimmungen >M. ü ~16)" zu streichen,

ebenso Zeile Z das Wort „einschließlich" und statt dessen zu sagen: „werden gemäß 8- '> des Grund-
steuergesetzesvom 21. Mai 186 > aufgebracht: die übrigen Kosten"

5. l!1 bleibt.
8. 2<» bleibt.
5. 21 bleibt. ^___________________

b. Motwe zum Motive zum Nrferat
^P«p°s" N?.?' über die Königl. Verordnung, betreff-nd die Feststellung und Unternertheilung der Grund¬

steuer in den beiden westlichen Provinzen, gemäß den Vorschriften in den tz§. 3 und 9 des
Grundsteuergesetzes vom 21. Mai 1861.

Referent, Landgerichts-Assessor Schroeder.

Die Motive, welche den Ausschuß zu der vorgeschlagenen Beibehaltung resp. Abänderung der
einzelnen Paragraphen des Entwurfes bewogen haben, sind folgende:
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Die Einleitung lehnt sich an die Gesetze an, aus denen der vorliegende Entwurf als eine
nothwendige Konsequenz hervorgegangen und hebt sie auch andererseits das Gesetz vom 2!. Januar
1839 hervor, indem sie verfügt, daß dasselbe in den Punkten Abänderungen erleiden solle, in welchen
der Entwurf neue Vorschriften enthalte.

des Entwurfes basirt auf dem §. 3. des Grundstcuergesetzes.

' §. 2.
Der Ausschuß ist für die Annahme dieser Bestimmung, die schon bisher Geltung gehabt und

sich als zweckmäßigbei der Praxis bewahrt hat

Zu §. 3 und 4
wird bemerkt, daß der Ausschuß die durch dieselben einzuführenden Abänderungen der entsprechenden
Bestimmungen d. und e. des z. 2 des Grundsteuergesetzes vom 21. Januar 1639 für ebenso zweckent¬
sprechend als durch langjährige Erfahrungen begründet erachtet.

Es machte sich sogar im Ausschusse die Ansicht geltend, die Rücksichtauf den Werth, welchen
eine möglichst baldige Bollendung der neu anzulegendenKatasterbücher, sowie der neu anzufertigenden Ka¬
taster-Karten habe, empfehle, den Grundsteucr-Dcckungsfonds auf '/2 Procent zu ermäßigen und dage¬
gen den Beitrag zu den Katasterkosten um ein ferneres >/2 Procent zu erhöhen. Auf die Mittheilung
von Fachmännern jedoch, die der Ausschuß als Negierungs-Commissarienzur Erlangung dcr erforderlichen
technischen Aufschlüssezu seinen Berathungen zugezogen hatte, dahin lautend, daß eine Vermehrung
des Personals zur Vornahme der Neumessungen, Anfertigung der neuen Karten und Umarbeitung der
Katasterbücher und eine demgemäß«:Beschleunigung des Abschlusses des Grundsteuer-Regelungswerkes
nicht zu ermöglichen sei und in Erwägung, daß durch eine dauernde Abschwächung des Grundsteuer-
Dcckungsfonds auf V2 Prozent unter Umständen den demselben vorgeschriebenenZwecken Eintrag geschehen
könne, nahm der Ausschuß von einer Abänderung der Vertheilung der Grundsteuer-Zuschläge Abstand,
spricht jedoch seine Ansicht dahin aus, daß bei dem allgemein dringend gefühlten Bedürfnisse und der
hohen Bedeutung eines möglichstraschen Abschlusses der durch die Grundsteuer - Regelung bedingten, den
Katasterbehörden obliegenden Arbeiten, nichts dagegen zu erinnern sein dürfte, wenn vor Abschluß dieser
Arbeiten sich ergebende Ueberschüsse des Grundsteuer-Deckungsfonds dem Katasterfonds zugewendet werden,
sofern dadurch die Vollendung derselben gefördert werden kann.

8. 5.

Die Streichung dcr Worte in diesem Paragraph wird vorgeschlagen, weil der Ausschuß in
der Fassung einen Pleonasmus erkannte, indem in jeglichem Eigenthumserwerb auch ein Wechselin der
Person des Eigcnthümers bedingt ist.

8- e.
Die zu diesem Paragraph vorgeschlageneveränderte Fassung beruht darin, daß in die Karten

und Einschätzungsrcgister nicht sowohl die Reinerträge, als vielmehr nur die Äulturarten und Klassen
eingetragen sind; der Vorschlag bezweckt also nur die Fassung des Paragraphen dem Sachverhältnisse
anzupassen.

8- ?.
Die vorgeschlageneLöschung von lir. H. findet ihre Begründung darin, daß die Berechnung

b« Reinerträge, die für jede einzelne Kataster-Parzelle geschehen muß, eine umfangreiche, große Sorgfalt
und Zeit in Anspruch nehmende Arbeit ist; sollten nun die Reinerträge schon vor dem durch den Entwurf
bezweckten Reclamationsverfahren den Grundbesitzern mitgetheilt werden, so würde dasselbe nothwendiger¬
weise noch weit hinausgeschoben werden, andererseits aber auch der Uebelstand eintreten, daß in allen
"en Fällen, wo Reclamationen begründet befunden würden, eine neue Berechnung der Reinerträge ein¬
treten mühte, die den ohnehin so sehr in Anspruch genommenen Kataster - Beamten nicht aufgebürdet

20»
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werden darf und mit ferneren Verzögerungen des Abschlusses des Grundsteuer-Regelungswerkes ver¬
bunden sein wurde. Hieran schließt sich noch der Grund an, daß die Mittheilung der Berechnung der
Parzellar-Neinerträge vor dem Neclamationsverfahren an die Grundbesitzer nicht einmal einen practischen
Werth haben würde, da das durch den Entwurf bezweckte Verfahren nur die Ausgleichung vorgekom¬
mener Verstöße bei den Einschätzungen innerhalb der Gemeinde im Auge hat, welche durch die Bestim¬
mungen des §. 8uK a, b, « vollständig gewährleistetsind, und andererseits durch die Bestimmung des ß. 20
des Entwurfes der Weg zur Berichtigung vorgefundener Irrthümer in Berechnung des Neinertrages blei¬
bend offen gehalten wird. Außerdem hat die Berechnung der Reinerträge in jeder Gemeinde in der
Zusammcnrechnung der Gesammterträge eine Controlle in sich selbst.

Die Berichtigung der bei den Eintragungen in die Karten- und Einschätzungsregistcr gesche¬
henen Irrthümer wird dagegen ganz zweckmäßig in dieses Neclamationsverfahren eingeschlossen,da die¬
selben bereits vollendet sind.

Zu den §8. 8, 9 u. l0 1, «,, l,, «, cl, 11. a, b, u, <1 ist nichts zu erinnern. Zu §. 10, 111,
«, hat der Ausschuß eine veränderte Fassung vorgeschlagen, die ihm correcter, deutlicher und weniger zu
Mißverständnissen Veranlassung zu bieten scheint, als der Wortlaut des Entwurfes.

Die Löschung von IV, a, d, c des§.10 ist nur die Consequenz der Loschung von 1it.ä des z. 17.
Der Zusatz zum Schlüsse des §. 10 bezweckt, wiederholte Neclamationen zu verhindern.

§. 11.

Den Abänderungsvorschlag zu diesem 8. erachtet der Ausschuß darin motivirt, daß bei dem
einzuführenden Neclamationsverfahren, indem dasselbe vorzugsweise auf eine Herstellung des richtigen Ver¬
hältnisses der Einschätzungen innerhalb der Gemeinden eines jeden Kreises berechnet ist, nachdem die
Interessen der Königl. Staatsregierung in dem durchgeführten Einschätzungsverfahren bereits ihre Wür¬
digung gefunden haben, es vorwiegend der Kreisvertretung anheim gegeben werden müsse, durch die Wahl
lokal- und bodenkundiger, so wie mit den inneren Agricultur- und Verkehrsverhältnissen vertrauten
Personen eine richtige Entscheidung herbeizuführen.

8 12.

Die Streichung in §. 12 ist ebenfalls eine Folge der Löschung des Passus »üb ä in H. 7.

§.13 ist sachgemäß.

Die neue Fassung dieses 8- hat der Ausschuß für nothwendig erachtet, weil er es angemessen
und billig findet, daß den Mitgliedern der Neclamations-Commission auch in den Fällen eine Vergü¬
tung für ihre Mühwaltung gewährt werde, in welchen sie nach Vorschrift des Kostenrcgulativs vom 25.
April 1836 nicht befugt sind, Neisegelder zu berechnen, indem er der Ansicht ist, daß dadurch eine gründ¬
liche und sorgfältige Erörterung der Neclamationsmomente nur gefördert werden könne.

Zu §§. 15 bis Ib.

Die Streichung des dritten Absatzes im 8. 15 und die veränderte Fassung des §. 16 wild
von dem Ausschusse aus dem Grunde beantragt,

weil derselbe es für unbedingt geboten erachtet
») Die definitive Untervertheilung in Gemäßheit der ausgeführten Parzellar-Einschatzung für alle

Gemeinden ohne Ausnahme auf den 1. Januar 1865 festzusetzen:
b) da die sofortige Ausführung nicht möglich ist, zwar zunächst die Untervertheilung nach den

Grundlagen des bisherigen Katasters zu bewirken,
<:) jedoch sobald die definitiveAusführung (zu ») zum Abschlußgekommen, eine aui den 1. Ianua«

1865 zurückgehendeAusgleichung zwischenden verschiedeneneinzelnen steuerpflichtigen Grund¬
besitzern in jeder Gemeinde vorzunehmen,
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indem diese dadurch allein befriedigt resp, die aus der Nertheilung auf Grundlage des
alten Katasters resultirenden Vevortheilungcn des einen und Nenachtheiligungen des andern
Grundbesitzers gedeckt werden;

ä) folgerichtig aber auch — wenn eine solche Ausgleichung erfolgt — es nicht erforderlich ist,
die ohnehin äußerst schwierigeAusführung der Untcruerthcilung nach der neuen Parzellar-
Einschiitzungzu übereilen und ebensowenig erforderlich, inmitten eines Jahres die zur Hebung
gestellten Steuerbeträge abzuändern, so daß der Schlußsatz des §.15 ganz entbehrlich erscheint.

§. 18.

Die Staats-Kasse hat die Kosten sowohl der Massen- als der Parzellar-Einschätzung vorge¬
schossen, und empfiehlt es sich, daß sie dieselben in ihrer Gesammtmassenach Vorschrift des §. 6 des Ge¬
setzes über die anderweite Regelung der Grundsteuer vom 21. Mai l8L1 in mähigen Iahresrcnten
wieder einziehe: denn bei der Ausführung ist die Massen-Einschätzung mit derPnrzellar-Einschätzung der
Art verbunden worden, daß es in den meisten Fällen unmöglich sein würde, anzugeben, welche Mehr¬
kosten die letztern neben den erster« in einzelnen Gemeinden veranlaßt hat. Außerdem ist es feststehend
anzunehmen, daß die durch die Parzellar-Einschätzung ergangenen Mehrkosten nur einen unwesentlichen
Theil der Gesammtkosten betragen, wogegen andererseits die Berechnung derselben eine schwierigeund
kostspieligeArbeit erfordern würde.

§. 19

entspricht den bereits in §, 3 des Gesetzes vom 21. Mai 1861 aufgestellten Grundsätzen.

5. 20

wird in unveränderter Fassung anzunehmen empfohlen, da er nach Annahme der Löschung im tz. ? üt. cl
8. 10 IV. a, l>, «, sowie der Löschung im tz. 12 ganz unentbehrlich ist.

Ter Vorsitzende: Graf Nefselrode.
Schroeder, Referent. Dr. Wurzer, Zores. Frhr. v. Rynsch. Fonck. Pilgram.
Kampf. U, Frings. Paulssen. u. d. Heydt. Becker. Graf v. Hoensbroech.

Entwurf der Königlichen Verordnung
betreffend die Feststellung und Untervertheilung der Grundsteuer in den beiden westlichen

Provinzen, gemäß der Borschriften in den ß§. 3 und 9 des Grundsteuergesetzes
vom 21. Mai 1861.

nach den Beschlüssendes 17. Provinzial-Landtags zusammengestellt.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen «, verordnen auf Grund der A 9 ^ MtwuHbe«L°nd.
und ii des Gesetzes vom 21. Mai 1861. betr. die anderweit« Regelung der Grundsteuer, und "" Ver- u^^ ^ ^
folg des Gesetzes vom 26. September 1862. betr. die Aufhebung der Verordnung über d.e penod.schen
Revisionen des Grundsteuer-Katasters in den Provinzen Rheinland und Westfalen vom 20. Oktober 1844.
«n Abänderung der bezüglichenVorschriften des Grundsteuergesetzes vom 21. Januar l839, nach An¬
hörung Unserer getreuen Stände dieser Provinzen, was folgt:

§. I.
Nach den Ergebnissen der stattgefundenen Ermittelung des Reinertrags der Liegenschaftenwnd

d« Grundsteuer-Hauptsumme gemäß §. 3 des Gesetzesvom 21. Mai 1861, betr. die anberwe.te Regelung
der Grundsteuer, festgestellt:

2. für die Provinz Westfalen auf.................-
K. für die Rheinprovinz auf.................
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Jede der beiden Provinzen hat die ihr hiernach zufallende Grundsteuerhauptsummenach den
Vorschriften dieser Verordnung aufzubringen und dem Staate gegenüber mit den durch das Gesetz festge¬
stellten Einschränkungen zu vertreten.

3- 2.
Die Verwaltung der den technischen Betrieb des rheinisch-westfälischen Grundsteuer-Katasters

betreffenden Angelegenheiten bleibt auch in Zukunft für beide Provinzen eine gemeinschaftlicheund wird
unter der obern Leitung und nach den Anordnungendes Finanzministersfortgeführt.

8- 3-
Zu dem Grundsteuer - Deckungsfondsjedes Regierungsbezirks(§. 2 zu d. des Grundsteuerge-

setzes vom 21. Januar 1839) ist vom 1. Januar 1865 ab statt der seither gezahlten 1>/2°<> nur 1°/«
der Grundsteuer als Zuschlagzu erheben.

8.4.
Der Veitrag, welchen die Grundsteuerpflichtigen beider Provinzen zu den Kosten der Erhaltung

des Grundsteuer-Katasters,insbesondere der Erneuerungder Katastertarten,Flurbücherund Mutterrollen,
sowie der Berichtigungund Vervollständigungder Parzellarvermessungen zu leisten haben (<j. 2 zu 0 des
Grundsteuergesetzes vom 21. Januar 1839), wird vom I. Januar 1865 ab auf 1"/« der Grundsteuer
festgestelltund fließt dem allgemeinen Katastcrfondszu, welcher, wie seither, so auch künftig für beide
Provinzen gemeinschaftlichverwaltet wird.

8- 5.

Der Beitrag zu den durch die Fortschreibungdes Güterwechselsentstehenden Kosten (§. 2 zu
<1 des Grundstcuergesetzesvom 21. Januar 1839), wird, wie er bisher schon geleistetworden, auf den
Betrag von 6 Pfg. für jede im Kataster fortzuschreibendeParzelle festgestellt und ist von dem Erwerbet
der Parzelle nach bewirkter Fortschrcibung zu entrichten.

8, 6.

Die Untervertheilungder festgestellten Grundsteuerhauptsummcn (z, 1) auf die einzelnen grund¬
steuerpflichtigenLiegenschaften innerhalb der einzelnen Gemeindenjeder Provinz erfolgt nach Verhältniß
desjenigen Neinertrags derselben, der sich aus den bei Ausführung des Gesetzes vom 21. Mai 1861,
betr. die anderweite Regelungder Grundsteuerund der dazu gehörigenAnweisung für das Verfahren bei
Ermittelung des Nein-E> träges der Liegenschaftenerfolgtenund in den Karten und Einschätzungsregistern
verzeichnetenEinschätzungen nach Kulturarten und Klassen ergiebt.

§-?.

Gegen das Ergebniß der Parzellar-Einschätzungsteht den Grund-Eigenthümerndas Recht zur
Erhebung von Neclamationcnzu

») wegen unrichtigen Ansatzes einzelner Grundstücke;
d) wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhaltsderselben;
e) wegen unrichtiger Einschätzung in die Klassen des Tarifs.

s- ».
Jedem Grund-Eigenthümer ist ein Auszug aus dem Einschätzungs-Negister, welcher die dem

Ersteren gehörenden Grundstücke mit Einschluß der grundsteuerfreien und der unter einem Morgen großen
Hofräume und Hausgärten (§. 1 zu ». und ß. 4 des Gesetzes vom 21. Mai 1861) nachweist, durch den
Bürgermeister <Amtmann) mit dem Eröffnen zuzustellen, daß:

») eine etwaige Reclamationbinnen vier Wochen präclusivischer Frist anzubringensei;
b) die Kosten unbegründeterNcclamationendem Reclamantenzur Last fallen und von den»»

selben im Verwaltungswegeeingezogen werden würden.
Ueber den richtigen Empfangdes Auszugesertheilt der Grundeigenthümereine Bescheinigung.
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§. 9,

Gleichzeitig nnt der Ausgabe der Güterauszüge ist eine Abschrift des Einschätzungs Negisters
nebst den betreffenden Karten wahrend eines Zeitraumes von mindestens 14 Tagen zur Einsicht aller
Beteiligten auf demjenigen Bürgermeisterei iAmts-) Bureau offenzulegen, in Welchem das Gemeindelata-
ster-Archiv aufbewahrt wird und, daß dies geschehen, in jeder Gemeinde wiederholt in ortsüblicher Weise
bekannt zu machen,

§. 10,

!. Einwendungen wegen unrichtigen Ansatzes einzelnerGrundstücke sind insbesonderezulässig:
k) wenn in dem Güterauözuge steuerfreie Grundstücke als steuerpflichtig eingetragen find nnd

umgekehrt;
d) wenn Grundstücke, welche wegen ihrer Benutzung ;u öffentlichenZweckenertraglos sind

(ß. 2. u, der Haup-Anweisung vom 2t. Mai l8<>l), eingeschätztund als ertragsfähig in
den Auszug übernommen worden sind;

<:) wenn Hausgärten, welchevon der Gebäudestcuer betrossen werden, desgleichen Hofräume
unter den grundstcucrpflichtigcn Grundstücken verzeichnet sind;

<l) wenn in den Gütcrauszügcn Grundstücke aufgeführt sind, welche dem auf dem Titelblatt
verzeichnetenEigenthümer nicht gehören.

II. Ausstellungen wegen unrichtiger Angabe des Flächeninhalts der in dem Güterauözuge auf¬
geführten Grundstücke sind zulässig:

n) wegen unrichtiger Uebernahme »er in den Katastcrmutterrollen angegebenen Flächeninhalte
in die Einschätzungsregister;

!>> wegen unrichtiger Feststellung des Flächeninhalts der gegen die Katnsterkartcn und Mut-
terrollcn eingetretenen Veränderungen in dein Bestände, beziehungsweise der Umgränzung
der von der Grundsteuer künftig befreit bleibenden Liegenschaften (§. l zu K. und 8. 4
des Grundsteuergesctzesvom 2! Mai 1861);

o) wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts der Grundstücke in den Katastcrmutter-
rollcn selbst;

Bei Beurtheilung der Nichtigkeit der zu I). und <-. gedachten Feststellung des Flächeninhalts
sind diejenigen Bestimmungen maßgebend, welche für die Ausführung der dicsfälligen Arbeiten erlassen
worden sind.

III. Einwendungen wegen unrichtiger Einschätzung sind zulässig:
»,) wegen unrichtiger Aufnahme der zur Zeit der Einschätzung vorhanden gewesenen Kulturart

einzelner Grundstücke; spätere Kulturveränderungen finden keine Berücksichtigung.
b) wegen unrichtiger Einschätzung in die Klassen des Tarifs, falls Neclamant für einzelne

Grundstücke eine abweichende geringere Bonität von der betreffenden Classifikalionsmasse,
oder aber behaupten follte, daß für dieselben die von letzterer abweichendehöhere Bonitäts-
tlasse nicht begründet sei;

o) wegen ungleichmäßiger Einschätzung einzelner Classisicationsmassengegen andere speciell zu
bezeichnendeder nämlichen Gemeinde;

6) wenn zwischenden in den Güterauszug übergegangenen Angaben der Einschätzungsregister
und der Katasterkarie ein Widerspruch stattfinden und als solcher nachzuweisensein sollte.

Jede Neclamation muß alle Neclamationsgründe gleichzeitigenthalten.

Die Untersuchung der eingehenden Reclanmtionen und die Entscheidung darüber gebührt der
für jeden Kreis zu bildenden Neclamntions - Commission. Dieselbe besteht nnter dem Vorsitze eines hierzu
von der Negierung zu ernennenden Eommissars aus sechs Mitgliedern, von welchen vier von der kreis-
ständischen Vertretung gewühlt, zwei aber auf den Vorschlag des Eommissars von der Regierung berufen
werden.
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Für die Fälle einer dauernden Behinderung einzelner gewählter Mitglieder der Reclamations-
Commission sind von der kreisständischen Vertretung zugleich mindestens zwei Ersatzmänner zn wählen.

Die Beschlüsseder Commission werden nach Stimmenmehrheit gefaßt! bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

Der Vorsitzende der Commission beruft deren Mitglieder und bestimmt den Gang der zu
erledigenden Geschäfte.

Die Commission selbst ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenenMitglieder beschlußfähig.

8. 12.

Sobald sämmtliche Reclamationen vorliegen, sind alle diejenigen, welche sich auf den unrich¬
tigen Ansatz einzelner Grundstücke (§. 10 zu I.), auf die unrichtige Angabe der Flächeninhalte (§. 10
zu II.) beziehen, übersichtlich zusammenzustellen und mit den erforderlichen Unterlagen der Kataster-
inspection vorzulegen, um sie einer näheren Prüfung zu unterwerfen und, soweit sie als begründet an¬
zuerkennen, deren Erledigung herbeizuführen, soweit ne aber unbegründet erscheinen, die zur Beurtheilung
derselben erforderlichen Unterlagen zu beschaffen, beziehungsweise die nähere Auskunft darüber zu
ertheilen.

8- 13.
Behufs Untersuchung der gegen die Einschätzung erhobenen Reclamationen (§. 10 zu 111.)

werden in jedem Kreise durch die Neclamations-Commission selbst besondere Neclamationsbezirte gebildet,
innerhalb deren je zwei Mitglieder der Commission als Neclamations - Deputation die Untersuchung der
Reclamationen zu bewirken und über den Befund ein Gutachten abzugeben haben.

Auf Grund der einzuziehendenGutachten der Katafterinspection (§. 12) und der Neclamations-
Deputationen, eventuell der von den letzteren weiter anzustellenden Untersuchung und Erörterung ent¬
scheidetdie Commission über die eingegangenen Reclamationen.

Gegen die getroffene Entscheidung ist ein weiteres Rechtsmittel nicht zulässig,- jedoch steht es
dem Reclamanten binnen einer präclusivischen Frist von zehn Tagen nach Empfang der Entscheidung
frei, offenbare Unrichtigkeiten oder Irrthümer in derselben der Commission nachzuweisen, in welchem
Falle die letztere eine nochmalige Prüfung der Reklamation vorzunehmen und anderweitig darüber zu
entscheiden hat.

In der Entscheidung ist zugleich festzusetzen!, ob und in wie weit der Neclamant die Kosten
der Reklamation zu tragen hat.

8. 14.

Die Commissionsmitglieder erhalten Tagegelder, resp. Reisekosten, die Höhe derselben wird
normirt nach dem Kostenrcgulatio vom 25. April 1836.

8- 15.

Die künftighin als Flurbücher dienenden Abschriften der Einschätzungsregister (§. 8) sind nach
den Ergebnissen der durch die Katasterinspectwn angestellten Untersuchung (§. 12) zu berichtigen und
durch die Nachtragung aller seit Anfertigung der Einschätzungsregister stattgehabten Fortschreibungen zu
vervollständigen.

Auf Grund der solchergestalt berichtigten Einschätzungsregister sind die neuen Flurbücher und
Mutterrollen der einzelnen Gemeinden jedes Kreises nach und nach in der zu bestimmenden Reihenfolge
aufzustellen und von der Negierung zu bestätigen.

§. 16.
Bis zur Beendigung des Reclamationsuerfahrens gegen die Parzellareinschätzung und der

Vollendung der neuen Mutterrollen (§. 15) erfolgt die Unteroertheilung der Gemeindegrundsteuerhaupt-
summe auf die einzelnen steuerpflichtigen Liegenschaften vom 1. Januar 1865 ab nach den Unterlagen
des bestehenden Grundsteuerlatasters der beiden westlichen Provinzen mit der Maßgabe, daß die bis¬
herigen Mutterrollen, beziehungsweise Grundsteuerheberollen, durch Ausscheidung der Katastralerträge von
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den nach den Vorschriften des Grnndstcuergesetzes vom 21. Mai 1861 der Grundsteuer künftighin nicht
unterliegenden Grundstücken berichtigt werden. Sobald das neue Kataster einer Gemeinde fertig und
die Grundsteuer nach dem wirklichen Reinerträge auf die einzelnen Besitzungen in der Heberolle ver¬
theilt ist, wird die Ausgleichung unter den Besitzern für das Jahr 1865, beziehungsweise für diejenigen
Jahre, in welchen von dem 1. Januar 1865 ab die Steuer noch nach Verhältniß des bisherigen Ka-
tastral-Nein-Ertrags erhoben worden ist, bewirkt.

Zu dem Behufe werden Nachweifungen der an einzelne Besitzer zu erstattenden und der von
den anderen nachzuzahlenden Beträge durch die Bürgermeister aufgestellt, von den Gemeinde-Ver¬
tretungen geprüft, von der Regierung für exelutorisch erklärt und durch die Steuer-Kasse ausgeführt.

In welchen Gemeinden hiernach zu verfahren ist, hat der Ocneral-Director des Katasters zu
bestimmen.

Mit der Fertigstellung der neuen Mutterrollen ist die im §. 36. des Grundstcuergesetzes für
die beiden westlichen Provinzen vom 21, Jan. 1639 uorbehaltenc Revision der Katastral-Äbschätzung der
kultivirten Grundstücke als ausgeführt und beendigt anzusehen. Dagegen ist die bereits begonnene geo¬
metrische Revision durch Ausführung der für nothwendig erachteten und ferner für nothwendig zu erach¬
tenden Neumessungsarbeiten fortzusetzen und zu beenden.

Die zur Eintragung der Einschätzungsresultate gebrauchten, in den Archiven der Gemeinden
aufbewahrten Eopieen der Katastcrflurkarten sind als Abschätzung«)-Documente zu den Archiven der Ka-
taster-Insvcctio.ien nach und nach einzuziehen und durch neue Copieen der bei letzteren beruhenden
Originalkarten, nachdem dieselben auf die Gegenwart berichtigt worden, zu ersetzen.

§. 18.

Die Kosten der angeordneten Parzellar-Einschätzung werden gemäß tz 6. des Gmndsteuer-
gesctzes vom 21. Mai 1861 aufgebracht: die übrigen kosten der zur Untervertheilung der Gemciude-
grundsteuer-tzauptsummen erforderlichen Arbeiten, ingleichen der Erneuerung der Kartcncopieen für die
Gemeinde-Archive, der Berichtigung der Originaltartcn auf die Gegenwart und derNeumessungü-Arbeiten
sind, soweit sie nicht nach 8. 8. zu l>. den Recl.rmanten zur Last fallen, auf den im 5. 1- dieser Ver¬
ordnung bezeichneten, nöthigeufalls durch zeitweilige Erhöhung des festgestellten Zuschlag« zu verstärken¬
den Fondü zur Erhaltung des Katasters zu übernehmen.

§. 19.
In welchen Fällen steuerfreie Grundstücke in die Kategorie der steuerpflichtigen übergehen und

umgekehrt und die festgestellten Grundsteuerhauptsummen dadurch Zu- und Abgang erleiden, ist im
8. 10 des Gesetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die anderweite Regelung der Grundsteuer, bestimmt.
Veränderungen in den zum Zwecke der Grundsteiierueranlagung nach z. 6 a. a. O. ermittelten Nein¬
erträgen der Liegenschaften, welche nach dem 1. Januar 1865 durch Urbarmachung, Kultur«erbesscrung «.
oder durch Verödung, Kulturuerschlechterung :c. herbeigeführt werden, ziehen bei den, den Provinzen
Rheinland und Westfalen, beziehungsweife innerhalb derselben den einzelnen Kreisen und Gemeinden
nach §. ^ a, a. O. auferlegten Grundstemrhauptsummen keine Veränderung nach sich.

§. 20.

Insofern jedoch nach Beendigung des Neclamationsverfahrens gegen die Parzellar-Einschätzung
(8. ? und folgende) in den aufgestellten neuen Mutterrollen Irrthümer

») bei der Ermittelung und Feststellung des Flächeninhalts einzelner Grundstücke,
d) bei Berechnung des Neinertrags,
«) bei Angabe der Kulturart,
cl) in Folge doppelten Ansatzes oder durch Auslassung eines Grundstücks (materielle Irrthümer)

21
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M'^ o.u Behörden entdeckt, oder uon den Betheillgtm nachgeiniesen werden sollten, bleibt deren Berich¬
tigung auf dem durch die Instruction des Finanzministers vom 28, März Isi44 geordneten Wege vor¬
behalten.

Die in Folge von Berichtigungen solcher Art uon der Iahressteucr der betreffenden Grund¬
stücke abzusetzenden Beträge werden auf den Grundsteuerdcctungsfonds (F. 3.) übernommen, welchem
anderseits diejenigen Beträge zufließen, welche in Folge der Berichtigung materieller Irrthümer den be¬
treffenden Grundeigenthümern neu oder mehr auferlegt werden.

Veränderungen, welche nach dem 1. Januar 18L5 durch andere Ursachen als durch Berichtigung
materieller Irrthümer in dem durch die Parzellar-Einschätzung <§. <;.) ermittelten Reinerträge der ein¬
zelnen steuerpflichtigen Liegenschaften eintreten, bleiben bei der Untervertheilung der Gemeindcgrundsteucr-
hauptsummen unberücksichtigt.

Z- 21.

Der Finanzminister ist mit der Ausführung dieser Verordnung beauftragt und hat behufs
derselben die erforderlichen Anweisungen zu erlassen.

Urkundlich «.

2. Die Ansfiihrmiss
der BcstlMilumsscuim
Art. IX. und XIII. der
Verordnung rwm 18.
Juli 1«27,' betreff, nd
die Prouinzinl Lrmd-
tagswalilc!,im Stande
der Lcmdssemcindeii.

(Allerh. Provositiün
Nro. 5.)

Nr. 2.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Der von Euer Majestät dem trcugehorsamsten 17. Provinzial. Landtage vorgelegte Entwurf
der Verordnung, betreffend die Ausführung der in dem Art. 9 und 13 der Verordnung vom 13. Juli
1827 enthaltenen Bestimmungen über die Provinzial-Landtcigswahlen im Stande der Landgemeinden der
Nhcinprovinz, ist von Allerhöchstderselben getreuen Ständen einer sorgfältigen Berathung unierzogen
worden. Dieselben haben sich der Ueberzeugung nicht verschließen können, daß es sich empfehle, an dem
Gesetzentwürfe einige Abänderungen und zwar durch Einfügung der Worte „von den grundbcsitzenden
Mitgliedern der Bürgermeisterei-Versammlungen" anstatt „von den sowie
durch Supposition cimr Zählung nach Seelen, anstatt nach Feuerstellen, vorzunehmen.

Gegen die übrigen Paragraphen fand sich dagegen nichts zu erinnern. Die amendirten Para¬
graphen 3 und 4 des Gesetzentwurfs lauten demnach wie folgt:

„Z. 3. Die Vezirlswählcr zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden werden von den
grundbesitzcndenMitgliedern der Bürgermeisterei-Versammlung aus ihrer Mitte gewählt. Die aus solchen
Städten, welche auf dem Provinzial-Landtage im Stande der Städte vertreten sind, gewählten Mit¬
glieder der Bürgermeisterei-Versammlungen, sowie die zu letzteren gehörenden Rittergutsbesitzer dürfen
weder an dieser Wahl Theil nehmen, noch sind sie wählbar.

§ 4. Die Bürgermeisterei-Versammlung wählt in Bürgermeistereien von weniger als 2(100
Seelen einen, in Bürgermeistereien größeren Umfanges aber auf jede 2000 Seelen einen Wähler, die Wähler
aus dem ganzen Wahlbezirke treten zur Wahl des Abgeordneten und des Stellvertreters zusammen."

Nachdem die getreuen Stände das Allerhöchst befohleneGutachten pflichtmäßig erstattet, können
sie sich nicht versagen, nochmals dieselbe Bitte in tiefster Ehrfurcht zu wiederholen, welche sie auf Anlaß
dieser Allerhöchsten ProPosition schon früher sich erkühnten, Euer Königlichen Majestät vorzutragen. Es
ist die Bitte, daß es Euer Majestät Allergnädigst gefalle, in nochmalige Erwägung zu nehmen, ob es
nicht zulässig sei, von dem vorgelegten neuen Wahlgesetz für die Landgemeinden gänzlich Umgang zu
nehmen.

Wie die trcugehorsamsten Stände schon früher ehrfurchtsvollst geltend machten, legt der Stand
der Landgemeinden großen Werth darauf, daß ihm, ungeachtet der Bestimmung in den Artikeln IX. und
XIII. der Verordnung vom Jahre 1827 das bestehendeWahlgesetz belassen werde. Dasselbe hat sich
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in dreißigjähriger Praxis als zweckmäßig und das conservative Interesse fördernd bewährt und ist aus
diesem Giundc den Landgemeinden vertraut und licd geworden. Durch die traurigen Erfahrungen auf
einem andern Gebiete belehrt, fürchtet der conservative Sinn der Landgemeinden jede Aenderung des
Bestehenden, was sich als gut bewährt hat.

Der Umstand, daß in irgend einer kleinen Nttrgermcistcrci die gesetzlicheZahl der Wähler nicht
mehr vorhanden ist, scheint ihnen dabei gar nicht in's Gewicht zu fallen, zumal da solchen geringfügigen
Ucbelständcn leicht durch Zusammenlegung abzuhelfen wäre. - Aus diesen Gründen und getragen von
Liebe und Treue für Euer Majestät AllerhöchstePerson, dürfen die trc «gehorsamsten Stände hoffen:

daß ihre nochmals wiederholte Bitte um Aufrechthaltung des bcstebendenWahlgesetzes für die
Landgemeinden eine gnädige und willfährige Aufnahme finden werde

In tiefster Ehrfurcht ersterben lc.
Düsseldorf, den 14 October 186l.

Nr. 3.

Allerdurchlauchtigstcr, Großmächtigster König!
Nllergnädigster König und Herr!

Die zum XV11. Proviuzial-^audtage vcrsamiüelten Stände der Nheinvrovinz haben bei
Prüfung des zu ihrer Begutachtung vorgelegten Gesetzentwurfs über das Güterrecht der Ehegatten
im Bezirk des Insti ^Senats zu Ehrenbrcitstcin die Ueberzeugung gewonnen, daß demselben, abgesehen von
andern durchgreifenden Gründen insbesondere um deswillen voller Beifall zu zollen sei, weil er durch seine
Anlehnung an die Gesetzgebung des bei weitein größten Theils der Provinz iu dieser eine größere Nechts-
einhcit in einer sehr erheblichen Materie herbeiführen wird. — Dieses Ziel wird jedoch nur dann
vollständig erreicht, wenn die einmal adoplirlcn Grundsätze des <I'<xIo bezüglich des eheliche» Güter-
rechts auch cousequeut in dem ganzen Entwürfe durchgeführt werde». Von diesen Grundsätzen weicht
aber der Entwurf in dem !. Tit. VI. Abschnitt ganz und gar ab, indem er im Widersprüche mit
dem (^<i<>, der die absolute Auflösung der Gütergemeinschaft durch den Tod des einen Ehegatten
und Inventur des Vermögcusbestaudcs durch deu Ueberlcbcndeu als Negel aufgestellt, bei Regelung
der Güterrcchlsvcrhälluisse nach Auflösung der Ehe die Fortsetzung der Gütergemeinschaft zwischen
dem überlebenden Ehegatten uud den aus der aufgelösten Ehe vorhandenen Kindern verordnet.

Die getreuen Staude glauben, daß durch diese Rcchts-Institulion, die in dem ostrhcinischeu
Bezirk einen historischen Boden nur in wenigen Kirchspielen hat, hauptsächlich wegen der dem
überlebenden Ehegalten übertragenen ausgedehnten Verwaltung«- und Dispositionsbefngniß über das
Vermögen gedachter Gemeinschaft die Interessen der Kinder aus's Höchste gefährdet werden louucu
und daß es im Iuttrcsse aller Bethcuigleu wäre, die obcucrwähutcn Grundsätze des <^u6« bezüglich
der Auflösung der Gemeinschaft durch den Tod eines Ehegatten und der Inventur iu deu Entwurf
auszuuchmeu. Insofern durch die Einführung der fortgesetzten Gütergemeinschaft dem überlebenden
Ehegatten ein Acquivalcnt für das ihm nach allen bisherigen Particnlcirrechten lebenslänglich oder
für eine gewisse Zeit zustcheude Nießbrauchsrccht au deu Erblhcilcu feiner leiblichen Kinder geboten
Werden soll, so wäre dies nach der Ansicht der getreuen Stände einfacher dadurch zu erreichen, daß
den Ehegatten gesetzlichdie Befugnis, ertheilt würde, sei es durch Hcirathsuertrag oder letztwillige
Disposition, dem überlebenden von ihnen auch bei beerbter Ehe deu lebenslänglichen oder zeitweisen
Nießbrauch ihres ganzen Nachlasses zuzuwenden, uulcr der Bedingung jedoch, daß den Kindern in
diesem Falle bei erlangter Großjährigkcit oder wenn sie sich vcrheirathen, oder eine eigene Hauswirthschaft
gründen, in Ermangelung eigenen zureichenden Vermögens eine mit Rücksicht auf die Vermögeus-
verhältnisse uölhigensalls richterlich zu arbitrircude Ausstattung gegeben; 2) daß uutcr allen Umständen
über den Vcrmögcusbestaud der Ehegatten znr Zeit des Absterbcns eines derselben innerhalb einer
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zu bestimmenden Frist und bei Strafandrohung ein Inventar errichtet und 8) daß im Nebligen der
Nießbrauch nach den dicstrhalb geltenden gemeinrechtlichen Bestimmungen gesetzlich geregelt werde.
Während im Uedrigen die Bestimmungen des Entwurfs den getrcueu Standen Veranlassung zu
Bemerkungen nicht gegeben babcn, war es nur der tz ?6 in seinem -»lin«^ 1, der gerechtes Bedenken
erregt hat. Nach diesem Paragraph soll jeder Ehegatte das Recht haben, durch einseitige letzwillige
Verordnung aus solchen im letzten Willen anzugebenden erweislichen Gründen, welche eine Eheschei¬
dung oder eine beständige Trennung von Tisch und Bett gerechtfertigt haben würden, dem überleben¬
den Ehegatten den Pflichttheil zu entziehen. Dies würde zur Folge haben, daß die Kinder behufs
Nufrechthaltuug einer solchen Disposition mit dem überlebenden Parens über die angegebenen Gründe
in ein Proceß-Beweisverfahren zu treten gezwungen würden, was nach der Anschauung Euer Majestät
getreuer Stände als geradezu naturwidrig dezeichuct werde» mußte.

Demnach bitten die zum l?. Provinzial-^audtage versammelten Stände Euer Majestät unter«
thänigst, den mehrgedachten Gesetzentwurf auf verfassungsmäßigem Wege zum Gesetze zu erheben,
jedoch mit den Modificationen, daß

1) alle in dem Titel l Abschnitt VI. des gedachten Entwurfs enthaltenen Bestimmungen über
die fortgesetzte Gütergemeinschaft, nicht minder auch alle in den spätern Abschnitten vorkommen¬
den Verweisungen und Bezugnahmen auf diese Bestimmungen gestrichen werden i

2) statt dessen der Grundsatz, daß mit dem Tode des eineu Ehegatten unter allen Umständen
die gesetzliche Gütergemeinschaft aufgelöst werde, mit allen daraus folgenden Eonsequenzenund
die Verpflichtungdes überlebenden Ehegatten zur Inventur als die gesetzlicheRegel aufgestellt werde;

3) den Ehegatten die Bcfugniß ertheilt werde, auch bei beerbter Ehe dem Ueberlebendcn von
ihnen den Nießbrauch des ganzen Nachlasses lebenslänglich oder zeitweise durch Eheoertrag
oder letztwillige Disposition zuzuweisen und zwar unter den im Berichte näher angegebenen
Bedingungen;

4) daß das alinoa, 1 des 8 7U gestrichen werde.
In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Düsseldorf, am 17. October 1864.

Bericht des zweiten Ausschusses des 17. Provinzial-LandtMs
über den Entwurf eines Gesetzes, betr. das Güterrecht der Ehegatten im Bezirk des Justiz-Senats

zu Ehrenbreitstein.
Referent: Abg. Bremig.

Durch Allerhöchstes Propositionsdecret vom 17. Sept. i. I. ist dem Prouinziallandtage der
vorgedachte Entwurf nebst Motiven zur gutachtlichen Aeußeruug vorgelegt werden. Das Gesetz bezweckt
in dem genannten Bezirke, in welchem bis jetzt bei einer Seelcnzahl von 1>>7,8U0 abgefehen von localen
gewohnheitsrechtlichenBesonderheiten und manchen, durch Svecialveroidnungen erfolgten Abänderungen
noch neun Particularrechte bezüglich der erwähnten Materie in Geltung verblieben find, die dadurch
nothwendiger Weife entstandene Unsicherheit in der Rechtsprechung und in dem Verkehr zu beseitigen
und durch ein einheitliches Güterrccht eine größere Rechtssicherheit im Allgemeinen und insbesondere
festere Principien in der Behandlung der ehelichen Gütenechts-Verhältnisse herbeizuführen. Der hohe
Landtag hat schon wiederholt officielle Kenntniß erhalten von der feit vielen Jahren und in dringlichster
Weise sowohl von den Bewohnern als auch von den Gerichtshöfen des gedachtenBezirks ausgesprochenen
und durch die obenerwähnten Verhältnisse gebotenen Nothwendigkeit einer totalen Reform der dortigen
Civilrcchtspflege und selbst noch zuletzt im Jahre 18U2 bei der Berathung der Gesetzes-Vorlagen zur
Verbesserung des Contracten- und Hypothckcnwesens und zur Einführung der Concursordnung vom 6.
Mai 1655 in dem ostrheinischenBezirke diese Nothwendigkeit anerkannt, so daß heute eine Erörterung
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und Begründung der Vedürsnißfrage untergebens nicht mehr geboten erscheint, die Vorlage vielmehr als
ein consequcutcs Fortschreiten auf der Bahn der Reform begrüßt werden kann.

Der Entwurf behandelt in drei Titeln
I. die gesetzliche Gütergemeinschaft,
II. die vertragsmäßigen Abänderungen der gesetzt. Gütergemeinschaft und

III. die Uebergangs- und Schlußbcstimmungen.
Der erste Titel zerfällt in sieben Abschnitte, von denen der

1. von den allgemeinen Bestimmungen, der
2. von dem Aktivbestand der Gütergemeinschaft, der
3. von dem Passivstand derselben, der
4. von der Verwaltung derselben und den Dispositionen der Ehegatten, unter Lebenden, der
5. von der Auflösung der Gütergemeinschaft während der Ehe, der
6. von dem Erbrecht der Ehegatten und der Blutsverwandten derselben und zwar in fünf

Unterabschnitten;
-r) von den allgemeinen Bestimmungen,

d) von dem gesetzlichen Erbrecht bei beerbter Ehe,
o) von dem gesetzlichenErbrecht bei dem Vorhandensein von Kindern aus früherer Ehe,

<1) von dem gesetzlichen Erbrecht bei unbeerbtcr Ehe,
«) von den letztwilligc» Verordnungen der Ehegatten, sodann der

?. von der Vermögenü-Auscinandersetzung handelt.

Der zweite Titel behandelt in fünf Abschnitten

1. die allgemeinen Bestimmungen,
ü. die allgemeine Gütergemeinschaft,
3. die Gemeinschaft der Errungenschaft,
4. die Ausschließung der Gütergemeinschaft,
5. die Eintindschaft.

Der dritte Titel enthält, wie bereits bemerkt, die Uebergangs- und Schlußbestimmungen. In¬
soweit der Entwurf bei Erwägung der zur Herstellung eines einheitlichenGttterrechts zu berücksichtigenden
HlluvtMundsätze und der dabei in Betracht zu ziehenden verschiedenen,in der bisherigen Gesetzgebung
wurzelnden Güterrechtosusteme, dem Systeme der Gemeinschaft der Mobilien und der Immobiliar-Errun¬
genschaft den Vorzug gegeben hat, glaubt der Ausschuß, daß demselben, abgesehen von anderen, durch¬
greifenden Gründen inobcsondere um deswillen volle Anerkennung gezollt werden müsse, weil er sich da¬
durch der Gesetzgebung des bei weitem größten Theiles der Provinz anlehnt, und so in derselben eine
größere Nechtseinhcit in einer sehr erheblichen Materie herbeiführt. Leider verfolgt der Entwurf dieses
System nur in den ersten fünf Abschnitten des Titels 1. bezüglichder Rechtsverhältnisse der Ehegatten
während stehender Ehe und verläßt dasselbe ohne zureichenden Grund da, wo die Güter« chts-Verhält-
nisse nach Auflösung der Ehe im sechsten Abschnitte zur Sprache kommen. Während nämlich in diesem
Abschnitte die 88. 4« und 4<l noch ganz in Uebereinstimmung mit den desfälligen Grundsätzen des Loäu
die Theilung des Gemeinschaftsuermögens nach Auflösung der Ehe durch den Tod des einen Ehegatten
regeln und die Grundsätze des gesetzlichenoder auf letztwilliger Disposition beruhenden Erbrechts des
überlebenden Ehegatten für den Fall feststellen, daß die Ehe durch rechtskräftiges Urtheil nichtig er¬
klärt oder die Scheidung der Ehegatten oder die beständige Trennung derselben von Tisch und Bett
ausgesprochen worden ist und endlich die besonderenVerfügungen bei nur zeitiger Trennung von Tisch und
Bett und im Falle der Vcrmögensabsonderung anreihen, bestimmt der tz. 50, daß der überlebende Ehegatte
von dem Nachlasse und zwar nur von dem Sondergute des verstorbenen Ehegatten der aus der durch
seinen Tod aufgelösten Ehe Kinder hinterläßt, eine Erbquote erhalten soll, bestehend in einem Viertel
Nsv. beim Vorhandensein von vier oder mehreren Kindern in einem Kindstheil, und daß des Verstor¬
benen Antheil am Gütergcmeinschasts-Vermögen ganz und das Sondcrgut desselben nach Abzug der
««erwähnten Erbquote den Kindern zufalle i und daß ferner zwischendem überlebenden Ehegatten, sei es
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der Vater oder die Mutter und den Kindern die Gütergemeinschaft fortgcsetztwerde,sofern nicht von dem
Verstorbenen die sofortige Auocinandersetzung angeordnet worden ist. Es muß dii.se wesentliche Abweichung
von den Grundsätzen des (^cxle um so mehr auffallen, als die Motive zudem Entwürfe selbst gestützt auf den
Ausspruch hervorragender Lehrer des deutschen Privalrcchls s Waller und Vluntschli) ganz besondershervor¬
heben, daß der Oucle sich grade in der Materie des ehelichen Güterrechts durch VollständigkeitundFolgerich-
tigteit auszeichne uud die durch das neue Gesetz zu erzielende größere Nechtseinheit in der Rheinprovinz
mehrfach betonen. Nach den Hauptgrundzügeu dieser durch deu Entwurf als die Regel vorgesehenen fort¬
gesetztenGütergemeinschaft soll in dieselbe, !. das ganze bis zur Trennung der Ehe vorhandene Gemcin-
schafts-Vermögen 2. der Erlverb des überlebenden Ehegatten, welcher, wenn er während der Ehe erfolgt
wäre, in die Gemeinschaft gefallen wäre, !). von dem Erwerbe der Kinder nur der Ertrag ihrer Bei¬
hülfe im elterlichen Gewerbe oder Haushalte und endlich, 4. die in die Zeit der fortgesetztenGütergemein¬
schaft fallenden Früchte und Nutzuugen sowohl von dem Gemeinschafts-Vermögen als auch von dem Son¬
dergute beider Ehegatten fallen, und sollen dein überlebenden Ehegalten bezüglich dieser Gemeinscl'aft die¬
selben Verwaltung^- und Vrrsügungsrechte Zustehen, welche der Ehemann während stehender Ehe hinsicht¬
lich des Gemeinschastsvcrmögcns und des Sonderguts der Frau hatte, ohne daß derselbe während der
Dauer dieser Gemeinschaft zur Vorlegung eines Inventars verpflichtet wäre, jedoch mit der Auflage, in
besonders angegebenen Fällen die Kinder auszustatten. — An diese Bestimmungen reihen sich sodann
nähere Anordnungen bezüglich der Verwaltung und darüber an, wann und aus welchen besondern Grün¬
den die fortgesetzte Gütergemeinschaft ausgelöst werden tann und was bei der endlichen Auseinandersctznng
nach Maßgabe des Grundes, aus welchen, die Auflösung erfolgt ist, Rechtens seiu soll. —

Historisch sei hier bemertt, das; bei der Emanation des !'.,!>>>,in einigen Theilen Frankreichs
insbesondere unter der Herrschaft der Gu,ttunic;8 <I« I'-n-i« das Institut der fortgesetzten Gütergemein¬
schaft in der Art bestand, daß die minderjährigen Kii,dcr des verstorbenen Ehegatten das Recht hatten,
die gesummten Mubilicn und Errungenschaften des überlebenden Ehegatten bei der Theilung des Gemcin-
schaftsguls in Anspruch zu nebmen, gleich als ob die Gemeinschaft forldauernd bestanden hätte, sofern
der überlebende Ehegatte nicht der bestehendenVorscheift gemäß über das Gemeingut ein Inventarium
binnen drei Monaten von dem Todestage des zuerstverstorbenen Ehegatten an, hatte fertigen lassen. Es
war diese fortgesetzteGemeinschaft sonach gewissermaßen für den die Vorschriften über Inventarisation
verletzenden überlebenden Ehegalten eine Strafe und zugleich für die minderjährigen Kinder ein Schutz
gegen Venachlheiligung, die ihnen aus der unterlassenen rechtzeitigen Feststellung des Vermögensbestandes
möglicher Weise erwachsen konnte. Die Kinder resp, deren gesetzlichen Vertreter hatten jedoch die Wahl,
die Fortsetzung der Gemeinschaft in Anspruch zu mhmen od« sie auszuschlage» u d event, das Recht,
durch Anfertigung eines Inventars und durch Beantragung der Theilung jederzeit derselben ein Ende zu
machen Da aber diese Einrichtung von jeher zu vielen und verwickelte«Rechtsstreitigleiteu Veraulassung
gegeben hatte, so wurde dieselbe fast ohne Widerspruch durch den Art, l4l2 des t'uclo, außer Kraft ge¬
setzt, und den betr. Beteiligten gestattet, bei Unterlassung der gesetzlichen Inventansation Seitens des
überlebenden Ehegatten gegeil ihn resp, dessen Erben jederzeit deu Bestam, des Gemeinguts selbst durch
gemeinen Ruf in Gewißheit zu setzen. Seit jener Zeit hat sich auch weder in Frankreich noch in andern
Ländern, wo der Oicl« iu Geltung verblieben ist, irgend eine Stimme für die Wiedereinführung der
fortgesetzten Gütergemeinschaft erhoben. In dein ganzen ostrheinischcnBezirke hat dieselbe nicht einmal
einen historischenBoden, und der Umstand, daß in den zu diesem Bezirke gehörenden r^andestheilen der
früheren Grafschaften Sahn-Altenlirchcn und Eayn-Wittgcnstein, die nur aus weuigen Kirchspielen be¬
stehen, die >,ior<>3utu nach der Behauptung der Motive hergebracht sein soll, kann Wohl um deswillen
wenig oder leine Berücksichtigung finden, Weil die dcßsälligen Rexhtsanschauungen eines so winzig kleinen
Gebiets sich begreiflicher Weise in dem ganzen übrigen Bezirke Eingang nnd Würdigung zu verschaffen
nicht im Stande waren uud demnach wohl auch hier Niemand mit voller Ueberzeugung von der Trag¬
weite dieser Institution im practischen Leben die Einführung derselben für wünschcnsiuerth halten kann. -^

Offenbar ist die in dem vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene forlgesetzteGütergemeinschaft
lediglich im Interesse des überlebenden Ehegatten aufgenommen, »dem ihm damit eiu Aequivalent für
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das ihm nach allen bisherigen Particulcnrechtcn lebenslänglich oder für eine gewisse Zeit zustehende
Nicßbrauchsrecht an den Erbiheilen seiner leiblichen Kinder geboten werden soll. Dieser Zweck wird jedoch
nur relativ erreicht, da der eitirte Nrt 50 jcd>m Ehegatten gestattet, durch letztwilligeAnordnung die Fort¬
setzung der Gemeinschaft auszuschließen und die sofortige Auseinandersetzung zu verfügen. Dieselben
Gründe, welche vor mehr als einem halben Jahrhundert maßgebend wann, um die prorn^ltta, die da¬
mals im Interesse der Kinder bestand, zu beseitigen, sprechen jetzt noch entschiedener gegen die Wiederein¬
führung einer Institution, die eben weil im Inteiesse des überlebenden Ehegatten vorgesehen und bei der
ausgedehnten Verwnltungs- und Dispositionsbesngniß, welche dieselbe dein überlebenden Ehegatten zuweist,
das Interesse der Kinder aufs Höchste gefährden kann. Diese Gefahr wird auch dadurch nicht beseitigt,
ja nicht einmal wesentlich gemindert, daß die Kinder unler gewissen im §. 61 näher bezeichnetenPoraus¬
setzungen die Auflösung der praro^Kt«. und Auseinandersetzung verlangen tonnen, indem bis dahin, daß
diese Voraussetzungen so an die Außenwelt treten, um einen für die richterliche Entscheidung ausreichen¬
den Beweis darüber führen Zu können, die effeetivc Beschädigung der Kinder in ihrem Vermögen schon
einen nicht mehr zu rcparirendcn Grad erreicht haben kann, — Wenn sonach der Ausschuß auch kein er¬
hebliches Bedenken trägt die Verfügungen des H, 50, insoweit dieselben dem überlebenden Ehegatten auch
bei beerbter Ehe eine Quote des Tonderguts des erstverstorbcnen Ehegatten als Erbquote zuweisen, zu
befürworten, weil dadurch nichts absolut Neues eingeführt, vielmehr dem durch ähnliche Bestimmungen
des größten Theils der bisherigen Particularrcchte ausgebildeten Nechtsgefühle Rechnung getragen wird,
so glaubt derselbe aber sich um so entschiedener gegen die Aufnahme der fortgesetzten Gütergemeinschaft,
wie sie in den i?, 51 bis 65 in«:!, näher entwickelt ist, in das neue Gesetz aussprecheu zu müssen, wonach
dann selbstredend die absolute Auflösung der Gütergemeinschaft durch den Tod eines der Ehegatten mit
allen daraus folgenden Conseaucnzen als die gesetzlicheRegel aufzustellen sein wird, mit der Verpflichtung
für den überlebenden Ehegatten in einer zu bestimmenden Frist ein Inventar zu fertigen und dem Rechte
der Kinder, im Unterlassungsfalle nach Ablauf der Frist selbst die Inventarisation beantragen zu können
und Alles unbeschadet der dem überlebenden Ehegatten an dem Vermögen seiner Kinder bis zur erlang¬
ten Großjährigteit nach gemeinem Rechte etwa zustehenden Nutznießungs- oder sonstigen Rechte. —

Insofern das neue Gesetz gebührende Rücksichtdarauf zu nehmen haben wird, daß, wie bereits
bemerkt, dem überlebenden Ehegatten nach dem bisherigen Rechte ein Nießbrauchsrecht an den Erbtheilen
seiner leiblichen Kinder zugestanden hat, so wäre dies am einfachsten dadurch zu erreichen, daß jedem
Ehegatten gesetzlich die Befugnis, ertheilt würde, sei es durch Heirathsvertrag oder letztwillige Disposition
°e>n Ueberlebcnden von ihnen auch bei beerbter Ehe den lebenslänglichen oder zeitweisen Nießbrauch sei¬
nes ganzen Nachlasses zuzuwenden, mit der Maßgabe, daß in diesem Falle den Kindern bei erlangter
Großjährigteit, oder wenn sie sich verheiraten, oder eine eigene Hauswirthschaft gründen, in Ermangelung
eigenen -ureichcndcn Vermögens eine mit Rücksicht auf die Vermögensvcrhältnissc nöthigcnfalls richterlich
3« arbitrireude Ausstattung zu geben, und daß unter allen Umständen, wesentlich auch um für die eintre¬
tenden Falls zu bestimmende Ausstattuug eine feste Grundlage zu haben, über den Vcrmögcnsbestand der
Ehegatten zur Zeit des Absterbcns des einen von ihnen in zu bestimmenderFrist und bei Strasandrohnng
"» Inventar zu errichten und im Ucbrigen der Nießbrauch nach den dieserhalb geltenden gemeinrecht¬
lichen Bestimmungen gesetzlich zu regeln wäre. — Hierdurch würden denn auch die Ehegatten auf Grund
^es Art, «1 des Entwurfs, der es gestattet, daß durch Heirathsvertrag das gesetzliche Güterrccht in jeder
beliebigen weder mit den guten Sitten noch mit dem Wesen der Ehe, noch mit einem Verbotsgcsetzein
Widerspruch stehenden Art abgeändert werden kann, in die Möglichkeit versetzt, auch die fortgesetzte Güter¬
gemeinschaftdurch Ehcbercdung zu stipuliren, wobei es denn den Contrahenten zu überlassen wäre festzu¬
setzen, nach welchen Grundsätzen und unter welchen Bedingungen sie diese Gemeinschaft geregelt wissen
wollen.

Die übrigen tzs- 66 bis 75 des VI. Abschnitts und der VIl. Abschnitt ersten Titels, sowie
"e Titel II. und III. haben dem Ausschüsse im Allgemeinen keine Veranlassung zu Bemerkungen gegeben,
"Ut müssen selbstredend bei dem Wegfall aller im Titel I. Abfchnitt VI. enthaltenen Bestimmungen über
°'e fortgesetzte Gütergemeinschaft auch alle in den späteren Hß. hieraus bezüglichen Sätze wegfallen. —
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Nur das erste alinoa des §. 7«, wonach jeder Ehegatte dem andern durch einseitigeletztwilligeVerordnung aus
solchen im letzten Willen anzugebenden erweislichen Gründen, welche eine Ehescheidung oder eine bestän¬
dige Trennung von Tisch und Bett gerechtfertigt haben würden, den Pflichttheil soll entziehen oder
schmälern können, glaubt der Ausschuß nicht befürworten zu dürfen, vielmehr dessen Streichung bean¬
tragen zu müssen. Der Ausschuß geht hierbei von der Erwägung aus, das; es an sich naturwidrig
erscheinen muß, einem Ehegatten zu gestatten, seinen Kindern gewissermaßen einen fcandalösen Prozeß
gegen den überlebenden Parens derselben zu vermachen und ihnen so auch nur die Möglichkeit zu bieten,
über Dinge mit denselben zu certiren, deren gerichtliche Erörterung der verlebte ParcnL vielleicht selbst
gescheut hatte. — Schließlich ist der Ausschuß der Ansicht, daß es nicht die Aufgabe des hohen Hauses
sein könne, an die Stelle der in Titel I. Abschnitt VI. nach seinem Vorschlage zu streichenden resp, ab¬
zuändernden 8§. andere in bestimmter Fassung an die Stelle zu setzen, es sich vielmehr darauf zu beschrän¬
ken habe, die Grundsätze anzudeuten, nach welchen die Abänderungen und Ergänzungen stattfinden sollen.

Nach allem dem hat der Ausschuß beschlossen,
,der hohen Ständeversammlung die Annahme des vorgelegten Gesetzentwurfs mit den Modi-

ficationen zu empfehlen, daß
1) alle in dem Titel I. Abschnitt VI. des gedachten Entwurfs enthaltenen Bestimmungen über die

fortgesetzteGütergemeinschaft, nicht minder auch alle iu den spätern Abschnitten vorkommenden
Verweisungen und Bezugnahmen auf diefe Bestimmungen gestrichen werden;

2) statt dessen der Grundsatz, daß mit dem Tode des einen Ehegatten unter allen Umständen die
gesetzliche Gütergemeinschaft aufgelöst werde, mit allen daraus folgenden Eonsequenzen und
die Verpflichtung des überlebenden Ehegatten zur Inuentur als die gesetzlicheRegel aufge¬
stellt werde i

^ den Ehegatten die Befugnih ertheilt werde, auch bei becrbter Ehe dem Ueberlebcnden von
ihnen den Nießbrauch des ganzen Nachlasses lebenslänglich oder zeitweise durch Eheoertrag
oder letztwillige Dcsosition zuzuweisen und zwar unter den im Berichte 'näher angegebenen
Bedingungen;

4) daß das lllinou, 1 des tz. 76 gestrichen wcroe.
Düsseldorf, am 14. Octobcr 18L4.

Fhr. v. Nnvenheim, Vorsitzender.
V reinig, Referent, I. Guittienne. Gemünd. Frhr. v. Eerde. I),'. Wurzer-
S ch aurt e. Bache m. Frhr. v, Dalwigt. Verger. Nußbau m. Hrhr. v. 5!o o.

4. Entwurf eine« Oe»
fetzcs, betreffend einige
Bestimmungen über
Rechtsgeschäfte im Ne>
zirke des Iiistizfenats
zu Ehreubreitstein.
(Allerhöchste Pruposi-

tiun Nr. 6. l>.)

Nr. 4.

Allerdurchlauchtigstcr, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

Euer Majestät haben den zum 17. Provinzial-Landtage einberufenen getreuen Ständen d"
Rheinprovinz den Entwurf eines Gesetzes, betreffend einige Bestimmungen über Rechtsgeschäfte im Vezn e
des Justiz-Senats zu Ehreubreitstein zur Berathung vorlegen zu lassen geruht, und haben die getreue
Stände sich dieser Prüfung pflichtschuldigstunterzogen.

Dieselben haben es anerkannt, daß durch den Entwurf auf der bereits betretenen Bahn °
Herstellung einer einheitlichen Gesetzgebung für den berührten Landcstheil einem dringenden Vcdürf'M!
abgeholfen wird, und den Paragraphen 1. 2. 12. 13 und 14 ihre Zustimmuug ertheilt; nur rückstcht "
des §. 12 ist es den getreuen Ständen bedenklicherschienen,die Klage wegen Verletzung über die Ha I
für den Handel mit Hausthiereu zuzulassen, wie dieses in dem untcrthänigst beigefügten Berichte au -
geführt ist, und aus welchem Grunde die getreuen Stande den Wegfall der Worte:

„oder auf Verletzung über die Hälfte"
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in ß. 12, sowie den Zusatz zu dem §. 14,:
„bei dem Handel mit Hausthieren findet ein Anspruch wegen Verletzung über die Hälfte nicht
Statt."

ehrerbietigst in Vorschlag zu bringen sich erlauben.
In Betreff des Handels mit Hausthicren, und der aus dem Vorhandensein rcdhibitorischer

Mängel dem Erwerber zustehenden Ansprüche haben die getreuen Stände sich erlaubt, aus den in dem
anliegenden Berichte entwickelten Gründen die Aufnahme des schon seit mehreren Jahren als höchst
nützlich bewährten für den Bezirk des Appellationsgerichts-Hofes zu Köln durch das Gesetz vom 3, Mai
1859 eingeführten Präliminarvcrfahrens mit den durch die Verschiedenheit der beiden Gerichtsverfassungen
gebotenen Modificationen zu beantragen, wobei die darin den Friedcnsgerichten auferlegten Functionen
den Vagatellnchtern und Gerichts-Commissionen zuzutheilen sein würden, dagegen aber den Wegfall
der Paragraphen 3 bis 11 des Gesetzentwurfs in Antrag zu bringen.

Die getreuen Stände erlauben sich aus diesem Grunde die allerunterthänigstc Bitte: Euer
Majestät wollen Allergnädigst zu befehlen geruhen, daß der vorgelegte Entwurf in der Fassung der
unterthänigst beigefügten Anlage vom hohen Staatsministerio dein Landtage der Monarchie vorgelegt
w erde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.

Düsseldorf, den 17. October 18U4.

Referat über den Entwurf des Gesetzes
betreffend einige Bestimmungen über Rechtsgeschäfte im Bezirke des Justiz-Senates zu

Ehrenbreitstciu.

Referent: Abg. Fhr. v. Nyvenheim.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein weiterer Schritt auf dem bereits betretenen Wege der
Herstellung einer einheitlichenGesetzgebung für ein Gebiet, iu welchem, obschon es nur wenige Quadrat-
Meilen umfaßt, nicht weniger als 9 verschiedene Partikularrechte nebeu einer Menge von Lokalverordnimgen
^ltung haben, uud muß von diesem Gesichtspunkte aus als die Befriedigung eines dringenden Bedürf¬
nisses begrüßt werden.

Die Bestimmungen desselben zerfallen in 2 Kategoricen, die einen sind allgemeiner Natur, so
die Vorschrift des ß. 1, welcher die Form der Eigenthumsübertragnng cm Mobilien und einiger anderen
speciell angeführten Rechtsgeschäfte den Vorschriften des dort im Uebrigen geltenden gemeinen Rechtes
unterwirft, ferner ß.2, welcher die Uedertraguug des Eigenthums au Mobilieu, wie dieses für Immobilie,,
schon durch das Gesetz vom 2. Febr. cnrr. bestimmt wird, von der Zahlung oder Crcditirung des Kauf¬
preises für unabhängig erklärt, und bestimmt, daß bei Veräußerungen von Mobilicn der vertragsmäßige
Vorbehalt des Eigenthums ohne rechtliche Wirkung seiu soll, endlich §.14, welcher alle dem gegenwärtigen
besetze entgegenstehende bisherige Bestimmungen uud außerdem noch einige nicht mehr zeitgemäße particu-
lairechtlicheNormen für aufgehoben erklärt. — Die sämmtlichen übrige,, Paragrapheu (3-13) enthalten
"n Spccialgesetz über die bei Kauf- uud Tauschhändelu mit Hausthicren dem Erwerbcr zustehende«läge
oder Einrede wegen vorhandener Gewährsmängel.

Die andere Kategorie anlangend, so hat der Ausschuß es anerkannt, daß darin nnter Beseiti¬
gung der großeutheils veraltete,:, dcu Verkehr hemmende,, Bestimmuugeu rücksichtlichdes Wesens „nd der
Form, diese Rechtsverhältnisse den allgemeinen Gruudsätzen uud mehr den Anforderungen des gesteigerten

22
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Verkehrs und der verändertenZustände der Gegenwart entsprechenden Vorschriftenunterworfen werden
sollen — er hat daher kein Bedenken getragen,den MI. 2 und 14 des Entwurfes seine unbedingte Zu¬
stimmung zu ertheilen. „. .. ^ . ^ - ^ - ^

Der allgemeine Eharacler dieser Bestimmungenhat es dein Ausschuß aber auch wuuscbeuswerth
erscheine» lasseil daß dieselben uunnteibrocheu hintereinander gestellt werden und so gewissermaßen den
ersten Theil des Gesetzes bilden, während der 2. Theil sich dann ausschließlich mit der Gewährleistung^
klage resp. Einrede aus dem Handel mit Hansthieren befasse, indem der Uebergangzn diesem 2. Theile
durch eiuen Znsatz Paragraphen »ermittelt werde, welcher etwa lautet:

Nüctsichtlichdes Handels mit Hallsthieren gelten folgende Bestimmungen."
Was nun diesen letztern Gegenstandbetrifft, so ist derselbe für den Bezirk des Appellations-

qerichtshofcs zn Eöln durch das Gesetz vom 3. Mai 155" geregelt worden, welches, und das muß hier
besondershervorgehoben werden, währeud seines mm schon mehr als üjährigcn Bestehenssich als durch¬
aus praktisch bewährt uud zu keinerlei erheblichen Beschwerden Veranlassung gegcbcu hat. Gleichwohl
weicht der vorliegende Entwnrf von demselben wesentlich und principiell ab, es mußte der Ausschuß stch
daher zur Aufgabestelle», zu untersuchen, ob diese Abweichungen dnrch die Nothwendigkeitoder aus Grün¬
den der Zweckmäßigkeit gebotenerscheinen; er hat diese Frage aus folgenden Gründen verneinen zu

mus n ^A^ <«<>sch vom 3. Mai 1»5>9 sß. l u. IN) setzt nur die Frist fest, innerhalb welcher die
Klage oder Einrede wegeu vorhandener Gewährsmängel aus einem Kauf oder Tausch uou Hausthieren
Seitens des Erwcrbcrs bei Strafe des Verlustes derselben angestellt werden mnß nnd bestimmt als
solche für alle Gewährsansprttchedie Zeit von 42 Tagen uou der Ueberlieferung an gerechnet;in allen
Fällen hat der Käufer den Beweis zu führen, daß das Thier an einem redhibitorischeuMaugel zur Zelt
des Verkaufes gelitten, nnd dieses entspricht der Natur nnd den Grundregeln des Beweisverfahrcns,nach
denen jede Partei ihre Behauptuugeu zu erweiscu hat. — Der übrige Theil des Gesetzes führt ciu Prä-
liminar-Verfahreu ein, welches der Erwcrber veranlassenkann, und das ihm die Möglichkeit gewährt,
scholl vor der Klage das Vorhandenseinder Mängel feststellen zn lassen und die Beweisaufnahmein dem
späteren Processe zu erleichtern.

Nach dem vorliegendenEntwürfe wird zwar auch in den M. >2 n. l3 tue Vcrmhrnng oer
Klage resp. Einrede wegen Gewährsmängel bei Kauf- nnd Tauschgeschäftenmit Hausthiercn an dieselbe
Zeit gebunden,und stimmt er in dieser Beziehungmit dem Gesetze vom 3. Mai l85l> übcrein; dahin¬
gegen' statuirt er abweichend davon für einzelne Fälle sogenannte Präsumtionsfristen, welche die Wirkung
haben daß die Feststellung des Maugels innerhalb dieser Frist die Vermuthung seines Bestehenszur
Nett des Verkaufes begründet. Solche Bcstimmungeuenthalten die W. 4, 7 u. U—11.

Nach den Motiven zu dem vorliegendenEntwürfe (Seite 13) liegen diesem Principe Zweck-
mäßigkeitsrncksichtenznm Grunde; man hofft dadurchVerminderung der Processe und Vereinfachung,
des Beweisverfahrens herbeizuführen. Diese Voranssetzungjedoch wird grade in den Motiven des dem
13. Rheinischen Provinziallandtage vorgelegtenEntwurfes zu dem Gesetzevom 3. Mm 1859 widerlegt.
<>6 li?,Kt darin (Seite 8 tui. 2) wörtlich:

2 eine fernere Frage war die, ob im Allgemeiueuoder iu Bezug auf gewisse Thiergattungen
"^'eitfristen mit der Wirkung bestimmt werden sollten, daß eine innerhalb derselben veranlag
"Feststellungdie gesetzliche Vermuthung nach sich ziehe, daß der Mangel bereits zur Zeit des^r-
"laufes vorhaudeu gewefeu. Die Aufuahme einer deßfälligen Vorschriftin das Gesetz wurde uo,
"mehreren Seiten befürwortet, dabei aber vorausgesetzt,daß eiu Gegenbeweisgegen die gcsetzu )
"Vermuthung zugelassen werden müsse. Damit aber zerfiel der ganze praktische Werth einer solch
„Vermnthung, der Gegenbeweismüßte in dein einzelnen Falle dnrch sachverständige Gutachteng
„führt werden können, und damit wäre nur die Beweis last, nicht aber die Zulässigteit der Bcwe, -
„führnng geändert,und kein Erfolg für die Minderung der Processe erzielt." —

Sodann wird dort noch hervorgehoben, daß nach dem Urtheile sachverständigerThlerarzte ie
allgemeingültigenErfahrungen darüber beständen, wie lange vor dem Erkennen einer Kranlhert d«,e
schon vorhanden gewesen sei.
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Sowohl der 13. Provinzial-Landtag als das Abgeordnetenhaus in seiner Sitzung vom
7. März 1859 haben diese Gründe adoptirend Präsumtionsfristen ausgeschlossen, auch nach dem
vorliegenden Entwürfe bleibt der Gegenbeweis zugelassen, nnd der Ausschuß hat hiernach um so
weniger Veranlassung finden können, mit dem früher an hiesiger Stelle ausgesprochenen Grund¬
sätze in Widerspruch zu treten, als Ausnahmegesetzeund Abweichungen von den allgemeinen Pro¬
ceßregeln nur durch ganz besondere, hier nicht vorliegende Verhältnisse zn rechtfertigen sind. Der
Ausschuß beantragt daher die Streichung der tzß. 4. 7 und 9-11 zu veranlassen, womit dann
aber zugleich die tzß. 3. 5. 6 u. 8 in Wegfall kommen, indem die darin enthaltenen Bestimmungen
das Vorhandensein der Präsnmtionsfristen voraussetzen.

Indem ist dem Vorschusse die Vorschrift der ßtz. 5 und 6 des Entwurfes über die
Seitens des Käufers zu machende Anzeige des Mangels als nicht ausreichend erschienen,das
Interesse des Letztern hinreichend zu machen, indem es an der nähern Vcstimmnng fehlte, in
welcher Weise die Anzeige geschehen sein muß, um als erwieseu zu gelten, und der F. l> eröffnet
neues Feld der Discussion unter den Parteien über die Qnalification des Sachverständigen,
dem in Abwesenheit des Verkäufers die Anzeige von der Krankheit Seitens des Käufers zu
machen ist.

Vci den 88- 12 u. 13 des Entwurfs, welche wesentlich mit dem Gesetze vom 3. Mai
1859 übereinstimmen, ist im H. 12 nur die Einschaltung der Worte

„oder ans Verletzung über die Hälfte"
dem Ausschüsse bedenklicherschienen,indem gerade bei dem Handel mit Hausthieren hänfig indi¬
viduelle Wünsche und Ansichten der Eontrahentcn entscheidendsind, und der Werth iu gar viele,:
Fällen nur ein relativer ist. Es wird daher vorgeschlagen, nicht nur die Löschungdieser Worte
im 8- 12, sondern einen Znsatz zu dem tz. 14 des Entwurfs in folgender Fassung:

„Bei dem Handel mit Hausthieren findet ein Anspruch wegen Verletzung über die Hälfte
nicht Statt"

in Antrag zu briugeu.
Das durch das Gesetz vom 3. Mai 1859 eingeführte Präliminarverfahren dagegen hat

sich in der Praxis als fchr nützlicherwiesen, uud werden in der That durch dasselbeeine Menge
Processe vermieden, indem der Verkäufer zum Vergleiche sich lcicbt bereit findet, wenn die in dem
Präliminarverfahren vernommenen Sachverständigen zu seinem Nachtheile entschiedenhaben, der
Känfer aber entgegengesetztenFalls sich mcistenthcils beruhigt. Der Ausschuß hat sich hierdnrcb
veranlaßt gesehen, die Nufuainne diefer Vestimmungcn in das zu erlassende Gesetz zu empfehlen,
und nur diejenigen Aenderungen eintreten zu lassen, welche die Verschiedcnartigkeitder Gerichts¬
verfassung erheischt. Hiernach würden die §§. 2 und <> des Gesetzes vom 3. Mai 1859 in Weg¬
fall kommen, indem die darin bezogenen Einrichtungen der rechtsrheinischenGerichtsverfassungfremd
sind, und die in dem bezogenen Gesetz den Friedcnsgerichten auferlegten Fnnctionen würden den
Äagatellnchtcrn resp. Gcrichts-Eommissionenzuzutheilen sein.

Die möglichst vollständige Uebereinstimmungder im Bezirke des Iustizsenatcs zn Ehren-
vreitstein einzuführenden Bestimmungen mit der bezüglichenGesetzgebung des linken Nhcinnfers
erscheint überdies um so wünschenswcrther, als erfahrungsmäßig der!Handel mit Hansthiercn dort
am lebhaftesten gerade nach dein linken Nheinnfer Statt findet, eine principiell verschiedene Gesetz¬
gebung aber diesen Verkehr auf's Acußcrsteerfchwerenund so den natürlichen Vcrkcbrsverhältnissen
Zwang anthun würde.

^er hiernach modificirte Gesetzentwurf, welchen der Ausschuh einstimmig der hohen
Ständeversammlung zur Annahme und Vefürwortuug empfiehlt, würde demgemäßfolgende Fassung
«halten:

8. 1.
Verträge, welche die Veräußerung von beweglichenSachen zum Gegenstande haben, be¬

dürfen zu ihrer Gültigkeit keiner andern, als der den Bestimmungen des gemeinen Rechtes ent»
sprechendenForm. 22'
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Dasselbe gilt von Schuldverschreibungen, von Renten-, Zins- und Pacht-Verträgen, von
Vergleichen, von Altcntheils- und Verpflcgungs-Verträgen, von Erbtheilungen und Erbfchafts-
Verkäufen, vorbehaltlich des Gesetzes vom 2. Februar 18«4 (GesetzsammlungSeite 24) in Betreff
der zu einem Vermögen oder einer Erbschaft gehörigen unbeweglichenSachen.

Unter beweglichenSachen (Mobilien) sind in diesem Gesetze alle Sachen verstanden,
welche nicht in dem §. 1 des Gesetzesvom 2. Febr. 1864 als unbeweglich benannt worden sind.

8. 2.
Der Uebcrgang des Eigenthums an Mobilien ist fortan bei Kaufverträgen von der Be¬

zahlung oder Ereditirung des Kaufgeldes nicht abhängig.
Der vertragsmäßige Vorbehalt des Eigenthums ist bei der Veräußerung von Mobilien

ohne rechtlicheWirkung.

Alle vartimlarrcchtlichcn Gesetze, Verordnungen, Gewohnheiten und Observanzen über
die Form der in §. 1 bezeichneten Rechtsgeschäfte und über Viehhandel, sowie alle diesem Gesetze
entgegenstehendenBestimmungen des gemeinen Rechts sind aufgehoben.

Ingleichen treten außer Kraft alle partimlarrechtlichen Normen, welche die Ungültigkeit
der an Sonn- und Festtagen geschlossenenVerträge anordnen, welche neben einem schriftlicheil
Vertrage keine mündliche Verabredungen gestatten, welche die Eintlagung von Wirthshansschulden
verbieten, welche den Kauf oder Taufch von Sachen beschränken, und welche über die Gewähr¬
leistung, die Verletzung über die Hälfte, das Wiederkaufsrecht und über die Widerruflichkeit von
Uebergabe-Verträgen Bestimmungen enthalten.

Bei dem Handel mit Hausthieren findet ein Anfpruch wegen Verletzung über die Hälfte
nicht Statt.

8- 4.
Für den Handel mit Hausthieren gelten nachfolgende Bestimmungen:

8. 5.
Die auf Gewährsmängel gegründete Klage oder Einrede muß bei Verlust derselben

binnen einer Frist von 42 Tagen nach der Uebcrgabe des Thieres angestellt, beziehungsweisegel¬
tend gemacht werden. Der Tag der Uebergabe wird in der Frist nicht eingerechnet.

Sind mehrere Thiere gleicher Art verlauft und ist bei einem derselben als Gewährs»
Mangel eine ansteckende Krankheit nachgewiesen, so kann der Käufer die Zurücknahme sämmtlicher
Thiere fordern, wenn sie bei dem Verkäufer mit einander in Berührung gekommensind.

8- 6.

Innerhalb der im §. 1 bestimmtenFrist und vor Anstellung der Klage kann der Käufer
das Vorhandenfein von Gcwährsmängcln bei den gekauften Hausthieren durch Sachverständige
feststellen lassen, die sich zugleichüber das wahrscheinlicheAlter des vorhandenen Mangels gut'
achtlich zu äußern haben.

Auf seinen Antrag ernennt und vcrcidet der Nichter des Ortes, an welchem sich das
Thier befindet, je nach den' Umständen einen oder drei Sachverständige.

Bei Departements- und Kreisthierürzten genügt die Bestätigung des Gutachtens auf
den geleisteten Diensteid.

8- 8.

Der Nichter verordnet gleichzeitig, daß und in welcher Weise der Verkäufer von der
vorzunehmenden Untersuchung des Thieres in Kenntniß zu fetzen ist. Auf den Antrag des Ver¬
käufers kann die Zuziehung fernerer Sachverständigen angeordnet werden.
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8. 9.
Das schriftlichabzufassendeGutachten der Sachverständigen wird auf der Kanzlei des

Gerichtes, welches die Sachverständigen ernannt hat, hinterlegt.

8. 1«.
Der in dem spätern Processe erkennende Nichter kann das in dem Vorverfahren erstattete

Gutachten seiner Entscheidung zum Grunde legen: auch kann aus der Erthcilung des Gutachtens
kein Grund hergeleitet werden, die Sachverständigen in dem spätern Processe zu verwerfen.

s. 11.
Die Kosten dieses Vorverfahrens werden in dem spätern Processe den Kosten des letz¬

tern gleichgestellt.
s. 12.

Die in den ßß. 5—11 gegebenen Vorschriften sind auf den Tausch von Hausthieren an¬
wendbar.

Im Uebrigen behält es für den Kauf und Tausch von HauSthieren bei den Bestimmun¬
gen des gemeinen Rechtes sein Bewenden.

Fhr. u. Nyuenheim, Vorsitzender und Referent.
Frhr. v. Ecrde. Berger. Nnßbaum. Vnchem. Frhr. von Loö.
Gemünd. Schnürte. Vremig. I. Guittiennc. Nr. Wurzer.

I. Frhr. v. Dalwigk.

Nr. 5.

Allerdurchlauchtigster, Großmüchtigstcr König! 5. Entwurf eine« Ge-
Allergnädigster König und Herr! setze« betr, die Aichnng

der Weinfässerin der
Euer Königliche Majestät haben in landcsväterlichcrHuld den zum diesjährigenProvinzial- ^^""''.'3 ^^"'

landtage versammelten treugehorscunstcnStänden den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Aichung Zzr. 7).
der Weinfässer in der Nhcinprouinz,zur Begutachtung«erlegenzu lassen geruht.

Die getreuen Stände haben sich dieser Aufgabe pflichtgemäß unterzogen. Dieselben sind jedoch
zu der Ueberzeugung gelangt, daß durch die in §. 1 des Gesetzentwurfs den Weinbau treibenden Gemein¬
den der Nhcinprovinzauferlegte Verpflichtung, fogenannte Faß Aichungs-Anstaltcnzu errichten und zu
unterhalten, — den Gemeindenüberhaupt, und insbesondereden ärmeren der Provinz, nur neue, nicht
unerhebliche Opfer erwachsen werden, ohne gleichwohl den beabsichtigten Zweck vollständigzu erreichen.
Die getreuen Stände haben sich ferner nicht zu verbergenvermocht, daß aus einem Zwange zur Benutzung
derartiger Anstalten für den Weinproducenten mit Kosten verknüpfte Schwierigkeitenentstehen,
welche auf den freien Handel und Wandel nur störend und Nachtheils einwirken können. Dieserhalb
findet auch in der bisherigen Gesetzgebung,und namentlich in der Maß- und Gewicht-Ordnung vom
16. Mai 181L ein Zwang, bei Aichung der Fässer, die durch jene Verordnung ins Leben gerufenen
Aichungsämterangehen zu müssen, nirgendwoeinen Platz. Anderer Seits wird durch den proponirten
Gesetzentwurf auch für den Weinabnehmer die beabsichtigte Garantie kaum geschaffen. Sie kann
sogar in solchen Bezirken,welche außerhalb der Weinbau treibenden Gemeinden liegen, unmöglich
geschaffenwerden, indem der Gesetzentwurf nach §. 5 desselben bloß auf solche Weinuerkäufe, welche
innerhalbdes Bezirksder fraglichen Gemeinden effectuirt werden, Anwendungfinden soll. Schließlich
'st den Contrahcntenhinreichende Gelegenheitgegeben, beim Abschlußihres Weinhandelssolche Stipu-
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lationen zu treffen, durch welche für beide Theile die erforderliche Sicherheit, nicht verkürzt zu werden,
erzielt wird. —

Demzufolge bitten Euer KöniglicheMajestät die treugehorsamstenStände ganz unterthänigst,
Aller nädigst befehlen zu wollen, daß der vorgelegteEntwurf zum Gesetze nicht erhobenwerde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben«. :c.
Düsseldorf, den 1^!. October I8L4.

V. Adressen, die ständischen Petitionen betreffend.
Nr. <i.

Aufnahmeder Güter Alle rdurchlauchti gster, Großmächtigster Konig!
Eidach und Pii°rsh°f AI ler gn äd iq ster König und Herr!
in die Rheinische NU'

terguts-MatriM. Die zum 17. Provinzial-Landtage der Rhclnprovmz versammelten Stände der Ritter¬
schaft nahen sich ehrfurchtsvoll Euer Köuiglichen Majestät, um au den Stufeil des Thrones die
allerunterthänigste Bitte niederzulegen, die Aufnahme der nachbenannteu Güter, die sowohl hin¬
sichtlich der Güter selbst als deren Besitzer allen Aufordcruugcu der AllerhöchstenVerordnung
vom 13. Juli 1827, Art. VI. Nr. 2 entsprechen, iu die Ritterguts -Matrikel der Nhcinprovinz
Allerguädigst befehlen zu wolleu:

1. Des dem Grafeu Cajus zu Stolberg auf Schloß Gimboru zugehörigen, im Kreise
Wipperfürth gelegenen Gutes Eibach;

2. Des im Kreise Grevenbroich, gelegenen Gutes Priorshof, Eigenthum des Hauptmcmns
und Batterie-Chefs im Rheinischen Feld-Artillerie-Reg. Nr. 8, Weltmann zu Eobleuz.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsseldorf, den 1!». Oetober 1864.

Nr. 7.
!DieMMliar-Versiche» Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Küuig

limc, bei der Nheim- Allerq n ä dig st er Köuig uud Herr!
scheu Pn'Uiiizial- ^ ^

Feuer-Sociclätbetr. ^z^,^ z^„igliche Majestät habcu geruht, durch Allerhöchsten Erlaß vom 2. Juli a. ?.
der Rhein-Provinz die Befuguiß beizulegen, ihr bis dahin nur auf Versicherung der Immobilien
gegen Feuersgefahr gegrüudctcs Institut auch auf Versicherung von Mobilien auszudehnen und
haben ihr zu'dem Behufe zusätzliche Bestimmungen zu dem Reglement vom 1. September 1852 in
Gnaden verliehen.

Auf Grund dieser Bestimmungen wurde zu Aufcmg dieses Jahres die Mobiliar-Ver¬
sicherung begonnen.

Leider überzeugte man sich bald und gewann von Tag zu Tag immer mehr die Ge¬
wißheit, daß das nach Vorschrift dieser Bestimmungen zu verwaltende Institut nicht lebensfähig
sei und es auch nicht werden würde.

Die traurigen Erfahrungen, die in diefer Beziehung gemacht worden sind, sowie die
Gründe, welche einen erweiterten Schutz Allerhöchsterer Königlichen Majestät rechtfertigen, sind
in dem angeschlossenen Berichte des IV. Ausschussesdes versammelten 17. Rheinischen Provinzial-
Landtages niedergelegt.

Durchdrungen von dem schönen Bewußtsein, daß Euer Königliche Majestät, wie über¬
haupt allem Guten, so auch diese,», vorzugsweise für die bei Privatgesellschaften keinen Schutz



175

findenden Armen gegründeten provinziellen Institute gerne Allerhöchst Ihre Huld zuwenden werden,
gestatten sich die treugehorsamsten Stände den Stufen des Thrones mit der allerunterthänigsten
Bitte zu nahen:

Euer Königliche Majestät wollen zu befehlen geruhen,
1. daß die Mobiliar-Versicherung-Beiträge der Rheinischen Provinzial-Fcner-Societät ganz

in derselben Weise, mit denselben Rechten und Pflichten durch die Königlichen Steuer-
Kasseu erhoben und eingetrieben werden, wie die Staatsstcuern und daß den Steuer¬
empfängern dafür drei Proccnt Tantieme und in der Zukunft eben so viel auch von der

Besorgung der Kassengeschäfte für die Immobiliar-Vcrsicherungs-Beiträge bewilligtwerden ;
8. daß eine weitere Beschränkung in Benutzung von Verwaltung^ oder Gemeindebcamten,

als der §. 3 des Allerhöchsten Erlasses vom 2. Juli solche vorschreibt, nicht stattfinden dürfe,
demnach das von Oberaufsichtswegen ausgesprochene allgcmeineVerbot der Anstellung von
Bürgermeistern uud Amtmännern aufgehoben werde;

3. daß die Portopsticht durch ein zu bestimmendesPauschquantum von der Societät abgetra-
werden soll;

4. daß durch Zahlung von Gewerbesteuer das dem öffentlichen Wohle dienende, keinen Ge¬
winn bezweckende Provinzial-Institut nicht zu einer gewerblichenAnstalt gestempelt und
ihn, und seinen Geschäftsführer!: überhaupt der ständischeCharakter gelassen werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsfeldorf, den 10. October 1864.

Referat über den Vcrwaltungsbericht
der Dircction der Provmzial-Feuer-Versichenmgs-Gesellschaft pro 1862 uud 1863.

Referent: Abg. Becker.

Aus dem Verwaltnngs'Bericht der Dircction über den Betrieb der Prouinzial-Feuer-Ver<
slcherungentnehmen wir mit Vergnügen, daß die Vortheile des Instituts immer mehr gewürdigt
Werden und daher auch die Betheiligung au demselben zunimmt.

Wir ersehendaraus, daß das VersicheruugsCapital von Immobilien Ende 1863 bis zur
Summe von 276,413,100 Thlrn. angewachsen war, in 1862 sich um w,I>7,K's> Thlr. und in
1863 sich um 11,851,850 Thlr. und die ordentlichenBeiträge davon sich

in 1862 um 13,324 Thlr. 12 Sgr. 5 Pfg.
und in 1863 um 1?,619 „ 17 „ 9 ,,

vermehrt haben, so wie, daß der eiserne Bestand, ungeachtet der in 1863 vorgekommenensehr
bedeutenden,die laufenden Einnahmen um 46,892 Thlr. 16 Sgr. 1 Pf, übersteigendenBrandschaden
seit 1861 von 310,262 Thlr. auf 374,924 Thlr. 18 Sgr. herangewachsen ist und somit bereits mehr
als die Hälfte des in 186U zur Ausammlnug in AussichtgenommenenBetrage« darstellt.

Wie erfreulichdiese auf Grund des reoidirtcn Reglements vom I. Sept. 18^2 und durch
eine gute Verwaltung erzielten Resultate bei der Immobiliar-Versicheruug auch sind, so vermögen ste
den «»angenehmenEindruck doch nicht zu verwischen,der sich bei Durchlesuug der nber die dnrch
den hohen Landtag beantragte Ausdehnung des Geschäftskreisesder Provinzial-Feuer-Socletät aus
"e Mobiliar-Versicherunggepflogenen Verhandlungen, bei näherer Betrachtung der durch Allerhöchsten
Erlaß vom 2. Juli 1863 gegebenen Zusätze zu dem erwähnten Reglement über die Mobckmr-^er.
sicherung und namentlich bei Erwägung der in dieser Beziehung seitdemgemachten Erfahrungen,
Eingang verschafft. Hieraus erhellt, daß unerachtetder vielen Mühen und Arbeite», d,e der hohe
Landtag, dessen VerwallungsAusschüsse und besouders die Direction sich seit 1854 m dieser Äez«.
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hung gegeben haben, eine einheitlicheVerwaltung des Mo- und Immobiliar-Feuer-Versicherungs.
Geschäftesnicht hat erzielt werden können, daß namentlich die der Societät für die Imobiliar-Ver-
sicherung zustehende Stempel-, Sportcb und Portofreiheit, die eMtivifche Einziehung der Beiträge
und das Recht, Staats- oder Gemeindebeamte zu benutzen, für die Mobiliar-Versicherung nicht ein¬
geräumt wurdeu ist und daß in Folge dieser beschränkenden uud lästige» Bedingungensie nicht lebens¬
fähig ist es nicht werden wird und somit weiterer Unterstützungen bedarf.

Wohin diefc beschränkenden und lästigen Bedingungen bereits geführt haben, erhellt aus
Folgendem: Auf Grund derselben hat . . . ^ .

n) die Königliche Regiernngs-Haupt-Kasse zu Trier sich anfangs sogar geweigert, den Empfang
von Mobiliar-Beiträgen zu vermitteln,

I.) eine nicht unbedeutendeAnzahl Empfänger den Empfang der Beiträge nicht besorgen wollen,
c) haben mehrere Steuerboten sich geweigert, die Versichertenvon den zn zahlenden Beiträgen

zu benachrichtigen,
ch ist nicht allein den Bürgermeistern die Mitwirkung bei dem Mobiliar-Geschäfte sondern auch

solche den Bürgermeisterei-Sekretairen untersagt worden, und endlich sind
o) die Geschäftsführersogar für gewerbcstenerpflichtigerklärt worden.

Diese außerordentlichenHemmnisse und Unannehmlichkeitenin der Verwaltuug des Mobi-
liar-Feuer-Versicherungs-Wesenswerden noch durch die in Folge der Portopflichtigkeitder Correspon-
dcnzen hervorgerufenen sehr bedentendenMehrarbeiten, sowie durch den Umstand, daß Rückstände,
namentlichkleinere, wegen der mit der Einziehung iu gerichtlichem Wege verbundenen Schwierigkeiten
und Kosten gar nicht eingezogenwerden können, sehr wesentlich erhöht.

Alle diese Uebelständeveranlassen den IV. Ausschuß in Uebereinstimmungmit der Direc-
tion und in der Ueberzeugung, daß ohne Abhülfe der erwähnten Uebelstände das Mobiliar-Institnt
nicht lebensfähig werden wird, den hohen Landtag zu ersuchen, Seine Majestät den König um
sckleuniae Reme'dur in dieser Angelegenheitzu bitten. ,, , . ^ .

Ausschuß glaubt hoffeu zn dürfen, daß eine gründliche Darstellung der Sachlage bei Seiner
MaieM geneigtes Gehör finden werde, indem mir irrige Ansichten über das Institut iu Vergleichzu
den Prival-Instituten die Veranlassung zu diese« beschräukendeu und lästigen Bestimmnngen gegeben
haben tonnen. <-. » r > ^ <-

Zu diesem Ende dürfte allcrnuterthäuigst vorzustellensein, daß
die Rheinische Proviuzial-Fcuer-Societät ein auf gegenseitigeUnterstützung gegründetes Institut
uud vonugsweise bestimmt ist, den Armen zu helfen, den Schutz fucheudeu uud besonders den Land¬
bewohnernGeleaenheit zugeben, ohne viele Mühe ihr Hab und Gut in reeller Weise versichern zu lassen;
das- es nicht des Gewinnstes wegen, wie die Privatversicherungen,betrieben wird, souderu daß es ein
für das Gemeinwohl nützliches, nöthiges und unentbehrlichesInstitut ist, das nnr der Versicherer
wegen gegründet w°rde»"ist, ja daß es eine Nothwe>idiMt für die Provinz ist um den schon viel¬
fach zu Tage getretenen schädlichen und gefährlichenAnsschrettuugeuder ganz srei gegebenenPrivat«
Vcrsichermias.Gcscllschaftenein Gegengewichtzu bieten.

Sind diese von dem Inst-tute angegebenenKriterienrichtig, woran doch wohl nicht zu zwei¬
feln ist so hat es auch ein unrecht ans den Schutz des Staates uud darf uou der Huld SeiuerMaMt
des Köuigo mit Zuversicht erwartetwerden, daß ihm die uöthige Unterstützung gewährt daß es als Pro-
Vinzial-Commnnal-Anstallerhalten, daß es von den lästigen und erschwerendenVedmgungen bc«
und daß es fernerhin nicht den Priuatanstalten nachgesetzt uud unmöglichgemachtwerde. Es dursle
ferner um so mehr eiu cmustiger Bescheid auf die zu stellenden Anträge zn erwarten sein, als der
Provinüal-Feuer Societät bei der Immobiliar-Versicheruug die sehr harte Verpflichtung überkommen
ist iedes Gebände ohne Ausuahme zu versichern, die Privat-Gesellschaften dagegen solche H"«
nicht kennen, die gefährlichenRisikos abweisen uud nur solche übernehmen, die mit wenig Gefcini
verbunden sind, aber desto mehr Geld einbringen.

Die demnachbei Seiner Majestät zu stellendenPetlta durften folgendesein:



177

Allerlwchst derselbe möge geruhen zu befehlen, daß
1. die Mobillar-Versicherungs-Beiträge der Rheinischen Feuer-Societät in derselben Weise, mit

denselben Rechten und Pflichten durch die Königlichen Stener-Kassen erhoben und eingetrieben
werden, wie die übrigen Staatsstciiern und daß den Stenerempfängcrn dafür 3 Procent Tantieme
und in der Zutunft ebensoviel auch von der Besorgung der Kassengeschäfte für die Immobiler»
Versichernngs-Beiträge bewilligt werden;

2. eine weitere Beschränkung in Benutzung von Verwaltnngs- oder Gemcindebeamten, als der §.3
des Allerhöchsten Erlasses vom 2. Juli l8L3 solche vorschreibt, nicht stattfinden darf, demnach
das von Oberaufsichtswegen ausgesprochene allgemeine Verbot der Anstellung von Bürgermeistern
und Amtmännern aufgehoben werde;

3. die Portopflicht durch ein zu bestimmendes Pauschquantum von der Societät abgetragen
werden soll:

4. durch Z ahlnng von Gewerbesteuer das dem öffentlichen Wohle dienende, keinen Gewinn
bezweckende Provinzial-Institut nicht zu einer gewcrbtreibenden Anstalt gestempelt und ihm und
seinen Geschäftsführern überhaupt der ständische Charakter gelassen werde.

Diese Petita dürften außer durch die oben angegebene generelle Begründung noch durch
folgende specielle zu unterstützen sein.

:ui 1. Nur durch Erfüllung dieses Petitums werden die oben erwähnten Mängel beseitigt, die Ein¬
heit in dein Kassen- und Rechnungswesen der Mo-undIminobiliar-Versichernug erzielt und die Ord¬
nung darin erhalten, die Dircction nicht von dem Willen einzelner Steuer'Empfänger abhängig ge»
macht, das bestehende Dienstverhältniß nicht altcrirt und den Versicherten der Vortheil zugewandt, daß
sie für die Versicherung ihres Mo- und Immobiliars ovout. nur an eine Person zu zahln, haben.

Der Ausdehnung der fraglichen Befugniß auf die Mobiliar-Versicherung dürfte um des¬
willen mit Recht der Einwand nicht entgegen gehalten werden können, daß es ein Privilegium für
das Institut sei, weil es kein neues, sondern ein mit der schon längst bestehenden Immobiliar-Ver«

sich.'ruug einig verbundenes und eigentlich nur eine Erweiterung dieser ist, welche von Anfang an
das in Rede stehende Recht besaß. Zudem gereicht diese Befugniß, hauptsächlich nur den Versicherten
zum Vortheil und muß im Interesse dieser aufrecht erhalten werden, damit sie ihre Prämien sncccssive
zahlen können und die Gültigkeit der Versicherung nicht braucht von der Vorauszahlung der Prämien,
wie bei den Privatgesellschaften, abhängig gemacht zu werden. Zudem wird jeder Versicherte sich gerne
der Execution unterwerfen, um die angeführte Begünstigung m erhalten, zumal er schon wegen der
Immobiliarversicherung derselben unterworfen ist.

Der Ausschuß glaubte die Erhöhung der Tantieme für die Besorgung der Kassen- und
Aechnung^gefchl.fte von 2 auf ^ „ nur deswillen beantragen zu dürfen , weil die Empfänger für
die Besorgung der Staats-.^afseugeschäfte in der Regel auch 3«/<, und selbst mehr beziehen und weil
m der günstigeren Stellung der'Beamten die Staatsbehörde ein Motiv mebr zur Bewilligung
unseres Antrages finden dnrfie.

Diese .'!"., sollen jedoch nur dann mich für die Erhebung der Immobiliar-Beiträge be¬
willigt werden, wenn liberbaupt 'das Petitnm im lenzen sanetionirt wird.

Da5 Petitnm
»-!. 2 findet seine Begründung in dem Umstände daß, obgleich in den von Seiner

Majestu! nein Könige genehmigten zusätzlichen Bestimmungen vom 2. Juli !«!3 den Beamten
nicht untersagt ist, bei der Mobiliar-Versicherung mitmwirten die Staatsbehörden doch den Nnr-
sserineister» und deren Sckretairen verboten haben, die Local-Geschäfte der Versicherung zu über¬
nehmen. Die Mitwirkung der Beamten wird aber deshalb für nöthig, ja unentbehrlich erachtet,
damit auch vier in der Verwaltung soviel al^ möglich die Einbeit bei der Mo- und Imnwbiliar-
Versichcrung erhalten, dem Versichcruugs-Snchenden keine unnöthige Mühe gemacht uud besonders
dm auf dein ^aude wohnenden die Anmeldung ihrer Anträge bei den Ortsvorstehern, Bürger¬
meistern oder oere» Sccretairen so bequem als möglich gemacht werde.

23
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Auch liegt es sicherlich im öffentlichenInteresse, daß den, Provinzial-Institute sein Cha¬
rakter als öffentlichevon Behörden geleitete Anstalt gewahrt werde.

Die in dieser Beziehung von der Staatsbehörde bisher aufgestellten Grundsätze lassen
denselben ganz außer Betracht und stellen das provinzielle Institut den Privatgesellschaften gleich.
Dies ist aber faktisch nicht der Fall, das provinzielleInstitut treibt kein Gewerbe, wie die Privat¬
gesellschaften,es sucht die Geschäfte nicht auf, sondern läßt die Anträge cm sich herantreten. Es
genießt daher auch durch die Venutzuug der Beamten durchaus keinen Vorzng gegen die Privat¬
gesellschaften,diese sind vielmehr, um Geschäftezu machen ungleich besser gestellt, als jenes. Es
liegt daher auch den Privatgesellschaften gegenüber durchaus kein Grund vor, die Benutzung der
Beamten bei dem Proviuzial-Institittc zu verbieten.

Die Befürchtung, daß Mißbrauche und Collisionen dadurch entstehen könnten, ist durch
die feit langen Jahren bestehendegleiche Einrichtung bei der Iminobilar-Versicherung als unge¬
gründet widerlegt. Die Fälle, daß ein Beamter des Instituts einer Privatgesellschaft Versicherungen
abwendig gemacht hätte, dürften Wohl gar nicht, die umgekehrten aber sehr häufig vorgekom¬
men sein.

Wenn demnach durch die Benutzung der Beamten bei dem Immobiliar-Geschäft keinerlei
Iuconvcnienzen vorgekommensind, so darf auch wohl erwartet, und mit Sicherheit angenommen
werden, daß bei der Ausdehnung des Institutes auf die Mobiliar-Versicherung dieselben Beamten
dieselben bleiben werden.

lcä. 3. Die unendlich vielen Arbeiten, welche durch die Portopflichtigtcit der Eorrespon-
denzen hervorgernfen werden, lassen um so mehr den Wuusch gerechtfertigt erfcheiuen, durch ein
Pauschquantum das Porto abzutragen, als durch den so innig verbundenen Geschäftsgang des
Mo- und Iunnobiliar-Gcschäfts die Portofreihcit des einen durch die Portopflicht des anderen
illusorisch gemacht wird. Da durch eine solche Ucbercinkuuft dem Staate kein Opfer auferlegt
würde, dem Institute aber die ihm zugedachteLast, wenn auch in einer etwas veränderten Weise
verbliebe, so dürfte auch in dieser Beziehung dem Petitum von Seiner Majestät kein Bedenken
entgegen gestellt werden.

aci. 4. Wie ans dem Vorhergehenden zur Genüge erhellt, treibt die Provinzial-Feuer-
Societät kein Gewerbe, sie verfolgt keine industrielle, sondern nur Wohlthätigteitszwecke. Ihre
die Versicherungenaufnehmenden Beamten können daher ebensowenig zu der Zahlung von Ge¬
werbesteuerherangezogen werden, wie jeder andere Beamte, der Tantieme, oder ein fixes Gehalt
bezieht.

Hiernach erledigen sich auch die Gesuche der Steuer-Empfänger aus den Kreisen St.
Goar nnd Ereuznach. Schließlich erfüllt der Ausschuh noch eine angenehme Pflicht, indem er
der sehr thätigen und umsichtigen Leitung der Geschäfte der Societät, sowie der sehr eifrigen
Vertretung ihrer Interessen durch die Direktion volle Anerkennung zollt.

Düsseldorf, den 8. October 1864.

Der IV. Ausschuß:
Frh. Naitz v. Frentz, Vorsitzender. Becker, Referent. Guit Nenne. Berg er.
Seulen. Pilgram. Münster. Neusch. Bachem. v. Eynern. Zores.
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Nr. 8.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König,
Allergnadigster König und Herr!

Die Neorgamslltion
Die zum 17. Nhcinischen-Provinzial-Landtageversammelten treugehorsamstcnStände haben sich dcrNlici'iurlHmzbetr!

aus Anlaß einer Petition der Stadt Löln, welche allernntcrthcinigstals Anlage beigeschlossen ist, eingehend
mit dem Armenwcsen, wie es gegenwärtigsich in den verschiedenenTheilen der Provinz organisirt findet,
beschäftigt. In der sorgfältigen Erörterung dieser hochwichtigen Sache haben die treugchorsamsten stände
die Ueberzeugung gewonnen,daß die gegenwärtigeOrganisation des Annenwesens wirtlich mangelhaft
ist und der Reorganisationbedarf. Sie fchcn sich durch diese Sachlage verpflichtet, Euer Königliche Majestät
um AllerhöchsteVorlage eines „Gesetzeszur Organisation des Armcnwesensin der Nheinprovinz" zu
bitten. Als wesentliche Grundlagen für dieses Gesetz gestattensie sich allerunterthänigst,die nachstehenden
Bestimmungen zu bezeichnen:

1. Die Verwaltung des Armcnwesenserfolgt durch eine von der Gemeindevertretunggewählte
Commission unter Aufsicht der Gemeindebehörden.Der Ortsbürgermeister ist geborenes Mit¬
glied dieser Commission, welche den Namen „Armenverwaltung"führt,

2. Wo für Stiftungen statutgcmäßoder gesetzlichbesondere Verwaltungen angeordnet sind, ver¬
bleibt es bei den betreffenden Bestimmungen.

3. Für die Verwaltung des Armenvcrmögenssind die für die Verwaltung des Gemeindevermögens
bestehenden Vorschriften maßgebend.
In tiefster Ehrfurcht ersterben «.

Düsseldorf, den 19. October 1864.

Bericht drs V. Ausschuffl's
über eine Petition der Stadt Köln, das Armenwesen betreffend.

Referent: von der Heydt.

„Oberbürgermeister, Beigeordneteund Stadtverordnete der Stadt Köln" haben eine Petition
'<. 6. 15. Sept. d. I. wegen „Abänderung der in der Nheinprovinzbestehenden Gesetze über Organisation
des Armenwescns" nebst begleitenderDenkschriftbeim 17. rheinischen Prouinzial-Landtage eingebracht,
Mit dem Antrage auf Ueberweisnng ihrer Petition an die Königliche Staatsregierimg.

Der Bürgerincister und die Stadtverordneten- Versammlung der Stadt Siegbnrg und der
Oberbürgermeisterder Stadt Düsseldorf u.A. haben dnrcl, Eingaben <i. ä. 7. und resp. 8. d. die Petition
der Stadt Köln unterstützt.

Der 5. Ausschußist damit befaßt, über dieselbe Bericht zu erstatten. Indem er sich dieser
Aufgabe entledigt, kann er von einer Neprodnctiondes Inhaltes absehen, da die Petition nebst Denk¬
schrift gedruckt und au sämmtliche Mitglieder der StändeHersammlung ausgetheilt ist.

Vorab ist nun in formeller Beziehung zu criuueru, daß nach dein ständischen Geschäftsgange
"ne Ueberweisnng der Petition an die Staatsregicrung nicht zulässig ist. Die Sache kann, wenn nnd
Msoweit sie die Zustimmung der Versammlungfindet, in keinem anderen Wege erledigt werden, als in
einer Immediat^Petition des ProvinzialLandtagö an Se. Majestät den König.

Was nun den sachlichen Inhalt der Petition betrifft, so hat sich der Ausschuß der Untersuchung
und Erörterung mit dein Ernst und der Sorgfalt unterzogen,welche eine so wichtige und in die bürger¬
lichen Verhältnissetief eingreifende Sache mit Nccht beansprucht.

Beim Durchlcsender Petition und Denkschrift ist dem Ausschussesofort die Thatsache entgegen¬
getreten, daß dasjenige, was die Petition in Bezug auf die Organisation der Armen-Verwaltung

83 *
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erstrebt, in vielen Städten der Provinz auf Grund der Städteordnung vom Jahre l«5<0 bereits vor«
Handen ist und daß die neue Ordnung sich überall — wie es der OberbürgermeisterHammers für
Düsseldorf mit Nachdruck constatirt — in jeder Beziehung bewährt hat. Die Uebelständeder gegen
wärtigen Organisation des ArmcnwcscnS,welche die Denkschrift hervorhebt, sind also keineswegs in der
ganzen Provinz, nicht einmal in vielen Städten, anzutreffen. Auch in folchen Städten, wo — wie in
Köln — abgesondertvon der Stadtverwaltung besondere Armeuvcrwaltuugenbestehen, ist über die von
Köln aus beklagten Uebelstände im Allgemeinen eine ernstliche Klage nicht erhoben worden.

Hat demnach und in Erwägung aller dabei in Betracht kommenden Verhältnisseder Ausschuß
die Petition der Stadt Köln als eine Petition der ganzen Provinz sich nicht in allen Theilen aneignen,
auch die Dcutschriftnicht überall zutreffenderachten können: so ist er doch einstimmig zu der lieber
zeugunggekommen, daß die gegenwärtigeOrganisation des Armenwesensmangelhaft ist und wirtlich
der Organisation bedarf. Die Verwaltung des Armenwesensbedarf vielfach einer freieren Bewegung
und einer größeren Sclbstständigteit. In denjenigen Armenverwaltungen, welche ein von der Stadt-
Verwaltungabgesondertes Bestehen haben, ist durch den Wahlmodus der Cooptation eine gewisse Ein
seitigteit hervorgerufen, die oft zu Mißbrauchenführen kann, abgesehen von den Unzuträglichteiten,die
das Bcstätigungsrechtder Königl. Regierungen mit sich führt. Es wird sich zur Abstellung solcher
Mißbräucheund zur gedeihlichen Entwickelung des Armenwesensempfehlen, die Wahl der Armcnverwal
tnngen in die Hände der Gemeindevertretungenzu legen, und überdies; ihre Administration unter Aufsicht
der Gemeiudebehördeu zu stellen. So sehr der Ausschuß die Nothwendigkeiterkennt, der Stadtverwaltung
die Aufsicht und fomit eine gewisse Einwirkung zn sichern, so hat er doch entschieden Bedenken getragen,
mit der Petition so weit zu gehen, daß die Verwaltung des Armenwesensohne weiteres den bestehenden
Armcnucrwaltungenentzogenund der Stadtverwaltung überwiesen werde. Denn vor Allem hält es der
Ausschuß für ei» Gebot der Pflicht uud der Pietät, daß cinestheils die Vermächtnisse frommerVäter eine
abgesonderte Verwaltnng behalten, welche sie vor einer Verschmelzung mit dem städtischen Vermögen
sicherstellen,und dann daß, wo für besondere Stiftungen durch Urkuudcuoder durch das Gesetz über die
Hospitaluerwaltungen eigene Verwaltungen angeordnet sind, diese mit allem Nachdruck in ihren Rechten
geschützt werden.

Aus diesen Gründen glaubt der Ausschuß eiue Petition um Vorlage eiues Gesetzes zur Reor¬
ganisation des Armcnwesens,welches den angedeuteteuErfordernissenentspricht, welches die Rechte der
Stiftungen wahrt uud andererseits die Verwaltung des ArmeuvcrmögenSvon der ihr jetzt auferlegten
Bevormundung befreit, der Versammlungmit voller Ueberzeugung empfehlen zu dürfen.

Da es nicht die Aufgabe des Landtags sein kann, ein derartiges Gesetz zu formuliren. fo wird
die Petition der Stände sich darauf zu beschränkenhaben, die wesentlichen Grundlagen für dasselbe auf¬
zustellen. Die am Schlüsse der Kölner Denkschrift formulirten sechs Punkte hat der Ausschuß zu seinem
Zweck in einer anderen Fassung auf drei Puutte beschränkt, welche in stringcnter Form alles dasjenige
hervorheben,was er zur Grundlage des von Sr. Majestät zu erbittenden Gesetzes als nothwendigund
wesentlich erkannte.

Als schließliches Ergebniß seiner Berathungen beantragt der Ausschuß einstimmigfolgende
Resolution des Provinzial-Lcmdtages:

„Die znm 17. rheinischen Prouiuzial - Landtage versammeltenStände bitten in einer Petition
„an Se. Majestät den König nm AllerhöchsteVorlage eines Gesetzes zur Organisation des Armen-
„Wesens in der Nheinprouinzauf nachstehender Grundlage:

1. Die Verwaltung des Armenwesenserfolgt durch eine von der Gemeindevertretunggewählte
Commissionunter Aufficht der Gemeindebehörden. Der Ortsbürgermeister ist geborenes
Mitglied dieser Commission,welche den Namen „Armenvcrwaltung" führt.

2. Wo für Stiftungen statutgemäß oder gesetzlichbesondere Verwaltungen angeordnet sind,
verbleibt es bei den betreffenden Bestimmungen.
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A. Ml die Verwaltung des Armcnuermögenssind die für die Verwaltung des Gemeinde»
Vermögens bestehendenVorschriftenmaßgebend."

Düsseldorf, den 12. Octobcr l6(>4.

Der fünfte Ausschuß:

Frhr. von Geyr, Vorsitzender, von der Heydt, Referent. Oi-. E. Leris. Baum.
Contzen. Bremig. Noeggerath. Frhr. v. Ryusch. Schult. I. Horst.

Petition der Vertretung der Stadt Köln
wegen Abänderung der in der Nheinprovinz bestehenden Gesetze in Betreff der

Organisation des Nrmenwesens,

gerichtet:

1) an das hohe Staats-Ministerium in Berlin und
2) an den Rheinischen Provinzial-Landtag zu Düsseldorf.

In der Nheinprovinzist seither eine Organisation der Armen - Verwaltung beibehaltenwor- Petition der Stadt
den, verschiedensiir die einzelnen Theile derselben,ungleich in der Behandlung eines und desselben Ge« ^H ^' ^" Ain'
genstandes, unselbstständig ihrem Wesen nach, unfähig einer freieren Entwicklung,widersprechend dem Aimengeletzgebung.
Grundsatzeder Selbstverwaltung der Gemeinde,nicht im Einklang mit der in den östlichen Provinzen
des Staates bestehenden freieren Gesetzgebung.

Daß diese Gesetzgebung einer Abhülfe bedarf, wird tagtäglichin den mannigfachsten Beziehn«'
gen von den Behörden, wie von den Verwalteten empfunden.

Wir richten deßhalb:
»ü 1) nntcr Beifügung einer, auch dem Landtag der Nheinpr ovinz überreichten Denkschrift,
all ,2) unter Beifügung einer Denkschrift

über die Mängel des gegenwärtigenInstandcs
»ct 1) an das hohe Staats-Ministerium die Bitte:
l>ä 2) an den Rheinischen Provinzial-Landtag die Bitte, gegenwärtigePetition der König¬

lichen Staats Regierung mit dem Antrage zu überweisen:
beidcu Häusern des Landtages in nächster Zeit ein Gesetz zur Genehmigung vorzulegen, durch welches
die bisherige Organisation der Armen-Verwaltung in der Nheinprovinzaufgehoben und die Selbststän»
digteit der Verwaltung auch in diesem Theile des Gemeindewcscns gesichertwird.

Köln, 15. September 1684.
Ergebenste

Oberbürgermeister, Beigeordnete und Stadtverordnete.*)

»> Der obigen Petition hoben sich durch gleichartige Anträge »»geschlosst,!: die Städte Düsseldorf, Crefelb,
Veimev,Biene», 3t, Iobauii, Weuclnigboven,Nable», siegbnrg, Ährwciler.
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Denkschrift
über

die der Armengcsehgebung in der Nheiuprovinz nothwendigen Aenderungen.

über

Denkschrift zur Peti- So groß und mannigfach die Thätigkeit der preußischen Gesetzgebunginsbesondere auch
bm.dllsNmmwesen.'für die Nheinlande seit 15 Jahren gewesen ist^ so erscheintsie doch klein und von geringerer Be¬

deutung auf dem Gebiete des Gemeinde-Armenwesens. Außer dem Gesetze vom 31. December 1842
(Ges.-S vou 1843 S. 8) und der Novelle zu demselbeu vom 2t. Mai 185,5, (Ges.-S. S. 311)
findet sich kaum ein luichtiges Gesetz.

Jene beiden Gesetze, die bereits eine reiche Quelle juristischer Eontrovcrsen geworden sind,
berühren im Wesentlichendie ^rage, wer die Verpflichtung zur Fürsorge für Arme babe, und be¬
lasten hierbei ganz vorzüglich die Gemeinden, an welche von Jahr zu Jahr wachsendeAnsprüche
zur Vermehrung der Unterstützungen gerichtet werden.

Es liegt nun nahe, daß diese als Verpflichtete mich eine Mitwirkung haben sollen bei
der Erfüllung ihrer gesetzlichenVerbindlichkeiten,und daß diese Gemeinde-Angelegenheitzur eigenen
Verwaltung der Gemeindeu eben so sehr gehöre, wie alle sonstigen Beziehungen des Gemeinde-
lebens. Sobald man es als ein Bedürfniß erkannte, daß dieses sich freier und felbstständigcr
entwickeln muffe, durfte man diese freiere Bewegung und Selbststündigkeit bei der Verwaltung
eines in alle Verhältnisse des Gemeindelebens und des Gemeindehaushalts so ticfeingreifenden
Theiles desselbennicht hemmen. Aber gerade das Gegentheil ist geschehen.

Als nach langen Wehen endlich die Gemeindeordunng vom 23. Juli 1845 erschiennnd
für die Gemeinde eine felbstständigere Verwaltung anbahnte, unterband sie diese für die Verwal¬
tung der Armen-Angelegenheitendurch die Bestimmung im § 119: Die bestehende Organi¬
sation der Armen-Verwaltung wird dnrch dieses Gesetz nicht aufgehoben, und
durch die Beschränkung im §. 80:

In Ausehuug derjenigen Ausgaben, welche zur Erfüllung von Pflichten der Ge¬
meinden z. B. zur Aulage und Unterhaltung von Armen-Anstalten nothwendig sind, ist
der Beschluß des Gemeinderathes als bloßes Gutachten anzuseheu.

Die Städteorduung von 1^50 enthält diese Beschränkuugen nicht; es benutzten daher
mehrere Städte, in welchen sie eingeführt wurde, ihre freiere Stellung und richteten das Armen¬
wesen auf Grund des ß. 56 ein, der es erlaubte, daß „sowohl zur dauernden Verwaltung ein¬
zelner Geschäftszweige,als zur Erledigung eiuzelncr bestimmterAngelegenheiten und Aufträge auf
Beschluß des Gemeinderaths besondere Deputationen aus Mitgliedern des Vorstandes, Gemeinde-
Verordneten und Gemciudcwählcrn gebildet werden."

Indessen ist es zweifelhaft, ob diese allgemeineBestimmung beabsichtigte,die Gesetze über
das Armenwesen, wie sie in großer Verschiedenheitauf dem rechten und linken Nheiuufer seither
bestände», aufzuheben.

Eiu Miuistcrial-Neseript vom 21. December 1850 entschied für diese Anfhebnng; später
wurde sie wiederum bezweifelt, uamentlich in einer Verfügung des Ober-Präsidenten der Nheiu¬
provinz vom !>. December 1852.

Zu einer Einigung gelangte man nicht; jedoch sprachen sich die Gerichte für den Fort¬
bestand der seither bestandenen Organisation aus. (Rheinisches Archiv, B. 51. 1. S. 81. 2 ^.
72 «. 52. 1. S. 206).

Die Discussionen im Abgeordnetenhausebei Gelegenheit der jetzt geltenden Städteordnung
geben Zeugniß von dem Fortbestand dieser Zweifel, lelr. stenographischeVerhandlungen vom 3.
April 1856, S. 819 ff.) zugleichaber auch davon, daß das Ministerium des Innern der Ansicht
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sich zugewandt hatte, daß dic seitherige Gesetzgebungnicht aufgehoben sei, und zur Beseitigung
aller Zweifel hierüber für die Zukunft nabm die Städteordnung dic Nestumnung der Gemcinde-
ordnung von 1845 wieder auf und setzte im >;. 4 wörtlich fest: Die bestehende Organisation der
Armen-Verwaltung wird durch dieses Gesetz uicht aufgehoben.

Hierdurch ist eine Verschiedenheitder Organisation in der Nheiuprovinz erhalten worden,
gegen welche nichts zu erinnern wäre, wenn die früheren gesetzlichenBestimmungen den Gemeinden
eine freiere Selbstverwaltung gewährten, oder wenn überhaupt umfassende gesetzliche Bestimmungen
vorhanden wären.

Letzteres ist aber zum Theil nicht der Fall. Denn in denjenigen Theilen der Provinz
auf dem rechten Rheiuufer, die weder zum ehemaligen französischenKaiserreich, noch zum Groß-
hcrzogthum Berg gehörten, finden sich nur zerstreute Bestimmungen in einzelnen unzugänglichen
älteren Gesetzen, theils Kur-Trierischen, theils Kur-Kölnischen oder Sahn ° Altenkirchischen, Sayn-
Hachcnburgischeu, Solms-Braunfels'schrn, Wied-Nunkcl'schcn und Wied-NcuwicdifchcnVerordnungen.

In dem ebemaligen Großherzogthum Berg waren zwar die älteren Verordnungen der
HerzogtbümcrBerg und Eleve durch neuere, den Gesetzen des französischen Kaiserreichsnachgebildete
Gesetzebeseitigt. Allein diese waren noch nicht vollständig zur Ausführung gekommen, als das
Großherzogthum aus der Reihe der Staaten schwand und dic Cabinetsordres vom 21. Mai 1828
un 1(). September 1824 untersagten dic Weitcrc Ausführung.

Die Verwaltung des Armen-Vermögens ging (wie es stiftungsmäßig meistens geschehen
mußte) an die kirchlichen Gemeinden zurück; jedoch ordnete eine Verfügung der KöniglichenRe¬
gierung zu Düsseldorf am 24. Februar 1829 Amtsblatt S. 96) dic Bildung bürgerlicher Armen-
Verwaltungen an, welche unter den Landräthcn stehen.

In demjenigenTheile der Provinz auf dem linken Nheinufer, welcher unter französischer
Herrschaft gestanden, findet sich eine unter dieser zu Stande gekommene ziemlich vollständigeGesetz¬
gebung, beginnend mit dem Gesetz vom 16. Vendemiaire I. V. <?. Oetobcr 1790) für die Hospi¬
täler und niit den Gesetzen vom 7. Frimaire V. (27. November 1796) und 20. Ventüse V. (10.
März 1797) für dic eigentlichem Armen-Verwaltungen.

An diese Gesetze schließt sich eine ganze Ncihc sonstiger Gesetze an, welche dic Verwal¬
tung dcs Hospital- und Armen-Vermögcns regeln; außerdem griffen die Präfccten mannigfach ein
und trafen organisatorische Bestimmungen an eiuzeliieu Orten, abweichendvon den vorhandenen
gesetzlichen Bestimmungen.

Neispielsweise mag Köln augeführt werden, wo man Hospital- und Armen-Verwaltung
w besonderer Weise vercinigtc und einen Präsidenten an dic Spitze stellte, so daß bis hcnte die
Frage streitig geblieben ist, ob dessen Beseitigung möglich und ob es statthaft ist, daß der Ober¬
bürgermeister sich durch einen Beigeordneten für die Geschäfte der Ariucn-Verwaltung vertreten
lassen dürfe.

Es ist hier nicht der Ort, auf das Einzelne aller der in der Nheiuprovinz geltenden
Gesetze einzugehen.

Wer sich für eine Zusammenstellung derselben interessirt, findet sie in der Monatsschrift
für Deutsches Städte- und Gemeindcwesendes fünften Jahrganges, 1859, S. 113.

Das bisher Angeführte soll nur dazu dienen, die buntscheckige Mannigfaltigkeit in den
gesetzlichen Bestimmungen über das Annenwesen, den wichtigstenTheil der Gemeinde-Verwaltung
barzuthun. Sie allein wäre eine hinreichende Veranlassung, einfachere und allgemeine Bestim¬
mungen an die Stellen von Gesetzen zu bringen, die sogar unzugänglich sind und in den ver¬
schiedensten Sammlungen mühsam aufgesucht werden müssen, so daß man in Wahrheit behaupten
kann, daß es ohne eindringendes Studium dem Gemeinde-Verwalter wie den Verwalteten eine
Unmöglichkeitist, diese Gesetzeauch nur zu kennen, während gerade die von ihnen berührte Angelegen¬
heit jedem Bürger nahe liegt. Allein abgesehen hiervon giebt es einen weit wichtigern Grund
für die Beseitigung dieser unharmonischen und unverständlichen Gesetzgebungund Organisation.
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Sie berücksichtigt nämlich in keiner Weise die Selbstständigkeit, welche verfassungsmäßig den Ge¬
meinden in ihren Angelegenheiten znsteht.

Die französischen Gesetzehatten bekanntlich das Streben, das ganze Verwaltungswesenmöglichst
zu ccntrcilisiren;die Gemeindenund ihre Organe und ihre Anstalten nuter die unmittelbare Aufsicht
der CeutralHcrwaltuug (Constitntion vom 21. Frnctidor I I I, >22. August 17!)5s, Arr.'tte vom s4.Bru-
mairc V. sll',. November I7U«s, Gesetz vom II. Brumaire VII. ^i. December 17!)«s und später nach
Erlaß des noch mehr centralisircndcnGesetzes vom 2« Pluvwse VIII. si7. Februar 1«0N) unter die
Aufsicht der Präfecteu und Unter-Präfecten zu stelle,!. Wie hierdurch die Gemeiuden in vollständigster
Unselbständigkeitblieben, so erhielt sich auch die Unmündigkeitder Armeu. Verwaltung selbst; denn
auch diese eutbehrt aller Selbstständigkeit; überall ist sie in ihren Beschlüssen an die höhere Genehmi¬
gung gebunden.

Es war dies consequent;denu wollte man die Gemeindenicht durch eigeue Organe verwal¬
ten lassen, so konnte den Organen von Gemeinde Anstalten keine freiere Stellung gewährt werden.

Man ging aber noch weiter; mau löste sie von drr Grmeiude immer mehr ao uud erhielt
nur dadurch eiu schwaches Band, daß man dem Vorsteherder Gemeindeldem Maire) den Vorsitz bei der
Armew uud Hospital-Vcrwaltuug gab. Die Vertretung der Gemeinde erhielt nur für gewisse Fälle eine
gutachtliche Mitwirkung; der Schwerpnnet der Verwaltung beruhte immer in der Hand der Präfecteu,
an deren Stelle später die Regierungsbehörden uud Vaudräthe traten. Diese in enge Schranken ge¬
zogene Verwaltung nach deu frauzösische»Gesetzen wurde Musterbild für die administrativenVerfügungen,
durch welche das Armeuweseuiu der ganzen Provinz geordnet wurde, uud die 38, 5« uud I I!» der
Gemeiudeorduuuguon 1845 beweisen, wie mau dieses Musterbild liebgewonnenhatte; denn sie sanctio-
nirten aufs Neue die Unselbständigkeitder Gemeinden.

Hierdurch setzte mau die Gemeinden in der Nheinprouinz gegen die Gemeindenin den alten
Provinzen zurück; dem, iu diesen, in welchen die Städteordnungeu von, t!>. November 1«N5 oder vom
17. März 1«?>1 zur Ausführung gekommen,warm Magistrat uud Stadtverordnete in Armen-Angele¬
genheiten eben so sclbstständig wie in den andern Gemeinde Angelegenheiten, wie dies aus dem 8- 179
der erster,, und deu tz^. W4 uud 114 der letzter,, hervorgeht,welchererstere seine Anordnungen(unter
«) mit der Bestimmung abschließt:

Das ganze Armenwescn wird den Händen der Bürgerschaft, ihrem
Gemeinsinn uud der Wo hlthätig te i l der Sradt ein wohner anvertraut,

nachdem vorher gesagt ist:
„Das Armenwesen wird^von einer Deputation geleitet. In kleinen Städten soll sie

ans dem Bürgermeister und ^>taotoerordncle„ ,md Bürgern aus verschiedenen Gegenden
der Stadt bestehen. In den größcrn und mittlern tritt außerdemwenigstens der Sundicns
und nöthigenfalls noch ein anderes Magistratsmitglied hinzu. Auch werden Geistliche »nd
Aerzte in die Deputation mit aufzunehme»sein.

Wo die Polizei des Ortes einer besondern Behörde außer dem Magistrat übertragen
ist, soll auch der Vorsteherder Ortspolizei Mitglied derselben sein. Unter dieser Lei¬
tung, die den Namen Armen-Direction führt, wird die Verwa lliiug des
Armenweseus lediglich durch Commission^,, aus der Bürgerschaft besorgt.
Diese die Selbstständigkeitder Gemeindenanerkennenden Bestimmungensind „ach der jetzt in

den östlichen Prouinzen geltenden Städteorduuug vom ^«». Mai l«5,3 „och maßgebend, wie aus den, Tit.
XIII. der Inslrnctiou vom 20. Inni 1«')3 ausdrücklich hervorgeht. Mit Recht tonnen dir Städte der
Nheinprovinzverlangen, daß ihnen keine geringere Befugnis; in der Selbstuerwaltnng zugemessen werde,
als ihren Schwestern in den östlichen P.wvinzen.

Diese Selbstständigkeitbesteht darin, daß die Mitglieder der Armen - Verwaltuug durch eine
mehr aus der BürgerschafthervorgehendeWahl zu ihrer Thätigkeit berufen werden, während gegenwärtig
die nach dem frauzösischm Gesetze oder nach dessen Vorbild berufeueuMitglieder uou deu Regierungen
ernannt werden, nachdem sie von den Armenverwaltuugs-Mitgliedern in Vorschlag gebracht worden. Diese
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Weise der Berufung führt eine gewisse Einseitigkeit ein. Die Coovtation geht nur auf solche Persön¬
lichkeiten, von denen man sich einer gleichen Richtung in allen Anschauungen versichert hat, und so ver¬
erbt sich in den Verwaltungen oft ein Geist, der dem frischern ^ebeu sich anschließt; die größere Selbst-
ständigteit der Städte in den alten Provinzen besteht ferner darin, daß die ans freierer Bildung her-
vorgegangcnen Verwaltiiugs-Commissioncu iu Verbindung mit der Ttadtverordueteu-Versammlnng stehen
und iu der Verwaltung des Armenwesens sich eben so frei bewegen köuueu, wie die Stadtuerorduetcn
in Betreff der Gemeinde Angelegenheiten im eigentlichenSinne, und hierbei keiner größern Befchräntnng,
keiner höhern Controle unterworfen find, wobei es sich von selbst versteht, daß fic bei der Verwaltung
alles Stiftuugsvermögcus au die Statuten der Stiftungen gebuudeu uud diefc der Oberaufsicht der
Königlichen Regierung im Allgemeinen unterworfen bleiben.

Wenn man sich nach dein bisher Vorgetragenen der Ueberzeugung nicht verschließenkann, daß
die Gesetzgebung über das Armenwesen iu der Rheiuvrouiuz einer Abänderung bedarf, um der gesetzlich
feststehenden Selbstucrwaltnng näher gebracht zu werden, so dürfte sich nur frage», vb etwa der Erlaß
eines besondern Gesetzes auf zu große Schwierigkeiten stoßen möchte. Diese Frage ist aber zu verneinen,
wenn man berücksichtigt,daß das ganze Armenwescn seiner Natur uud Wesenheit nach nur einen Zweig
des Gemeindewesens bildet, und daß die Gesetze, welche dieses letztere regeln, eben so sehr geeignet sind,
auf jenes Anweuduug zu finden.

Wie richtig dies ist, ergibt sich daraus, daß mehrere Städte nach Einführung der Ge-
meindeorduuug von 1850 nach deren Grundsätzen ihr Armenwescn regelten und die Verwaltung des
Armenvermögens in die Hand nahmen. Dieses auch für die rheinischen Städte allgemein möglich 'zu
Machen, dürfte ein Gesetz mit nachfolgenden Bestimmungen genügen:

1. Die Verwaltnng des ganzen Armcnwesens erfolgt durch die Gemeinde-Behörden nach denGc-
fctzcu über die Verwaltung des Gemcindevcrmögens.

2. Es steht der Gcmeindc>Verwaltnng frei, mit Rücksicht auf §, 54 der Städtcordnung vom 15.
Mai 1856, besonderen Commissionen, an deren Spitze der Bürgermeister oder ein von ihm
zu bezeichnenderBeigeordneter steht, die Verwaltung des ganzen Armcnwesens oder eines
Theiles derselben zu übertragen. Die hiefür zu crlasseudcu Statuten werden von der Ge¬
meinde-Behörde entworfen und dürfen nichts enthalte», was dcu Grundsätzen der Städtcord¬
nung vom 15. Mai 185U oder der Gcmeindcordnung vom 23. Inli 1845 über die Verwal¬
tung des Gemeindevermögens widerstreitet.

3. In Betreff der besondern Stiftungen, zn deren Verwaltung auch besondereCommissionen be¬
stimmt werden können, verbleibt es bei der Altordnung des tz. 4 der Städteordnnng und tz.
20 der Gemeindeorduung von 1845.

4. Die im Art. 2 bezeichnetenCommissionen werden durch die Stadtverordneten - Versammlung
theils aus ihrcu Mitgliedern, theils aus der Zahl der zur Stadtverordneten-Versammlung
wählbaren Bürger nach Stimmenmehrheit gewählt.

5. Auf dic Gewählten hat die Bestimmung des tz. 7« der Städteordnnng vom 15. Mai 185K
Anwendung.

6. Die seither gültigeu Gesetzeüber die Organisation des Armcnwesens sind aufgehoben.
Diese Bestimmungen werden genügen, um die Armen-Verwaltung an die Gemeindeverwaltung

anzuschließen,damit sie für die Zutuuft mit dieser gleichen Schritt halte.
Auf diese Weise wird eiue für die Provinz ungleiche, schwerfällige, unbestimmte und jede Selbst-

ständigteit versagende Gesetzgebung aufgehoben und ein wichtiger Theil der Gemeindeverwaltung einer
fteicrn und frischern Stellung entgegcngeführt werden.

?i
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Nr. N.

Die alljährlich vor All erdu r ch la u chti gster. Großmächtigster König!
lomnmioeEmqnllitie. A l lerg n ädi qfter König und Herr!

niüssslast bei der
WalMi Haide «sp, E,,^ Majestät zum 17. Rheinischen Provinzial-^andtag uers ammelten getreuen StändeErhohnnq der Ein ^ , ^, ^ <,^<^, < > ^> '-<<>/ - >. ^ , -''. . ^ ^ „^ ^,
quariicriiügsuergii.erlauben ftch hmstchtlicheuier, die mhrnch auf der Wahner Vaide vorkommende druckende Ein-

wug betr. quartierungslast betreffenden Petition, Euer Majestät in tiefster Ehrfurcht vorzustellen, daß die in
drin Allerhöchsten^andtags-Nbschiede vom 15>. November 1862 von 5 Sgr. auf 2 Sgr. <! Pf.
Allcrgnädigst erhöhte außerordentliche Einquarliernngsvergütung noch in kciuer Weise ausreicht,
um dein angestrebten 5u'le, der Erleichterung der durch die Artillerie-Schießübungen alljährlich so
hart betroffenen Ortschaften, auch nur in etwa näher zu kommen.

Euer Majestät haben durch die Erhöhimg das Unzureichende des Seruises incl. des
früheren Zuschussesselbst bereits anzuerkennen geruht. Diese Unzulänglichkeit stellt sich in dem
gegenwärtigen Augenblicke jedoch noch schärfer heraus, da sowohl durch die seither ausgeführte
bedeutende Vermehruug der Eadres der Artillerie, als auch besonders durch die von den Militair-
behördeu für nothwendig erachtete jetzt viel engere Eoneentriruug der Mannschaften nm den
Schießplatz eine weit stärkere Belegung der einzelnen Ortschaften geboten wurde, wodurch die Be¬
wohner derselben jetzt geradezu vollständig in ihren häuslichen Verhältnissen und ihrem Geschäftsbetrieb
gestört werden. — Am ungünstigsten stellt sich das Verhältniß, wenn die Räumlichkeitenzur Unter¬
bringung der Truppen überhaupt mangeln, und die Belasteten gezwungensind, ihre Einquartierung
auf ihre Kosten anderweitig zn verlegen; in diesem Falle deckt das Srrvis sammt der bewilligten
außerordentlichen Vergütung von 2 Sgr. 6 Pf. die wirtlichen Kosten nicht znr Hälfte, oft nur
zum dritten Theile, wie anch dnrch die der Petition angefügten Belege bewiesen ist. ^

Die trcugehorsamsten Stände der Meinprovinz nahen sich den Stufen von Euer Ma¬
jestät Throne mit dem ehrfurchtsvollsten Danke für die bereits bewilligte Erhöhung der Einquar-
tierungsvergütnng und der unterthänigsten Bitte:

„Euer Majestät möge bis dahin, daß das in dem Landtags-Abschicdevom 15. November
1862 in Aussicht gestellte Gesetz über anderweitige Regelung der Einquartieruuqslast
zu Stande gekommen, den Allcrgnädigst bewilligten Zuschuß vou 2 Sgr. 0 Pf. pro
Mann und Tag auf fünf Sgr. zu erhöhen geruhen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.
Düsseldorf, den 1«. October 1864.

»m
a

Vetiüon die Mrlich Dein Rheinischen Provinzral-Landtagc erlaubt sich der ganz gehorsamst Unterzeichnete
Kmse MülhcimnachstehendeEingabe ehrerbietigst zu Unterbreiten.

^ «h. stattfindende Die jährlich bei Gelegenheitder Schießübung der Rheinischen Artillerie-Brigade Nr.8 Hierselbst
Emquar^erungsllst ^^ sindende Einquartierung wird jedes Jahr drückenderund ist jetzt auf einer'Höhc angelangt,

welche unerschwinglichgenannt werden kann. So habe ich pro 1852 auf einen Einlommensteuer-
betrag von 30 Thlrn. für die Bequartierung der mir übcrwiesenen Soldaten nach der beigefügten
Bescheinigung ............ 15 Thlr.
pro 1860 ............54 „ 10 Sgr.
pro 1863 auf einen Einkommensteuer-Betrag von 42 Thlrn. ... 119 „ 15 „
gezahlt und
im laufenden Jahre auf denselben Einkommcnsteuersatz

5 Mann 84 Tage
15 Mann 35 Tage
9 Mann 7 Tage und
4 Pferde 35 Tage
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bequartieren müssen,wofür ich im Ganzen nach der angeschlossenen Rechnung 126 THIr. IdSgr.
gezahlt habe.

Der mir zustehendegewöhnliche Servis und Servis-Zuschuß beträgt
pro Mann und Tag 2 Sgr. <! Pf. und perPferd jeden Tag :i Pf., zusammen also 62 ,, ^

Demnach beträgt der baare Zuschuß i,n laufenden Jahre . . Nl> „ 8 „
oder circa 150 Prozent der von mir zu zahlenden Einkommensteuer.

Daß die Zahlung eines so hohen Zuschussesfür Einquartierung lähmend einwirkenmutz
liegt auf der Hand und habe ich durch mehrere den competenten Behörden eingereichte Bittgesuche
um Beseitigung und wenn dies uicht thunlich, um Ermäßigung der Einqnartierungslast ersucht,
leider aber, wie die gehorsamst angefügten Bescheidenachweisen, immer vergebens. Selbst mein
Bittgesuch vom ^<i. Juni c. an das Königliche Ober-Präsidium, worin ich die unrichtige Verthei-
lung der Uebungs-Mannfchaften auf die umliegenden Ortschaften der Wahner Haidc und nament¬
lich die Ueberbürdung des Ortes Zündorf nachwies, und um Rcpartirung der Soldaten auf alle

zu belcgcude Ortschafteil nach Maßgabe der Klassen- und Einkommensteuerderselben bat, ist uach
dem angefügten Bescheidedes Königlichen Landraths-Amtes zu Mülhcim vom 6. Juli c, abge¬
wiesen worden, weil es bei dem im Jahre 1862 von der Königlichen Negierung genehmigtenDis-
locationsplane sein Bewenden haben müsse.

Warum nun gerade Zündorf nach diesen: Dislocationsplane am stärksten belegt wird
und selbst noch näher bei der Wahner Haide gelegene Ortschaften, wie Elsdorf und Urbach, gegen
Zündorf mit Rücksicht auf die Klassen-und Einkommensteuerkaum die Hälfte der Einquartierungs¬
last von Zündorf aufzubringen haben, vermag ich nicht einzusehen, es mühte dann sein, daß Zün-
durf zur augenchmen Herbringung der freien Zeit mehr Gelegenheit böte, als die andern Ort¬
schaften. Den Rheinischen Provinzial-Landtag erlaube ich mir ganz gehorsamst zn bitten, Hoch¬
geneigtest vermitteln zn wollen, daß die Einquartierungslast auf sämmtliche zu belegende Ort¬
schaften nach Maßgabe der Klassen-und Einkommensteuercxcl. der '/, und 1 Thlr. Klassensteuer
zahlenden Personen repartirt werde, dann sich aber ferner Hochgeneigtestdafür verwenden zu
wollen, daß durch die Ausführung eines Barackcnbaues die auf der ganzen umliegenden Gegend
schwer liegende Einquartierungslast befeitigt werde.

Meiner jedoch ganz nnmahgcblichenMeinung nach dürfte es einstweilengenügen, wenn vor¬
erst die znm Unterbringen der Pferde und der reiteirden Artilleristen lc. nöthigen Gelasse gebaut
und dann die Fußmannschaften aus den in Köln und Dcutz gelegenenKasernen mittels Extrazngcs
auf den Ucbungsplatz gebracht und auf dieselbe Weise znrückbefördcrtwürden.

Mit aller Ehrerbietung Eines Rheinische!:Provinzial-Landtagcs
ganz ergebenster

Johann Ludwig Court h,
Gutsbesitzer, Krcistags-Mitglied und Beigeordneter.

Riederzündorf, M. Miilheim a. Rh., 10. Sept. l864.

Ar. 10.
c«, < < ^ , ^ ^ -. ^. ^ - l ^ - c-i ., »> >l,.; , ! Crhcbüng der Stadt
Nl lerdurchlauchtigüe r Großmachtlgstcr Konig: ^m ^ ^,^ Ser>
Allcrgnädigster König und Herr!' uisstadt l. El. betr.

Euer Majestät erlauben sich die zum 17. Proviuzial-Landtage versammelten getreuen
Stände der Rheinprovinz eine Petition des Bürgermeisters und der Stadtverordneten-Versamm¬
lung von Eleue, die dortige Einquartirungslast betreffend, alleruntcrthänigst zu überreichen.

Die getreuen Stände, in Erwägung der in der Stadt Eleve herrschenden Preise der
^cbensmittel uud Wohnungen im Verhältniß zu den übrigen größern Städten der Provinz, sowie
m der ferneren Erwägung daß von dem Königl. Kriegsministerium 8. cl. .10. Mai t«(l" eine
^rhülmng des Scrvises zu Eleve augeordnet, mithin die Unzulänglichkeitdes Servises einer Gnr-

24"
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uisonstadt II. Klasse bereits anerkannt worden, welche Erhöhung indessennur die Offiziere, nicht
aber die Mannschaften vom Feldwebel abwärts, betrifft, richten nach gewissenhaftester Prüfung
alter in der Petition und deren Anlagen entbalteneu Thatfachcn an Encr Majestät die nncer-
tbänigste Bitte,

„es möge Ällerhöchstdensetbeitgefallen, die Petition der Stadtverordneten von Eleve
mit geioobnter landesväterlicher Huld zu betrachten, und ibr ,^olge gebend, die
Stadt Eleve zu einer Servisstadt !, Klasse ;u erbeben,"

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.
Düsseldorf, den ll-l. Oltober I,"<i>4.

Clcve, beirVergiUiin
ans Stalltsfunds für
die (iinquaitiernngs
last, resp. Erhi>l,u,!>i
de« Htüilll^Snviici'.

Petition
der Studlueiordneten-Versaminlung von Cleue an den 17. Rheinischen Prnvinzial-^ardtag.

Hohe Ständc - B e rsa m m I u n g!

Unterm :^l>. Februar 1«<N hnttc» >vir in rubricirtem Betreffe eine Petition an das bohe
Petition der Swdl Haus der Abgeordneten eingebracht, welches darauf ausweise der abschriftlich angeschlossenenBe¬

nachrichtigung in seiner Sitzung vom 25>. Juni !'i,^<!.-,. auf den Bericht !,>>>>. Antrag der Commis¬
sion für das Gemeinde-Wesen beschlossen bat:

Die Petition der König!. Staats-Negierung zur baldigen ÄlgMfe i» der bestimmten
Erwartung zu überreiche», das; sie dem Landtage für die uäcbste Session einen Gesetz-
Entwurf vorlegen werde, welcher die Bestimmungen des allgemeinen Regulativs über
das ServiS- uud Einqnartirungs-Wesen von, I?. März !«!«» dabin regelt, das; für
die Einqnartirungslast eine mit den von den Quartirgebern zu tragenden Kosten in
einem richtigen Verhältnisse stehende Bcrgütiguug ans der Staatskasse gewährt werde.

Gan; die nämlichen Verhältnisse, wie damals, bestehen jetzt noch für unsere Stadt, wes¬
halb wir uns erlauben, auf unsere damaligen Petitions-Motive, enthalten in dem angeschlossenen
Commisnonsbericbtc(Seite ^ und 3) lediglicb Bezug zu uebmen uud zu bitten, daß, in zuversicht¬
licher Erwartung der obenerwähnten Gesetzes-Borlagen, höbe Stände-Bersammlnug geneigtest
beantrage» möge, daß bis dahin wenigsteils insofern einigermaßen das Drückende der Einquar-
tirungslast für unsere Stadt erleichtert werde, das; dieselbe höheren Ortes für eine Scrvis-Stadt
I. Klasse erklärt werde und bemerkenwir noch, das; für das laufende Jabr, um den Ausfall an
der Einnabme des zu erwarteuden Servises gegen die voraussichtlicheu Ausgaben für das hier
garnisonirende Jäger-Bataillon zn decken, eine Steuer-Umlage zuMilitair-Zwecken von l">> vom
Jahres-Einkommen im Gesammtbetrage von U'.Ol» Thlr, bat ausgeschrieben werden müsseu.

Als Beleg dafür, daß ^ebensmittel und Wohnungs-Miethe in hiesiger Stadt in hohem
Preise stehen, erlauben wir uns, aus jüngster Zeit nur anzuführen, daß für die vom 3. bis 6.
d. MtS. mit Berpfleguug, für welche vom Staate für den ersten Tag mir 5 Sgr. und für die
übrigen 3 Tage nur 4 Sgr. 8 Pf. pro Mann und Tag vergütet worden, cinqnartirt gewesenen
Manöver-Trupven bei einer Äusmielbung !.'» bis 1? Sgr. pro Maun und Tag baben gezahlt
werden müssen und daß auch die Setbstverpfleguug 13 bis 15 Sgr. pro Mann und Tag gekostet hat.

Schließlich tonnen wir uicht umhin, in Beziehung auf die Erklärung des Herrn Eom-
missarius für das Königliche Kriegs-Ministerium (Seite « des anliegenden Eommissions-Verichtes).

„daß die diesseits gemachte Angabe, als wäre hier eilte Verbesserung des Servises
für die Offiziere eingetreten, auf einem Irrthum beruhe".

Folgendes erläuternd zu entgegnen.
Die Stadt Eleve wurde Anfangs in Bezug auf Offiziere uud Manuschaften als Gar-

msoustadt II. Klasse behandelt, da sie noch nie Garnisonstadt gewesenwar und daher auch in dem
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Servis-Tarif vom 30. Juni I>52 nicht aufgeführt stcbt. Nachdem jedoch die Unzulänglichkeitdes
Servises auf Grund eines von mir, dem unterzeichnetenBürgermeister, ausgestelltenAttestes nach'
grwicfe» worden, erhielten die Offiziere M'ar auch den Scrvis einer Garnisonstadt II. blasse,
jedoch mit Z us ch uß (Garnisonstadt Torgan), fo daß beispielsioeise dem Lieutenant, welcher
früher jährlich nur 45 Thaler erbielt, fpäter nach dein abschriftlich angeschlossenenKriegs-Mini-
stcrial-Erlasse vom .'!<». Mai 18l!0, der Satz (nach Pagina 350 des Tarifs) von 73 Thlr. 15, Sgr.,
mithin eine Erhöhung von 3U Thlr. 15) Sgr. jährlich bewilligt wurde.

Den Mannschafte n vom Feldwebel abwärts wnrde jedoch nach wie vor der
Servis nach dem Tarif Nr. II. für Garnisonstädtc !l. blasse ohne Zuschuß zugestanden, (conf.
Anerkennung ans Seite 35)0 des Tarifs) mithin deren Scrvis, welchen die Stadt zu beziehen
hatte, nicht erhöht, obschon eine Erhöhung für sie, auf Grund des ansgestcllten Attestes, eben¬
sowohl zu erwarten gewesen wäre, als für die Offiziere.

Eleve, den 12. September 1804.

Der Bürgermeister und die Stadtverordnete».
(Folgen die Unterschriften).

«ins die von dem Herrn Bürgermeister nnd den Herren Stadtverordneten bei dein
Hause der Abgeordneten eingebrachte Petition d. d. Eleve, den 35. Februar ^»ir, wegen ander»
weiter Regelung zdes Einquarti^rungswesrns, hat dasselbe auf den in dem anliegenden ersten
Berichte der Eommission für das Gemeindewesen enthaltenen Antrag in der Sitzung am heutigen
Tage beschlossen:

Die Petition der Königlichen Staats-Ncgierung zur baldigen Abhülfe in der bestimm¬
te,! Erwartung zu überreichen, daß sie dem Landtage für die nächste Session einen
Gesetz-Entwurf vorlegen werde, welcher die Bestimmungen des allgemeinen Regulativs
über das Servis- nnd Einqnartirnngswesen vom c?. März 1810 dahin regelt, daß
für die Cinqnartiernngölast eine mit den von den Quarlicrgebern zn tragenden Kosten
in einem richtigen Verhältnisse stehende Bcrgütung aus der Staatskasse gewährt
werde,

wovon der Herr Bürgermeister und die Herren Stadtverordneten hierdurch ganz ergebcnst in
Kenntniß gesetzt werden,

Berlin, den 35. Inui 18s!3.

Das Bureau des Haufes der Abgeordneten.
gez. Bleich.

An
^" Herrn Bürgermeister und die Herren Stadtverordnete!! ^'

Wohlgeboren zu Eleve.
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Der Königl. Intendantur wird auf den Bericht vom 21. d. Mts. erwidert, daß der
Servis für die in Cleve stationirten Truppen vom 1. Juni d. I. ab nach den paF. 24!» und 250
des Servis-Tarifs vom 30. Juni 1852 für die einzelnen Chargen normirtcn Sätzen zu liquidiren
und anzuweisen ist.

Berlin, den 30. Mai 1860.

Kriegs - Ministerium. Militair - Oeconomic Departement.
gez. Hering. gez. Krienes.

An
die Königl. Intendantur des 7. Armee-Corps zu Münster.

Nr. 514,5/KO. M. O. T. 4.

Abschriftdem Magistrat zu Cleve zur gefälligen Kenntniß.
Münster, den l. Juni 1860.

Königl. Intendantur 7. Armee - Corps, gez. Meye r.
Nr. 452/N. 60 I.

Ni>. 11.

Erlaß der Moststeu« Allerdurchlllilchtigster, Groß mächtig st er König!
in der Rheinprovinz Allergnädigster König und Herr!für 1864.

In Folge der überwiegendkalten und nassen Witterung des Jahres ist die Wein-Crescenz
in diesen, Herbste am Nheine überall eine sehr geringe und daher wenig erträgliche. Schon seit dem
Frühjahre hat der Weinstock in seiner Entwickelung sehr gelitten, indem die Blüthe theils sich ver¬
spätete, theils ganz verdarb und dadurch die Aussichtenvon vorne herein sehr getrübt wurden. Als
dann den Sommer hindurch das kalte Wetter anhielt, sah der Winzer seine Hoffnung ganz vernichtet
und zuletzt traten noch im Monat Qctober Nachtfrösteein, die das Wenige und Schlechte,was übrig
war, auch zu Gruude richteten. Die Mehrzahl der Tranbeu ist vor erlangter völliger Neifc erfroren
und unbrauchbar geworden.

Da der Ertrag der Weinlese somit ein sehr nnbedeuteuder,die Qualität des Weines nur
eine sehr geringe ist, so erleiden sowohl die größeren Producenten, als namentlich auch die zahlreichen
kleineren Weinbauer, die ganz auf den Ertrag ihres Weingütchcns angewiesensind, die empfindlichsten
Verluste; eine sehr große Anzahl derselben wird nicht im Stande sein, von dem kärglichenProdukte
eine weitere Steuer zu zahlen.

Von dem Wunsche geleitet, den schwer betroffenen Winzern der Provinz eine, wenn auch
nur vorübergehendeErleichterung zu verschaffen, erlauben sich daher die trengehorsamstenStände, an
den Stufen des Thrones einmüthig die allerunterthciuigsteBitte niederzulegen,

Euer Majestät wollen Allergnädigst zu befehlen geruhen, daß die Moststcuer für 18<i4
den Weinproducentenin der Nheinprovinz alsbald in Gnaden erlassen werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe« :c.
Düsseldorf, deu 21. Oktober 1864.
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Nr. 12.

Nllerdurchlauchtigster, Großmächtigster «onig! ^^^ ^ ^^.
All ergnädigster Konig und Herr! «»mal. u»d Prämien»

strnßen auf den ust<

Die treu gehorsamsten Stände des 17. Prouinzial-Landtageshaben in ihrer heutigen ss'Ä^f'ndsd^M^
Sitzungdie ihnen durch das Ober-Präsidium iiberwieseueu Anträge über Aufnahme von Communal- ^Bez' Düsseldorf?'
Prämienstraßenauf die verschiedenen ostrheimschen Bezirksstraßen-Fondseiner sorgfältigen Prüfung
unterworfen, nämlich über:

^. Im tKgierungslicM Coolen):
t. die in Ausführung begriffene VerbindnngsstraßeMischen der Sieg-Eisenbahn bei Eitorf

mit der Cöln-Fraiüfurter Staatsstraße bei Kircheip.
,2. Die Straße von Erpel am Rhein zum Anschluß au die Linz Rottbitzer Bezirksstraßeuud

an die Wissem-Wildbergerhütteuer-Straßcüber Frieseuhageuuach Freudeuberg,

li. Im Regierungsbezirk Cöln:
1. Die Zeith-Straße,welche über Hochhauseu, Zcith, Much und Drabenderhöhe,cinesthcilsvon

Siegdurg aus die Colu Frailkfurter Staatsstraßemit der Cölu Olpeuer Staatsstraße bei Engelskirchcn
verbindet, andererseits über Forst bis zur Wiehlmündeu-Nother Bezirksstraße führt; sie vcrbiudet eine Menge
oberbergischer Orte mit der Dentz-GießeuerEisenbahn, uud geu'ährt eiuer großen Anzahl industrieller
Etablissementserleichterte» Bertehr.

^. Die Halft-Schönenberger Straße; sie geht bei Halft aus der Sicg-Straßc, führt durch das
Ottersbacher Thal uach Schöneubergan die Brohler Bezirksstraße,verbindet also die Brohlstraße mit der
Siegstraßc uud dem Bahnhof der Dentz-GießcncrEisenbahn bei Eitorf.

3. Die Eitorf Kircheiper Straße verbindet über Mühleip, Obereip uud Uircheip die Siegstraßc
mit der Cülu-FrantfurterStaatsstraße und deu Straßeu-Knotenpunlt Kircheip mit der Eisenbahn auf
dem kürzesten Wege.

4. Die Spitze Kesselsdhünner Straße, welche die Verlängerung der Bensberg-Spitzer Bezirks-
straße bildet, bei Spitze ans der Mülheiin-WipperfürtherBezirtsstraße ausgeht, über Kesselsdhünn in den
Regierungsbezirk Düsseldorfführt uud in diesem in die Dünnwald-Dabringhansen-Kammerförsterhöher
Bezirtsstraße bei Stnmpf müudet.

5. Die Müllerhaide-Aucheler Straße im Kreise Waldbroel; sie führt aus der Derschlag-Rothen-
Mühler Bezirlsstraße bei Müllerhaide über Siuspert uud Fintenrathnach Auchel in die Brüchermühle-
Nespener Bezirksstraße.

». Die Dentliugeu-MorsdachcrStraße verbindet die Orte Dcnkliugenan der Wiehlmünden-
Rother Bezirtsstraße durch das Wissemthalmit der bei Morsbach;eine
Iweigstraße führt über Borberg nach Waldbroel, auch sie schließt eine große Landstrecke ans nnd vermittelt
bie kürzeste Verbiuduug mit der Eisenbahn.

6. Im Regierungsbezirk Düsseldorf:
1. Die Verlängerung der aus dem RegierungsbezirkCöln kommenden Spitze - Kesselsdhünn«

Straße, von der Grenze des Regierungsbezirksbis Stumpf au der Dünnwald-Dabringhauscn-Kammer-
furster Bezirtsstraße.

^. Die ini Kreise Duisburg auszuführeudenStraßen:
Ä) von Dorsten über Gahlen und Hüuxc nach Dinslaken,
b) von Hüuxe über Bocholt nach Emmelfum an der Eöln-Arnhcimer Staatsstraße,
«) von Gahlen nach ttirchhellcnint Regierungsbezirk Müuster,



1i)2

<1) die Verbindung uon der a6 ^ genannten Straße von Gcchlen nach Schcrmbeck,
e) die Verbindung uon Barnum an derselben Straße nach dem Adler an der Wesel-Münstcrer-

Staatsstraße,
l) die Verbindung uon Hünxe über Crudenburg und Dreveuack nach Peddcnbergebenfalls an die

Wesel-MüustcrcrStaatsstraße.
Dieses Straßeu-Netz wird eine I80U0 Morgen große Haideflächein der Bürgermeisterei

Gcchlen der Elilt,irzuführen, uud zur uiel besseren Verwerthung der nicht unbedeutendenHolzbestciude
in den fiscalischeu uud Privatwälderu iu der BürgermeistereiSchermbeck bedeutend beitragen, sowie den
Bezug der Steiutohleu aus den Esseu'scheuReviere» erleichtern.

Die treugehorscunsteuStaude des !7. RheinischenProuinzial-Kcmdtagesfühlen sich daher
verpflichtet, Euer Majestät die alleruuterthäuigsteBitte vorzulegen l

die Aufuahme der vorgenannten Straßen auf deu betrcffeuden ostrheinischen Bezirtsstraßcufonds
Allcrgnädigstbefehlen zu »vollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsseldorf, >4. Octobcr I8<!4.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Aufnahme von C°m° Allergnädigster König nnd Herr!
Ulimal» und Prämien»

straßen auf dm west^ Den trengehorsamsten Ständen des l?. Provinzial-«andtags wurden bei Allergnädigstgegen-
stlaßmfonds" ^ «artig zusaiumenberufeuerDiät von mehreren Gemeindenund BürgermeistereienAilträgeum Aufuahme

bereits vollendeter Eommunal. Ehansseen, Präinienstraßen uud noch im Bau begriffener Gemeinde-
Chausseendes RegiernngsbezirksDüsseldorf auf deu westrheinischen Bezirlsstraßenfonds, zur Befür¬
wortung Allerhöchsten Orts, eingebracht.

Euer Majestät treugehorsamstc Stände haben die ihnen vorgelegten Anträge einer sorgfältigen
. Prüfung unterworfen und uach Kenntnißnahmeder Einnahme- und Ausgabe - Etats für die künftigen
Jahre ist die Versammlungzn dem allcruntcrthänigstenBeschlussegelaugt, daß es wegen Mangel an Fonds
ihnen unmöglich sei, auch irgendwieden gerechtesten Anträgen Folge geben zn können. Dieselben lege«
demnach Euer Majestät die allernnterthäuigsteeinstimmigeBitte vor, die Zuschlägezu dem Bezirks-
straßenbaufondsdes westrheinischen Theils des RegierungsbezirksDüsseldorf um !^ Procent Aller¬
gnädigsterhöhenzu wollen.

In der Voraussicht, daß Euer Majestät huldreichstdie vorstehendeallernnterthäuigste Bitte
gewährenwerden, indem dadurch teiuerlei Druck in diesem Theile der Provinz entstehen wird, da bereits
in den übrigen Theilen mancher Regierungsbezirkeein höherer Proccntsatzstattfindet, als der für die
Zukunft beantragte mit Hinzurechnungder crwähuten l ^ Proceut, haben die versammeltentrengehor¬
samsten Stände die einzelnen Anträge einer sorgfältigenPrüfung unterworfen.

I. Antrag des Landtags^AbgcordnctcnSeulen im Auftrage der GemeindenOedt und Vorst,
Kreis Kempen, nm Anfncchme der Communal-Chausseevon der EisenbahnstationAnrath, an der Ruhr-
ort-Crefcld-Aachener Bahn, bis auf die Mülhäufer Bezirksstraße. Die Straße ist ungefähr«0 Minuten
lang; es besteht bereits eine Barriere-Erhcbnng, welche zu 125 Thlrn. verpachtet ist, liegt in dcrbeovl-
lertsten und gcwerbreichsten Gegend des Kreises Kempen,wo gleichzeitig Gewerbe und Ackerban Hand
in Hand gehen. In Anbetracht,daß die GemeindeVorst für Herstellung ihrer Bezirksstraßen bereits
gegen 42,N00 Thlr. und die GemeindeOedt über 24,»)00 Thlr. aufgebracht und jetzt noch bedeutende
Commuual-, Schul- und Kirchenlasten zu tragen haben, geht die Bitte des Landtages allerunterthänigst
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dahin, Euer Majestät wollen Allergnädigstbefehlen, daß die vorgenannte Scraße nach vorschriftsmäßiger
Abnahme durch die Kgl. Negierung, auf den Vezirtsstraßenfondsübernommenwerde.

2. Der Bürgermeister uou Weeze, Kreis Geldern, beantragt die Aufnahme des ansgebcuiten
Commnnalwegesuon Weeze nach Well, Königreich der Niederlande, 1894 Nnthen lang-, die Straße ist
vollständigausgebaut, besitzt durch Allerhöchste Eabinets-Ordre uom 31. Mai 1858 Malische Rechte
mit Varrierceinnahme, ist auf dem Köuiglich Niederländischen Terrain vollständigausgebautbis zu dem
bedeutenden Ladeplatz an der Maas, nnd fübrt bis znm Valmhofebei Weeze. Von diesem Pimlte ans
beantragt der Bürgermeister nnu ebenfalls die Aufnahme der ausgebauten Commnnalchaussee bis znm
Orte Uedem im Kreise Eleve, welcher Streclr durch Allerhöchsten Erlaß vom !ü. Dezbr. l8U2 fistali^be,
Nechte nüt Narriereeinuahmeverliehenwinden nnd welche ll-ls» Nnthen lang ist. Die ganze Ztrecke
von Well bis Uedem durchschneidetbei den, Orte Weeze die Erefelo. Elever Bezirlsslraßc, soivie die
Nheiniscbe Eisenbahn an dem Bahnhofe bei Weeze, uerbuidetdemnach den Verkehr auf der Maas nut
dein ganzen Inlande bis znr Nheinniederungbei Ealear, schafft der Bevölkerung von vielen Tausenden
das Mittel, ibre Bodenerzeugnisse ,ind Pvodntte au Holz nnd sonstigen Requisiten nach der Maas nnd
dem Nheine, sowie a» den Bahnhof zu Weeze zu Markte bringen, wie auch ihre sämmtlichenBedürfnisse
an Steinkohlen, Kalt uud andern Naturalieu auf leichte Weise beziehen zu tonnen.

Borstehendebeiden Anträge haben allerdings bei Aufstellungdes Etats über die Verwendung
des linksrheinischen Vezirlsstraßenbaufondsder Köuigl. Negiernng, fowie den: ständischen Counnissar nicht
vorgelegen, iedoch glauben die trengehorsamstversanunelten Stände, da die vorgenannten Straßen bereits
sämmtlich fiscalische Neckte mit Barriere^Einnahme erlangt haben, demnachder Königlichen Negiernng
vollständigbekannt sein müssen, es alleruuterthäuigstwagen zu dürfen. Euer Majestät die Bitte zu
unterbreiten, Huldreichstdie Aufnahme der vorstehenden Straßenstreclen,nach erfolgter Abnahme dnrch
die Königliche Negierung, ans den NezirkSslraßenfonds befehlen zn wollen.

",. Durch den AbgeordnetenFonck wurde im Auftrage der BürgermeistereienKeppeln nnd
Uedem, Kreis Eleue und Keroenheim Kreis Geldern eine im Ausbau begriffeneVerbindnngsstraßeans dem
Nheinthal bei Calcar znr RheinischenEisenbahn bei Kevelaer znr Aufnahme beantragt.Die Straßenstrecke trifft
nördlich vom Dorfe Keppelnanf die Goch Ealcarer Bezirksstraßennd bei Wiunelendonk ans die Sonsbcck-
Winnetcudonk-Kevelaercr Bezirksstraße. Dieselbe hat eine Länge von 35M> N,lthen, durchschneidet die frnckt-
barsten Gegenden der BürgermeistereienKeroenheim,Uedem nnd «eppeln, setzt über 5«»,<>0N Bewohner
dieser Gegend mit dem Rheine nnd der Maas, sowie mit der RheinischenEisenbahn bei Kevelaer in
Verbindung, wodurch dieselbe,: ihre Producte uud Fabrikate, sowie die Erträge ans ihren Waldungen
nach Holland u. s. w. zu Markte bringen und eoenfalls ihre Bedürfnissean Waaren, »alt nnd Mergel
oeziehen tonnen; auch bestellt bereits seit läugerer Zeit auf dieser Straße eiue nicht unbedeutendePost-
Verbindung.

VorstehenderAntrag hat au: 5. September dieses Jahres durch den Laudratb uon Eleve der
Kgl. Regieruug uud dem ständischen Eonunissar bei Beralhuug der Bezirlsstraßeufoudsvorgelegen.Bei
der Discussiou über die Aufuahme dieser Strecke habe,: die Herreu, die weuig günstige Lage des west.
rheinischen Bezirksstraßenfondserkennend, dieselbe vor der Hand abgewiesen, welcher Grnnd dnrch Ge¬
währung der vor Euer Majestät alleruuterthäuigst unterbreitete,: Bitte der trengehorsamstenStände,
die Zuschläge um 1"/, Proceut huldreichst erhöhen zu wollen, nicht mehr haltbar sein würde. Die treu-
gehorsamstversammeltenStande wagen demnach, Euer KöniglichenMajestät nach den: Antrage der
Gemeindenkeppeln, Uedem nnd Keruenheim die allcrunterthänigsteBitte zn unterbreiten, die Aufnahme
der vorstehenden Straße anf den BezirtSstraßenbaufondsAllcrgnädigst befehlen nnd den betreffenden
Gemeinden,welche noch znm Ausbaue ihrer Straße eiuen Uosteuaufwanduo» über 22,UN0Thlr. auf-
zubriugeu haben werden, huldreichst eiue Bauprämie von '»NW Thlr. pro Meile bewilligen zu wollen.

4. Durch den LaudtagsabgcordueteuGrase,: vou uud zu Hoeusbroech ist im Namender Bür¬
germeistereien Poni nnd Walbcck der Antrag um Aufuahmeeiuer Commnualchanssce uon der Eleve-Erc-
fcldcr Bezirksstraßein der Nähe des Bahnhofs bei Geldern ausgeheuduud au der Maas an dem Lade-
Platze bei Arsen im Königreich der Niederlandemündend, eingebracht worden.

25
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Die Straße ist 2353 Nuthc» lang, setzt nickt nur die Kreisstadt (Neidern uebst Umgegend
mit der Maas in Verbindung, sondern erleichtert anch der Maasgegend, namentlichPont und Waldeck
den Verkehr mit den Märkten am Rhein,'Rheiubrrg, Wesel, Xanten nnd Beeck, ist überhaupt die Haupte
Verkehrstraße aus dem Iulande zum Königreich der Niederlande,dient Tausenden uou Menschen zur Ab-
fuhr ihrer Waaren uud Produkte, ebenso wie zum Bezug ihrer Bedürfnisse.

VorstehenderAntrag hat der königlichenRegierung nnd dem ständischen Eommissar bei Be^
rathnng des Etats des Bezirtöstraßenfondsvorgelegen uud ist auch aus denselben Gründen, wie «cl 3
wegen Mangel au Fonds vor der Hand abgelehnt.

Die treugehorsamstenStände wagen daher, Euer Majestät aus denselben Gründeil wie «cl 3
lllleruuterthäuigstzu bitten, huldreichst die Aufnahme dieser Straße ans den Bezirtsstraßeubaufoudsnach
Abnahme derselben durch die ilönigliche Regierung befehlen und der wenig bemittelten Gemeinde Pont,
fowie der armen GemeindeWalbeck eine Bauprämie vou 5NNN Thlr. pro Meile Allergnädigstbewilligen
zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsfeldorfden 18. October 1804.

lV,-. 14.

Allerdurchllluchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König nnd Herr!

fer?,m?Pr!imie"wn Ans den Antrag der Stände des ,<-.. Rhein. Provinzial^andtciges gernhten Euer Majestät,
3U()l! Thlr. vr° Mcilc die Aufnahme der Straße von Sonsbeck über Winnekendonk nach Kcvclacr in die Reihe der w.'strheinischen
Wim3e>,?°ü7z>m, Bezirksstraßenuud die Bewilligung einer Ncubauprämie uoi: ^!an<» Thlr. Allergnädigstzn befehlen.

Ausbau der Smisbe«. Die Gemeinde Winnekendonk, welche in Anerkennungder großen Wichtigkeit dieses Straßenznges
Kcuellltier Straße, h^ Ausbau der Strecke auf dem Gebiete der GemeindeKevelaermit übernommen hatte, glaubte sich

zur Zeit im Stande, diese Aufgabe löseu zu können, ist aber jetzt, im Besitze des Kostenanschlages,zu
der traurigen Ueberzeugunggelangt, daß ihre Kräfte bei den oielen sonstigen Anfordernngenbei Weiten,,
nicht ausreichen, die zum Baue erforderliche Auschlagssuuuue -rcl 14N4« Thlr. 18 Sgr. aus eigenen
Mitteln cmfzubringeu. Dieselbehat demnach bei dem jetzt versammelten Landtage deu Autrag gestellt,
ihr ans Bezirksstraßenmittelneine fernere Bauprämie zn bewilligen. Diesem Gesuche tauu wegen gänz¬
lichen Mangels der Fonds nicht stattgegeben werden nnd wagen es daher die treugehorsamstenStände,
in Anerkennungder Sachlage, Ener Majestät allernnterthänigstzu bitteu, der Gemeinde Winnekendonk
für den Bau im Banne der GemeindeWinnekendonk nnd Kevelaer zn der Allerhöchst bewilligtenBau-
Prämie von 30U0 Thlr. eine fernere Prämie von 30N0 Thlr. pro. Meile Allergnädigstverleihenzu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
Düsseldorf,den 17. October 1864.
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Anträge und Anzeigen,
die an den Königlichen Landtagv-Co'nmissarius gerichtet worden sind.*)

«r. 1.

Ew. Excellenzbeehre ich mich, mit Bezugnahmeauf dc» Allerhöchsten Landtagsabschied vom Die Nertheilimgder
17. September I8N4, II. ^1)1^.14, ergebenstuutzntheileu, daß der 17. rheinische Proviuzial^andtag in ^'^.^^^^w^"^
seiner heutigen Sitzung einstimmigbeschlossenhat, die Nllergnädigstbewilligten15WN Thaler aus den Fonds be!r,!">Mn'h.
Nordcanal-Intradcu auf diesenigen Theile der Rheinvrouinz ganz i» der Weise und mit Anwendung ^'^a«'MchKd ^v.
-des Procentsatzeszur Vertheilung zu driugen, iu welcher die Erhebung der Zuschlags Tantieme für den
Nordcaualbcinznr Zeit stattgefnndeilhat.

Die Vertheilung soll ans Regierungsbezirke, Kreise und Gemeindenuorgeuommenwerden, um
von letzteren zn Geineindezwecteil verwandt zn werden.

Znr Förderung dieser Sache hat die Versammlung es für nothwendigerachtet, zwei Eom°
missarienin der Person der Herren Abgeordneten Zores und Frings zu wählen, um in Vcreinbaruug
mit der Königl. Regierung zn Düsseldorfdiese Vertheilung zn bewerkstelligen.

Düsseldorf, den 2N. October 18U4.
Der Lllndtags-Marschall:

Frhr. v. Waldbott-Vasscilhttm-Voinhcim.
Au

den Königlichen Laudtags-Eommissarins :c.
I.. N. Ar. 1.

iVl>. 2.

Benachrichtigung des Herrn Landtags-Marschalls, >'vl O. P. Nro. 7389 vom 2. Oct. 1864, Die Neswm'ntwü der
daß der Landtag in seiner 5. Plenarsitznng den Antrag der Verwaltnngs - Eommissionder Prouinzial- ^'""'^^. ^r^^"'
Arbeitö-Nnstalt zu Brauweiler auf Bewilligung eines Znschnsses uon 90UN Thaler aus Provinzialfonds
zur Nestauratioil der dortigen Pfarrkircheabgelehnt, dagegen beschlossen habe, nm der Pfarrgemcinde
Vranweiler die Beschaffungund Verzinsungder zur Restanration erforderlichen Geldmittel zu erleichtern,
die seitherige Retribution uon 1l>0 Thlr., welche die Arbeitsanstalt für die Mitbenutzungder Pfarrkirche
an die Kirchenfabrik zn entrichtenhat, ans dreihundert Thaler zu erhöhen.

1^. N. Ar. .^. <!. ,l. 14. Oct. 18<>4.

Ur. 3.

Benachrichtigung des Herrn Marschalls, -ul O. P. Nro. 7095, 7572 und 7183 vom 2. Oct. Die Rechnungen und
'»64, daß der Landtag in seiner 5. Plenarsitznngbeschlossen habe, "h'^M zuSieg'"

1. die Rechnungen der Irrenheilanstalt zn Siegbnrg pro 1862 und 18U3 zu dechargn'en; l>^ betr.
2. den Etat dieser Austeilt für 18(!5—I8l!Uzu genehmige,!;
3. dem Anstalts-Gärtner Coiumaus eine jährliche Pension von U0 Thlr.; sowie

') Theiln'eise nur im Auszüge.
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die Erhöhung des Gehalts des ^economenKuttenkeulerdaselbst vou 55i» Thlr. auf <!00
Thlr. zu bewilligen;uud endlich
die Rechnung über die außerordentlichenBauten bei der Anstalt währendder Jahre l«tt2
nnd I^ttü bezüglich der Gasbeleuchtung, der Anlage feuerfester Treppenund der Wasser¬
fördermaschine zu dechargireu.

I.. U. X,-. -" ^l. >',, ,l, ,!, ,,, <7el, 1>^4,

Betr. Bauten bei der
Irrenheilaiistalt zu

Siegburg (»6 1^,. C
3tr. 60) resp, deren
Neorgamsatiou und

Verlegung.

Nr. 4.

ll. Benachrichtigung des Hrn. Landtags Marschalls, ä. ,^I. 1!,. Oct. l8l!'!, daß der Landtag in
seiner v Plenarsitzung beschlossen habe, znr Errichtung der neuen Küche bei der Irrenanstalt zu Sicgburg
45>0<» Thaler zu bewilligen,behufs Vollendung der Wasserleitung aber 1 <!<>«>«>Thaler nur uuter der
Bediuguug, daß die bebufs Priifnng der Verbältnisse der Anstalt ini Allgemeinenzu wählendeCom¬
mission sich vorher mich mit dieser Frage beschäftige nnd die Ausführung dieser Anlage nur bei zustim¬
mendemBeschlusse dieser Commission erfolge,

l,. Der Landtag habe die znr Durchführung eine« uollstäudigeuRestanrations und Ergän¬
zungsplansder Anstalt erforderliche Summe von I00NN Thlr. fchon jetzt definitiv zu bewilligen um
so mehr Anstand genommen, als nach dem Berichte der Verwaltungs'Commissiondie Siegburger Anstalt
trotz des bedentendeu «ostcnanfwands immer nur als eine nothdürftige uud sehr mangelhaftebetrachtet
werden müsse. Da nun die Verwaltungscommissiongleichzeitig eine Verlegung der Anstalt aus den
jetzigen Gebäuden lebhaft befürwortet,fowic nicht minder ein«- geographische Theilung derselben hierbei
in ernstliche Erwägung gezogen wissen will, bat der Landiag geglaubt, um Verhältnissezu schaffen, die
nicht allein den zeitgemäßenAnforderungen der Irrenheiltnnde, sondern auch überhaupt dem hohen
Standpunkteder Humanität nnd socialen Bildung der Rheinprovinz in jeder Beziehung vollständig
Rechnung tragen, nachstehenden Antrag zum Beschlusse erheben zn müssen,-

Der Provinzial-Landtag wolle aus seiner Mitte eine Commission von sechs Mitgliedern wählen
und ihr die Befugniß beilegen, sich nach ihrem Ermessen auf Kosten der Provinz durch Hinznsetzung
eines qualificirten Arztes nnd eines geeigneten Vautechnitersmit gutachtlichen Stimme» zu ergänzen.

Diese Commission wird sich mit der Verwaltuugs Commission in Verbindung setzen, über den
Antrag eine örtliche Untersuchungvornehmen, eventuell die vorliegende Frage in besonderer Konferenz
in Erwägungziehen, ihr separatesmotivirtes Gutachten erstatten nnd demselbendie Gutachten der
zugezogenen Sachverständigenanschließen.

Es wird dieser Commissionüberlassen, zu ihrer bessern Information Irrenheilanstalten des
Inlandes, nnd wenn sie es für angemessen findet auch des Auslandes, auf Kosten der Provinz in Augen¬
schein zu nehmen.

In Folge dieses Beschlusses ist die Wahl vorgenommenund ans die nachstehend genannten
Personen gefallen:

Frhr. Raitz v.
Frhr. v. Geyr

I.
->

5.
0.

Frentz-Garath;
Schweppcnburg;

Commerzienrathv. d. Hcydt;
Bürgermeister Contzen;
Apotheker Doctor Riegel;
Adv.-Anwalt Vr einig.

sl^. K. «7 a. und b. ä. ü. 21. Oct. 1864.)
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Nr. 5.

Auf (Nrund des vom I?, Provinzial-Vandtage in seiner N, Plenarsitzung vom 20. Oct. 1864 Vclr. Sistmmg der
gefaßten Beschlusses wird der Herr «andtags-Commissar ,1. d. 21, Oct. 1864 ersucht, die Verwendung iZA"nnn"Rul"des
der 1862 zum ^teubaue eines Hauses behufs Unterbringung tobsüchtiger Frauen iu Siegburg aus den ,ha,,,^ für wdsnchtM
Hülfstasscu - Überschüssen bewilligten 14000 Thlr. bis zur Erledigung der weiter gehenden Anträge zu
sistiren. (I.. N. Mo. 24.» cm >gci <>- .,

Nr. e.

Euer Excellenz beehre ich mich, unter Bezugnahme auf das abschriftlich beigefügte Referat Betr. dc,5 Landarmen»
des sechsten Ausschusses über die Rechnungen und den Verwaltungsbericht des Landarmenhauses zu ^m/7428 n 7563'
Trier pro 1862 und 1863, ganz ergebenst zu benachrichtigen, daß der Landtag in seiner heutigen 7.
Plenarsitzung den Anträgen dieses Referats gemäß beschlossen hat, Euer Erccllcnz zu bitten, gcneigtest

1) veranlassen zu wollen, daß die Königliche Regierung zu Trier bei Aufnahme von Hiius-
lingen eine gleichmäßigereVertheilung unter den verschiedenenKreisen des Bezirks beachte und nur in
äußerst dringenden Fällen eine Ueberschreitung dieses Contingents gestatte;

2) zu verordnen, daß der Bedarf des Hauses an Naturalien künftig nicht aus freier Hand
von der Direction, wie bisher zu geschehen Pflegte, an ein und denselben Fruchthändler in Lieferung ge¬
geben werde, sondern in Zukunft entweder auf dem Markte von den Producenten selbst gekauft oder
durch Submission in Verding gegeben werde;,

3) der Direction die Mißbilligung darüber auszusprechen, daß dieselbe bei Versicherung der
Mobilicn und Immubilicn des Hauses gegen Feuer mehr das Interesse von Privatgesellschaften als der
Provinzial-Anstali befördert hat.

Den Rechnungen des Landarmenhauses, welche in der Anlage zurückzureichenich mich beehre,
hat der Landtag mit Vorbehalt der Erledigung der von dem Königlichen Negierungs-Präsidium zu Trier
gezogenen Notate, gleichzeitig seine Genehmigung ertheilt.

Düsseldorf, den 18. October 1864.
Der Landtags-Marschall:

Frhr. v. WllMott-Bllssenlicim-Boinhcim.
An

den Königlichen Landtags-Eommissarius «.
I.. IV!. Nr. 33 u. 34. <^

M r f e r a t

des sechsten Ausschusses über die Rechnungen und den Verwaltungsbericht des Landarmenhauses zu
Trier pru l862 und 1863.

Referent: Abgeordneter Guittienne-Niedaltorf.

Die von der Direetion des fraglichen Haufes aufgestellten, von der Verwaltung-Commission
Lcprüften uud von dem betreffenden Herrn Regicrungs - Präsidenten dechargirtcn Rechnungen des Land- ^^
armenhauses zu Trier der Jahre 1^62 und 1863 sind dem VI. .Ausschüssevon Seiten des Herrn
^andtags-Marschalls zur Einsicht und demnächstiger Berichterstattung überwiesen worden.

Der VI. Ausschuß hat dieselben demzufolge, fowie den Verwaltungsbericht der Jahre 1860,
1861, 1862 und 1863 des Landarmenhauses zu Trier einer sorgfältigen Prüfung unterworfen, und hat
derselbe daraus die Ueberzeugung eines gut geführten Kafseu-Haushaltes gewonnen. In der Iahresrcch-
NUNg pro 1862 belauft sich die Einnahme auf 57,236 Thlr, 17 Sgr. 6 Pf., die Ausgabe auf 60,685
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Thlr. 20 Sgr. 5 Pf., mithin ergibt sich ein Ausgabc-Ucbcrschuh vvn 3449 Thlr. 2 Sgr. 11 Pf., welcher in
Folge der Mehrkosten des 40,000 Thlr. kostenden Erweiterungsbaues der Irrenbewahranstalt entstanden ist.

Im Jahre 1863 wurde dieses Deficit durch Ersparnisse wieder dollständig gedeckt, und blieb
noch ein effektiver Bestand von 328 Thlr. 5 Sgr. 10 Pf. übrig. Die Einnahme dieses Rechnungsjahres
war nämlich 52,007 Thlr. 28 Sgr 8 Pf und die Ausgabe nur 51,679 Thlr. 22 Sgr. 10 Pf., mithin,
Wie eben cilvähnl, 328 Thlr. 5 Sgr. 10 Pf. Ueberschuß.

Wie aus dem Verwaltungs-Bericht ersichtlich ist, besteht das Haus noch aus 4 Kategorien, nämlich:
!. aus einem Hospital oder Pflegeanstali mit 72 Pfleglingen im Jahre 1862 und 90 im Jahre 1863;
2. aus einer Heilanstalt mit 84 Kranken im Jahre 1862 und nur mit 51 im Jahre 1863;
.-;. aus einer Irren Pflege-Anstalt mit im I.chre 1862, 128 unheilbaren Irre» und im Jahre

1863 mit ,!31;
4. aus einer Arbeitsanstalt, deren Bevölkerung im Jahre Isi62- !33 und im Jahre 1863: l49

Seelen zählte, bestehend.
Trotz der vielen Bauten und der Entfernung der jugendlichen Verbrecher und der Erziehungs-

Anstalt aus dem Hause genügen die Räumlichkeiten dennoch tauin, um den an dasselbe gemachten An¬
sprüchen zu genügen, was hauptsächlich seinen Grund ^arin findet, daß demselben so viele Geisteskranke
als unheilbar von Sieg bürg zugeschickt werden.

Da daher noch immer Aufnahme-Gesuche aus Mangel an Raum von den Landkreisen zurück¬
gewiesen werden, so ist es doch eine auffallende Erscheinung, daß der Land- und Stadtkreis, von welchen
letzterer ein geräumiges Bürgcrhospital besitzt, und den größten Theil des Landarmenfonds absorbirt,
fast die Hälfte der Stellen in der Anstalt besetzt, lsiche den Bcrwaltungsbericht Seite 5).

Der Ausschuß fft daher der Ansicht, daß der Dircction r(,^>. Königlicher Regierung aufgege¬
ben werden möge, sich in Zutunst strenger an eine gleichmäßige Aufnahm? aller Kreise nach der Eeelen-
zahl zu halte», und nur in äuße:st dringenden Fällen eine desfällige Ueberschreitung zu gestatten, denn
eine Ausgleichung an Geld vermag dieselbe nicht ganz zu ersetzen.

Auch ist es aufgefallcn, daß bei den Ausgaben der angeschafften Naturalien als Roggen,
Weizen, Hafer, Gerste, Erbsen und Bohnen :e. dieselben von der Directiun aus freier Hand ausschließlich
einem gewissen Isacl in Lieferung gegeben werden. Da der Vorgenannte ein Fruchthändlcr und lein
Producent zu sein scheint, so dürste dieses Verfahren nicht zu billigen und in Zukunft dahin abzuändern
sein, daß diese Lieferungen durch eine öffentlicheLicitation ausgegeben werden, damit die übrigen Frucht-
Händler und Producenten sich ebenfalls an dcnselbcn oelheiligen können.

Auch ist es eine auffallende Erscheinung, daß sowohl die Gebäude, ais die Mobilien der An¬
stalt nicht bei der Probinzial-Socictät, sondern bei einer Privat - Gesellschaft ohne Vorwissen der Ver-
Waltungs-Commlssion gegen Feuer versichert worden sind.

Im Ucbrigen ist es erfreulich, aus dem vorgedachten Berichte zu entnehmen, daß das Haus in
den letzten Jahren in allen seinen Einrichtungen gegen früher so mettliche Furtschritte gemacht hat, wozu
die Bemühungen ic>>r>. Warnungen des hohen Landtags und der hohen Provinzial - Behende wesentlich
beigetragen haben mögen, wie dem Referenten als Mitglied der Verwallungs-Eommission aus persönlicher
Anschauung bekannt ist.

Daß dem diesjährigen Landtage Von Seiten der Verwaltung lein Etat vorgelegt wurde, hat
seinen Grund darin, daß dem letzten Landtage im Jahre 1862 zufolge eines früheren Beschlusses derselbe
s,rn 1863,66 bereits behufs Begutachtung rc^p. Festsetzung vorgelegen hat.

Weitere Erinnerungen gegen die aufgestellten Rechnungen sind von Seiten des Ausschusses nicht
gemacht worden, und trügt derselbe somit darauf an, die beiden Rechnungen der Jahre 1862 und 1863,
unter Vorbehalt der Erledigung der von dem Herrn Reginungs-Präsidenten gezogenen Notaten,
anzunehmen.

Der VI. Ausschuß stellt daher bei einer hohen Versammlung folgende Anträge:
Der Landtags-Commissar, Se. Excellenz der Herr Ober-Präsident, möge gebeten werden, z«

veranlassen:
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I, daß Königliche Regierung zu Trier bei Aufnahme von Hciuslingen eine gleichmäßigere Ver¬
teilung untir den veischiedcnenKreisen des Bezirkes zu beachten und nur in äußerst dringen¬
den FälKn »nie Ueberschreitung dicstr (icntinginlc zu gestatten habe;

2, zu verordnen, daß der Bedarf des Hauses an Naturalien lünstig nicht aus freier Hand von
der Direction, wie es bisher zu geschehen Pflegte, an ein und denselben Fruchlhändler in
Lieserung gegeben werde, sondern in Zukunft entweder auf dein Markte von den Producenten
felbst getauft, oder durch Submission in Verding gegeben weiden möge-,

3. der Dircctien seine Mißbilligung darüber auszusprcchcn, daß dieselbe bei Versicherung der Mo-
und Immobilien des Hauses gegen Feuer mehr das Interesse von Privatgesellschaften, als
das der Provinzial-Nnslalt befördert hat,
Düsseldorf, den 12. October 1864.

Graf v. Spee, Vorsitzender. Guittienne Referent. Vöninger. Clemens.
Dr. Niegel, Limbourg. Frhr. v. Loi>. Graf v. Hoensbroech.'

Xr. 7.

Benachrichtigung, daß der 11. Prouinzial-Lcmdtag in seiner Sitzung vom 20. October Vttr. dm Tll«bstum-
beschlossenhabe: aus dem zur Verfügung der Stände stehenden Fonds bei der Prorinzialhülfslasse für die '""'g"/^!u«r?uim ^"
Jahre IkL5 und 1600 jährlich eine Summe bis zu 4000 Thlr. - zum Besten der Tnubstummensache

Zu Seiner Excellenz Verfügung zustellen mit der Masigale, daß aus diesenGeldern sechszigneue Stellen
m den vorhandenen 6 Taubstummen-Anstalten für den siebenjährigen Unterrichtocursus dotirt werden,

' und zwar unter Berücksichtigung der confessionellen Behältnisse, „von welchen 00 Stellen der Aachener
Pnvlltansialt 15 und die übr gen 45 den anderen fünf Anstalten nach Euer Excellenz Ermessen zu
überweisen sind."

I.. 51. Nu. !18. ck. cl. 10. October 1864.

I., N. I^u. ^0 und 05. (l«I U.I'. ^'u. 7818 und 1>. 0. r>'c>. 5»), cl. cl. 20. October 1804: Vttr. die neue In«

Der Landtag hat beschlossen, Sr. Excellenz für die bezüglich der billigern Verwaltung der ^',^ ^ ^^^^'
Vezirlsstraßen erlassene Verfügung den angelegentlichsten Dank auszudrücken, gleichzeitig aber auch den straßm.
Wunsch auozusprechen, daß bei der Einführung/des bezüglichen Versuchs in dcm Neg,-Nez. Eöln die
Königl. Regierung daselbst ermächtigt werde, den Bürgermeistern i^i>, Unlerbcnmlen, Welche mit der
Ausführung der Instruction betraut werden, eine entsprechende^ ratifieation in Aussicht zu stellen, resp.
«« gewähren. „Wenn eo auch unzweifelhaft ist, baß rechtlich denjenigen Beamten, welche anßer ihrem
Nessort beschäftigt werden, eine entsprechende Remuneration zusteht, so erscheint eine Hinweisung auf
"Ne solche im Interesse des vorliegenden Zieles ebenso geboten als zweckentsprechend, indem dadurch
"ue freudigere Mitwirkung jener Beamten gefördert werdcu dürfte, welche unerläßlich erscheint, um bei
einem Versuche eonstatircn zu können, ob derse'be den gehegten Erwartungen entsprechen würde."
schließlich wünscht der Landtag, daß den ständischen Bezirisstraheir.Eommissaiien dir bezüglicheInstru-
"wn zur itennlniß, event, zu nutzbringenden Vorschlägen mitgetheilt weide.
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Ni-. N.

Betr. Erhühung des Benachrichtigung des 5?errn Landtags-MarschaUs. <l, 6, 19. October 1864, (1^. N ^c>. l l7),
Bllrii^rcgeldes ailfden hgß der Landtag in seiner 8. Sitzung den nebst dem Referate unten folgenden Antrag:
Nhemischm ezirls» ^ ^,,^ ^^^ gesetzlichem Wege dahin gewirkt werden, dah auf Bezirtsstraßeu das Barriere-

geld auch nnck Maßgabe der Belastung des Fuhrwerkes normirt werde",
zu seinem Beschlusse erhoben Hot,

'

Antrag
des AbgeordnetenFreihr. u, Leykam, auf Erhöhung des Varriöregeldes auf den Bezirksstraßenin

der Nheinprovinzfür das schwerere Fuhrwerk.

Auf den Antrag des V. Rheinischen Prouinziallandtagcs ist durch töuigl. Verordnung vom
11. April 183« der für die Staatsstraßen unterm 28. April 1828 erlassene Tarif für die Vezirks-
straßen der Provinz maßgebendgeworden.

Dieser Tarif entspricht den heutigen Verhältnissennicht mehr, indem das jetzt eingeführte
schwere Fuhrwerk, welches im Jahre 1828 noch nicht gebraucht wurde, die Straßen, namentlich bei
ungünstiger Witterung in einer Weise beschädigt, daß die gewöhnlichen Unterhallungsmittel zur Instand?
Haltung derselben nicht mehr ausreichen. Aus diesen Gründen wird beantragt, für das schwerere Fuhr¬
werk einen höheren, progressiunach der Belastung ro«p. der verwendeten Zugtraft steigenden Barriöre-
geldsatz in Vorschlag zu bringen.

Düsseldorf, den 14. October 1864.

Neferat des siebenten Ansschuffes
über den Antrag des Abg. Frhrn. v. Leykam und Genossen auf Erhöhung des Varriüregeldes

für schweres Fuhrwerk auf Vezirksstraßen.
Referent: Or. Würz er.

Der Antrag ist nach Ansichtdes Referenten vollständig begründet. Es unterliegt keinem
Zweifel, daß sowohl die gesetzlichen Bestimmungen, als die Polizeiverordnungcn der Barrieren
dahin gerichtet sind, eine gewisse Ladung für eine entsprechendeBespannung anzunehmen. In den
meisten Fällen wird die Ladung von 2s» Ccntncr p,-s> Pferd als Normalfatz anzunehmen sein.
Es ist aber in neuester Zeit eine solche Vermehrung des Fuhrwerts und eine solche Beladung
desselben durch das Zu- und Abführen von den Eiscnbahnhöfen, wo nur auf kurzen Strecken der
Transport stattfindet, entstanden, daß die Straßen in ungewöhnlicher Weise leiden.

Diesem Ucbelstande ist nur dadurch abzuhelfen, daß bei erhöhter Ladung auch eine Er¬
höhung des Barrwregeldes stattfinde, um dem Verschleiß der Straßen entsprechende Entschädigung
zu gewähren. Es wäre dem Uebelstandc dadurch abzuhelfen, daß die Ladung von 20 Eentuer sn-c»
Pferd als Norm angenommen, bei einer Ladung von W Centner das l^fache, bei 40 Eentner
das 2fache und bei 60 Centner das 4fache des bisherigen Tarifs erhoben würde, und im Ucbrigen
hoher Behörde überlassen bliebe, den Tarif dem entsprechend abzuändern. Der Ausschuß tritt
diesem Antrage bei, und stellt hoher Versammlung das Pctitum zur Annahme:

für das Fuhrwerk auf Bezirtsstraßen den Tarif auch nach Maßgabe des Gewichtes der
Ladung feststellen zu wollen.
Düsseldorf, den 18. October 1864.

Graf Beissel, Vorsitzender. Dr. Würz er, Referent.
Schult. Frhr. v. Leykam. Frenger. I. Barrels. Guittienne. Gemünd.

Üimbourg.
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Nr. 10.

Euer Excelleuzbeehre ich mich, unter Zurüärcichung des vcrehrlichenNaildschreibensvom Betr. Vauhülfe an
3. d. M. Nr. 6805 nebst Anlagen, ganz ergebcnstanzuzeigen, daß der Landtag in seiner heutigen ^„,,?"'"^an A^
5. Pleuarsitzung in Betreff der für die Gemeinde Burg im Regierungsbezirk Coblcnz von der dor- Moselstrasic umi Zcll
tigcn Regierung beantragten Unterstützung beschlossen hat "^V^c.^805. ^

1) derselben aus den angesammelten Fonds des westrhcinischcnVezirksstrahcnfonds eine
Unterstützung von 3000 THIr. zu bewilligen, lind

2) den eventuellen Antrag dieser Gemeinde, ans dem Mcliorationsfonds der Provinzial-
Hülfskllsse das fehlende Baucapital gegen mähige Zinseil zu erhalteil, zn befürworten.

Düsseldorf, den 14. October 1864.
Der ^andtags-Marschall

l>. IV!. Nr. 47. Freiherr von WalduoU-Vasscuhcim-VorllhcM.

^i-. 11.
Euer Excellenzwollen aus dem abschriftlichbeifolgendenBerichte des VIII. Ausschusses,

betreffend die Provinzial-Hülfskasse, welchemder Landtag in feiner heutigen 5. Plenarsitzung zu¬
gestimmt hat, die Gründe gcncigtcst entnehmen, wodurch die Stände sich veranlaßt sehen, den An¬
trag wegen Annahme von Depositen von Privaten, welchem nach der verehrlichen Znfchrift vom
2- d. M. 1^. 0. Nr. 6 die höhere Genehmigung zur Zeit nicht hat ertheilt werden tonnen, hiermit
aufs Neue zu stellen.

Düsseldorf, den 14. October 1864.
Der Landtags-Marschall:

!.. N. Nr. 54. Freiherr von Waloliolt-Vasstilheim-Vornl^lm.

Betr. die Rhmulche
Provmzml-Hüiwtasse,
1.. ('. Nr. 5> ü. «.

Bericht des V!ll. Ausschusses, die PromuziallMfölasse betrcffcud.
Referent: von der Heydt.

Der Königliche Landtags-Eommissar Oberpräsidcnt Herr v. Pommer-Esche hat mit seinen
Schreiben ,1. .l. 2. October unter Nr. 53, 54 und 55 Mittheiluugcn, die Provinzialhülfskasse be¬
treffend, an den Provinzial-Landtag gelmlgen lassen.

Nr. 55 berichtet, daß nach'dem ständischen Antrag Se. Majestät zn genehmigen geruht
haben, daß der Betrag von 5694 THIr. 11 Sgr., welcher aus dein zur Prämurnng der Spar¬
kassen-InteressentenbestimmtenZinsgewinne aus 1858 und 59 nicht zur Verwendung gelangt war,
dem rheinischen Meliorationsfonds überwiefen werde. .

Nr. 55 übersendet die gedrucktenBerichte der Provinzialhülfskasse pro 1862 und 18„Z,
welche sich bereits in den Händen der Mitglieder des Provinzial-Landtags befinden.

Nr. 55 berichtet über die böhcren Orts erfolgten Entfchcidungen ans die Antrage, welche
der 1«. Provinzial-Landtag in seiner Sitzung vom 2. Dez. 1862, veranlaßt durch die Directwn
der Provinzialhülfskasse im Interesse dieses Instituts gefaßt hatte. *)

Der Antrag auf Belegung ihrer baaren Beständebei der Kölner Privatbank lst genehmigt.
Zwei andere, mit einander eng verbundene Anträge, Darlehen an Private zur Abtragung von
Hypotheken :c. zu gestattenundAnnahme von Depositen seitens Privater zn genchnugen, haben hin¬
gegen Bedenken gesunden. Die Direction hat keinen Antrag auf Erneuerung dleser Gesuche gestellt;
der Ausschuß sieht sich aber veranlaßt, nach persönlicher Verhandlung unt der Direction aus s
Neue den Antrag zu stellen:

Referat, betr. die
Pl°umz.°HülfÄ»sse.

'^ Vgl, umher S, ,48—149.
2«
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„daß c5 der Directiou der Provinzialhülfskafsc gestaltet werde, Depositen von Privaten
auf einjährige oder auf halbjährige Kündigung zu einem der respeetiucn Dauer der
Kündigungsfrist angemefseuen Zinsfüße anzunehmen"

uud bittet die Versammlung, diesen Antrag zu ibrcm Beschlusse zu erheben.
Motivirt ist dieser Autrag ourch den Umstand, daß es sich durch die Erfahrung als

wüuschcuswerth herausgestellt hat, die Mittel der Hülfskasse zu vermehren uud sie iu Staud zu
sehen, Darlehen in größerem Maße zn bewilligen. Je nachdem die beantragte Maßregel von Er¬
folge lein möchte, wird die Erneueruug jenes andern Antrags:

an Private außer den in ^. 8. nnd !» des Statuts bezeichueten Fällen auch zur Abtra-
guug von Hypotbekenschulden, zur Abfindung der Mitcrben uud zur Ablösung vou Ser-
vituten Darlehen geben zu dürfeu,

für eiue fvätere Diät vorbehalten.
Düffeldorf, den 13. Oktober 1864.

Der VI N. Ausschuß:
/<rhr. v. Leylam, Vorsitzender, von der Heydt, Referent. Dr. Würz er.

N oeg gerat h. I. Horst. Vontz'en. I. Vartels.

Den zur VersiistMic, ?sl>. 12.

ftehcndcu"'?°nd^wl ^"" Excellenz beehre ich mich ganz ergebcnst mitzutheilen, daß die zum t?, rheinischen Pro-
der PrllvnizicilHiilfs vinzial-Landtage versammelten Stände die nachstehendenVerwendungen aus dein Zu ihrer Verfügung
laße wr. !..,>!. 54. steh^den Fonds bei der rheinischen Provinzial-Hülfskasfe beschlossen bauen:

!. für das (5oblen?er Archiv,:
n> 6(^0 Thlr. für die Herausgabe des 3. Bandes des mittelrheinifchen Urlundcnbuchs.
!>> ,00 Thlr. für die Bollendung des 2 Bandes desselben:

:.'. für die ProUinzial-Blindencmstalt zu Düren einen jährlichen Zuschuß bis zu «NUN Thlr».
für die Jahre 1865 66 mit der Maßgabe, daß von der bezeichnetenSumme vierteljährlich je nach dem
wirtlichen Bedürfniß an die Anstalt auf Euer Excellenz specielle Anweisung gezahlt werde;

,'!. für den Taubstummen-Unterricht und zwar zu dein Zweck, daß alle in der Provinz befind¬
liche bildungsfähige taubstumme Kinder der Wohlthat eines siebenjährigen Unterrichts theilhastig werden,
für die Jahre 1865/66 einen jährlichen Beitrag bis zu 4000 Thlr. zur Verfügung Euer Excellenzzu stellen;

1, für die Provinzial-Frrenanstalt Sicgburg behufs baulicher Anlagen 4500 Thlr. für Umbau
und Verlegung der Küche, l6000 Thlr. für die Wasserleitung; letztere Summe unter Vorbehalt der
Zustimmung der für Siegburg gewählten speciellen Eommissare;

5. für den von der Königlichen Regierung zu Eoblenz projectirten Weg von Neucnahr nach
Heimersheim einen Zuschuß von 3000 THIrn.;

6. zur Beförderung der Scidenindustrie in der Rheinprovinz ein Zuschuß von 300 Thlr«.
für die beiden Jahre 4865/66 (also zusammen 600 Thlr.), welcher an die Seidenzucht-Section des
landwirthschaftllchcn Vereins in Eoblenz auszuzahlen ist;

indem ich die betreffenden Ausschußberichte zu den Anträgen ml 2, 3 und 6, welchen die
einhellige Zustimmung der Ständcversammlung zu Theil wurde und die die vorstehenden Beschlüsse
hervorgerufen haben, ergebenst in Abschrift beischließe. '^)

Der Provinzial-Landtag hat mich sodann beauftragt, Euer Excellenz geziemend zu ersuchen,
die für die erwähnten Bewilligungen aus dem Fonds der Prov.-Hülfstasse erforderliche höhere Genehmi¬
gung geneigtest zu erwirken.

Du sseldorf, den 19. October 1864. Der ^andtags-Marschall:

_________ Frhr. v. Wllldöott-Vllssellyciill-Bornhcilu
») S. weiter hinten in der Abtheilung „NeseraU".
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Nr. 13.

Der 1?.P^ovinzial^andtag hat in sein« Sitzung vom W, October 1864 beschlossen, in Folge ^H^/"H,
von Sr. Excellenz urschriftlich uütgrthcilten Antrags der Königlichen Regierung zu Coblenz für die von M„r„a!,r und
dieser Regierung vroj«tirte Wcgeoerbindung z,vischen Bad Neuenahr und Heüncrsheim einen Zuschuß Hnn,tr«hki!».
von einem Drittel der veranschlagten Kosten, d. i. 3UU0 Thlr., aus den zur Verfügung der Stände
beruhenden Fonds der Hülistasse zu bewilligen, unter der Bedingung, daß die beiden andern Drittel
aus Staatsmitteln uud von den betreffenden Gemeinden aufgebracht werden.

I.. N. Nr. 124.

Nr. 14.

Auf die vcrehrliche Mittheilung Eurer Excellenz vom 5. October u. c I.. (.1. Nr. 56, betreffend Vttr. eimn Iuschnsz
einen Zuschuß aus der Prov.-Hülfslafse von 600 Thlr. und resp. WO Thlr. für die Fortsetzung des "I^"mi w^Thlr'.
mittelrheimschenUrlundenbuches beehre ich mich, ganz ergebenst anzuzeigen, daß der Provinzial-Landtag in »ud resp. 100 Tlsir.

seiner gestrigen Sitzung beschlossen hat, eine fernere Beihülfe für die Herausgabe des dritten Theiles des Hl' ^VuV„
mittclrheinifchen Urlundenbuches aus den Fonds der Piovinzial-Hülfstasse zum Betrage von «00 Thlrn., urtiiiidcnbüches. »ll
die in zwei gleichen Jahresraten zahlbar zu machen sind, zu bewilligen und gleichfalls mit Rücksichtauf ^ ^- Nr. 5l!
den größeren Umfang des zweiten Theiles und dessen Bereicherung durch die vorangcschicktehistorische
Uebersicht zur Bestreitung der Mehrkosten des Druckes des zwetten Bandes noch einen besonderen Bei¬
trag von 100 Thlrn. auf den Fonds der Prov.-Hülfslafse zu übernehmen.

Düsseldorf den 19. October 1864.

Der Landtags-Marschall:
Frhr. v. Wllldbott-Hllssculicim-Bornheim.

Nr. 15.

Mittheilung, daß der 17. Rhein. ProvinzialHandtag in seiner Sitzung vom 18. October d. I.
den einstimmigen Beschluß gefaßt hat, daß für die Zukunft die im Jahre 1854 aus Provinzial-Mitteln ^rchw M Eodim^.
bewilligten alljährlich zu zahlenden 200 Thlr. für einen zweiten Hülfsarbeiter bei dem Provinzial-Archive I.. c>. Nr. in...
zu Coblenz dem ersten Hülfsarbeiter Archiv-Secretair Goerz in Berücksichtigungdessen langjähriger Leistungen
und Verdienste um das dortige Archiv als Gehaltszulage zugewendet werden möchten. „Euer Excellenz
Wollen demnach die Königl. Regierung zu Coblenz anweisen, fortan nach diesem Beschlussezu verfahren."

Düffeldorf, den 19. October 1864.
Der Landtags-Marschall:

Frhr V.

X,'. 1«.

Euer Exeellenz beehre ich mich ganz ergebenst zu benachrichtigen daß der Landtag in seiner
VII. Plenar-Citzung dem ständischen Registratur-Gehülfen Bremer für die demselben entstehenden ^^ g^-a-
Vertretungs - Kosten für jede Diät des Landtags euie Entschädigung von 30 Thalern bewilligt hat. mr-GelMM Bremer.



Veli. Nennimllltiim
der Holiptlasscubcllm
ten dci der Äünigl.

Nrgicrlüiss zu Dussel»
dorfAdnxisu. Schmü;
für die Besorgung der

Kasseuacschäftede«
Landtages.

wollen.
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Euer Excellenz ersuche ich demgemäß ganz ergebenst, das Weitere geneigtes: veranlassen zu

Düsseldorf, den 1«. October !«ü4.

An

Der Landtags-Marschall:
Frhr. v. Wllldbott-BasseilhcimBornheim.

den Königl. Landtags-Eommissnrius, wirtlichen Geheimen Rath und Ober »Präsidenten
der Nheinprovinz, Nitter hoher Orden,

Herrn von P ommer-Esche,
Excellenz

I.. Hl. !>!n. 128. hier.

Ni-. 17.

Euer Excellenz beehre ich mich ganz ergebenst zu benachrichtigen, daß der Landtag in seiner
heutigen 10. Plenarsitzung beschlossen hat, dem
Hlluptkassenbuchhalter Schmitz Hierselbst als Vergütung für ihre Mühewaltung bei Besorgung der
Kassengeschäftedes Landtages für jede Sitzungsperiode eine Remuneration von je 25 THIrn zu bewilligen,
welche zu den Kosten des Landtages verrechnet werden soll. Eure Excellenz ersuche ich ganz ergebenst,
dem entsprechend das Weitere geneigtest verfügen zu wollen.

Düfseldorf, den 21. Octobcr 1«t!^.

An

Der Landtags-Marschall:
Frhr. v. Waldt>ott-BllsscnI)cim-.Bomheim.

cn Konigl. Landtllgs-Lommissar, Wirtlichen Geheimen Nath und Oberprasidenten
der Nheinprovinz, Nitter hoher Orden,

Herrn v. Pommer-Esche
Excellenz

I.. >!. No. 78. hier.

^<?t^H««^»-<',»^'
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